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Marx und die politische Philosophie 
der Gegenwart 


Ist der Marxismus eine politische Philosophie? Die Frage mag erstaunen, wird 
jedoch in der akademischen Philosophie häufig verneint. Könnte es sein, dass 
die Meinung, dem Marxismus fehle der Sinn fürs genuin Politische, Ausdruck 
einer Verdrängung ist? Vermag nicht Marx’ Theorie den Blick zu schärfen für 
Widersprüche und Aporien des politischen Denkens in seinen konservativen 
und liberalen - einschließlich linksliberalen - Varianten? Diese Hypothese 
werde ich anhand der Themen Liberalismus und Moderne, Staat, Recht, Ge- 
rechtigkeit, Freiheit und Politik sowie im Vergleich der Marxschen Theorie 
mit Kant, Tocqueville, Rawls und Habermas diskutieren. 

Zwar wird Marx in den Lehrbüchern schon aufgrund seines politischen und 
theoretischen Einflusses zu den Klassikern des politischen Denkens gezählt, 
doch wenden selbst wohlwollende Kommentatoren ein, die politische Reflexi- 
on komme in seiner Theorie zu kurz. So wird einerseits eingeräumt, „eines je- 
denfalls wird man nicht leugnen können: dass der Kapitalismus unverändert 
Probleme und Widersprüche produziert, auf die die Politik noch keine Ant- 
worten gefunden hat“ (Schwaabe 2007: 92). Andererseits wird die Ansicht ver- 
treten, aus den normativen und politischen Aspekten von Marx’ Theorie seien 
kaum Einsichten zu gewinnen: „Für erstere ist festzuhalten, dass Marx zentrale 
normative Voraussetzungen seiner Kritik am Kapitalismus nicht selbst begrün- 
det, sondern aus der politischen Philosophie des Liberalismus“ übernimmt. 
„Für letztere ist festzustellen, dass die Ausführungen von Marx über Recht 
und Staat - auch im Kapital - weit hinter Einsichten zurückgeblieben sind, 
wie sie etwa von Kant vorgelegt worden waren“ (Lutz-Bachmann 2007: 464). 
Die Urteile verraten etwas von der für die Auseinandersetzung mit der Theorie 
von Marx typischen Verlegenheit. Wie erklärt sich diese Verlegenheit? 


Liberalismus, Marxismus, Moderne 


Das Unbehagen am Kapitalismus beschäftigt das politische Denken seit bald 
zwei Jahrhunderten. Wird Marx vorgehalten, er habe es unterlassen, seine Analy- 
se des Kapitalismus um eine Theorie des Politischen und des Normativen zu er- 
gänzen, ist zu bedenken, dass die politische Philosophie generell mit der Frage 
konfrontiert ist, welche Funktion und welche Legitimation der Politik in kapita- 
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listischen Gesellschaften überhaupt zukommen kann. Steht nicht der Kapitalis- 
mus für jene Kraft, die zu zerstören droht, was über Jahrtausende in der philoso- 
phischen Reflexion als Voraussetzung der guten Ordnung gegolten hat? Von Pla- 
ton bis zu Rousseau, Tocqueville und Rawls herrscht Konsens: Die gute Ord- 
nung des Gemeinwesens ist gefährdet, wenn einige sehr viel besitzen und andere 
nichts. Zwar wird nicht die Gleichverteilung materieller Ressourcen angestrebt, 
aber doch befürchtet, eine extreme Ungleichverteilung zerstöre die Anreize für 
gemeinwohlorientiertes Handeln. Wird unter Politik das Bemühen verstanden, 
im Interesse des Zusammenhalts der Gesellschaft jene Prozesse zu kontrollieren, 
welche die ungleiche Verteilung von Gütern und Chancen bewirken, so wird ein- 
sichtig, weshalb der Aufstieg des Industriekapitalismus im 19. Jahrhundert für 
das politische Denken eine Herausforderung darstellt. 

Eine Möglichkeit, ihr zu begegnen, besteht darin, die Moderne in all ihren 
Ausprägungen - Demokratisierung, Individualisierung, Kapitalismus, Libera- 
lismus, Sozialismus - zu dämonisieren. Die konservative Kritik assoziiert, auch 
noch in ihrer vermeintlich Kapitalismus-freundlichen Variante des Ordo- und 
Neoliberalismus (vgl. Röpke 1948), die Moderne mit Revolution und Zerset- 
zung, fürchtet den Kapitalismus mithin aus eben den Gründen, die Marx und 
Engels im Kommunistischen Manifest zu einem enthusiastischen Lob veran- 
lasst haben. In ihrer Sicht ist der Kapitalismus die revolutionäre Macht, die 
„alle feudalen, patriarchalischen, idyllischen Verhältnisse zerstört“ und alles 
„Ständische und Stehende“ erschüttert (MEW 4: 464-466). Was dem Kapitalis- 
mus vorgeworfen wird, ist, nochmals in Marx’ Worten, nicht so sehr, dass er ein 
Proletariat, als vielmehr, dass er ein revolutionäres Proletariat erzeugt hat. So 
nimmt der Antimodernismus ein seit zweieinhalb Jahrtausenden wiederkehrendes 
Motiv auf: Was die gute Ordnung bedroht, ist nicht die ungleiche Verteilung 
von Macht und Reichtum als solche, sondern deren destabilisierende Wirkung. 
Die moderne Auffassung vom Zweck politischer Institutionen ist bis heute 
Zielscheibe einer Kritik, die sich auf ein Wissen um das genuin Politische be- 
ruft. Der Staat ist nicht Mittel zum Zweck des Schutzes individueller Interes- 
sen, er ist Ausdruck einer höheren Vernunft, die zu begreifen dem Menschen 
schwer fällt, so hat es Hegel in seiner Rechtsphilosophie formuliert (Hegel, 
Werke 7: 434, & 272). Carl Schmitt stellt ein Jahrhundert später mit Bedauern 
fest, im Zuge der Demokratisierung habe der Staat das Monopol des Politi- 
schen eingebüßt, das Politische ließe sich künftig vom Gesellschaftlichen nicht 
mehr trennen (Schmitt 1963: 20-26). „Politischer Rationalismus“ - die An- 
sicht, der Staat sei ein von Menschen zwecks Bedürfnisbefriedigung und 
Rechtsschutz hergestelltes Instrument - wird von den Kritikern der demokrati- 
schen Moderne angeprangert und dabei nicht selten die Familienähnlichkeit 
zwischen Liberalismus und Marxismus entdeckt. Philosophische Genealogien 
werden konstruiert, die Marx mit Hobbes, Kant oder Condorcet verbinden 
(vgl. Schmitt 1982; Oakeshott 1991; Hayek 1959; Hennis 1977). 
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Wie der Exkurs zeigt: Wird Marx’ Theorie mit dem Argument kritisiert, das 
Politische sei darin unzureichend analysiert, so ist daran zu erinnern, dass der 
Liberalismus ebenfalls mit dem Vorwurf der Geringschätzung der Politik, ihrer 
Instrumentalisierung für „unpolitische“ Zwecke rechtlicher und ökonomischer 
Art konfrontiert ist. Als politischer Denker war Marx in der Tat liberal ge- 
sinnt. So halten es Marx und Engels, wie sie in der Kritik des romantisch- 
reaktionären Sozialismus schreiben, für verhängnisvoll, die „überlieferten Ana- 
theme gegen den Liberalismus, gegen den Repräsentativstaat, gegen die bürger- 
liche Konkurrenz, bürgerliche Pressfreiheit, bürgerliches Recht, bürgerliche 
Freiheit und Gleichheit zu schleudern“ (MEW 4: 487). Der moderne Kapita- 
lismus mit seinen materiellen Lebensbedingungen und seiner politischen Ver- 
fassung gilt ihnen als unverzichtbare Vorbedingung einer freien Gesellschaft. 
Für jede Art des Kommunitarismus, für den Glauben an den „heiligen Geist 
der Gemeinschaft“ (MEW 4: 12), hat Marx nur Hohn und Spott übrig gehabt 
und die mit der kapitalistischen Moderne einhergehende Individualisierung 
explizit begrüßt. Dennoch ist natürlich die Etikettierung als liberal nur be- 
schränkt aussagekräftig, wie die folgenden Vergleiche zeigen. 


Staat 


Eine politische Philosophie kann nicht auf der Annahme basieren, Staat und 
Recht bildeten den Überbau der Gesellschaft und würden im Kommunismus 
funktionslos, so lautet ein bekannter Einwand. Wer den Marxismus der „Un- 
fähigkeit zur Politik“ bezichtigt (Gerhardt 1998: 24), blendet freilich sowohl 
die normative Relevanz wie die liberale Herkunft des Basis-Überbau-Modells 
aus. Die „kolossale Täuschung“ der Jakobiner besteht laut Marx darin, der 
modernen Gesellschaft der Industrie, der Konkurrenz und der Privatinteressen 
in „antiker Weise“ eine politische Führung geben zu wollen. Was die moderne 
Welt von der antiken unterscheidet, ist der Umstand, dass darin jeder Mensch 
sowohl die ökonomische wie die politische Sphäre bewohnt. Es ist nicht mehr 
die Politik, welche das Zusammenleben der Menschen ermöglicht, es sind die 
Interessen, welche die Menschen aneinander binden und den Staat zusam- 
menhalten (MEW 2: 123-129). 

Übereinstimmungen zwischen Marx’ Analyse der Funktion des neuzeitlichen 
Staats und jener von Alexis de Tocqueville werden in der Literatur kaum be- 
achtet. Tocquevillesche Themen wie die Zentralisierung der Staatsmacht oder 
die Heraufkunft des unpolitischen Egoisten finden sich in Marx’ Schriften 
häufig. Auch Marx erkennt in der zentralisierten Staats- und Verwaltungs- 
macht Frankreichs ein Instrument der absoluten Monarchie, welches die Fran- 
zösische Revolution perfektioniert hat, und auch er führt den modernen Des- 
potismus auf die Entpolitisierung der Gesellschaft zurück (vgl. Marti 2007). 
Tocquevilles und Marx’ staatstheoretische Erörterungen sind normativ durch- 
aus relevant. Die Gesellschaft im Zeitalter des Feudalismus hatte, so Marx, ei- 
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nen unmittelbar politischen Charakter. „Elemente des bürgerlichen Lebens“ 
wie Besitz, Familie und Arbeit bildeten Bausteine der politischen Architektur 
(MEW 1: 367). Mit der Abschaffung von Ständen, Korporationen und Privi- 
legien hebt die Französische Revolution den politischen Charakter der Zivilge- 
sellschaft endgültig auf. Politische Kompetenz kommt fortan ausschließlich 
dem Staat zu, dieser schafft eine ideale Sphäre des Gemeinwesens und der 
formalen Gleichheit. So bewirken die politische Revolution und die Deklara- 
tion der Menschenrechte gerade die Emanzipation der Gesellschaft von der 
Politik. Subjekt der Menschenrechte ist ein unpolitisches Wesen, welches sich 
als Bourgeois nicht um Politik zu kümmern braucht und als Citoyen von den 
sozialen Faktoren absehen soll, die seine politische Handlungsfähigkeit beein- 
trächtigen. Anders als Tocqueville hält Marx denn auch die Hoffnung auf die 
segensreiche Wirkung der alten republikanischen Tugenden für trügerisch. Die 
als negative Freiheiten konzipierten Menschenrechte schützen die Menschen 
in ihrer privaten Existenz. Dies ist kein Grund, sie gering zu achten, wohl aber 
ein Grund, sich - wie später Hannah Arendt - zu fragen, weshalb in moder- 
nen Gesellschaften nicht mehr der Mensch als politisch handelndes, sondern 
als privat sich verhaltendes Wesen als wahrer Mensch gilt (MEW 1: 366). Ne- 
gative Freiheiten geben keinen Anreiz, politisch zu handeln, Staatsbürgerrechte 
bewirken wenig, weil die soziale Ungleichheit aus der Sphäre der Politik in je- 
ne des Privaten verbannt worden ist (MEW 1: 283f), so lautet Marx’ Diagnose. 
Einen Ausweg aus dem Dilemma könnten positive Freiheiten weisen, die den 
Menschen die Macht verleihen, auch im Bereich der Ökonomie politisch zu 
handeln. Tatsächlich geht Marx’ Kritik der Entpolitisierung der Zivilgesell- 
schaft über jene von Tocqueville hinaus. Dieser hat zwar vor der Entstehung 
einer politisch verantwortungslosen industriellen Aristokratie gewarnt (Toc- 
queville OC 1/2: 164-167), die Befürchtung weicht später aber der Angst vor 
einer Revolution, die nicht mehr politisch, sondern sozial ist und auf die Ver- 
änderung der bestehenden Eigentumsordnung zielt (Tocqueville OC II/2: 
750). Mit der Ablehnung eines Rechts auf Arbeit weist Tocqueville die Idee 
positiver Freiheit zurück. 

Wie stark Marx’ institutionelle Vorstellungen dem Geist der liberalen Moderne 
verpflichtet sind und in welcher Hinsicht er darüber hinausgeht, ist seinen 
Kommentaren zur Pariser Kommune zu entnehmen. Die Kommunalverfas- 
sung will laut Marx die Selbstregierung der Produzenten ermöglichen, die „be- 
rechtigten Funktionen“ der politischen Gewalt „den verantwortlichen Dienern 
der Gesellschaft“ anvertrauen und „dem gesellschaftlichen Körper alle die 
Kräfte“ zurückgeben, die bisher der Staat, „der von der Gesellschaft sich nährt 
und ihre freie Bewegung hemmt, aufgezehrt hat“ (MEW 17: 337-341). Die Rä- 
terepublik vermag in Marx’ Sicht die Spaltung zwischen der zentralisierten 
Staatsmacht und der entpolitisierten Zivilgesellschaft aufzuheben. Um diese 
Aufgabe zu bewältigen, muss sie freilich in einem umfassenden Sinn souverän 
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sein; sie kennt weder eine Gewaltenteilung - Marx spricht von einer arbeiten- 
den Körperschaft mit exekutiven und legislativen Kompetenzen - noch akzep- 
tiert sie die Trennung zwischen dem Politischen, dem Sozialen und dem Ö- 
konomischen. Die Kommune ist in dieser Lesart eine Revolution gegen den 
Staat schlechthin, „diese übernatürliche Fehlgeburt der Gesellschaft;“ sie ist 
die „Rücknahme des eignen gesellschaftlichen Lebens des Volkes durch das 
Volk und für das Volk“ (MEW 17: 541), wie es in Anlehnung an Lincolns De- 
finition der Demokratie heißt. Wie diese Stichworte belegen, verweist die von 
Marx intendierte Entmystifizierung des Staats auch auf liberale Motive: staatli- 
che Politik darf die freie Bewegung der Gesellschaft nicht hemmen. 


Recht 


Elemente einer Theorie des Rechts finden sich insbesondere im ersten Band 
des Kapitals. Legitim ist das Recht in der Sichtweise der Begründer der neu- 
zeitlichen Staatstheorie, wenn es Anliegen gerecht wird, die allen Menschen 
gemeinsam sind: Sicherheit, Freiheit, Schutz des Eigentums. Während für 
Denker wie Locke, Rousseau und Kant Eigentum als Garant wirtschaftlicher 
Unabhängigkeit Bedingung des Bürgerstatus und daher der Schutz des Privat- 
eigentums ein gemeinsames Anliegen aller Bürger ist, kommt bei Marx eine 
neue Kategorie eigentumsloser Rechtssubjekte in den Blick. Legitim ist Recht, 
wenn es keine soziale Gruppe privilegiert oder diskriminiert. Als Untertanen 
sind die Menschen gleich, wie Kant darlegt. Rechtliche Gleichheit ist zwar ver- 
einbar mit realer Ungleichheit, wie sie zum Beispiel zwischen Lohngebern und 
Tagelöhnern besteht; illegitim jedoch sind die Privilegien des Erbadels sowie 
der Sklavenstatus. Doch ist nicht privates Eigentum ebenso ein Privileg? Locke 
spricht zwar von der ursprünglichen Freiheit und Gleichheit aller Menschen, 
setzt aber nichtsdestoweniger die Existenz von zwei Klassen voraus, den fleißi- 
gen und verständigen Eigentümern sowie den zum Verkauf ihrer Arbeitskraft 
gezwungenen Habenichtsen (vgl. Marti 2009). Kant stellt immerhin die Frage, 
„wie es doch mit Recht zugegangen sein mag,“ dass einige mehr besitzen, als 
sie nutzen können, andere aber so wenig besitzen, dass sie den Vermögenden 
dienen müssen, um leben zu können (Kant WA XI: 151f). 

Erst Condorcet wagt offen zu sagen, dass jenen Menschen, die ausschließlich 
von ihrer Arbeit leben, besondere Rechte zustehen (Condorcet 1976: 199-201). 
Faktisch kann, wie Marx zeigt, formal gleiches Recht nicht von allen Men- 
schen genutzt werden, da es nicht bloß auf allgemein menschliche Bedürfnisse 
abgestimmt ist, sondern auch auf solche, die einer besonderen gesellschaftli- 
chen Stellung entspringen. Ein Anspruch auf ein besonderes Recht muss daher 
auch den Eigentumslosen zugestanden werden, dieses Recht ist zumindest mo- 
ralisch begründet. Die Arbeitskraft als „Inbegriff der physischen und geistigen 
Fähigkeiten, die in der Leiblichkeit, der lebendigen Persönlichkeit eines Men- 
schen existieren,“ wird unter kapitalistischen Verhältnissen zu einer Ware, für 
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die es einen Markt gibt. Im Gegensatz zu anderen Waren enthält jedoch die 
Wertbestimmung der Arbeitskraft ein „moralisches Element“ (MEW 23: 185). 
Die Höhe des Kaufpreises und die Länge der Arbeitszeit müssen so bemessen 
sein, dass die Arbeitskraft reproduziert, biologische und kulturelle Bedürfnisse 
befriedigt werden können. Der Käufer der Ware Arbeitskraft hingegen versucht 
unter Verweis auf das Marktgesetz daraus maximalen Nutzen zu ziehen und 
die Arbeitszeit zu verlängern. Die Interessen der beiden potentiellen Rechts- 
subjekte sind inkompatibel. Es findet „eine Antinomie statt, Recht wider 
Recht, beide gleichzeitig durch das Gesetz des Warenaustausches besiegelt“ 
(MEW 23: 249). Offensichtlich ist hier zwar von moralischen Ansprüchen, 
nicht von positivem Recht die Rede, die Frage ist aber natürlich, wie die be- 
stehende Rechtsordnung sich zu diesen konkurrierenden Ansprüchen stellt. 
Der Aufstieg des modernen Kapitalismus wird im Kapital als eine Geschichte 
gewalttätiger Konflikte rekonstruiert, in welcher die Institution des Rechts 
fortwährend durch partikulare Interessen instrumentalisiert wird. Dabei ist, um 
Kants Frage aufzunehmen, vieles tatsächlich mit Recht zugegangen, weil das 
Recht nicht nur die unparteiische Institution ist, die es seinem Anspruch nach 
ist, sondern häufig ein Mittel, um Usurpationen nachträglich als rechtens ab- 
zusegnen. 

Ansätze einer normativen Reflexion über das Recht finden sich in der Kritik 
des Gothaer Programms. Wenn Marx das Prinzip der Gleichheit mit der bür- 
gerlichen Gesellschaft assoziiert, billigt er dem Recht als Steuerungsinstrument 
durchaus eine positive Funktion zu. Es wird auch im Kommunismus, der nur 
aus der kapitalistischen Gesellschaft hervorgehen kann, ein Recht geben, und 
zwar kein Recht auf gleiche Anteile am produzierten Reichtum. Wer dank Ge- 
schick und Fleiß mehr produziert, wird mehr erhalten; wer für eine Familie zu 
sorgen hat, erhält deshalb nicht mehr. Gleiches Recht anerkennt auch im 
Kommunismus natürliche Privilegien, ist mithin ein Recht der Ungleichheit. 
Jedes Recht ist notwendig die Anwendung des gleichen Maßstabs auf unglei- 
che Individuen; „sie wären nicht verschiedne Individuen, wenn sie nicht un- 
gleiche wären“ (MEW 19: 21). Um egalisierend zu wirken, müsste das Recht 
ungleich sein, also von Fall zu Fall einen anderen Maßstab anlegen, was der 
Idee des Rechts widerspricht. Denkbar ist jedoch eine Gesellschaft, worin die- 
ser Rechtshorizont überschritten wird und der Grundsatz gilt: Jeder nach sei- 
nen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen. Es wäre dies eine völlig in- 
dividualisierte Gesellschaft, eine „Nachknappheits-Ordnung“ auf der Grundla- 
ge der Entfaltung und Nutzbarmachung aller menschlichen Potentiale. Eine 
Gesellschaft, die den Streit um knappe Güter überwunden hat, ist nicht mehr 
auf eine Rechtsordnung angewiesen, so die Marx’sche Utopie, die nicht der 
Logik entbehrt, ist es doch in den neuzeitlichen politischen Theorien der 
Kampf um knappe Güter, der die Institutionalisierung des Rechts erfordert. 
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Gerechtigkeit 


Ist der Kapitalismus ungerecht? So heftig die Frage die Gegenwart bewegt - 
Marx hat sie offensichtlich nicht interessiert, was die politische Philosophie 
vor ein Rätsel stellt. Gibt es einen Begriff der Gerechtigkeit bei Marx? Falls 
nein: im Namen welcher normativen Kriterien kritisiert er den Kapitalismus? 
Ist seine Kritik überhaupt normativ begründet, oder zielt sie ausschließlich auf 
die Irrationalität, auf die mangelnde Effizienz und Produktivität der kapitalis- 
tischen Ökonomie? Es genügt, das Feuerbach-Kapitel in der Deutschen Ideo- 
logie oder den ersten Band des Kapitals zu lesen, um zu sehen, dass Marx nie 
nur, aber immer auch normativ argumentiert: Freiheit und Unfreiheit, Selbst- 
und Fremdbestimmung sind die Leitprinzipien, nicht jedoch die Gerechtig- 
keit. Weist dieser Umstand auf ein Defizit in seiner Theorie hin? Marx über- 
nimmt normative Prinzipien aus der politischen Philosophie des Liberalismus, 
dieser Befund trifft zu, doch was besagt er? Im Zuge der Entwicklung der neu- 
zeitlichen politischen Philosophie wird Gerechtigkeit als normative Leitidee 
durch jenen der Freiheit verdrängt. Von Gerechtigkeit kann laut Hobbes erst 
die Rede sein, wenn eine Rechtsordnung besteht sowie ein Staat, der sie dank 
seiner Sanktionsmacht durchsetzt. Gerechtigkeit wird vom naturrechtlichen 
Maßstab zum Attribut der Rechtsordnung. Wird der Rechtszustand von Kant 
definiert als Zustand einer unter distributiver Gerechtigkeit stehenden Gesell- 
schaft (Kant WA VIII: 423), so sind ausschließlich Rechte Gegenstand der 
„Distribution“. Die gerechte Verteilung von Gütern und Chancen wird erst 
mit der Entwicklung des modernen Sozialstaats zu einem vorrangigen Thema 
der liberalen Philosophie. Noch Marx ist im Hinblick auf das Prinzip distri- 
butiver Gerechtigkeit skeptisch. Von der Verteilung „Wesens zu machen“ 
(MEW 19: 22), hält er für falsch. Die Verteilung der Konsumtionsmittel resul- 
tiert aus der Verteilung der Produktionsbedingungen, der ökonomischen 
Macht; der Arbeiter besitzt nur seine persönliche Produktionsbedingung. Dies 
ist für ihn nicht deshalb nachteilig, weil er weniger besitzt als der Kapitaleig- 
ner, sondern weil seine Chancen, autonom zu handeln eingeschränkt sind. 
Wer nur über seine Arbeitskraft und nicht über zusätzliche Subsistenz- oder 
Produktionsmittel verfügt, gerät in Abhängigkeit von den Kapitaleignern. 
Marx versteht daher den Sozialismus nicht als System der Regelung der Güter- 
verteilung, sondern als Neuverteilung wirtschaftlicher Verfügungsmacht. 

Wenn Nancy Fraser mit guten Gründen die „postmoderne“ Linke davor 
warnt, Umverteilung als Ziel linker Politik einer Identitäts- oder Anerken- 
nungspolitik zu opfern, ruft sie in Erinnerung, dass die Forderung nach Um- 
verteilung aus der liberalen Tradition kommt (Fraser/Honneth 2003: 18-23). 
Wie John Rawls in Justice as Fairness, A Restatement darlegt, können die Sys- 
teme des deregulierten Kapitalismus, des wohlfahrtsstaatlichen Kapitalismus 
und des autoritären Staatssozialismus keine gerechte Ordnung garantieren, 
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dies im Gegensatz zur Eigentümer-Demokratie und zum liberal-demo- 
kratischen Sozialismus (Rawls 2001: 135-140). Die Eigentumsdemokratie ga- 
rantiert eine breite Streuung von Reichtum und Kapital sowie der Verfü- 
gungsmacht über die Produktionsmittel. Im liberalen Sozialismus ist ökono- 
mische Macht dezentralisiert, die Unternehmen werden von den Beschäftigten 
verwaltet und es gibt freie Märkte. Welches der beiden Systeme vorzuziehen 
ist, hängt laut Rawls von historischen Umständen ab und ist nicht gerechtig- 
keitsrelevant. Entscheidend ist, dass beide Systeme dem kapitalistischen Wohl- 
fahrtstaat - also auch einer sozialdemokratischen Politik - vorzuziehen sind. 
Der Sozialstaat sucht die Auswirkungen einer ungerechten Ordnung fortwäh- 
rend abzumildern, tastet aber die Ursachen der Ungerechtigkeit, die Konzent- 
ration wirtschaftlicher Macht bei einem kleinen Teil der Bevölkerung, nicht 
an. Eine Ordnung, die politische wie ökonomische Macht breit streut, ver- 
möchte dagegen zu verhindern, dass Ungerechtigkeit im Sinne massiver Un- 
gleichheit der Chancen überhaupt entsteht. 

Rawls’ Modell einer gerechten Gesellschaft ist mit einer kapitalistischen Ord- 
nung nicht vereinbar, jedoch auch nicht mit einer kommunistischen. Bemer- 
kenswert ist der Grund, den Rawls für diese zweite Unvereinbarkeit angibt: 
Der vollendete Kommunismus steht, so wie er von Marx antizipiert wird, jen- 
seits der Gerechtigkeit; die Probleme, die mittels Verteilungsgerechtigkeit ge- 
löst werden sollen, sind überwunden. Angesichts der politischen Soziologie 
demokratischer Gesellschaften steht für Rawls dagegen fest, dass eine solche 
Überwindung weder möglich noch wünschbar ist (Rawls 2001: 176-179). 
Marx’ Befund, das Recht könne nie höher sein als die ökonomische Struktur 
einer Gesellschaft, hält er den Einwand entgegen, anstatt auf Veränderungen 
zu warten, lasse sich mit der Einführung des Differenzprinzips - es handelt 
sich dabei um das zweite Gerechtigkeitsprinzip von Rawls, das darauf zielt, die 
Situation der am stärksten Benachteiligten zu verbessern - die Ungerechtigkeit 
in der bestehenden Gesellschaft überwinden (Rawls 2007: 367f). Wie die kürz- 
lich veröffentlichten Vorlesungen belegen, hat sich Rawls wie sonst nur wenige 
Philosophen um einen ernsthaften Dialog mit Marx bemüht, der freilich eben 
am Problem der Gerechtigkeit zu scheitern droht. Damit Gerechtigkeitsprinzi- 
pien postuliert werden können, müssen bestimmte soziale Bedingungen gege- 
ben sein - das ist keine Marx’sche Einsicht. So war bereits für Locke und 
Rousseau klar, dass erst mit der Institutionalisierung privaten Eigentums der 
Sinn für Ungerechtigkeit entstehen kann. In einer Welt des Überflusses wären 
Regeln der Gerechtigkeit unnötig, wie Hume meinte. Gewiss ist Marx’ Vision 
einer kommunistischen Überflussgesellschaft, die auf Regeln der Gerechtigkeit 
nicht angewiesen ist, utopisch, sie beschreibt etwas, was es (noch) nicht gibt. 
Die Idee einer wohlgeordneten Gesellschaft, in der alle Bürgerinnen und Bür- 
ger einen Gerechtigkeitssinn besitzen, wird freilich von Rawls selbst als Ideali- 
sierung bezeichnet (Rawls 2001: 5-9). Wenn er darlegt, gerechte Institutionen 
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verdankten sich zumindest teilweise dem Gerechtigkeitssinn von Bürgern, die 
diese im Rahmen solcher Institutionen gelernt hätten (Rawls 2007: 371f), dann 
wiederholt er die Aporie, die Rousseau formuliert: wie kann eine erhoffte Wir- 
kung zur erforderlichen Ursache werden (Rousseau OC II: 381 ff)? Merkwür- 
dig ist schließlich folgende Stelle in der Theorie der Gerechtigkeit: Die Ge- 
rechtigkeitsprinzipien enthalten Leitlinien für ihre Anwendung in der wirkli- 
chen Welt, die jedoch in den „extremeren und verwickelteren Fällen der nicht- 
idealen Theorie versagen |...]; vielleicht läßt sich überhaupt keine befriedigende 
Antwort finden. Doch man muss versuchen, den Tag der Abrechnung so weit 
wie möglich hinauszuschieben und die Gesellschaft so einzurichten, dass er 
womöglich gar nicht anbricht“ (Rawls 1975: 337). 

„lag der Abrechnung“ - das hat einen religiösen Beiklang, kann aber auch als 
Metapher für „Revolution“ gelesen werden. Das „Elend der Philosophie“ scheint 
in dieser Formulierung nochmals zum Ausdruck zu kommen. Rawls’ Vorstel- 
lung einer Veränderung der institutionellen Grundstruktur einer Gesellschaft 
mutet, gemessen an den Zielen heutiger neoliberaler und selbst sozialdemokra- 
tischer Politik, revolutionär an. Doch die „revolutionäre“ Entscheidung, die 
Grundstruktur zu verändern, findet in einer fiktiven Situation vollkommener 
Gleichheit statt und kann in der realen Politik nur die Funktion einer morali- 
schen Empfehlung haben. Die politische Aktion, welche die Grenzen der be- 
stehenden, ungerechten Ordnung sprengt, ist für Rawls kein Thema. Was hin- 
gegen den Begriff der Gerechtigkeit betrifft, so teilt Marx, anders als Rawls, 
mit Hobbes die Ansicht, dass er nichts weiteres bezeichnet als die Einhaltung 
der Regeln einer bestehenden Rechtsordnung, wobei in seiner Sicht diese 
Ordnung geprägt wird durch die Produktionsweise. In dem Sinne ist der Kapi- 
talismus gerecht, weil er die auf der Grundlage der ihm eignen Produktions- 
weise einzig möglichen Verteilungsregeln definiert. Erst im Zuge der Umwäl- 
zung der Produktionsweise können andere Normen durchgesetzt werden. 


Freiheit 


Nicht Gerechtigkeit, sondern Freiheit, Selbstbestimmung und Selbstverwirkli- 
chung sind die normativen Prinzipien, die der Marx’schen Kritik der Gesell- 
schaft zugrunde liegen. Seine frühen Schriften sind geprägt von einem radika- 
len Liberalismus, der Freiheit in einem doppelten - kantischen und aristoteli- 
schen - Sinne definiert als Anspruch darauf, nicht als bloßes Mittel zur Frrei- 
chung fremder Zwecke benutzt zu werden, sowie als Fähigkeit, die höchsten 
Zwecke zu realisieren. Die der neuzeitlichen politischen Philosophie wie auch 
den nordamerikanischen und französischen Menschenrechtserklärungen zu- 
grunde liegende Konzeption negativer Freiheit ist daher, wie oben erwähnt, 
unzureichend. Freiheit beschränkt sich darin auf „das Recht, alles zu tun und 
zu treiben, was keinem andern schadet. Die Grenze, in welcher sich jeder dem 
andern unschädlich bewegen kann, ist durch das Gesetz bestimmt, wie die 
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Grenze zweier Felder durch den Zaunpfahl bestimmt ist.“ Das Bild zeigt an- 
schaulich, wie Hobbes und seine Nachfolger die Ideen des Rechts und der 
vom Staat gewährten Freiheit verstehen; das Recht der Freiheit basiert „auf der 
Absonderung des Menschen vom Menschen“ (MEW 1: 364). Aus einem sol- 
chen Recht folgt politische Ohnmacht, die Unfähigkeit der Menschen, in ge- 
meinsamem Handeln die Bedingungen zu gestalten, unter denen sie leben und 
arbeiten. Ihre Handlungsmöglichkeiten werden bestimmt durch die soziale 
Macht, die sie selbst mittels Arbeitsteilung und Kooperation geschaffen ha- 
ben, die sie jedoch als Produkt ihrer eignen Aktivitäten nicht durchschauen 
und kontrollieren können (MEW 3: 34). So wird folgerichtig der Kommunis- 
mus definiert als Versuch, die ökonomischen und sozialen Verhältnisse „zum 
ersten Mal mit Bewußtsein als Geschöpfe der bisherigen Menschen“ zu be- 
handeln, ihrer Naturwüchsigkeit zu entkleiden und der „Macht der vereinigten 
Individuen“ zu unterwerfen (MEW 3: 70). 

Dieser Vision liegt die Einsicht zugrunde, dass die Bewegungsgesetze der mo- 
dernen Gesellschaft, insbesondere die Entfesselung der Produktivkräfte, ein 
Umdenken bezüglich der Grenzen menschlicher Freiheit und der Gestaltbar- 
keit der Verhältnisse erfordern. Die Erkenntnis, dass ökonomische Unsicher- 
heit und soziale Not nicht als Fatum hinzunehmen sind, bringt die dank des 
Aufstiegs der kapitalistischen Produktionsweise gewonnenen Erfahrungen 
wachsender Kontrollierbarkeit von Natur und Gesellschaft zum Ausdruck. 
Marx’ Macht- und Freiheitskonzeption, die im politischen Denken häufig als 
Ausdruck von Hybris kritisiert wird, hat in zeitgenössischen linksliberalen 
Theorien unübersehbare Spuren hinterlassen. So werden in jüngeren Demo- 
kratietheorien unter Politik nicht nur staatliche Aktivitäten verstanden, son- 
dern sämtliche Bereiche, in denen Macht ausgeübt werden kann und Men- 
schen fähig sind, die Verhältnisse, welche die Spielräume ihres Handelns ab- 
stecken, zu gestalten (Held 1995). Individuelle Autonomie bedarf zu ihrer 
Verwirklichung neuer Rechte auf die Bedingungen, die erforderlich sind, um 
überhaupt Rechte ausüben und autonom handeln zu können, dazu zählen 
neben dem Einbezug in ein politisches Gemeinwesen Grundversorgung, Bil- 
dung und das Fehlen ökonomischen Zwangs. Amartya Sen spricht von „sub- 
stantive freedoms“ (Sen 1999), andere Versionen des egalitären Liberalismus 
stellen ebenfalls die Frage, wie sichergestellt werden kann, dass Rechte nicht 
bloß formal gelten. 

Der Markt ist, wie Marx im ersten Band des Kapital ironisch bemerkt, „ein 
wahres Eden der angebornen Menschenrechte,“ in dem allein Freiheit, Gleich- 
heit, Eigentum und Eigennutz herrschen. Käufer und Verkäufer agieren freiwil- 
lig, kontrahieren als rechtlich ebenbürtige Personen, tauschen Äquivalent für 
Äquivalent. Jeder verfügt über das Seine und denkt beim Vertrag nur an seine 
privaten Interessen. So vollbringen alle „unter den Auspizien einer allpfiffigen 
Vorsehung, nur das Werk ihres wechselseitigen Vorteils, des Gemeinnutzens, 
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des Gesamtinteresses* (MEW 23: 189f). Marx Ironie gilt nicht den Prinzipien 
von Freiheit, Gleichheit und Eigentum, sondern der Reduktion von Men- 
schenrechten auf Rechte von Marktakteuren. In der wirklichen Welt sind die 
Chancen, einen Vertrag zum eigenen Vorteil abzuschließen, ungleich verteilt. 
Die Gesetze, welche die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeiter 
bestimmen, sind jene der kapitalistischen Produktionsweise. In dieser Sphäre 
findet kein freiwilliger und für beide Seiten vorteilhafter Tausch statt. Die Ver- 
käufer der Ware Arbeitskraft stehen den Käufern in der Regel nicht als gleich- 
berechtigte Vertragspartner gegenüber, da der Mangel an Subsistenz- oder Pro- 
duktionsmitteln sie zum Abschluss eines für sie unvorteilhaften Arbeitsvertrags 
zwingt. Heute wird auch auf liberaler Seite zuweilen eingeräumt, dass bei un- 
gleich verteilter Verhandlungsmacht von Vertragsfreiheit oder fairen Verträgen 
nicht die Rede sein kann, und dass rechtlich-politische Gleichheit mit erhebli- 
cher wirtschaftlicher Ungleichheit nicht vereinbar ist. Doch wie ist Abhilfe zu 
schaffen? 

Das Gemeingut an den Produktionsmitteln ist erstrebenswert, weil es arbei- 
tenden Menschen größere Wahlfreiheit ermöglicht und ihre Chancen, an der 
Gestaltung politischer, sozialer und ökonomischer Verhältnisse zu partizipie- 
ren, erhöht. Könnte das gleiche Ziel nicht erreicht werden durch breite Streu- 
ung des Eigentums, wie Rousseau, Tocqueville oder Rawls glauben? Nur wer 
sein eigner Herr ist, also Eigentum besitzt, ist laut Kant ein freier Bürger; wer 
nichts besitzt außer seiner Arbeitskraft, muss anderen und kann daher nicht 
dem Gemeinwesen dienen (Kant WA XI: 150-152). Der Zusammenhang zwi- 
schen Freiheit und Eigentum als deren materieller Bedingung ist in Kants Ar- 
gumentation offensichtlich, ebenso offensichtlich, dass jene, die über kein Ei- 
gentum verfügen, nicht nur materiell, sondern auch politisch schlechter ge- 
stellt sind. Diesen Zustand zu verändern kann aber nicht Aufgabe von Staat 
und Recht sein. Recht regelt menschliches Handeln, das sich auf die Hand- 
lungsfreiheit anderer Menschen auswirken kann, nicht solches, das auf Glück- 
seligkeit zielt (Kant WA XI: 144). Dass die ökonomische Verteilungsordnung 
sich nicht nur auf die Glückseligkeit, sondern auch auf die Freiheit der Men- 
schen auswirken kann, hat Kant wider besseres Wissen verdrängt. Wenn Marx 
beschreibt, wie Freiheitsansprüche der Besitzenden und der Besitzlosen mit- 
einander in Konflikt geraten, so liegt der Analyse eine differenzierte Figen- 
tumskonzeption zugrunde. Entscheidend für die normative Beurteilung des 
Privateigentums an Produktionsmitteln ist, ob die „Arbeitsmittel und die äu- 
ßeren Bedingungen der Arbeit“ den Arbeitern selbst oder Nichtarbeitern gehö- 
ren. Verfügt der Arbeiter als Privateigentümer über seine Produktionsmittel, ist 
sein Unternehmen notwendige Bedingung für die allgemeine ökonomische wie 
für seine eigne persönliche Entwicklung. Diese auf Eigentum basierende Form 
der Freiheit setzt allerdings die Aufsplitterung des Bodens und anderer Pro- 
duktionsmittel in kleinste Teile voraus, welche wiederum die Entwicklung der 
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kapitalistischen Produktionsweise verhindert. Konzentration der Produktions- 
mitte, wachsende Kooperation und Arbeitsteilung, wissenschaftlich- 
technischer Fortschritt, Perfektionierung der Naturbeherrschung sowie die 
Entstehung des Weltmarkts sind notwendige Voraussetzungen für die Entwick- 
lung der Produktivkräfte. In diesem Prozess wird das selbsterarbeitete, „auf 
Verwachsung des einzelnen, unabhängigen Arbeitsindividuums mit seinen Ar- 
beitsbedingungen beruhende Privateigentum“ verdrängt „durch das kapitalisti- 
sche Privateigentum, welches auf Exploitation fremder, aber formell freier Ar- 
beit beruht.“ Die von Locke konstatierte und auch gerechtfertigte, von Kant 
mit einer gewissen Ratlosigkeit kommentierte Trennung von Arbeit und Ei- 
gentum führt, wie Marx zeigt, nicht nur zur Verschärfung sozialer Ungleich- 
heit, sondern auch zur Vernichtung des individuellen Privateigentums. Dage- 
gen wird die Überwindung des kapitalistischen Privateigentums das „individu- 
elle Eigentum auf Grundlage der Errungenschaft der kapitalistischen Ära“ 
schaffen (MEW 23: 789-791). 

Individuelle Autonomie bedingt folglich für Marx wie für Kant individuelles 
Eigentum, doch lässt Marx die Frage, wie individuelle Eigentumsansprüche im 
Rahmen einer Gemeineigentumsordnung befriedigt werden können, offen. Die 
in den sozialistischen Experimenten des 20. Jahrhunderts formulierten Ant- 
worten sind wenig überzeugend ausgefallen. Neue Eigentumsformen hätten im 
Sinne eines freiheitlichen Sozialismus folgende Kriterien zu erfüllen: Die 
Machtasymmetrie zwischen Verwaltern kollektiven Eigentums und rechtmäßi- 
gen Miteigentümern muss gering gehalten werden, die Wirtschaftsverwaltung 
darf keine entmündigenden Wirkungen zeitigen, Anreize zu wirtschaftlichen 
Tätigkeiten dürfen sowenig fehlen wie Chancen individueller Selbstbestim- 
mung und Selbstverwirklichung, allen Menschen stehen Rechte zu, die sie vor 
Willkürherrschaft schützen, ebenso Rechte auf Beteiligung an wirtschaftspoliti- 
schen Entscheidungen. 

Politik 

Wer die Marx’sche Theorie als unpolitisch kritisiert, denkt in der Regel an 
rechtlich-politische Normen, Institutionen und Verfahren. Jürgen Habermas, 
der wie Rawls maßgeblich von Kants praktischer Philosophie beeinflusst ist, 
hat in seinen früheren Arbeiten zum Historischen Materialismus darauf hin- 
gewiesen, dass neue Produktionsweisen auf neue Formen sozialer Integration 
angewiesen sind und zivilisatorische Fortschritte sich nicht nur der Akkumula- 
tion wissenschaftlich-technischen, sondern auch moralisch-praktischen Wis- 
sens verdanken (Habermas 1976). In der Theorie des kommunikativen Han- 
delns (Habermas 1981: 548-593) distanziert er sich jedoch von Marx’ Ge- 
schichtsverständnis. Wenn die Prozesse der kapitalistischen Produktion und 
Zirkulation für die Menschen undurchschaubar und unkontrollierbar sind, ist 
dies für Habermas kein Einwand gegen den Kapitalismus. Weil dieser sich im 
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Prozess der Systemdifferenzierung formiert hat und fehlende Transparenz eine 
Bedingung dieses Fortschritts ist, darf die Kritik nicht hier ansetzen. Hingegen 
ist zu fragen, wie die Expansion von Ökonomie und Verwaltung derart einge- 
dämmt werden kann, dass politisch relevante Handlungsbereiche nicht deren 
Regeln unterworfen werden. Im Gegensatz zu den Subsystemen der Ökonomie 
und der Administration ist die Lebenswelt laut Habermas der angestammte 
Ort kommunikativer Praxis; die Autonomie des modernen Menschen bewährt 
sich somit nicht in der Kontrolle sozioökonomischer Mechanismen, sondern 
in der Verteidigung eines Rückzugsraumes, der eine herrschaftsfreie, von öko- 
nomischen Interessen nicht korrumpierte Kommunikation erlaubt. Recht und 
kommunikative Praxis können indes nicht leisten, was revolutionäre Praxis in 
Marx’ Sicht zu leisten hätte, nämlich die Veränderung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse nach Maßgabe rationaler Einsicht und Planung. 

Anders als Rawls möchte Habermas die normative Fragestellung um eine Re- 
konstruktion der geschichtlichen Entwicklung des Rechtsstaats und seiner so- 
zialen Basıs ergänzen. Seinen rechtssoziologischen Annahmen zufolge ist das 
Recht in modernen Gesellschaften das wichtigste Instrument sozialer Integra- 
tion, es kann seine sozialintegrative Aufgabe allerdings nur bewältigen, wenn 
es dem moralischen Selbstverständnis der Bürgerinnen und Bürger entspricht, 
und angesichts der politisch kaum mehr durchschaubaren noch kontrollierba- 
ren Komplexität moderner Gesellschaften kann es diese Aufgabe nur defensiv, 
mittels Abwehr illegitimer Macht sozialer, ökonomischer und administrativer 
Art bewältigen. Das moderne Recht ist allerdings ein „zutiefst zweideutiges“ 
Medium sozialer Integration, das oft genug der illegitimen, nicht auf Zustim- 
mung autonomer Staatsbürger beruhenden Macht der Ökonomie oder der 
Administration den Anschein von Legitimität verleiht. Dem „Idealismus des 
Verfassungsrechts“ stellt Habermas den Materialismus eines Wirtschaftsrechts 
entgegen, welches die Ungleichverteilung sozialer Macht nur widerspiegelt 
(Habermas 1992: 59f). Eine kritische Rechtssoziologie kann ihm zufolge je- 
doch nicht darauf verzichten, zwischen einem von Systemimperativen diktier- 
ten und einem demokratisch gestalteten Recht zu unterscheiden. 

Politik ist zwar zuständig für die Lösung gesamtgesellschaftlicher Probleme, 
doch verfügt sie angesichts des Widerstands der anderen Funktionssysteme 
nur begrenzt über die hierzu erforderliche Regulierungsmacht. Habermas ist 
überzeugt, „im Zeichen einer vollständig säkularisierten Politik“ sei der 
Rechtsstaat ohne radikale Demokratie nicht zu erhalten (Habermas 1992: 13). 
Unter radikaler Demokratie ist zu verstehen die Institutionalisierung von Ver- 
fahren diskursiver Meinungs- und Willensbildung. Volkssouveränität bleibt 
zwar für das radıkaldemokratische Projekt unverzichtbar, meint jedoch nicht 
mehr legislative Gewalt, sondern die Zirkulation vernünftiger Beratungen und 
Entscheidungen. Wie aber vermag „kommunikativ verflüssigte“ Macht sich zu 
behaupten? Welche Gestaltungs- und Veränderungsmacht kommt der Politik 
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in modernen Gesellschaften überhaupt noch zu? Politisches Handeln bleibt 
„Bestandteil einer komplexen Gesellschaft, die sich als ganze der normativen 
Betrachtungsweise der Rechtstheorie entzieht“ (Habermas 1992: 366). Die ra- 
dikaldemokratische Idee der Selbstorganisation einer aufgeklärten Gesellschaft 
ist daher im Urteil von Habermas utopisch; das demokratische Verfahren ist 
auf Bedingungen angewiesen, die es nicht selbst schaffen kann. In modernen 
kapitalistischen Gesellschaften „scheitern auch die ernsthaftesten Anstrengun- 
gen um politische Selbstorganisation an Widerständen, die auf den systemi- 
schen Eigensinn des Marktes und der administrativen Macht zurückgehen“ 
(Habermas 1992: 607). Auf das sozialistische Projekt möchte Habermas den- 
noch nicht ganz verzichten, allerdings darf es, wie er betont, nicht mit einer 
konkreten Lebensform verwechselt werden. Wird hingegen unter Sozialismus 
nichts anderes verstanden als die Bedingungen für emanzipierte Lebensformen, 
über die sich die Beteiligten erst verständigen müssen, dann wird klar, „dass 
die demokratische Selbstorganisation einer Rechtsgemeinschaft den normati- 
ven Kern“ auch des Sozialismus bildet (Habermas 1992: 12). 

Die Konstituierung einer Gemeinschaft von Freien und Gleichen erfordert, so 
hält Habermas fest, eine auf allgemeiner Zustimmung basierende normative 
Regelung des Zusammenlebens, aber keine gemeinsame Kontrolle gesellschaft- 
licher Kooperation und keine planmäßige Verwaltung des materiellen Produk- 
tionsprozesses (Habermas 1992: 393). Mit der Absage an die Marx’sche Kon- 
zeption politischen Handelns wird die Frage ausgeblendet, ob nicht die Un- 
gleichverteilung der Verfügungsmacht über die Produktionsmittel die Entste- 
hung eines herrschaftsfreien Raums zivilgesellschaftlicher Öffentlichkeit und 
demokratischer Deliberation verhindert. Joshua Cohen hat das Problem auf- 
gezeigt: Die ideale Beratungssituation setzt nicht nur formale, sondern auch 
reale Gleichheit der Teilnehmenden voraus. Das System der Verteilung von 
Macht und materiellen Ressourcen darf deren Chancen, zur Beratung beizu- 
tragen, nicht schmälern und die Beratung nicht beeinflussen (Cohen 2002). Ist 
deliberative Demokratie überhaupt möglich, solange diese Voraussetzung 
fehlt? Zumindest in dieser Hinsicht spricht Rawls eine deutliche Sprache, 
wenn er in seinen Schriften andeutet, die westlichen Demokratien verdienten 
diesen Namen kaum. Ein wirtschaftspolitisch aktiver und umverteilender Staat 
ist in seinem Urteil daher nicht nur aus Gründen der sozialen, sondern auch 
der politischen Gerechtigkeit nötig, da wirtschaftliche Machtballungen und 
Vermögensunterschiede die Demokratie bedrohen (Rawls 1975: 255-257). Ha- 
bermas zufolge sind hingegen in der beratenden Öffentlichkeit Klassengegen- 
sätze überwunden; die Zivilgesellschaft soll die Ungleichverteilung sozialer 
Macht „abfedern und neutralisieren“ (Habermas 1992: 215; 374). 

Die informierte, misstrauische und aktive Öffentlichkeit nennt Habermas ein 
„Palladium der Freiheit“ (Habermas 1992: 532). Wenn Kant vom „Palladium 
der Volksrechte“ spricht, meint er die Freiheit der Feder, nicht aber das Recht 
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auf Widerstand. Widersetzlichkeit ist für ihn das schlimmste Verbrechen, weil 
es das Fundament des Gemeinwesens zerstört (Kant WA XI: 156-161). Gemäß 
Kant besteht die Aufgabe der Politik darin, zwecks Herstellung und Erhaltung 
der gesellschaftlichen Eintracht den Mechanismus der Rechtsverwaltung einzu- 
richten. Kann in dem Fall eine Politik, die auf die Veränderung der Rechts- 
ordnung zielt, legitim sein? Die Frage hat Kant, dem Sympathisanten der 
Französischen Revolution, einiges Kopfzerbrechen bereitet. Die gerechte 
Staats- und Rechtsordnung ist für ihn eine Idee, „deren Ausführung auf die 
Bedingung der Zusammenstimmung ihrer Mittel mit der Moralität einge- 
schränkt ist“ (Kant WA XI: 360). Der gewaltsame Aufstand ist daher nicht zu 
rechtfertigen. Kant hofft auf die Einsicht der Herrscher, auf eine Evolution, 
die den Prinzipien der Revolution auf friedlichem Weg zum Sieg verhilft. 
Wenn jedoch das Ziel der Revolution zu begrüßen ist, so offensichtlich des- 
halb, weil die bestehende Verfassung „fehlerhaft“ ist. Kann hingegen die Revo- 
lution als Widerstand des Volks gegen das gesetzgebende Oberhaupt des Staats 
unter keinen Umständen rechtmäßig sein (Kant WA VIII: 439-441), so folgt 
daraus: es ist bei fehlendem Reformwillen des Herrschers rechtens, unter einer 
fehlerhaften, ungerechten Verfassung zu leben. 

Kants Rechtsidee bleibt aufgrund ihres normativen Fundaments, der Prinzi- 
pien der Autonomie und des Vorrangs der Freiheit, für linke Politik ein wich- 
tiger Orientierungspunkt. Wenn er den Besitzlosen das Recht auf politische 
Partizipation abspricht, weil sie nicht frei entscheiden können, aber dennoch 
Rechte, die deren Situation verändern könnten, nicht ins Auge fasst, so han- 
delt es sich offensichtlich um einen Widerspruch. Seine Vorstellung von der 
Legitimität des jeweils bestehenden Rechtszustands sowie seine Ablehnung der 
Revolution werden einer Rechtsrealität nicht gerecht, in der sich konkurrie- 
rende Rechtsforderungen permanent bekämpfen. Das Recht kann, wie Marx 
bemerkt, nie höher sein als die ökonomische Gestaltung und die kulturelle 
Entwicklung einer Gesellschaft (MEW 19: 21); doch die in einer Gesellschaft 
geltenden Gesetze können unvereinbare Rechte enthalten. Bei den als Neolibe- 
ralismus, Privatisierung, Deregulierung oder Globalisierung bezeichneten 
Transformationen der letzten Jahrzehnte handelt es sich um eine radikale 
Infragestellung der modernen, demokratisch-sozialstaatlichen Rechtskonzepti- 
on, um tief greifende Veränderungen der Rechts- und Eigentumsordnung. 
Moderne, kapitalistische Gesellschaften beruhen nicht auf einem unerschütter- 
lichen Fundament fester Rechtsregeln, sie werden fortwährend von Revolutio- 
nen erschüttert, deren Ausmaß sich in der Neudefinition von Rechten ablesen 
lässt. Diese Dynamik zu verstehen und normativ zu beurteilen, fällt einer kan- 
tianischen Rechts- und Staatstheorie naturgemäß schwer. 

Jene Politik, die ihre Inspirationsquellen in den Theorien von Kant und seinen 
Schülern finden könnte, in den Ideen republikanischer Rechtsordnung, distri- 
butiver Gerechtigkeit oder herrschaftsfreier Deliberation, befindet sich heute 
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in der Defensive; der privaten Aneignung der Welt durch wenige mächtige Ak- 
teure hat sie wenig entgegenzusetzen. Dafür kann man selbstredend nicht ir- 
gendeine Philosophie zur Verantwortung ziehen. Doch vielleicht reflektieren 
die linksliberalen Philosophien der Gegenwart auch die zunehmende Ohn- 
macht einer sozialdemokratischen Politik, die längst darauf verzichtet hat, die 
kapitalistische Eigentumsordnung in Frage zu stellen und die Schaffung neuer 
Eigentumsformen als politische Aufgabe zu begreifen. Eine im Marxschen 
Sinn als verändernde Praxis begriffene Politik zielt auf die Erweiterung von 
Handlungsmöglichkeiten; diese werden eingeschränkt durch Machtverhältnis- 
se, die primär auf der Eigentumsordnung basieren. Politisch relevant sind so- 
mit die vielfältigen Mechanismen der Enteignung, der Privatisierung materiel- 
ler Ressourcen und politischer Macht. Was in den linksliberalen Theorien aus 
dem Blick gerät, ist die Wiederaneignung der in sozialer Kooperation geschaf- 
fenen, von Wenigen privat angeeigneten „vorhandenen Welt des Reichtums 
und der Bildung“ (MEW 3: 34). 


Schluss 


Ist der Marxismus eine politische Philosophie? Wer die Frage verneint, kann 
dies aus unterschiedlichen Motiven tun. Die konservative Position wirft dem 
Marxismus wie dem Liberalismus vor, die Gesellschaft zum Zweck zu erheben 
und die Politik zum Mittel zu degradieren. Die linksliberale Position wirft 
dem Marxismus vor, den eigenständigen Wert des Normativen - des Rechts, 
der Gerechtigkeit, der Moral - zu leugnen. Beide Positionen sehen sich mit 
der Erfahrung konfrontiert, dass das Eigenständige und Selbstzweckhafte der 
Politik in kapitalistischen Ordnungen arg bedroht ist. Bemerkenswerterweise 
findet jedoch der Kapitalismus meist nur in verzerrter Weise Eingang in die 
politisch-philosophische Reflexion: er erscheint als Spiel, das jedem Menschen 
als potentiellem Wettbewerber gleiche Chancen bietet, oder als Ordnung, die, 
weil sie zur Perversion neigt, moralisch gezähmt werden muss. Die Reflexion 
stützt sich kaum auf die Analyse der durch den Kapitalismus ermöglichten 
und bewirkten neuen Formen von Freiheit und Unfreiheit. Nur schwer wider- 
steht die politische Philosophie der Versuchung, die Ökonomie für eine nicht 
legitimationsbedürftige Naturbasis zu halten; verdrängt wird, dass die unglei- 
che Verteilung ökonomischer Ressourcen die ungleiche Verteilung politischer 
Handlungsfähigkeit bewirkt. Verdrängt wird ebenso, dass kapitalistische Pro- 
duktions- und Zirkulationsverhältnisse nicht „spontan“ entstanden sind, son- 
dern sich stetiger rechtlicher Regulierung und staatlicher Intervention verdan- 
ken und dass folglich eine Politik, die andere Wirtschaftsformen fördert und 
stützt, denkbar ist. Schließlich stellt auch Marx’ „anti-institutionelle“ Auffas- 
sung von Politik, die Forderung, die politische Kompetenz von der staatlichen 
auf die zivilgesellschaftliche Sphäre zu übertragen, für die politische Philoso- 
phie eine Herausforderung dar, ist doch in deren gesamter Geschichte, von 
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Aristoteles bis Habermas, die Idee des Menschen als eines politischen Lebewe- 
sens, das die Ausübung politischer Macht und die Bewältigung gesellschaftli- 
cher Probleme nicht einigen „Spezialisten“ überlässt, lebendig geblieben. 
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Marx & Moderne: 
Dialektik der und oder 
Paradoxien der Individualisierung? 


Sie sollen sich doch endlich diese Paradoxien 
abgewöhnen, die das Gespräch nur verwirren; 
erklären Sie sich deutlicher! 


J. W. Goethe 


1. Einleitung 


Im vorliegenden Beitrag setzen wir uns mit bestimmten Interpretationen der 
gegenwärtigen kapitalistischen Entwicklung auseinander, die sich in einen the- 
oriegeschichtlichen Perspektivenwechsel „von Marx zu Weber und Simmel“ 
(Honneth 2002a: 9) einordnen lassen. Sie gehen wie das Frankfurter Konzept 
der „Paradoxien kapitalistischer Modernisierung“ (Honneth) und die Münch- 
ner „Theorie reflexiver Modernisierung“ (Beck) davon aus, dass sich historisch 
neue Problemlagen herausgebildet haben, für deren theoretische Bestimmung 
die Begriffe der Marxschen Geschichtstheorie und die Kategorien der Dialek- 
tik nicht mehr taugen. Von Strukturveränderungen und einer „neue(n) Bedeu- 
tung des Individuums“ (Beck 1997: 28) ist die Rede, die sich nicht mehr mit 
der dialektischen Kategorie des ‚Widerspruchs’, sondern nur noch’ mit den 
Konzepten der ‚Paradoxie’ bzw. der ‚Ambivalenz’ erfassen lassen. Im Zentrum 
der modernisierten Modernisierungstheorien stehen die Paradoxien der sog. 
‚Individualisierung’. 

Der Hervorhebung der Bedeutung des ‚Individuums’ für die Theorie und Poli- 
tik stimmen wir ebenso zu wie der Feststellung, dass sich damit „Rechte wie 
Linke, alle Spielarten des Kommunitarismus und der ökologischen Bewegung, 
“ (ebd.). Wir teilen diese Diagnose, können jedoch in der so- 
ziologischen Individualisierungstheorie keinen geeigneten Ansatz für die wis- 
senschaftliche Behandlung der heutigen Entwicklungsprobleme von Individua- 
lität erkennen. Zureichende theoretische Bestimmungen sind hier unserer Ü- 
berzeugung nach nur über eine erneute Auseinandersetzung mit dem Werk 
von Marx zu gewinnen, wenn dieses als eine Theorie der Befreiung des Indivi- 
duums interpretiert wird. Hinsichtlich der eingangs erwähnten modernisie- 
rungstheoretischen Bewegung von „Marx zu Weber“ möchten wir uns darum 


so schwer tun ... 
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für den Gegenverkehr stark machen. Eine Richtungsänderung, von der wir uns 
allerdings nur dann etwas versprechen, wenn die Marx-Rezeption - entgegen 
der heute vorherrschenden Tendenz - um die für die besondere Theorieform 
des Marxzschen Denkens konstitutive Dialektik keinen Bogen macht.' Damit 
votieren wir zugleich für eine logische Untersuchung der von den Soziologen 
thematisierten Veränderungen und wenden uns gegen eine ‚Soziologisierung’ 
logischer Probleme. Dazu gehört auch eine Argumentation, die von einem 
empirisch festgestellten Bedeutungsverlust bestimmter Formen und Inhalte der 
Klassenauseinandersetzung auf die Irrelevanz der Kategorie des Widerspruchs 
schließen zu können glaubt. 

Die von Marx in ihrer elaboriertesten Form, der Hegelschen „Wissenschaft der 
Logik“, rezipierte ‚Dialektik? ist eine Theorie über Selbstverhältnisse und als 
solche zugleich eine Theorie der Freiheit (vgl. insbesondere Teil 3). Erst die 
angemessene Berücksichtigung des dialektischen Freiheitsbegriffs in der Marx- 
schen Geschichts- und Kapitalismustheorie eröffnet eine Perspektive für die 
Auseinandersetzung mit der Modernisierungstheorie. Sie ermöglicht es, die 
konstatierten Paradoxien der „Individualisierung“ in eine begriffliche Bestim- 
mung der gegenwärtigen Entwicklung zu überführen. Dabei spielt eine auto- 
nomietheoretisch fundierte Untersuchung der gegenwärtigen Veränderungen in 
der materiellen Produktion - konkret: der Veränderungen in den betrieblichen 
Organisations- und Herrschaftsformen - eine entscheidende Rolle. 


2. Zur Metatheorie modernisierungstheoretischer 
Schlüsselbegriffe: ‚Paradoxie’ & ‚Ambivalenz’ 


Die in den Sozialwissenschaften seit längerem zu beobachtende Karriere von 
Kategorien wie ‚Paradoxie’ und ‚Ambivalenz’ scheint mit den gegenwärtigen 
Bemühungen, sie zu Schlüsselbegriffen der soziologischen Zeitdiagnose zu 
machen, ihren vorläufigen Höhepunkt erreicht zu haben. Diese Auszeichnung 
wird, bei unterschiedlicher Schwerpunktsetzung, von metatheoretischen Über- 
legungen begleitet, die sich im Falle des „Frankfurter Instituts für Sozialfor- 
schung“ auf den Paradoxie-Begriff, im Falle der Münchner „Theorie der refle- 
xiven Modernisierung“ auf den Begriff der ‚Ambivalenz’ konzentrieren. 

Die Relevanz des Paradoxie-Konzepts liegt den Frankfurter Soziologen zufolge 
darin, dass mit seiner Hilfe die mannigfaltigen Veränderungen der kapitalisti- 
schen Modernisierung auf einen einheitlichen Nenner gebracht werden kön- 


1 Damit grenzen wir uns sowohl von (post-)strukturalistischen Marx-Interpretationen wie der 
Althussers und seiner Schüler als auch von systemtheoretisch orientierten Lektüren (Loh- 
mann) ab. Unser Plädoyer für ein Anknüpfen an die „Linie“ Hegel-Marx will auch nicht auf 
eine Revitalisierung jenes sog. „Hegel-Marxismus“ in der Tradition von Lukäcs „Geschichte 
und Klassenbewusstsein“ hinaus, in der auch die ältere „Frankfurter Schule“ zu verorten wä- 
re. Angesichts der maßgebenden Bedeutung Max Webers für diese Konzeptionen halten wir 
die gängige Bezeichnung dieser Richtung ohnehin für unzutreffend. 
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nen. Typisch für paradoxe Phänomene sei ein „Ineinander von gegenläufigen 
oder positiven und negativen Momenten“ (Hartmann 2002: 234). Diese Ge- 
genläufigkeit wird im Rückgriff auf das handlungstheoretische Konzept der 
nicht-intendierten „Nebenfolgen“ als Verhältnis zwischen norm- oder wertori- 
entierten Absichten, Plänen und Programmen einerseits und widersprechenden 
oder gegenteiligen Effekten einer Institutionalisierung der handlungsleitenden 
Normen oder Werte andererseits konzipiert. In der Definition von Hartmann: 
„Die Analyse paradoxer sozialer Entwicklungen hat einen ihrer Ausgangspunk- 
te in menschlichen Absichten, die in institutionell verwirklichter Form oder 
als bewusstseinsprägendes Ideenraster zu Ergebnissen führen, die diesen Ab- 
sichten widersprechen, sie verkehren oder ihr Gegenteil bewirken. Paradox 
wird dieser Prozess durch die Tatsache, dass es ein und dieselben absichtsvol- 
len Wandlungsverläufe sind, die zu diesen gegenläufigen Ergebnissen führen.“ 
(Ebd. 241) Allerdings scheint sich die Verwendung des Paradoxie-Begriffs in 
der handlungstheoretisch argumentierenden Modernisierungstheorie darin zu 
erschöpfen, das Sich-Widersprechen von Intentionen und praktischer Umset- 
zung bloß zu konstatieren und zu beschreiben. Hinsichtlich des Verständnis- 
ses der Sachverhalte wird damit jedoch noch nicht wirklich über den Alltags- 
verstand hinausgegangen, der sich ja ebenfalls keinen Reim auf die ihm para- 
dox erscheinenden Phänomene machen kann. Mit dem Standpunkt der alltäg- 
lichen Erfahrung teilt die Erfahrungswissenschaft so das Befremden angesichts 
von Erscheinungen, die den gängigen Erwartungen zuwiderlaufen und nicht 
zu den vorhandenen Erklärungsmustern passen. Insofern wären Paradoxien für 
die Sozialwissenschaften eigentlich ein Grund, über die eigenen Kategorien 
und grundbegrifflichen Prämissen, vor allem aber über die Grenzen der Er- 
kenntnisform der Erfahrungswissenschaften nachzudenken, ohne dabei freilich 
vorschnell deren Grenzen mit den Grenzen des wissenschaftlichen Denkens 
überhaupt zu identifizieren. Dies zumal, wenn der Sinn des Erkennens doch 
wohl darin liegt, „der uns gegenüberstehenden Welt ihre Fremdheit abzustrei- 
fen“ (Hegel, Werke Bd. 8: 351, Hervorheb. der Autoren). An die Stelle einer 
solchen wissenschaftlichen Selbst-Reflexion tritt ein Manöver, das die fällige 
Auseinandersetzung mit den Formen des Denkens dadurch umgeht, dass es 
Paradoxien, die dem Verhältnis einer bestimmten Erkenntnisweise zu ihrem 
Gegenstand entspringen, zu einer wissenschaftlichen Bestimmung der Sache 
selbst erklärt. Die Feststellung von Paradoxien kann in der Wissenschaft kein 
Ersatz für die „Anstrengung des Begriffs“ sein, sondern verweist vielmehr auf 
die Notwendigkeit einer solchen. Für das begreifende Erkennen? das Sachver- 


2 Das Verhältnis von begreifendem und verständigem Erkennen und Denken sollte im Fort- 
gang der Argumentation deutlich werden. Es geht auf die Hegelsche Unterscheidung von 
Verstand und Vernunft zurück. In unserem Kontext entspricht es dem Verhältnis von erfah- 
rungswissenschaftlicher und begrifflicher (dialektischer) Erkenntnis. Wir haben in diesem 
Aufsatz auf eine ausführlichere Darstellung der Hegel’schen Dialektik verzichtet. Etwas 
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halte als konkret Allgemeine bzw. als Fälle dynamischer Selbstverhältnisse be- 
trachtet, bilden die verständigen Abstraktionen bzw. empirischen Verallgemei- 
nerungen der analytischen Erfahrungswissenschaften - der „als Verstand tätı- 
ge(n) Vernunft“ (ebd. 379) - eine notwendige Voraussetzung (vgl. MEW 26.3: 
491). Aber als Bemühung um die Erfassung der Selbst-Bewegung der Sache 
(ihrer genetischen Rekonstruktion) zielt es über die Erscheinungsebene, auf 
welche die Vorstellungen des Alltagsverstandes und die verständige Abstrakti- 
on des empirischen Erkennens fixiert sind, hinaus auf den inneren, der empiri- 
schen Beobachtung unzugänglichen Zusammenhang ihrer Bestimmungen. In 
dieser Perspektive hat der dialektische Begriff des Widerspruchs seine unver- 
zichtbare Bedeutung, weil er das Prinzip der Selbstbewegung und damit die 
objektive Dynamik einer Situation verständlich macht, die durch die Einheit 
entgegengesetzter Seiten ausgezeichnet ist. Für das verständige Denken ist die 
dialektische Konzeption der Einheit der Bestimmungen in ihrer Entgegenset- 
zung natürlich „widersinnig“ (Hegel, Werke Bd.5: 20), wie überhaupt gilt: 
„Wissenschaftliche Wahrheit ist immer paradox vom Standpunkt der alltägli- 
chen Erfahrung, die nur den täuschenden Schein der Dinge wahrnimmt.“ 
(MEW 16: 129) 

Ein ausdrückliches Plädoyer für eine Überprüfung der herrschenden Rationali- 
tätsform und der von ihr bestimmten Wissenschaftsauffassung findet sich bei 
Ulrich Beck. Es ist motiviert durch die Einsicht, dass die an seinen negativen 
Nebenfolgen ablesbare Selbstdestruktivität des Modernisierungsprozesses, des- 
sen Rationalitätsverständnis sich am Prinzip der Zweckrationalität orientiert, 
in dessen eigenem „Begriffshorizont“ (Beck 1993: 47) nicht erkannt und the- 
matisiert werden kann. Im Zentrum seines Versuchs einer „reflexiven Selbst- 
und Neubestimmung“ (ebd. 47) steht das Konzept der „Ambivalenz“, der 
zweite Schlüsselbegriff der neueren Modernisierungstheorie. Der Ambivalenz- 
Begriff, den Beck wohl von Zygmunt Bauman (1992) übernimmt, stammt ur- 
sprünglich aus der Psychologie (Bleuler 1911). Er fungiert dort als Inbegriff 
gegensätzlicher Gefühls- oder Triebregungen bzw. bezeichnet eine zugleich po- 
sitive und negative, mit psychischen Konflikten verbundene emotionale Be- 
wertung einer Sache oder Person. Im Kontext des Versuchs einer Neubestim- 
mung von Rationalität erhält er nun einen logischen Sınn sowie auch eine ge- 
sellschaftstheoretische Bedeutung. Beck beschreibt die herrschende Rationali- 
tätsform, die durch die Nebenfolgen der entsprechenden Praxis und ihre 
Blindheit für deren Wirkungen problematisch geworden sei, auch als „zweck- 
rationale Kontroll- und Ordnungslogik“ (Beck 1993: 49). Sie bilde nicht nur 
die Grundlage der Institutionen der industriegesellschaftlichen Moderne, son- 
dern präge auch die Formen ihrer soziologischen Selbstreflexion in Gestalt der 


mehr dazu findet sich in einer Langfassung auf der Website von Cogito (www.cogito- 
institut.de). 
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„einfachen“ - funktionalistischen, systemtheoretischen - Modernisierungstheo- 
rien. Charakteristisch für diese Denkweise ist Beck zufolge eine auf Eindeutig- 
keit fixierte, durch das logische Prinzip des „Entweder-oder“ bestimmte Optik. 
Es fällt nicht schwer, in dieser Beschreibung das auch von der Dialektik prob- 
lematisierte „formelle“ oder „verständige“ Denken wiederzuerkennen. Dem 
„Entweder-Oder“ der ‚Ordnungsoptik’ setzt nun Beck (mit Bauman) die For- 
derung nach einer „Anerkennung von Ambivalenz“ (ebd.) entgegen. Als Prin- 
zip einer Reflexion der ‚reflexiven Modernisierung, versteht sie sich als „Radi- 
kalisierung“ von - und nicht als postmoderne Absage an - Rationalität. Ge- 
genüber der vereinseitigenden, reduktionistischen Realitätswahrnehmung des 
‚Ordnungsdenkens’ soll sie die im gesellschaftlichen Prozess auftretenden 
Mehrdeutigkeiten, die Zwiespältigkeit von Phänomenen, die Existenz von 
Handlungsalternativen zur Geltung bringen, indem sie das ‚und’ ins Zentrum 
des neuen Denkens stellt. 

Aber die „Anerkennung von Ambivalenz“, die in der Psychologie sicherlich 
einen guten Sinn hat, führt in der Logik nicht über eine wiederum nur abs- 
trakte Negation der Prinzipien des formellen Denkens hinaus. Das neue Prin- 
zip trägt den unterschiedlichen subjektiven Bedeutungen Rechnung, die ein in 
der Widersprüchlichkeit seiner Erscheinungen wahrgenommener gesellschaftli- 
cher Sachverhalt für die Individuen hat. Es bietet jedoch keine Orientierung 
für die Auseinandersetzung mit der Frage, wie sich Unterscheidungen oder 
Mehrdeutigkeiten, die das Denken des ‚und’ gegenüber der ‚Komplexitätsre- 
duktion’ der ‚Ordnungslogik ins Spiel bringt, zu den Unterschieden oder Be- 
stimmungen verhalten, die ein Resultat der inneren Differenzierung oder Ver- 
änderung der Sache selber sind. Mit der Anerkennung des ‚und” ist für das 
Verständnis des Konkreten, der „Einheit des Mannigfaltigen“ (MEW 13: 632), 
noch nichts ‚Wesentliches’ gewonnen. Eine rationale Kritik der Rationalität - 
in der Tat eine entscheidende Voraussetzung für die Formulierung einer Theo- 
tie der gegenwärtigen Entwicklung - kann sich nicht damit begnügen, dem 
‚Entweder-Oder’ und der ‚unbestimmten Negation’ des Verstandes nur ein 
‚Sowohl-als-auch’ entgegenzuhalten. Sie verlangt vielmehr die ‚Anerkennung? der 
‚bestimmten Negation’ als der Negationsform des vernünftigen, begreifenden 
Denkens. Diese ist immer die Negation einer bestimmen Sache, das resultierende 
Negative ist selber ein Positives, in dem „wesentlich das enthalten ist, woraus 
es resultiert.“ (Hegel, Werke Bd.5: 49). Soll die Struktur der Wirklichkeit er- 
schlossen werden, dann kann sich das Denken nicht, wie von der Verstandes- 
logik gefordert, für eine Seite des Gegensatzes entscheiden und die andere für 
nichtig erklären. Es kann aber dem verständigen ‚Entweder-Oder’ auch nicht 
das ‚Und’ oder ‚Sowohl-als-auch’ einfach nur entgegensetzen (womit gewisser- 
mafßen wieder nur das kritisierte Verstandesprinzip angewendet würde). 

Die vernünftige Alternative zur Verstandesinterpretation des Widerspruchs 
und zum Denken der Ambivalenz ist der dialektische Widerspruchsbegriff, 
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der, indem er beim ‚Entweder-Oder’ das „Sowohl-als-auch’ mitdenkt, sowohl 
die innere Einheit der Momente eines konkreten ‚Ganzen’ als auch ihre Diffe- 
renz festhalten kann. So wird die einfache Trennung des Gegensätzlichen (die 
Auffassung seiner Seiten als beziehungsloser Entitäten) ebenso aufgehoben wie 
das bloße Oszillieren von Bedeutungen vermieden. Die im Namen der „Aner- 
kennung von Ambivalenz“ vorgetragene Kritik der Rationalität erweist sich 
dagegen in der Perspektive der Dialektik als eine beschränkte Form der Kritik 
an der Beschränktheit des Verstandes und damit auch der sozialwissenschaftli- 
chen Weise der Erkenntnis. Das problematische Selbstbewusstsein, dass wis- 
senschaftliche Erkenntnis nur als erfahrungswissenschaftliche Erkenntnis mög- 
lich sei, wird hier von nicht minder problematischen Bekundungen einer Be- 
scheidenheit begleitet, die die Anerkennung von „Ungewissheit“ zur ultima ra- 
tio der Gesellschaftstheorie erklärt. 


3. Paradoxie ‚aufgezwungener Freiheit’ 
und dialektischer Freiheitsbegriff 


Honneth und Beck sind sich darin einig, dass die sozialstrukturellen und kul- 
turellen Veränderungen der letzten Jahrzehnte zwar einerseits zur Aufhebung 
jener Form von Unfreiheit geführt haben, die Webers „Gehäuse der Hörigkeit“ 
bestimmt, diese Entwicklung jedoch andererseits nicht als Verwirklichung des 
„Reichs der Freiheit“ missverstanden werden darf. Zu beobachten sei vielmehr 
ein paradoxaler Prozess, in dem sich individuelle Ansprüche auf Selbstentfal- 
tung in institutionalisierte Erwartungen und damit in eine neue Form des 
Zwangs verwandeln. 

Honneth behandelt das Problem wesentlich als eines der Verkehrung von Ide- 
alen, Normen oder Wertvorstellungen, in denen Ansprüche von Individuen 
ausgedrückt sind. Dabei greift er auf Differenzierungen Simmels zurück, der 
zunächst zwischen „Individualisierung“ als „bloßer Zunahme von individuel- 
len Eigenschaften“ einerseits und einer „Steigerung von persönlicher Autono- 
mie“ andererseits unterscheidet (Honneth 2002: 143). Bei der „Idee der Frei- 
heitssteigerung“ selber seien wiederum zwei Bedeutungsaspekte auszumachen, 
die sich im Hinblick auf die Ziele unterscheiden ließen. Während das im Ra- 
tionalismus des 18. Jahrhunderts wurzelnde Autonomie-Verständnis am Telos 
der „Ermöglichung einer individuellen Reflexionsfähigkeit“ ausgerichtet sei 
(„Individualismus der Gleichheit“), ziele die romantische Idee der Autonomie 
als Selbstverwirklichung der Individualität („qualitativer Individualismus“) auf 
die „lebensgeschichtliche Herausarbeitung jener einzigartigen, unverwechselba- 
ren Eigenschaften ..., in denen Subjekte sich gerade unterscheiden (ebd.). Es 
ist nun gerade dieser so genannte „qualitative Individualismus“, der sich über 
die Transformation von individuellen Ansprüchen in „institutionalisierte Er- 
wartungsmuster der sozialen Reproduktion“ um den Preis des Verlustes seiner 
„innere(n) Zweckbestimmung“ in eine „Legitimationsgrundlage des Systems“ 
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(ebd. 146) verwandle. Und er werde darüber hinaus - im Zuge der Einführung 
neuer Managementformen in den Unternehmen - zu einer „Produktivkraft der 
kapitalistischen Wirtschaft“ (ebd. 154). Aus den Ansprüchen der Individuen 
würden so Forderungen, die den Individuen „von außen entgegentreten“ 
(ebd.146). 

Wenn es bei der Kennzeichnung dieser Entwicklung als einer „paradoxalen“ 
nicht sein Bewenden haben soll, dann wären die ‚autonomietheoretischen’ 
Aspekte der von Honneth so genannten „neuen Form des Individualismus“ 
(ebd. 146) näher zu untersuchen. Dabei geht es uns nicht um die soziologi- 
sche Phänomenologie der Individualisierung und die Charakterisierung der 
sozialstrukturellen Wandlungsprozesse (Erweiterung der Bildungsmöglichkei- 
ten, Anwachsen von Einkommen und Freizeit etc.), sondern um die grundla- 
gentheoretischen Begrifflichkeiten, mit denen diese Befunde interpretiert wer- 
den. Mit Blick auf die logischen Implikationen und ideologietheoretischen 
Aspekte des Autonomie-Begriffs wäre darum zunächst zu fragen, ob das Mo- 
ment der Heteronomie bei der Autonomie tatsächlich erst oder nur dadurch 
ins Spiel kommt, dass Freiheitsideale institutionalisiert und für Zwecke der 
Wirtschaft instrumentalisiert werden. Ist nicht zunächst die Möglichkeit einer 
heteronomen Bestimmtheit der jeweiligen Interpretation von Autonomie ins 
Auge zu fassen, die dann erst ihre Instrumentalisierbarkeit begründen würde? 
Eine solche Fragestellung liegt allerdings jenseits der konzeptuellen Möglich- 
keiten eines an Weber orientierten Legitimations-Begriffs. 

Wie können wir sicher sein, dass Freiheitsideale, in deren Namen wir gesell- 
schaftliche Verhältnisse als Formen von Herrschaft kritisieren, nicht selbst 
wiederum nur ein ideologischer Ausdruck eben jener von uns kritisierten 
Herrschaftsverhältnisse sind? Die Berufung auf die „Mündigkeit“ und eine 
abstrakte Bestimmung von Freiheit als „Ermöglichung einer individuellen Re- 
flexionsfähigkeit“ (ebd.143) greifen zu kurz, wenn sie von der Notwendigkeit 
einer methodisch-begreifenden Auseinandersetzung der Individuen mit einem 
von ihnen gegen sich selbst gerichteten Selbsttäuschungsverdacht abstrahieren. 
Dass die Auseinandersetzung mit der Möglichkeit der Fremdbestimmtbheit ei- 
gener Vorstellungen von Freiheit ein notwendiges Moment der Dialektik der 
Befreiung ist, war Marx sehr wohl bewusst. Die Ideale der bürgerlichen Gesell- 
schaft sind Marx zufolge „selbst nichts anderes ... als der Reflex der gegenwär- 
tigen Welt“, woraus für ihn folgt, „dass es ... total unmöglich ist, die Gesell- 
schaft auf einer Basis rekonstituieren zu wollen, die selbst nur der verschönerte 
Schatten dieser Gesellschaft ist.“ (MEW 4: 105; s. auch Marx 1857/58: 160). 
Es spricht einiges dafür, dass die Frankfurter Diagnose der Paradoxien von 
‚Autonomisierung’ nicht zuletzt das Scheitern eines Kritikbegriffs zum Aus- 
druck bringt, der seine eigenen Kategorien und Maßstäbe den „ideologischen 
Reflexen“ (MEW 3: 26) der kritisierten Zustände entnehmen will. 

Ein hier nur anzudeutender Rekonstruktionsversuch der neuzeitlichen Frei- 
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heitsdiskussion (vgl. Peters 1997) stößt zunächst auf einen die Autonomiede- 
batte bis heute prägenden konzeptionellen Gegensatz: Auf der einen Seite 
steht ein Autonomie-Begriff, der mit Thomas Hobbes die Freiheit als „Abwe- 
senheit von Hindernissen“ (Hobbes 1651: 163) definiert und sich dabei an der 
Vorstellung eines ungehindert ablaufenden Prozesses orientiert. Frei ist der 
Mensch Hobbes zufolge dann, wenn er seinen natürlichen Antrieben ohne 
äußere Beschränkung folgen kann. Auf der anderen Seite verbindet sich der 
Freiheitsbegriff bei Rousseau und Kant mit der Vorstellung vom Menschen als 
einem Wesen, das vermöge seiner Vernunft aus sich heraus Zwecke setzen so- 
wie Prozesse und Handlungen selber kontrollieren und steuern kann. Solange 
natürliche, unwillkürlich auflaufende Prozesse den Willen des Menschen be- 
stimmen, kann von Freiheit allein in einem formellen Sinne (Wahlfreiheit) die 
Rede sein. Frei im eigentlichen Sinne ist der menschliche Wille jedoch erst 
dann, wenn er sich von allen naturgesetzlichen Bestimmungen frei macht und 
sich allein einem Gesetz unterstellt, das nicht in der Natur, sondern in der 
praktischen Vernunft selber beschlossen liegt, nämlich dem im „Kategorischen 
Imperativ“ formulierten Sittengesetz (Kant 1788). Dieser rationalistische Frei- 
heitsbegriff, der auch Webers Autonomieverständnis bestimmt, legt die Frei- 
heit im Unterschied zu Hobbes nicht in die Natur bzw. den „natürlichen Lauf 
der Dinge“, sondern in den Gegensatz gegen die Natur. Selbstbestimmung als 
Selbstbeherrschung schließt hier einen Zwang ein, den der Mensch als Ver- 
nunftwesen gegen sich selbst als Naturwesen ausübt. Kant denkt hier das 
Selbstverhältnis des Menschen auf eine Weise, die einem ‚inneren’ Komman- 
doverhältnis entspricht. In ihm verhält sich das Individuum zu sich selbst wie 
zu einem anderen. 

Die Aufhebung der beiden entgegengesetzten Bestimmungen der Freiheit, die 
jeweils einseitig notwendige Aspekte von Autonomie fixieren, erfolgt mit der 
Formulierung des dialektischen Freiheitsbegriffs. Dieser legt die Freiheit nicht 
- wie Hobbes - in die Natur, weil in der Herrschaft natürlich-unwillkürlicher 
Prozesse über den menschlichen Willen, die in den Formen des natürlichen 
und willkürlichen Willens gegeben ist, dessen Unfreiheit beschlossen liegt. A- 
ber er legt die Freiheit auch nicht - wie Kant - in den Gegensatz gegen die 
Natur. Denn erstens sind die Triebe und Neigungen als „etwas Innerliches ..., 
das eine Bewegung von sich selbst anfängt und eine Bewegung aus sich her- 
vorbringt“ (Hegel, Werke Bd. 4: 218) selber ein notwendiger Aspekt von 
Selbstbestimmung. Und zweitens ist im „Begriff des Zwangs“, den jemand auf 
andere oder sich selbst gegenüber ausübt, „selbst ... unmittelbar etwas Äußeres 
für die Freiheit gesetzt“ (Hegel, Werke Bd. 2: 476). Die Dialektik legt die Frei- 
heit demgegenüber „in den überwundenen Gegensatz gegen die Natur - d.h. 
in die aus dem Gegensatz zurückgewonnene, wiederangeeignete Natur“ (Peters 
1997: 155). Damit ist nicht die Rückkehr zu einem ursprünglichen Naturzu- 
stand oder die Wiederherstellung eines durch Gesellschaft und Geschichte de- 
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formierten oder verschütteten Wesenskerns gemeint. Sondern: im Gattungs- 
charakter eines Lebewesens, das „seine Lebenstätigkeit selbst zum Gegenstand 
seines Wollens und seines Bewußtseins“ (MEW 40: 516) macht, ist eine Mög- 
lichkeit zur Selbstbestimmung angelegt, die sich wiederum nur geschichtlich 
realisieren kann - und zwar in der Aneignung der unter den Bedingungen von 
Herrschaft entwickelten, zunächst naturwüchsig prozessierenden gesellschaftli- 
chen Kräfte und Verhältnisse durch die Individuen. Freiheit, dialektisch ver- 
standen, bedeutet nicht eine abstrakt aufgefasste Unabhängigkeit oder Bezie- 
hungslosigkeit; auch keinen Rückzug in die Innerlichkeit, bei dem das Indivi- 
duum in der Flucht vor der Welt durch das Geflohene ja weiterhin (fremd-) 
bestimmt würde. Gemeint ist vielmehr eine bestimmte, durch das Verhältnis der 
Individuen zu Welt vermittelte Form ihrer Selbstbeziehung, „denn die Freiheit 
ist eben dies, in seinem anderen bei sich selbst zu sein, von sich abzuhängen, 
das Bestimmende seiner selbst zu sein“ (Hegel, Werke Bd. 8: 84). Wenn es so 
ist, dass die Individuen von Anderem, den natürlichen und gesellschaftlichen 
Bedingungen ihrer Existenz, bestimmt werden, dann kann Selbstbestimmung 
nur bedeuten, dass sie Macht bekommen über diese Umstände und Verhält- 
nisse, die ihr Denken, Wollen und Tun bestimmen. Freiheit als ‚Bei-sich-Sein- 
im-Anderen-seiner-Selbst’ verwirklicht sich in der theoretisch-begreifenden und 
praktischen Aneignung der Welt, des zunächst Fremden oder fremd Geworde- 
nen. Als „Einsicht in die Notwendigkeit“ ist Freiheit dann gerade keine Resig- 
nation vor dem Selbstlauf der Welt, keine Affırmation des Gegebenen. Sie ist 
so vielmehr erstens identisch mit einer Aufhebung der Macht, die die Prozesse 
als „blinde“, unbegriffene über uns haben. Und sie ist als solche zweitens die 
Einsicht in die Notwendigkeit der Freiheit des Individuums, die mit der prak- 
tischen Aufhebung der Herrschaft von Menschen über Menschen und der 
selbstdestruktiven, existenzbedrohenden Dynamik einer verselbständigten Ent- 
wicklung menschlicher Potenzen zusammenfällt. Die Verwirklichung von Frei- 
heit im Sinne der Selbstbeherrschung der eigenen Kraftentfaltung durch die 
Individuen bedeutet nach Marx zugleich, dass die freie Entfaltung des „wirkli- 
chen“ Reichtums - d.h. der Individualität - als Organisationsprinzip bzw. ü- 
bergreifender Zweck der Produktion und aller Lebensverhältnisse etabliert ist. 
Die Entfaltung der produktiven Kräfte der Individuen wird mit der Erringung 
ihrer Selbstherrschaft zum Selbstzweck. Wenn die Kapitalform der Produktion 
aufgehoben ist, dann fällt die „Produktion um der Produktion willen“, - das 
als Selbstzweck etablierte Produzieren - schließlich mit der selbstzwecklichen 
Entfaltung der Individualität zusammen. 

Unter solchen Bedingungen erhält auch das Verhältnis der Individuen zuein- 
ander eine andere Form. Der Satz, dass die Freiheit eines jeden ihre Grenze an 
der Freiheit der jeweils anderen hat, erscheint als eine Selbstverständlichkeit 
der Freiheitsdiskussion. Er ist aber nur ein Ausdruck des verkehrten Bewusst- 
seins verkehrter Verhältnisse. Denn es ist die kapitalistische Gesellschaft, die 
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wie jede Klassengesellschaft den „Menschen im anderen Menschen nicht die 
Verwirklichung, sondern vielmehr die Schranke seiner Freiheit finden“ (MEW 
1: 365) lässt. 

Indem die Dialektik die in den entgegensetzten Autonomie-Begriffen von 
Hobbes und Kant gegeneinander verselbständigten Bestimmungen von Frei- 
heit integriert, schafft sie die begrifflichen Voraussetzungen für das Verständnis 
der Identität von Freiheit als Selbstbestimmung und ‚totaler” Entfaltung von 
Individualität. Sie überwindet so auch jene dualistische Entgegensetzung von 
Typen des Individualismus, die in Simmels (von Honneth aufgegriffener) Dif- 
ferenzierung zwischen dem (rationalistischen) „Individualismus der Gleich- 
heit“ und dem „qualitativen Individualismus“ (der Romantik) zum Ausdruck 
kommt, und von der Simmel selber annahm, dass sie einen ewigen, in der Na- 
tur des menschlichen Geistes verwurzelten Gegensatz darstellt (Simmel 1908: 
855). 

Nimmt man nun von den hier skizzierten freiheitstheoretischen Bestimmun- 
gen ausgehend Becks Theorie der ‚Individualisierung’ in den Blick, dann wird 
deutlich, warum auch dessen Charakterisierung der gegenwärtigen Situation 
des Individuums bei der Feststellung vom „Paradox der ‚aufgezwungenen 
Freiheit“ (Beck 1997: 22) landen muss: „Individualisierung beruht nicht auf 
der freien Entscheidung der Individuen. Um es mit Jean Paul Sartre zu sagen: 
Die Menschen sind zur Individualisierung verdammt. Individualisierung ist 
ein Zwang, ein paradoxer Zwang allerdings zur Herstellung, Selbstgestaltung, 
Selbstinszenierung nicht nur der eigenen Biographie, auch ihrer Einbindung in 
Netzwerke ...“ (Beck 1993: 152) 

Diese Diagnose beruht zunächst auf einer Reduktion der Autonomie auf die 
von Hegel sog. „formelle Freiheit“ oder ‚Wahlfreiheit’. Sie geht des Weiteren 
davon aus, dass die Heteronomie, denen das Individuum in der traditionalen 
Gesellschaft sowie in der modernen Industriegesellschaft unterworfen ist, die 
Form einer Beschränkung von Handlungs- und Entscheidungsspielräumen 
durch Normen, Sozialformen, Rollen etc. hat, deren Wirkung vor allem auf 
der Fraglosigkeit ihrer Geltung beruht. Die Selbstverständlichkeit der Normen 
und Deutungsmuster - ihre ‚Naturalisierung’ sozusagen - konstituiert wieder- 
um das, was in dieser theoretischen Perspektive auch als die „Verselbständi- 
gung“ des Sozialen gegenüber den Individuen aufgefasst wird. Schließlich wird 
unter diesen Voraussetzungen die im Zuge der „reflexiven Modernisierung“ er- 
folgende „Freisetzung“ des Individuums durch die „Verflüssigung“ der Nor- 
men etc. als eine Erweiterung von Freiheitsspielräumen bzw. als Vermehrung 
von „Optionen“ (Wahlmöglichkeiten) gedacht. Dieser Prozess ist Becks Inter- 
pretation zufolge mit dem Verlust der unter den Bedingungen der alten Hete- 
ronomie gegebenen Sicherheit verbunden. Die Infragestellung der ‚Ordnungs- 
logik’ industriegesellschaftlicher Rationalisierung öffnet den Blick für die Am- 
bivalenz der Resultate des Prozesses, schafft so jedoch Ungewissheit, die ihrer- 
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seits wiederum eine ambivalente Bedeutung hat. Insofern sie für die Individu- 
en etwas Bedrohliches hat, bildet die Unsicherheit eine „Schattenseite“ der 
Freiheit. Aber sie soll zugleich auch deren „Sonnenseite“ (ebd. 260) sein kön- 
nen, weil ihre Anerkennung eine Chance für die Lernfähigkeit, das freie Expe- 
rimentieren mit Möglichkeiten der Existenz etc. bedeutet. Diese ‚Ambivalenz’ 
der Freiheit bildet nun wohl die subjektive Voraussetzung dafür, dass die Insti- 
tutionalisierung der Norm, ein ‚eigenes Leben’ zu führen, für die Individuen 
einen Zwangscharakter annehmen kann. Etwas, das man selber will, kommt 
einem zugleich als eine äußere Erwartung, ja als „Zumutung“ entgegen, die 
mit der Anforderung verbunden ist, eigenverantwortlich riskante Lebensent- 
scheidungen zu treffen und sich angesichts einer Fülle „fremd-eigener Optio- 
nen“ (ebd. 52) eine eigene „Wahlbiographie* zusammenzubasteln. Problema- 
tisch ist diese Darstellung von ‚Individualisierung’ weniger als Beschreibung 
eines verbreiteten, subjektiven Verhältnisses von Menschen gegenüber einem 
feststellbaren Autonomiegewinn, sondern vielmehr als theoretische Interpreta- 
tion dieses Prozesses. Dass man ausgehend von den impliziten freiheitstheore- 
tischen Prämissen Becks zu offensichtlich unauflösbaren Paradoxien gelangt, 
kann eigentlich nur bedeuten, dass sich erstens ‚Autonomie’ begrifflich eben 
nicht durch das Konzept des Spielraums als Inbegriff von Optionen bestim- 
men lässt; und zweitens, dass die Bedingtheit von Freiheit durch den Begriff 
des ‚Zwangs’ allein nur unzureichend zu fassen ist. 

Die entscheidende Frage lautet, ob die von Beck angeführte Unsicherheit, die 
den Menschen einen Autonomiegewinn als bedrohlich erscheinen lässt und 
ihre mögliche Reserviertheit gegenüber der Modernisierung begründet, tatsäch- 
lich eine notwendige Konsequenz der Freiheit ist. Oder ob es sich hierbei 
nicht vielmehr - gemäß dem dialektischen Verständnis von Freiheit - um ei- 
nen Ausdruck der Bedingtheit von Autonomie unter den gegebenen histo- 
risch-gesellschaftlichen Verhältnissen handelt, also auf die Kontinuität von Un- 
freiheit zurückzuführen ist. Beck muss von der zuerst genannten Alternative 
ausgehen, weil es sein Autonomie- und Gesellschaftsbegriff nicht zulässt, jene 
mit der kapitalistischen Gesellschaftsform verbundene, bestimmte Einheit von 
Autonomie und Heteronomie zu denken, die Marx als Verbindung von „per- 
sönlicher Unabhängigkeit“ und „sachlicher Abhängigkeit“ begriffen hat. An- 
ders formuliert: Er muss das heteronome Moment der Individualisierung in 
die ‚Institutionalisierung’ des Individualismus setzen, weil es sein handlungs- 
theoretisch konzipierter Begriff von „Verselbständigung“ nicht erlaubt, die Na- 
turwüchsigkeit von Prozessen, ihre Bedeutung für die Bedingtheit von Freiheit 
und damit auch für die Entwicklung von Individualität zu fassen. Für Becks 
Modernisierungstheorie ist die Heteronomie des „institutionalisierten Indivi- 
dualismus“ (Beck 2001: 4) nur in der Form der gesellschaftlichen Verallgemei- 
nerung des Individualismus zu suchen, nicht aber im Inhalt, dem Individua- 
lismus selbst; also nicht darın, dass der Individualismus als eine historische, 
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mit der Naturwüchsigkeit gesellschaftlicher Prozesse verbundene Form des 
sich ‚Zur-Geltung-Bringens’ der Individuen eine Fessel für die Entfaltung von 
Individualität darstellt. Wenn man die gegenwärtige Fremdbestimmtheit indi- 
vidueller Entwicklung in einer Perspektive festhalten will, die dem Selbstver- 
ständnis des Individualismus als Form freier Entfaltung von Individualität 
folgt, dann sind unauflösbare Paradoxien eine zwangsläufige Folge. Dies ist in 
einer Gegenüberstellung von Becks Konzept der ‚Verselbständigung’ und 
Marx’ Begriff der ‚Naturwüchsigkeit” näher zu begründen. 


4. Autonomie und Naturwüchsigkeit — 
zum Verhältnis von Individuum und Gesellschaft 


Die für die bürgerlich-kapitalistische Gesellschaft konstitutive Form der Ver- 
selbständigung der Verhältnisse erscheint in der Rekonstruktion von Marx als 
die notwendige Seite einer Entwicklung, in der sich neue Beziehungen zwi- 
schen Individuum und Gesellschaft, zwischen Autonomie und Heteronomie 
herausbilden, die wiederum in veränderten subjektiven Deutungen der Freiheit 
ihren Ausdruck finden. An die Stelle der „persönlichen Abhängigkeit“, die das 
Verhältnis zwischen Grundherren und Leibeigenen bestimmt, tritt mit der 
Durchsetzung der privaten Warenproduktion die Einheit von persönlicher 
Unabhängigkeit und „sachlicher Abhängigkeit“, die das Verhältnis der Indivi- 
duen zur gesellschaftlichen Produktion als Ganzer charakterisiert. Mit der 
Subsumtion der Menschen unter ihren eigenen produktiven Prozess geht 
zugleich eine Verselbständigung des gemeinschaftlichen Interesses und der Re- 
gelung der allgemeinen Angelegenheiten der Gesellschaft gegenüber dem Pri- 
vatinteresse der Individuen einher, in deren Folge die politischen und rechtli- 
chen Verkehrsformen den privaten Warenproduzenten als ein bloß äußerlicher 
Rahmen bzw. als Beschränkung ihrer Selbständigkeit erscheinen. 

Was unter der „sachlichen Abhängigkeit“ der Individuen in der kapitalisti- 
schen Produktionsweise zu verstehen ist, hat Marx zunächst in der Darstellung 
der zirkulären Bewegung des Austauschprozesses zur Anschauung gebracht: 
„So sehr nun das Ganze dieser Bewegung als gesellschaftlicher Prozeß er- 
scheint, und so sehr die einzelnen Momente dieser Bewegung vom bewußten 
Willen und besonderen Zwecken der Individuen ausgehn, sosehr erscheint die 
Totalität des Prozesses als ein objektiver Zusammenhang, der naturwüchsig 
entsteht; zwar aus dem Aufeinanderwirken der bewußten Individuen hervor- 
geht, aber weder in ihrem Bewusstsein liegt, noch als Ganzes unter sie subsu- 
miert wird. Ihr eigenes Aufeinanderstoßen produziert ihnen eine über ihnen 
stehende, fremde gesellschaftliche Macht; ihre Wechselwirkung als von ihnen 
unabhängigen Prozess und Gewalt. [...] Die gesellschaftliche Beziehung der In- 
dividuen aufeinander als verselbständigte Macht über den Individuen, werde 
sie nun vorgestellt als Naturmacht, Zufall oder in sonst beliebiger Form, ist 
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notwendiges Resultat dessen, dass der Ausgangspunkt nicht das Freie gesell- 
schaftliche Individuum ist.“ (Marx 1857/58: 111) 

Der Kern der Naturwüchsigkeit der kapitalistischen Produktion im Kapitalis- 
mus liegt allerdings nicht in der Austauschsphäre bzw. nicht im Marktverhält- 
nis begründet, sondern in der herrschenden Form des Ausbeutungsverhältnis- 
ses. Die Naturwüchsigkeit der kapitalistischen Produktion entspringt dem 
Umstand, dass sich in ihr alles um die Verwertung des vom Kapitalisten einge- 
setzten Tauschwertes dreht und nicht etwa um die Befriedigung menschlicher 
Bedürfnisse und die Entfaltung der Individualität der Individuen. Im Wert, der 
ökonomischen Form des („abstrakten“) Reichtums in warenproduzierenden 
Gesellschaften, ist der Entfremdungscharakter dieser Verhältnisse ausgedrückt. 
Hatte der Wert sich ursprünglich als Produkt der lebendigen Arbeit dargestellt, 
so fungiert letztere im Kapitalismus als Mittel der Verwertung, d.h. der maßlos 
gewordenen, nicht mehr durch einen engen oder weiteren Kreis von menschli- 
chen Bedürfnissen begrenzten Vermehrung der im Tauschwert vergegenständ- 
lichten Arbeit. Die Produktion der Kapitalform des Reichtums beruht auf der 
Verwandlung der produktiven Kräfte der Individuen in die Produktivkräfte des 
Kapitals, die Produktivkraft der Arbeit wird zur Produktivkraft ihres eigenen 
Produkts. Mit anderen Worten: Die produzierenden Individuen fungieren als 
Mittel des von ihnen selbst geschaffenen Werts, der Wert wiederum erscheint 
als der absolute oder Selbstzweck des produktiven Prozesses. Marx hat dieses 
Verkehrungsverhältnis auch als Herrschaft der „toten Arbeit“ über die „leben- 
dige Arbeit“, des Produkts der Kraftäußerung über die Äußerung der Kräfte 
charakterisiert. Die Produzenten erzeugen den abstrakten Reichtum als eine 
ihnen fremd gegenübertretende, sie unterwerfende Macht, als eine Macht, die 
sich von ihren Kräften nährt und sie durch ihre eigene Tat beherrscht. Dieses 
praktische Verkehrungs-Verhältnis ist Marx zufolge zugleich die Basis für eine 
Verkehrtheit der alltäglichen Vorstellungen der Menschen von ihren eigenen 
Verhältnissen, die die Einsicht in die Verkehrtheit der Verhältnisse verstellen. 
Soll heißen: Die Individuen können in den Denkformen ihres Alltagsverstan- 
des nicht durchschauen, dass ihr äußerliches Verhältnis zu der „fremden 
Macht“ eine bestimmte, historische Form ihres Verhältnisses zu sich selbst, zu 
ihren eigenen Kräften und Verhältnissen ist. 

Das hier skizzierte Entfremdungs- oder Verkehrungsverhältnis charakterisiert in 
Marx’ Augen die Unfreiheit aller sozialen Akteure, auch wenn sich diese Un- 
freiheit bei den unterschiedlichen Gruppen auf jeweils unterschiedliche Weise 
geltend macht. Die Herrschaft von Menschen über Menschen ist hier not- 
wendig verbunden mit der Unbeherrschtheit des Herrschaftsverhältnisses 
selbst bzw. des gesellschaftlichen Gesamtprozesses, den auch die Herrschenden 
selber nicht beherrschen. Auch der Unternehmer ist insofern unfrei, als er in 
seinem Tun den verselbständigten gesellschaftlichen Handlungsbedingungen - 
der Anarchie der gesellschaftlichen Produktion - unterworfen ist. Insoweit er 
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selbst die freie Konkurrenz und die Naturwüchsigkeit des Gesamtprozesses als 
die genuine Form der menschlichen Freiheit betrachtet, wird er sich zu seiner 
eigenen Unfreiheit auf eine besinnungslose Weise verhalten, nämlich als ein 
„Fanatiker der Verwertung“ (MEW 23: 618); als ein Mensch, für den weniger 
der einzelne Gewinn, als vielmehr die „rastlose Bewegung des Gewinnens“ 
(ebd. 168) das Gesetz seines Denkens und Handelns ist. 

Dass es sich bei dem Kapitalverhältnis um eine Verkehrungsform des Selbst- 
verhältnisses der Individuen handelt, ist nun nicht in der Form einer empiri- 
schen Tatsache der erfahrungswissenschaftlichen Beobachtung zugänglich. 
Diese Verkehrung kann auch nicht im Ausgang von empirischen Tatsachen- 
feststellungen kausal-mechanisch, funktionalistisch oder systemtheoretisch er- 
klärt oder im Rückgang auf den subjektiv gemeinten Sinn von Handlungen 
hermeneutisch erschlossen werden. Die Verkehrung lässt sich vielmehr nur - 
im Rückgriff auf Abstraktionen der Erfahrungswissenschaften - im begreifen- 
den Denken erfassen. Sie gerät notwendig aus dem Blick, wo in Anschluss an 
Weber versucht wird, soziale Gebilde wie die kapitalistische Wirtschaft im 
Rückgang auf einen von den Akteuren subjektiv gemeinten, auf „Wertideen“ 
bezogenen Handlungssinn als Verkörperung des Prinzips der „Zweckrationali- 
tät“ zu konzipieren. 

Für die von handlungstheoretischen Prämissen ausgehende Modernisierungs- 
theorie ist die Gesellschaft letztlich identisch mit der Welt der Institutionen, 
in denen bestimmte soziale Erwartungen, Normen, Rollen, Wahrnehmungs- 
muster ‚auf Dauer’ gestellt werden. Das ‚Soziale’ erscheint dabei in der logi- 
schen Form eines abstrakt Allgemeinen, das vom Individuellen abstrahiert und 
dem in seiner empirischen Einzelheit gefasste Individuum äußerlich gegenüber- 
tritt bzw. dieses subsumiert. Darin drückt sich eine Auffassung des Verhältnis- 
ses von Individuum und Gesellschaft aus, die die Gegensätzlichkeit im Ver- 
hältnis beider Seiten gerade nicht als eine historische Form ihrer Einheit - und 
somit nicht als Widerspruch - denken kann. Es werden vielmehr unvermittel- 
bare Gegensätze unterstellt, wodurch wiederum das Entfremdungsverhältnis 
positivistisch als unreflektierte Voraussetzung der Theoriebildung behandelt 
wird. Zu den Konsequenzen dieses Ansatzes gehört zum einen, dass von ihm 
ausgehend kein Begriff der Gesellschaftlichkeit des Individuums und ihrer Ent- 
fremdungsform mehr entwickelt werden kann. Und somit auch keine emanzi- 
patorische Perspektive, in der das „menschliche Wesen ... in seiner Wirklich- 
keit“ - also als endlich freies, seine eigenen Verhältnisse sich subsumierendes 
Wesen - als „das ensemble der gesellschaftlichen Verhältnisse“ (MEW 3: 6, 
Hervorheb. der Autoren) oder „totales Individuum“ verstanden werden könn- 
te. Zu den Folgen des betreffenden Ansatzes gehört weiterhin eine formalisti- 
sche Betrachtungsweise der Kritik, die die (im zuvor beschrieben Sinne) als In- 
stitutionalisierung zu denkende Verallgemeinerung von Ideen bereits als solche 
für problematisch halten muss. Und nicht zuletzt: eine Bestimmung von ‚Ver- 
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selbständigung’, die mit dem Selbstverständlich-Werden von Normen etc. zu- 
sammenfällt. Das wiederum hat zur Konsequenz, dass die Theorie der „reflexi- 
ven Modernisierung“ die neue „Unsicherheit“ als Resultat der sich ‚von selbst’ 
vollziehenden Aufhebung der Verselbständigung auffasst. Marx dagegen be- 
greift sie als ein konstitutives Moment der Verselbständigung und damit als 
Heteronomie, die die Relativierung von Normen überdauert. Becks Theorie 
vermag zwischen Unsicherheit und Risiko als Aspekten eines interessanten, le- 
bendigen Lebens freier Menschen einerseits und der Unsicherheit im Stande 
einer ‚Herrschaft der Zufälligkeit’ andererseits, die das Leben unter den Bedin- 
gungen von Unfreiheit charakterisiert, nicht mehr zu unterscheiden. Seine 
Aufforderung, die Ambivalenz und Unsicherheit als „Sonnenseite“ der Freiheit 
zu interpretieren und zu akzeptieren, schlägt damit unversehens und ungewollt 
um in ein Plädoyer für die Anerkennung von Unfreiheit und Entfremdung. 
Schließlich und endlich folgt aus Becks Konzeption der Verselbständigung, 
dass er im Gegensatz zu Marx auch das Nebenfolgenproblem bzw. die Selbst- 
destruktivität der gesellschaftlichen Entwicklung nicht als eine notwendige 
Konsequenz der für den Kapitalismus konstitutiven Unbeherrschtheit des Ge- 
samtprozesses denken kann, also nicht als Ausdruck der mit dem entfremde- 
ten Selbstverhältnis der Individuen verbundenen Verselbständigung ihrer 
Kraftentfaltung. Ein Begriff von ‚Verselbständigung’ ist im gegebenen Zusam- 
menhang vor allem deshalb von Bedeutung, weil nur auf seiner Grundlage ei- 
ne theoretische Bestimmung der neuen betrieblichen Herrschaftsform gewon- 
nen werden kann, deren Einfluss auf die Entwicklungsbedingungen von Indi- 
vidualität und auf die Selbstinterpretation der Individuen kaum zu überschät- 
zen ist. Die neuen Managementformen in den Unternehmen, die auch für 
Beck und Honneth zu den Aspekten der Individualisierungsprozesses zählen, 
versuchen, die Verselbständigung sozialer Prozesse und die damit verbundene 
Unfreiheit der Individuen für die Steigerung der Arbeitsproduktivität und 
Ausbeutung zu nutzen. 


5. Formwandel betrieblicher Herrschaft 
und die Entwicklung von Individualität 


Neue Managementkonzepte lassen sich nicht wie in der Individualisierungs- 
debatte auf eine unternehmenskulturelle Veranstaltung reduzieren, bei der es 
primär um die betriebliche Anpassung an einen gesellschaftlichen ‚Wertewan- 
del’ und die Institutionalisierung von Selbstverwirklichungs-Idealen ginge. Sie 
bedeuten auch keine Humanisierung der Arbeit und ganz gewiss keine Demo- 
kratisierung der Unternehmen, wie Beck anzunehmen scheint, wenn er das 
Management auf dem Weg zu einem veränderten Selbstverständnis als „Wahl- 
kreis“ (Beck 1993: 202) sieht. Es handelt sich bei dem gegenwärtigen Um- 
bruch vielmehr um eine Veränderung des Organisationsprinzips der Unter- 


210 Jörg Stadlinger, Dieter Sauer 


nehmen, die mit einer Veränderung im Verhältnis von Autonomie und Hete- 
ronomie im Produktionsprozess verbunden ist (Peters 1997). Organisation soll 
nicht mehr durch die Unterordnung des eigenen Willens unter den Unter- 
nehmenszweck - vertreten durch den Willen von Weisungsbefugten - entste- 
hen, sondern durch die Nutzung des eigenen Willens von Individuen im Zu- 
sammenhang mit der Übertragung von unternehmerischen Aufgabenstellun- 
gen - einschließlich der damit verbundenen Risiken - an die abhängig Be- 
schäftigten. Erreicht wird dies durch neue, indirekte Steuerungsformen, die das 
Gegenteil von Steuerung, nämlich ungesteuerte („von selbst ablaufende“) Pro- 
zesse zum Mittel von Steuerung machen (ebd.). Vereinfacht gesagt: Die Mitar- 
beiter eines Unternehmens sollen nicht mehr tun, was ihnen vom Manage- 
ment gesagt wird. Sie sollen vielmehr selbständig auf Rahmenbedingungen re- 
agieren, die sich einerseits aus den unkontrollierbaren, ständig wechselnden 
Überlebensbedingungen des Unternehmens am Markt und andererseits aus 
der unternehmensinternen Definition von Erfolgsmaßstäben und Strukturen 
(Benchmarks, Kennziffern, Segmentierung von Unternehmen) durch das Ma- 
nagement ergeben (Peters/Sauer 2005). Das alte System des command & 
control hat die Selbständigkeit von weisungsabhängigen Mitarbeitern in die 
Unternehmenshierarchie integriert, indem es ihnen Handlungs- und Entschei- 
dungsspielräume gewährte. In der neuen Unternehmenssteuerung hingegen 
wird die Nutzung der Selbständigkeit durch die Konfrontation unternehme- 
risch handelnder Mitarbeiter mit den tatsächlichen ökonomischen Hand- 
lungsbedingungen vermittelt, deren Gesetzmäßigkeiten im Kapitalismus „als 
innere, stumme... die regellose Willkür der Warenproduzenten überwältigende 
Naturnotwendigkeit“ (MEW 23: 377) wirken. Was die Menschen in der neuen 
Organisationsform antreibt, ist nicht mehr die Angst vor Sanktionen oder die 
Hoffnung auf Belohnung, sondern die Aussicht auf eigene - betriebswirt- 
schaftlich definierte, unter arrangierten Bedingungen zu erzielende - Erfolge 
bzw. die Angst vor einem Misserfolg, der die materiellen Grundlagen ihrer E- 
xistenz gefährdet. Die neue betriebliche Herrschaftsform stellt somit die Au- 
tonomie von Beschäftigten in den Dienst des Unternehmens, indem sie sich 
die unfreie Seite des willkürlichen Willens, seine Bestimmtheit durch unwill- 
kürliche oder naturwüchsig ablaufende Prozesse, zu nutze macht. Das alte 
Kommandosystem kann im Zuge der Übertragung der unternehmerischen 
Selbständigkeit in das abhängige Beschäftigungsverhältnis deshalb ohne eine 
Infragestellung der gegebenen Eigentums- und Herrschaftsverhältnisse aufge- 
hoben werden, weil die Autonomie des Unternehmers selber eine bedingte 
Freiheit ist. Zwar ist er keinen fremden Weisungen unterworfen, aber seine Au- 
tonomie ist mit jener Form von Heteronomie verknüpft, die in der Subsumti- 
on der Individuen unter ihre verselbständigten ökonomischen Handlungsbe- 
dingungen liegt und die nun den Unternehmensleitungen die Möglichkeit der 
indirekten Einflussnahme auf die Willensbildungsprozesse der Beschäftigten 
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eröffnet. Aus kommandierten Beschäftigten sollen so „Fanatiker der Verwer- 
tung“ werden. Die Herrschaft der „toten Arbeit“ über die „lebendige Arbeit“ 
vollzieht sich in der neuen Arbeitsorganisation somit nicht mehr nur - wie 
bisher - durch das eigene Tun der Produzenten, sondern nun auch durch ih- 
ren eigenen Willen. Der Interessengegensatz zwischen Kapital und Arbeit wird 
auf diese Weise zum strukturierenden Moment der Interessenlage des einzel- 
nen Individuums. Das Interesse des Individuums als Verkäufer seiner Arbeits- 
kraft (Entlohnung, nachhaltiger Umgang mit den eigenen Potenzen) und das 
Interesse des Arbeitskraftverkäufers als Individuum an der Entfaltung seiner 
Individualität geraten unter die Herrschaft des eigenen Interesses am unter- 
nehmerischen Erfolg, der zentrale Bedeutung für die Sicherung der materiellen 
Existenz bekommen hat. In der Unternehmerperspektive, die sie nun selber 
einnehmen, sind die Beschäftigten für sich selber das, was sie für das Kapital 
sind. In ihr verhalten sich die Menschen zu den Bestimmungen ihrer Indivi- 
dualität - zu ihren Potenzen, Bedürfnissen, Interessen und sozialen Beziehun- 
gen - auf entfremdete Weise wie zu einer ‚Ressource’ des ihnen äußerlichen 
Verwertungszwecks, den sie im Streben nach dem Erfolg gegen sich selber gel- 
tend machen. Im Unterschied zur früheren Kommandoorganisation eröffnet 
die neue Arbeitsorganisation durchaus Möglichkeiten der Persönlichkeitsent- 
faltung. Aber die Selbstentfaltung der Individuen wird unter den Bedingungen 
der Verwandlung ihrer produktiven Kräfte in die Produktivkräfte des Kapitals 
wiederum auf eine Funktion ihrer Selbsterhaltung reduziert. Wenn die Men- 
schen diese Verkehrung in ihrem bewussten Selbstverhältnis reproduzieren 
und daraus eine Orientierung für die praktische Sorge um sich selbst zu ge- 
winnen suchen, dann folgt daraus ein Leben, in dem ‚das Gute’ - die Entwick- 
lung der eigenen Individualität - eben nicht als etwas Selbstzweckliches er- 
strebt wird, sondern nur deshalb, weil man ‚das Schlechte’ - den existenzge- 
fährdenden Misserfolg in der unternehmerischen Konkurrenz - vermeiden 
möchte. Es wäre dies ein Leben, das, wie Spinoza bereits am Beginn der kapi- 
talistischen Entwicklung festgehalten hat, von der Furcht und nicht von der 
Vernunft geleitet wird, und insofern eine von Unfreiheit bestimmte Existenz 
(Spinoza 1677: 489/491). 

So wird man in Gegensatz zu Beck feststellen müssen, dass der „institutionali- 
sierte Individualismus“ die Individuen gerade nicht dazu auffordert, „sich ge- 
fälligst als Individuum zu konstituieren“ (Beck 1993: 153). Vielmehr sollen 
sich die Individuen in der Arbeit und darüber hinaus „gefälligst“ als Unter- 
nehmer konstituieren bzw. in ihrer Unternehmerfunktion sich mit sich als In- 
dividuum identifizieren. Das dazu passende - von Ratgeberautoren, Politikern 
und nicht wenigen Sozialwissenschaftlern vertriebene - Angebot zur Selbstdeu- 
tung ist das Konzept vom Individuum als „Unternehmer seiner selbst“. Die 
materielle Basis seiner Verbreitung ist die Reorganisation der Unternehmen, 
sein ideologischer Kern die Identifikation der Freiheit des Individuums mit 


212 Jörg Stadlinger, Dieter Sauer 


der Unternehmerfreiheit. Nur eine Theorie, die mit dieser Gleichsetzung 
bricht, gelangt über die Feststellung von „Paradoxien der Individualisierung“ 
und über eine Problematisierung des bürgerlichen Individualismus hinaus, die 
sich auf der Grundlage von dessen eigenen ideologischen Voraussetzungen 
bewegt. Nur dann wird auch verständlich, warum den Individuen ihre eigenen 
Autonomie- und Entfaltungsansprüche als äußere Erwartungen entgegentreten 
können, die für sie etwas Bedrohliches haben bzw. von ihnen als eine „Zumu- 
tung“ erfahren werden. Das ‚ambivalente’ Verhältnis der Menschen zur Erwei- 
terung ihrer Autonomie bildet sich auf der Grundlage von Erfahrungen der 
Ohnmacht und Getriebenheit heraus. Sie haben ihren Ursprung in der Be- 
dingtheit der Unternehmerfreiheit und der an dieser Bedingtheit ansetzenden 
Instrumentalisierung der Selbstbestimmung durch die neue Unternehmens- 
steuerung. Unter diesen Bedingungen birgt der (nicht zu leugnendel) Fort- 
schritt für die Individuen in der Tat ein erhebliches Bedrohungspotential, wird 
die in der Zweck-Mittel-Verkehrung des Kapitalverhältnisses begründete Un- 
beherrschtheit der eigenen Kraftentfaltung für immer mehr Menschen z.B. im 
‚burnout’ zum ganz persönlichen Erlebnis. 

Wer freilich wie Beck die Möglichkeit und den Zwang zur Wahl der eigenen 
Biographie ins Zentrum des „Begriff(s) und der Theorie des ‚eigenen Lebens’“ 
(Beck 2001: 4) stellt, blendet nicht nur die Möglichkeit der Fremdbestimmt- 
heit von Selbstinterpretationen aus, die die einzelnen Lebensentscheidungen 
vermitteln. Ihm kommt zwangsläufig auch die Frage abhanden, ob das selbst- 
gewählte Leben denn auch wirklich ein selbstbestimmtes Leben ist, in dem die 
Individuen bei sich selber sind. Es fehlen dann auch die Begriffe, die es erlau- 
ben würden, bestimmte Verbindungen von Autonomie und Heteronomie 
bzw. Individualitätsformen wie die des Unternehmers als historische Formen 
der Entfaltung von Individualität und als „Fesseln“ derselben zu betrachten. 
Für Menschen, die unter den „verrückt machenden“ Verhältnissen aus der 
Auseinandersetzung mit der Frage, wer sie sind und was für sie selber gut ist, 
lebenspraktische und politische Orientierungen zu gewinnen hoffen, sind je- 
denfalls solche Begriffe unverzichtbar. 


6. Die Entwicklung des Individuums als politischer „Sprengsatz” ? 


„Die Produktivkräfte und gesellschaftlichen Beziehungen“, so Marx, „- beides 
verschiedene Seiten der Entwicklung des gesellschaftlichen Individuums - er- 
scheinen dem Kapital nur als Mittel, um von seiner bornierten Grundlage aus 
zu produzieren. In fact aber sind sie die materiellen Bedingungen, um sie in 
die Luft zu sprengen.“ (Marx 1857/58: 177) 

Die Entwicklung der produktiven Kräfte der Individuen - also nicht der Pro- 
duktionsmittel oder der Technologie - wird gegenwärtig durch Merkmale be- 
stimmt, die, folgt man Marx, eigentlich erst in einer nachkapitalistischen Pha- 
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se der Geschichte zur Entfaltung kommen können. Dazu gehören auch die 
tendenzielle Veränderung des Charakters der Arbeit und ihrer Bedeutung für 
die Individuen. Marx hat in seiner Auseinandersetzung mit A. Smith zu Recht 
gegen die Identifizierung der Arbeit mit jener historischen Erscheinungsform 
polemisiert, die sie als „Zwangsarbeit“ unter den Bedingungen von Herr- 
schaftsverhältnissen annimmt. In letzteren erscheint die Arbeit tatsächlich als 
Fluch und Qual und dementsprechend die „Ruhe“ als Zustand der Freiheit 
und des Glücks. Smith verkenne jedoch, dass die Arbeit als Bewältigung von 
Hindernissen bei der Verwirklichung selbstgesetzter Zwecke an sich (der Mög- 
lichkeit nach) eine „Betätigung der Freiheit“ ist. Nach der Aufhebung ihres 
historischen Zwangscharakters könne auch die Arbeit in der materiellen Pro- 
duktion zu einer „travail attractif“, zur „Selbstverwirklichung des Indivi- 
duums“ werden (Marx 1857/58: 505). Wenn Marx demgegenüber die Arbeit 
im Kapitalismus charakterisiert, dann hat er dabei vor allem ihre 
Entfremdungsform vor Augen, das „Außer-sich-sein“ in der Arbeit, die 
Fremdheit des Arbeitenden gegenüber seiner eigenen Lebensäußerung. Dia- 
lektiker, der er war, hat Marx allerdings auch die Widersprüchlichkeit der 
Entwicklung festgehalten. Dazu gehört auch die tendenzielle Aufhebung jener 
Organisationsform der Arbeitsteilung, in der ein bestimmtes Individuum 
einem bestimmten Tätigkeitszweig Zeit seines Lebens unterworfen bleibt. 
Marx hat dies als eine notwendige Veränderung interpretiert, die im Entwick- 
lungsgang der „großen Industrie“ begründet ist. Diese nämlich macht es Marx 
zufolge zu einer „Frage von Leben und Tod“, „das Teilindividuum, den 
bloßen Träger einer gesellschaftlichen Detailfunktion, durch das total 
entwickelte Individuum (zu ersetzen), für welches verschiedene gesell- 
schaftliche Funktionen einander ablösende Betätigungsweisen sind.“ (MEW 23: 
Sölvejändert sich bereits im Kapitalismus nach und nach das Verhältnis der 
einzelnen Individuen zu den gesellschaftlichen Produktivkräften, zu Potenzen, 
die anfänglich „als eine eigene Welt“ (MEW 3: 67) neben den jeweils auf De- 
tailfunktionen reduzierten Individuen erscheinen. Die allmähliche Aneignung 
dieser gesellschaftlichen Vermögen durch die einzelnen Produzenten ist eine 
Seite der Entwicklung ihrer Individualität sowie ihrer Befähigung zur Errin- 
gung der Freiheit. 

Geht man freilich von Marx’ Charakterisierung der „höheren Phase der kom- 
munistischen Gesellschaft“ in der „Kritik des Gothaer Programms“ (MEW 22) 
aus, dann darf man vermuten, dass er angesichts der gegenwärtigen Entwick- 
lung der kapitalistischen Produktion doch einigermaßen erstaunt wäre. Die 
Aufhebung der „knechtenden Unterordnung der Individuen unter die Teilung 
der Arbeit“ und des „Gegensatz(es) zwischen geistiger und körperlicher Ar- 
beit“ ist jedenfalls innerhalb des Kapitalismus weiter fortgeschritten, als er sich 
das wohl hätte träumen lassen. Das betrifft auch die Aufhebung des Gegensat- 
zes von Arbeit und Nicht-Arbeit, den Marx in den „Grundrissen“ ebenfalls als 
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eine Seite der Entfremdung bestimmt. Erstaunlich wäre für ihn wohl, dass die 
Arbeit bereits in der kapitalistischen Produktionsweise für viele tendenziell 
„nicht nur Mittel zum Leben, sondern selbst das erste Lebensbedürfnis“ wird 
und dass Unternehmensleitungen ihre Mitarbeiter seit einiger Zeit dazu auf 
fordern, ihren produktiven Prozess doch gefälligst selber zu organisieren - na- 
türlich unter der Maßgabe der Profitabilität. 

Aber Marx wäre wohl kaum erstaunt darüber, dass sich die gegenwärtige, ten- 
denzielle Aufhebung bestimmter Seiten oder Erscheinungen der Entfremdung 
unter kapitalistischen Bedingungen wiederum in verkehrter oder entfremdeter 
Form vollzieht. Während die Entwicklung der Produktivkräfte auf der einen 
Seite die Aufhebung des betrieblichen Kommandosystems ermöglicht und er- 
fordert, wird auf der anderen Seite die Unbeherrschtheit sozialer Prozesse und 
die darin liegende Unfreiheit der Individuen durch die neue Unternehmens- 
steuerung nunmehr gezielt zur Steigerung der Ausbeutung genutzt. Während 
die Entwicklung der Produktivkräfte auf ihrem gegenwärtigen Niveau eines 
solchen „äußern Sporns“ (Marx 1857/58: 31) eigentlich nicht mehr bedarf, 
steigert sich doch auf der einen Seite der Druck auf die lebendige Arbeit per- 
manent. Die tendenzielle Aufhebung der Trennung von Arbeit und Nicht- 
Arbeit - eigentlich eine positive Tendenz - verkehrt sich unter den Bedingun- 
gen der neuen Unternehmenssteuerung in den Zugriff des Kapitals auf die ge- 
samte Lebenszeit der Individuen. Die Identifikation mit der Arbeit, die durch 
die neue Unternehmensorganisation möglich wird, kehrt sich gegen die Indi- 
viduen, die aus Hochgefühlen in tiefe und dauerhafte Erschöpfungszustände 
stürzen. 

Die Frage, die mit der neuen Arbeitsorganısation auf die Tagesordnung gesetzt 
wird, ist nun die, ob nun auch noch die entwickelten Potenzen der Individuen 
dauerhaft dem Verwertungszweck unterworfen bleiben und sich damit in Kräf 
te verwandeln, die sich auf zerstörerische Weise gegen die Individuen selbst 
wenden. Oder ob sie im Gegenteil als die Befähigung zum Tragen kommen, 
sich nicht nur von der Herrschaft in der Form des Kommandosystems, son- 
dern überhaupt von der Mittelrolle für den Verwertungszweck zu emanzipie- 
ren. Mit Marx gesprochen: es geht darum, ob und wie die Entwicklung der 
Produktivkräfte zum ‚Sprengsatz’ für die „bornierte Grundlage“ der Individua- 
litäts-Entwicklung werden kann. 


Marx & Moderne 215 


Literatur 


Bauman, Zygmunt (1992): Moderne und Ambivalenz. Das Ende der Eindeutigkeit, Hamburg 

Beck, Ulrich (1993): Die Erfindung des Politischen - Zu einer Theorie reflexiver Modernisierung, 
Frankfurt/Main 

Beck, Ulrich (1997): Kinder der Freiheit: Wider das Lamento über den Werteverfall, in: Beck, Ul- 
rich (Hg.): Kinder der Freiheit, Frankfurt/Main. 

— (2001): Das Zeitalter des „eigenen Lebens“, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Bonn. 

Bleuler, E. (1911): Dementia praecox oder Gruppe der Schizophrenien, Leipzig und Wien. 

Hartmann, Martin (2002): Widersprüche, Ambivalenzen, Paradoxien - Begriffliche Wandlungen 
in der neueren Gesellschaftstheorie, in: Honneth, Axel (Hg.): Befreiung aus der Mündigkeit - 
Paradoxien des gegenwärtigen Kapitalismus, Frankfurt/Main. 

Hegel, G. W. F. (1970): Aufsätze aus dem Kritischem Journal der Philosophie, Werke Bd. 2. 
Frankfurt/Main. 

— (1970): Nürnberger und Heidelberger Schriften 1808 - 1817, Werke Bd. 4, Frankfurt/Main. 

— (1970): Wissenschaft der Logik, Werke Bd. 5, Frankfurt/Main. 

— (19709): Wissenschaft der Logik, Werke Bd. 6, Frankfurt/Main. 

— (1970): Jenaer Schriften 1801-1807, Werke Bd. 8, Frankfurt/Main. 

— (1970): Enzyklopädie der philosophischen Wissenschaften III, Werke Bd. 10, Frankfurt/Main. 

Hobbes, Thomas (1651): Leviathan, Suhrkamp Verlag (1984), Frankfurt/Main. 

Honneth, Axel (2002a): Einleitung, in: Honneth, Axel (Hg.): Befreiung aus der Mündigkeit - Pa- 
radoxie des gegenwärtigen Kapitalismus, Frankfurt/Main. 

— (2002b): Organisierte Selbstverwirklichung. Paradoxien der Selbstverwirklichung, in: Honneth 
Axel (Hg.): Befreiung aus der Mündigkeit - Paradoxien des gegenwärtigen Kapitalismus. Frank- 
furt/Main. 

Kant, Immanuel (1788): Kritik der praktischen Vernunft. Werkausgabe Bd. 7, Frankfurt/Main 

Marx, Karl (1857/1858): Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie, Berlin 1953. 

— (1843): Zur Judenfrage, in: MEW 1, Berlin 1972. 

1846/1847): Das Elend der Philosophie, in: MEW 4, Berlin 1972. 

1857/1858): Einleitung (zur Kritik der Politischen Ökonomie), in: MEW 13, Berlin 1972. 

1865): Lohn, Preis, Profit, in: MEW 16, Berlin 1972. 

1875): Kritik des Gothaer Programms, in: MEW 22, Berlin 1972. 

1890): Das Kapital Bd. 1, in: MEW 23, Berlin 1962. 

1863): Theorien über den Mehrwert, in: MEW 26.3, Berlin 1972. 

— (1844): Ökonomisch-philosophische Manuskripte, in: MEW Ergb. 1, Berlin 1968. 

Marx, Karl; Engels, Friedrich (1845/1846): Die Deutsche Ideologie, in: MEW 3, Berlin 1972. 

Peters, Klaus (1997): ): Die neue Autonomie in der Arbeit. In: DGB Bundesvorstand (Hrsg.): In- 
formationen zur Angestelltenpolitik 5/97. Düsseldorf 

Peters, Klaus (2001): Freiheit und Selbsttäuschung. Logische Probleme einer Theorie der neuen 
Autonomie in der Arbeit. In: Glißmann, Wilfried; Peters, Klaus: Mehr Druck durch mehr 
Freiheit. Die neue Autonomie in der Arbeit und ihre paradoxen Folgen. Hamburg. 

Peters, Klaus; Sauer, Dieter (2005): Indirekte Steuerung - eine neue Herrschaftsform - Zur revo- 
lutionären Qualität des gegenwärtigen Umbruchprozesses. In: H. Wagner (Hrsg.): „Rentier’ ich 
mich noch?“ - Neue Steuerungskonzepte im Betrieb, Hamburg, S. 23-58. 

Simmel, G. (1908): Soziologie. Untersuchung über die Formen der Vergesellschaftung, in: Ge- 
samtausgabe Bd. 11, Frankfurt/M 1992. 

Spinoza, Baruch (1677): Ethik, Hamburg 2007. 


An -nn 


Paul Burkett, John Bellamy Foster 


Stoffwechsel, Energie und Entropie in 
Marx’ Kritik der Politischen Ökonomie: 
Jenseits des Podolinsky-Mythos (Teil 1)' 


Zwischen der Marxschen Theorie und der Ökologischen Ökonomie! verläuft 
ein tiefer Graben. Unter anderem beruht dieser auf der Vorstellung, dass Marx 
und Engels indifferent oder sogar ablehnend auf Sergei Podolinskys Einfüh- 
rung bestimmter Elemente der Thermodynamik in die sozialistische Theorie 
reagiert hätten. Diese These wurde ursprünglich von Juan Martinez-Alier und 
J.M. Naredo aufgestellt (Martinez-Alier/Naredo 1982; siehe auch Martinez- 
Alier 1987) und lässt sich so zusammenfassen: Podolinsky publizierte in den 
frühen 1880er Jahren eine Energieanalyse der menschlichen Arbeitskraft, in 
der er versuchte, die Marxsche Werttheorie mit dem ersten und zweiten 
Hauptsatz der Thermodynamik in Einklang zu bringen. Marx ignorierte die 
Arbeit Podolinskys, während Engels sie als nebensächlich abtat und ihr keine 
ernsthafte Beachtung schenkte - und das, obwohl Podolinsky die beiden di- 
rekt um ihre Meinung gebeten hatte. Die ablehnende Reaktion von Marx und 
Engels gilt dann als Beleg für die These, dass der Marxismus ökologische Fra- 
gen und speziell von der Thermodynamik aufgeworfene Probleme übersehe. 

Diese Argumentation bildet bis heute ein wesentliches Element innerhalb der 
Ökologischen Ökonomie und anderer Umweltdisziplinen, der zufolge der 
Marxismus an inhärenten ökologischen Defiziten leide.” Im ersten Teil unseres 


Der zweite Teil wird in PROKLA 160, im September erscheinen. Der Aufsatz erschien unter 
dem Titel Metabolism, energy and entropy in Marx’s critique of political economy: Beyond 
the Podolinsky myth zuerst in Theory and Society (2006) 35: 109-156. 

1 Anm. der Redaktion: Unter „Ökologischer Ökonomie“ (ecological economics) wird vor al- 
lem im englischsprachigen Raum der Versuch verstanden, ökologische Fragestellungen in ei- 
ner umfassenden (also auch soziale und politische Aspekte berücksichtigenden) Weise in der 
Ökonomie zu behandeln. Die Ökologische Ökonomie ist von der „Umweltökonomie“ zu 
unterscheiden. Unter dieser Bezeichnung werden in der Regel neoklassisch inspirierte Versu- 
che zur marktförmigen Bearbeitung von Umweltproblemen verstanden. 

2 Dass Podolinskys Arbeit bei Marx und Engels angeblich eine indifferente oder gar ableh- 
nende Reaktion auslöste, wird von ökologisch orientierten Ökonomen, Umweltsoziologen, 
Umwelthistorikern und Ökosozialisten gemeinhin als „Tatsache“ angesehen. Vgl. z.B. Kauf- 
mann (1987: 91), Bramwell (1989: 86), Deleage (1994: 49), Hayward (1994: 226), Pepper 
(1996: 230), Salleh (1997: 155), Hornborg (1998: 129), O’Connor (1998: 3), Cleveland (1999: 
128), Barry (1999: 277£.), Martinez-Allier (2003: 11). 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 159, 40. Jg., 2010, Nr. 2, 217-240 


218 Paul Burkett, John Bellamy Foster 


Aufsatzes fassen wir unsere jüngsten Forschungsergebnisse zur „Podolinksy- 
Geschichte“ (Engels an Marx, 19. Dez. 1882, MEW 35: 133) zusammen, die 
ernsthafte Zweifel an der oben zusammengefassten Standardargumentation 
aufkommen lassen (vgl. ausführlicher Foster/Burkett 2004: 32-60). Unser 
Hauptanliegen geht jedoch darüber hinaus: Wir möchten untersuchen, in wel- 
chem Maße die Kapitalismusanalyse von Marx und Engels bereits Antworten 
auf spezifische Fragen enthielt, die (erst später) von Podolinksy aufgeworfen 
wurden. Im zweiten Teil wollen wir daher zeigen, dass Marx’ Analyse kapitalis- 
tischer Produktion und Ausbeutung eine Perspektive auf die menschliche Ar- 
beit einnimmt, die in der Frage des Energiehaushalts gründlich durchdacht 
und naturwissenschaftlich fundiert ist. Marx behandelt den Wert der Arbeits- 
kraft und die kapitalistische Ausbeutung des Arbeiters sowohl unter dem Ge- 
sichtspunkt der Energieerhaltung als auch unter dem der Dissipation von Ma- 
terie und Energie (bzw. der zunehmenden Entropie, wie es heute genannt 
wird). Was das Verhältnis von Marx und Engels zueinander angeht, so waren 
sich beide in ihrer Kritik an reduktionistischen Energieanalysen der menschli- 
chen Arbeitskraft einig. 

Im dritten Teil legen wir dar, inwieweit Überlegungen zur Thermodynamik 
und zum Stoffwechsel im Marzschen „Kapital“ im Kapitel über „Maschinerie 
und große Industrie“ eine Rolle spielen. Im Einklang mit dem ersten Haupt- 
satz der Thermodynamik untersucht Marx hier die kapitalistische Industriali- 
sierung im Hinblick auf die Entwicklung von Maschinensystemen zur Über- 
tragung von Bewegungskraft auf den Kontaktpunkt, an dem Werkzeuge auf 
Material wirken. Seine Analyse der kapitalistischen Mechanisierung liefert eine 
strukturelle, klassentheoretische Erklärung dafür, wie und warum menschliche 
Produktionsformen definitiv mit der Beschränkung auf das „solare Energieein- 
kommen“ gebrochen und angefangen haben vom „geologischen Kapital“ zu 
leben (Daly 1992: 23). Marx gelingt es damit, das vom Kapitalismus hervorge- 
brachte und historisch einmalige Ansteigen der Arbeitsproduktivität und des 
Umsatzes von Materie und Energie zu erklären. Dies schlägt sich auch in En- 
gels’ Kritik an Podolinsky nieder, merkt er doch an, dass Podolinsky die sys- 
temische Verschwendung von „vergangener Sonnenwärme“ in Form von Koh- 
le, Holz und Mineralien nicht vollständig zu erklären vermag. Marx erkennt 
auch die Bedeutung von Reibung und anderen Verschleißkräften gemäß des 
zweiten Hauptsatzes der Thermodynamik, sowie die kaum zu unterschätzende 
Rolle der Biochemie für die moderne Industrie (und zwar nicht nur für die 
Agrarindustrie). All das steht hinter Engels’ Kritik, dass Podolinskys Vorschlag 
einer Berechnung des reinen Energiewertes industrieller Produkte effektiv nicht 
möglich sei. 

Im vierten Teil werfen wir einen kurzen Blick auf die Marxsche Behandlung 
des Stoffwechsels zwischen Gesellschaft und Natur im Kapitalismus, der in der 
industriellen Landwirtschaft und in der Trennung von Stadt und Land zu Tage 
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tritt. Das Marxsche Interesse an den biochemischen und energetischen Pro- 
duktionsbedingungen wird vor allem in seiner Analyse der Landwirtschaft 
deutlich: Hier ist offensichtlich, dass es auf die jeweiligen Stoffe ankommt. 
Ähnlich wie Justus von Liebig argumentiert Marx, dass eine ökologisch nach- 
haltige Landwirtschaft die kontinuierliche Erneuerung der Nährstoffe im Bo- 
den erfordert. Weiterhin betont Marx, dass die schädliche Zirkulation von 
Stoffen, die durch die kapitalistische städtische Industrie und Landwirtschaft 
verursacht wird, die Reproduktion der menschlichen Arbeitskraft und des Bo- 
dens beeinträchtigt. Ökologische Krisen führt Marx letztlich auf die Trennung 
der Arbeiter vom Land und anderen Produktionsmitteln zurück und integriert 
damit materialistische und soziale Überlegungen in eine Umweltanalyse. 

Im Schlussteil diskutieren wir die Beziehung zwischen dem historisch- 
dialektischem Analyserahmen von Marx und Engels und ihrem Verständnis 
der komplexen ökologischen und sozialen Systeme jenseits mechanistischer 
und reduktionistischer Modelle. Marx’ und Engels’ Betonung des unwiderruf- 
lichen Wandels und der qualitativen Transformation macht ihren dialektisch- 
materialistischen Ansatz zu einem Vorläufer der gegenwärtigen Komplexitäts- 
theorie. Obwohl beide die thermodynamischen Analysen schätzten, die sich 
aus Carnots Modell geschlossener Systeme entwickelten (die durch umkehrba- 
re Prozesse charakterisiert sind), war ihnen klar, dass die realen und konkreten 
Antworten in einer Welt gesucht werden müssen, in der die Naturgeschichte, 
genauso wie die menschliche Geschichte, von einem unumkehrbaren Zeitpfeil 
regiert wird. In diesem Sinne antizipierten die von Marx und Engels vorgeleg- 
ten Analysen von Stoffwechselprozessen mitsamt ihren energetischen und 
entropischen Aspekten und deren Beziehungen zur menschlichen Produktion 
in vielerlei Hinsicht die heutige Ökologische Ökonomie. 


1. Was bleibt vom Podolinsky Mythos? 


Dem in der Podolinsky-Debatte formulierten Vorwurf, Marx und Engels wären 
gegenüber Umweltfragen und speziell gegenüber der Thermodynamik indiffe- 
rent gewesen, muss mit Skepsis begegnet werden. Sowohl Marx als auch En- 
gels füllten zahlreiche Notizbücher mit Exzerpten und Kommentaren zu den 
führenden naturwissenschaftlichen Autoren ihrer Zeit. Ihre Notizen decken 
ein breites Themenfeld ab - Physik, Chemie, Biologie, Physiologie, Geologie 
und Agronomie -, und in allen diesen Bereichen spielt die Analyse von Ener- 
giedynamiken eine wichtige, wenn nicht gar eine zentrale Rolle. Marx und En- 
gels waren mit den Arbeiten vieler Wissenschaftler, die an der Entwicklung der 
Thermodynamik mitwirkten, zumindest vertraut, und in einigen Fällen be- 
schäftigten sie sich sogar intensiv mit ihnen. Dies betrifft beispielsweise Her- 
mann von Helmholtz, Julius Robert Mayer, James Prescott Joule, Justus von 
Liebig, Jean-Baptiste Joseph Fourier, Sadi Carnot, Rudolf Clausius, William 
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Thomson, Peter Guthrie Tait, William Grove, James Clark Maxwell und Lud- 
wig Eduard Boltzmann. In den Jahren vor und nach der Veröffentlichung des 
ersten Kapital-Bandes (1867) besuchte Marx zahlreiche öffentliche naturwis- 
senschaftliche Vorträge, darunter eine Vorlesungsreihe des englischen Physikers 
John Tyndall, Autor von Heat Considered as a Mode of Motion (Tyndall 
1863). Tyndall, der selbst eine zentrale Rolle in der sich zu diesem Zeitpunkt 
als eigenständige Disziplin entwickelnden Physik spielte, war ein wichtiger Ver- 
fechter der Ideen von J.R. Mayer - der wiederum als Mitentdecker des Ener- 
gieerhaltungssatzes gelten kann, also des ersten Hauptsatzes der Thermodyna- 
mik. Marx verfolgte Tyndalls Forschungen über die Sonnenstrahlung mit gro- 
ßem Interesse, insbesondere im Bezug auf Wärme. Auch beschäftigten Marx 
und Engels sich intensiv mit der Erforschung der Elektrizität, einschließlich 
der Arbeiten von Michael Faraday, der den ersten Elektromotor entwickelte. 
1882 interessierte Marx sich speziell für die Forschungsergebnisse des französi- 
schen Physikers Marcel Deprez, der mit der Übertragung von elektrischer E- 
nergie durch Überlandleitungen experimentierte. Im gleichen Jahr las Marx 
auch Edouard Hospitaliers Principal Applications of Electricity und fertigte 
ausgiebige Notizen über seine Lektüre an.’ 

Allein angesichts dieses Interesses an der theoretischen Physik und an prakti- 
schen Energiefragen scheint es unwahrscheinlich, dass Marx und Engels sich 
gegenüber einer neuen Arbeit von Podolinsky, die möglicherweise einen 
Durchbruch in der Integration thermodynamischer Konzepte in die sozialisti- 
sche Theorie bedeutete, unempfänglich gezeigt oder gar taub gestellt hätten. 
Darüber hinaus war Gleichgültigkeit oder Schweigen über einen zeitgenössi- 
schen Text, der sich in irgendeiner Art und Weise auf ihre eigenen Arbeiten 
bezog, ganz und gar untypisch für Marx und Engels. 

Verfolgt man die Entwicklung von Podolinskys Arbeit und ihren zeitlichen 
Bezug zu den Forschungen von Marx und Engels im Detail, so wächst der 
Zweifel an der oben skizzierten Standardinterpretation. Podolinsky veröffent- 
lichte seine Analyse in den Jahren 1880 bis 1883 in vier verschiedenen Spra- 
chen, wobei sich die Textfassungen erheblich voneinander unterschieden. Die 
Version, auf die sich Martinez-Alier und Naredo (Martinez-Alier/Naredo 1982; 
Martinez-Alier 1987) in ihrer Marx-Kritik beziehen, erschien erst nach Marx’ 
Tod, und zwar 1883 in zwei Teilen in der Neuen Zeit, der von Karl Kautsky 
herausgegebenen theoretischen Zeitschrift der deutschen Sozialdemokratie 
(Podolinsky 1883a; b). Engels’ Kommentare über Podolinksy, die er im De- 
zember 1882 in zwei Briefen an Marx sandte (MEW 35: 133ff.; 136ff.), weniger 
als drei Monate vor dessen Tod, basierten auf einer Version, die 1881 in der 


3 Diese und andere Aspekte der naturwissenschaftlichen Studien von Marx und Engels werden 
bei Pradip Baksi behandelt (Baksi 1996; 2001). Weitere Beispiele führen wir im zweiten und 
dritten Teil dieses Artikels an. 
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italienischen Zeitschrift La Plebe (Podolinsky 1881a; b) erschienen und erheb- 
lich kürzer war als der Artikel in der Neuen Zeit. Eine frühere Fassung vom 
Juni 1880 in der Pariser Revue Socialiste war noch kürzer gewesen (Podolinsky 
1880). 

Diese Chronologie erhält vor folgendem Hintergrund eine Bedeutung: Marx 
hat zwar detaillierte Exzerpte von Podolinskys Arbeit angefertigt, diese bezie- 
hen sich aber ausschließlich auf eine französische Fassung, welche Podolinsky 
ihm Anfang April 1880 zugeschickt hat.’ Dabei scheint es sich um einen frü- 
hen Entwurf des Artikels für die Revue Socialiste gehandelt zu haben.’ Aus 
Podolinskys eigenen Briefen geht hervor, dass Marx ihm mindestens einmal 
geantwortet hat, doch leider konnte bis heute weder dieser noch irgendein an- 
derer Marxscher Brief an Podolinsky gefunden werden. Es ist anzunehmen, 
dass Marx eine Kommentierung von Podolinskys Entwurf an diesen zurück- 
sandte und dass Podolinsky diese Kommentare in die französische Fassung 
einarbeitete. Der Grund dafür, dass in Marx’ Nachlass keine Kopie der Origi- 
nalfassung von Podolinskys Arbeit gefunden wurde und es heute nur noch die 
Exzerpte in den Marxschen Heften gibt, ist wahrscheinlich, dass Marx, so wie 
es vor der Erfindung des Fotokopierers üblich war, Podolinsky sein Manu- 
skript mit Kommentaren versehen direkt zurückschickte. Im Vergleich zu der 
früheren Version, die Marx gelesen und kommentiert hat, enthält der Text aus 
der Revue Socialiste umfangreiche Ergänzungen. Dies lässt sich aus den Marx- 
schen Fxzerpten schließen. Bei den Ergänzungen handelt es sich unter ande- 
rem um zentrale Bezüge zum Marxschen Konzept der Mehrarbeit, um Podo- 
linskys eigene Kalkulation der Energieäquivalente der landwirtschaftlichen Ar- 
beit und ihres Ertrags, sowie um Annahmen über die Energieeffizienz der Ar- 
beit unter feudalen Verhältnissen, in einer Sklavenhaltergesellschaft sowie in 
kapitalistischen und sozialistischen Produktionsweisen.° 

Obwohl dies bereits klar die herrschende Meinung widerlegt, dass Marx und 
Engels Podolinksy nicht ernst genommen hätten, wollen wir uns im Folgen- 
den noch einmal ausführlich mit der Analyse von Podolinsky auseinanderset- 
zen.’ Nur so ist letztlich zu beurteilen, ob Engels in seinem Brief an Marx fair 
mit Podolinsky umgegangen ist oder nicht. Genauer gesagt: Es geht darum zu 


4 Diese Exzerpte werden in MEGA IV/27 veröffentlicht werden. 

5 Eine deutlich längere Fassung von Podolinskys Analyse erschien 1880 in der russischen Zeit- 
schrift Slovo. Sie wurde vor einigen Jahren in Buchform wiederveröffentlicht (Podolinsky 
1991). Die russische Fassung enthält auch ausführliche Abschnitte über die Bedeutung von 
Pflanzen, Tieren und Menschen für die Energieverteilung auf der Erde. 

6 Unseren Vergleich stützen wir auf eine nicht veröffentlichte englische Übersetzung des in 
der Revue Socialiste erschienenen Artikels von Podolinsky (die Übersetzung wurde von un- 
serem Kollegen Mark Hudson angefertigt). 

7 Zu diesem Zweck haben wir die in La Plebe publizierte Fassung von Podolinskys Arbeit, al- 
so diejenige, die Engels gelesen und kommentiert hatte, vollständig ins Englische übersetzen 
lassen (siehe Podolinsky 2004). 
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beurteilen, inwieweit Podolinsky tatsächlich wichtige neue Erkenntnisse publi- 
ziert hatte, die in den historischen Materialismus und speziell in die Marxsche 
Werttheorie hätten integriert werden müssen, wozu Marx (und spätere Marxis- 
ten) auf Grund ihrer eigenen ökologischen Blindheit angeblich nicht Willens 
und in der Lage gewesen wären. 

In der Tat zeigt eine genaue Auseinandersetzung mit Podolinsky, dass er der 
Entwicklung einer plausiblen thermodynamischen Basis für die Arbeitswert- 
theorie, die Marx und Engels hätten übernehmen können, nicht einmal nahe 
gekommen ist. Podolinsky beginnt seine Arbeit zwar mit der Frage danach, 
inwieweit die Akkumulation von Mehrarbeit mit dem ersten Hauptsatz der 
Thermodynamik vereinbar ist, dann jedoch stellt er Behauptungen auf, die 
dem Entropiegesetz und dessen Auswirkungen auf menschliche Aktivitäten 
widersprechen. Podolinsky kommt in seiner Analyse zu keinen relevanten 
Aussagen im Hinblick auf Wert und Mehrwert im spezifisch Marxschen Sin- 
ne, d.h. Wert als Vergegenständlichung abstrakter Arbeit. Stattdessen konzent- 
riert sich Podolinsky vor allem auf folgende Punkte: (1) menschliche Arbeit 
hat die besondere Fähigkeit, Energie in nützlichen Formen zu akkumulieren; (2) 
diese besondere Fähigkeit impliziert, dass der Mensch bei der Arbeit den ther- 
modynamischen Anforderungen an eine „ideale Maschine“ im Sinne Carnots 
entspricht (Carnot 1977); (3) der Sozialismus ist dem Kapitalismus und anderen 
Klassengesellschaften überlegen, weil er das größere Potential für die maximale 
Akkumulation von Energie besitzt; der Sozialismus bietet die besten Bedingun- 
gen für die Nutzung der Muskelkraft der idealen menschlichen Maschine. Selbst 
Podolinskys Berechnungen der Energieproduktivität verschiedener Typen von 
Agrararbeit werden von ihm nicht etwa als Beitrag für eine Wertanalyse präsen- 
tiert, sondern als Beweis dafür, dass die menschliche Maschine ein größeres 
Vermögen zur Akkumulation von Energie besitzt als Pflanzen und Tiere. 
Angesichts der Tatsache, dass Podolinsky immer wieder dazu herangezogen 
wird, die vorgeblichen ökologischen Defizite des Marxismus zu belegen, muss 
eine kritische Auseinandersetzung mit den Inhalten seiner Arbeit überraschen. 
Podolinskys Ansatz ist nicht nur energiereduktionistisch, sondern begeht auch 
den logischen Fehler, idealisierte Konzepte, die nur für geschlossene, vollstän- 
dig isolierte Systeme gelten (Carnots Konzept einer idealen Wärmekraftma- 
schine, die im Rahmen eines sogenannten Carnot-Zyklus verlustfrei Wärme 
aufnehmen und in mechanische Arbeit umsetzen kann) direkt auf die kom- 
plexe Wirklichkeit offener und nicht im Gleichgewichtszustand befindlicher 
Systeme zu übertragen, d.h. auf die belebte Welt und speziell auf die mensch- 
liche Gesellschaft und die menschliche Arbeit. Menschliche Arbeit kann je- 
doch nur dann als eine ideale Maschine im Sinne Carnots betrachtet werden, 
wenn man Faktoren wie Reibung ignoriert, also die natürliche Materialität der 
Arbeit, und die Stoffwechseleigenschaften des arbeitenden menschlichen Or- 
ganismus sowie dessen Interaktion mit der natürlichen Umwelt. 
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Die meisten ökologischen Ökonomen werden mit der Begrenztheit von Podo- 
linskys Argumentation vertraut sein. Vor 20 Jahren behauptete Elias L. Khalil, 
dass „der ökonomische Prozess als Carnot-Zyklus gedacht werden muss und 
nicht nach dem Entropiegesetz“ (Khalil 1990: 171) - und wurde dafür stark 
kritisiert. Ähnlich wie Podolinsky argumentierte Khalil, dass sowohl der 
menschliche Arbeitsprozess als auch der Carnot-Zyklus „absichtsvoll entwi- 
ckelt worden sei“ (ebd.: 170, Hervorh. I. ©.) und deshalb nicht den Beschrän- 
kungen des „nicht-intentionalen, mechanistischen Entropiegesetzes“ unterlie- 
gen würden. Lozada beschrieb dieses Argument treffend als den „im Prinzip 
‚ultravitalistischen’ Versuch, zu leugnen, dass lebendige und absichtsvolle We- 
sen allen grundlegenden Gesetzen der Materie wie dem Entropiegesetz voll- 
ständig unterworfen sind“ (Lozada 1991: 157). Man sollte niemals, wie Willi- 
amson feststellt, die Möglichkeit, dass „eine beabsichtigte Handlung (...) mit ei- 
nem ansonsten spontanen (oder natürlichen) Prozess zusammenfällt und nütz- 
liche Arbeit produziert“, damit verwechseln, dass eine „beabsichtigte Hand- 
lung unbegrenzte Wirkung entfalten könnte“ (Williamson 1993: 70-71). Das 
zentrale Problem an Khalil (und man kann hinzufügen: an Podolinsky) ist, wie 
Biancardi et. al. feststellen, die Annahme, „der Carnot-Zyklus und der öko- 
nomische Prozess hätten die gleiche Form“ (Biancardi, et al. 1993: 9, unsere 
Hervorh.). Doch im Gegensatz zu Carnots idealer reibungsloser Maschine, die 
als isoliertes thermodynamisches System gedacht werden muss, ist die menschli- 
che Ökonomie ein dissipatives System, das sich sowohl auf seine natürliche 
Umwelt stützt (buchstäblich auf deren Abbau) als auch Abfallprodukte in sie 
zurückschleust. Daher muss „jeder ökonomische Prozess als eine irreversible 
Transformation betrachtet werden“, als eine Bewegung, die - ökologisch ge- 
sprochen - „niemals an ihren Ausgangspunkt zurückkehrt“ (ebd. 10). Da Khalil 
und Podolinsky diesen zentralen Formunterschied außer Acht lassen, verwech- 
seln beide die Tatsache, dass die Reproduktion menschlichen Lebens auf die 
(temporäre) Fixierung von Energie in nützlichen Formen angewiesen ist, mit 
der fantastischen Vorstellung, dieser Prozess würde keine Entropiesteigerung 
für das gesamte System der Biosphäre, mit dem zusammen sich die menschli- 
che Reproduktion entwickelt, mit sich bringen. 

Erstaunlicherweise stellt Engels Hauptkritik an Podolinsky auf genau diese 
Probleme ab. In einem Brief an Marx vom 19. Dezember 1882 verwirft Engels 
nicht nur das Konzept von Podolinksy als reduktionistisch und stellt ihm eine 
stärker an Stoffwechselprozessen orientierte Alternative entgegen. Engels be- 
tont auch, dass Podolinsky in seinen Energieproduktivitätsberechnungen nicht 
berücksichtigt, in welch hohem Maße der arbeitende Mensch ein „Verschwen- 
der vergangener Sonnenwärme ist“, insbesondere was „die Verschleuderung 
von Energiereserven, Kohlen, Erze, Wälder usw.“ angeht (MEW 35: 134). En- 
gels Auseinandersetzung mit Podolinsky war anscheinend von einigen 
Kommentaren von Marx zu Engels’ Essay Die Mark (MEW 19: 315-330) 
ausgelöst worden. Dieses Essay, das als Anhang zur deutschen Ausgabe der 
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worden. Dieses Essay, das als Anhang zur deutschen Ausgabe der Broschüre 
Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft (MEW 19: 
181-228) erschien, diskutiert die Entstehung und die Folgen des sozio- 
ökologischen Drucks auf die Bauern in Deutschland. Angesichts der wachsen- 
den Bedeutung des Privateigentums an Land und des kapitalistischen Wettbe- 
werbs wurden die Bauern mehr und mehr vom Zugang zu Gemeindeland aus- 
geschlossen und konnten die Landwirtschaft kaum noch ohne den Einsatz 
von Dünger aufrechterhalten.° 

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Kontext und Inhalt von Engels’ Kom- 
mentaren zu dem La Plebe Artikel Podolinskys zeigen, dass die Engelsschen 
Antworten ökologisch weit fortgeschrittener waren als Podolinskys Analyse 
(unabhängig von der Frage, welche Bedeutung man dieser zumisst). Darüber 
hinaus wird auch klar, warum Engels dabei keine werttheoretischen Fragen 
diskutiert: Das Schweigen in dieser Sache ist nur logisch, da Podolinsky selbst 
gar nichts Bedeutsames zur Werttheorie zu sagen hatte. Wollte man Podo- 
linskys Energieproduktivitätsberechnungen als eine potentielle Basis der Wert- 
theorie interpretieren, dann würde man nicht nur einem reduktionistischen 
Ansatz aufsitzen, wie er von ökologisch orientierten Ökonomen wie Georges- 
cu-Roegen (1975) und Daly (1981) klar abgelehnt wird; man würde auch einen 
eher ricardianischen, krud materialistischen Wertbegriff mit dem gesellschaftli- 
chen Wertbegriff der Marxschen Theorie verwechseln (vgl. Saad-Filho 2002; 
Burkett 2003). 

Was also bleibt vom „Podolinsky-Mythos“? Erstens bleibt offen, inwieweit 
Marx und Engels eine adäquate Antwort auf Podolinksys anfängliche Frage 
gegeben haben, ob das Konzept des Mehrwerts und der erste Hauptsatz der 
Thermodynamik (Energieerhaltungssatz) miteinander vereinbar sind. Mit den 
Worten Podolinskys: 


„Folgt man der Marxschen Theorie (und die Sozialisten tun dies), dann akkumulieren Arbeits- 
produkte durch die Aufwendung menschlicher Arbeit - in physikalischen Begriffen ausgedrückt - 
eine größere Quantität an Energie, als zur Produktion der Arbeitskraft der Arbeiter aufgewendet 
wurde. Wie kann das sein? ... Wenn wir den Energieerhaltungssatz akzeptieren, dann sind wir ge- 
zwungen zugeben, dass durch Arbeit nichts neues geschaffen werden kann (im strengen Sinn des 


Wortes).“ (Podolinsky 2004: 61, Hervorh. i. ©.) 

Man beachte, dass Podolinsky hier nicht von Mehrwert spricht sondern ganz 
allgemein von Energie im Sinne von Mehrarbeit, wie sie in allen (Klassen-) Ge- 
sellschaften geleistet wird. Nichts desto trotz: Insoweit diese Aussage als Kritik 
an der Marxschen Werttheorie interpretiert wird, gilt es zu fragen, wie Marx 


8 Dass Marx zu diesem Zeitpunkt ökologische Fragen einschließlich des gesellschaftlichen 
Stoffwechsels aufwerfen würde, ist wenig überraschend, hatte er doch in seinen Randglossen 
zu Wagner (nicht einmal zwei Jahre zuvor) den Charakter seiner eigenen Analyse explizit 
gemacht und mit Bezug auf die Verwendung von „Stoffwechsel“ im „Kapital“ festgehalten, 
„ich habe das Wort aber auch beim ‚naturalen’ Produktionsprozeß angewandt als Stoffwech- 
sel zwischen Mensch und Natur“ (MEW 19: 377). 
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(im Hinblick auf die für den Kapitalismus spezifische Form von Mehrarbeit) 
darauf geantwortet hat. 

Zweitens: Selbst wenn man akzeptiert, dass Engels’ Kommentare zu Podo- 
linsky auf einem Konzept offener Systeme und des Energiestoffwechsels basie- 
ren, stellt sich immer noch die Frage, ob diese Konzepte auch in die von 
Marx und Engels unternommene Analyse des Kapitalismus eingegangen sind. 
Die Kritik des Podolinsky-Mythos reicht nicht aus, um die verbreitete Vorstel- 
lung zu überwinden, dass Marx und Engels die Ökonomie als ein sich selbst 
reproduzierendes System angesehen hätten, das von seiner natürlichen Umwelt 
unabhängig ist. Als exemplarisch für diese Position kann Georgescu-Roegens 
Kritik angesehen werden. Er behauptet, die simple Tatsache, dass sich der ö- 
konomische Prozess und die materielle Umwelt kontinuierlich gegenseitig be- 
einflussen, spiele für die marxistichen Ökonomen keine Rolle (Georgescu- 
Roegen 1973: 50). Auch Perrings meint, Marx habe behauptet, „dass die Ö- 
konomie auf Kosten der Umwelt unbegrenzt wachsen kann,“ womit die Um- 
welt „zugleich als Füllhorn und als Fass ohne Boden“ interpretiert würde 
(Perrings 1987: 5). Diese weit verbreiteten Einschätzungen werden noch durch 
die Vorstellung untermauert, dass, so etwa Hawley, „die Marxsche Theorie“ 
aus der Perspektive eines „geschlossenen Systems“ auf die Ökonomie blickt 
und „die Umwelt als Interaktionsfeld ignoriert“ (Hawley 1984: 912). 

Wir haben zwar in früheren Arbeiten auf den beträchtlichen ökologischen 
Gehalt des Werks von Marx und Engels hingewiesen (vgl. Burkett 1999; Foster 
1999; 2000; Foster/Burkett 2004). Dennoch ist es wichtig, zu untersuchen, in 
welchem Maße die Überlegungen zu Energie und Entropie in einem offenen 
System im Marxschen Kapital enthalten sind, und ob die ins Kapital einge- 
gangenen Überlegungen mit Engels’ Kritik an Podolinsky zusammenpassen. 
Nur dann können wir definitiv entscheiden, welche Folgerungen über die Be- 
ziehung zwischen Marxismus und Ökologischer Ökonomie aus der Podo- 
linsky-Episode zu ziehen sind. 


2. Energie in der Marxschen Stoffwechselanalyse 
von Wert und Ausbeutung 


Für Marx ist Lohnarbeit die spezifisch kapitalistische Form menschlicher Ar- 
beit, die wiederum die „allgemeine Bedingung des Stoffwechsels zwischen 
Mensch und Natur“ darstellt (MEW 23: 198). Der Kapitalismus ist daher ge- 
nauso wie alle anderen menschlichen Produktionsweisen den Naturgesetzen 
unterworfen. „Es sind durchaus nicht ... mystische Vorstellungen mit dieser 
naturwüchsigen Produktivität der Arbeit zu verbinden“ (MEW 23: 534). „Der 
Mensch kann in seiner Produktion nur verfahren, wie die Natur selbst, d.h. 
nur die Formen der Stoffe ändern. Noch mehr. In dieser Arbeit der Formung 
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selbst wird er beständig unterstützt von Naturkräften“ (MEW 23: 57£.). 

Der wohl grundlegendste Mechanismus, durch den menschliche Arbeit stän- 
dig durch die Naturkräfte genährt wird, ist der Effekt der Sonnenenergie auf 
die irdische Umwelt, ohne den es kein Leben und daher auch keine Arbeit 
gäbe. In diesem Zusammenhang weist Engels (MEW 35: 134) darauf hin, dass 
Podolinskys Energieproduktivitätsberechungen den komplexen Prozessen, die 
durch die Zuführung und Absorption von Sonnenenergie entstehen, in keiner 
Weise gerecht werden. Engels Überlegungen zu den Schwierigkeiten, die Effek- 
te der Sonnenenergie komplett zu bilanzieren, kann als logisch konsistent mit 
Dalys zeitgenössischer Kritik an einigen Formen der Energetik angesehen werden: 
„Selbst am eigenen Anspruch der Berechnung der zur Warenproduktion ‚mittelbar und unmit- 
telbar notwendigen Sonnenenergie’ gemessen, bleibt die Bilanzierung der in den Waren verkör- 
perten Energie unvollständig. Sie berücksichtigt nur die Sonnenenergie, die bei der Landwirt- 
schaft und in der Forst- und Wasserwirtschaft anfällt. Doch Sonnenenergie spielt ganz offensicht- 
lich auch bei allen anderen Produktionsprozessen eine Rolle, denn sie spendet Licht und Wärme. (...) 
Wie diese enorm großen aneinander gekoppelten Energiemengen unter all den Kuppelprodukten 
[von Kuppelprodukten spricht man, wenn im selben Prozess mehrere Produkte entstehen, die Red.] 
verteilt werden könnte (...) liegt jenseits meiner Vorstellungskraft.“ (Daly 1981: 169) 

Anders ausgedrückt: Die Rolle der Sonnenenergie für die menschliche Arbeit 
kann nicht durch ein einfaches Bilanzierungsmodell erfasst werden, in dem 
Energie auf der einen Seite sozusagen als Treibstoff ein- und auf der anderen 
als nützliche Arbeit wieder austritt. Bevor wir uns in Abgrenzung dazu näher 
mit dem Marxschen Ansatz einer kombinierten Stoffwechsel- und Energieana- 
lyse des Kapitalismus befassen, müssen wir noch drei Punkte festhalten: Ers- 
tens ist der Begriff des „Stoffwechsels“ für Marx weitaus mehr als nur eine A- 
nalogie. Griese und Pawelzig (1995; vgl. auch Foster 2000: 157-158) haben 
darauf hingewiesen, dass Marx die Stoffwechselanalyse in all seinen wichtigen 
ökonomischen Arbeiten benutzt und weiterentwickelt hat, von den Grundris- 
sen (1857-1858) bis zu den Randglossen zu Adolph Wagner (1880-1881). Grie- 
se und Pawelzig halten dazu fest: 

„Worum es sich hier handelt ist nicht bloß ein Bild oder eine Metapher, sondern ein reichhalti- 
ges Konzept. Der Stoffwechsel lebender Systeme, im physiologischen Sinn, wird bei Marx weder 
verwässert noch verallgemeinert, wie es sonst oft der Fall ist. Der Stoffwechsel besteht in der 
Aufnahme, der Umgestaltung, der Speicherung und der Abgabe von Stoffen bei gleichzeitigem 
Energieumsatz. Dies betrifft - und darin besteht die Marxsche Entdeckung - nicht nur lebende 
sondern auch soziale Systeme, insofern soziales Leben in der Tat Leben im physiologischen Sin- 


ne darstellt, welches aus sozialem Leben entsteht und seine materielle Basis weiterentwickelt.“ 
(Griese/Pawelzig 1995: 132-133).! 


9 Marx kritisiert in seiner Kritik des Gothaer Programms die Behauptung, dass „Arbeit die 
Quelle alles Reichtums“ sei. Wird davon abstrahiert, dass die menschliche Arbeit an das 
Vorhandensein bestimmter Naturbedingungen gebunden ist, werde der Arbeit eine „überna- 
türliche Schöpfungskraft“ angedichtet (MEW 19: 15, Hervorh. i. O.). 

10 Auch Engels Gebrauch des Stoffwechselkonzepts in der Dialektik der Natur hält sich an die 
‚physiologische Definition’. Deutlich wird dies an der folgenden Definition von Leben: „Le- 
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Zweitens betrachtete Marx den Arbeitsprozess selbst als wichtigste Stoffwech- 
selbeziehung zwischen Mensch und Natur. Unter dem Einfluss von Liebig be- 
schäftigte er sich darüber hinaus mit dem Stoffwechsel zwischen Natur und 
Gesellschaft, der sich in der Extraktion von Nährstoffen aus dem Boden zeigt, 
die als Lebensmittel oder Rohstoffe dienen, und mit deren Transport über 
hunderte und tausende von Kilometern in die städtischen Zentren, wo sie 
schließlich die Form von menschlichen und tierischen Abfallstoffen anneh- 
men - womit der natürliche Zyklus unterminiert wird, der die Nährstoffe wie- 
der ihrem „Heimatboden“ zugeführt hätte. In dieser Weise beschäftigte sich 
Marx mit der Abhängigkeit des Menschen von der Natur, die zwar in engem 
Zusammenhang mit Energiedynamiken steht, aber nicht auf diese reduziert wer- 
den kann (Burkett 1999: Kapitel 9 und 10; Foster 2000: Kapitel 4 und 5).'' Marx 
unnachgiebige Weigerung, sich positiv auf energiereduktionistische Ansätze zu 
beziehen, antizipiert den berühmten Ausspruch von Georgescu-Roegen, „matter 
matters, t00“ („auch Stoffe spielen eine Rolle“, Georgescu-Roegen 1979: 1039). 

Drittens ist Marx’ Interpretation des Stoffwechsels der Warenproduktion und 
-zirkulation von unmittelbarer Bedeutung für seine Analyse der Waren als 
Werte (der Vergegenständlichung von abstrakter und gesellschaftlich notwen- 
diger Arbeit). Er betrachtet den Warenaustausch als „gesellschaftlichen Stoff- 
wechsel“ und die Wertform der Ware als „ökonomische Zellenform“ (MEW 
23: 12) dieses Stoffwechsels. Eine Ware ist ein nützliches Gut oder auch eine 
Dienstleistung, die getauscht werden soll. Angesichts dessen, dass die „Nütz- 
lichkeit (...) durch die Eigenschaften des Warenkörpers bedingt“ ist, sind die 
Gebrauchswerte der Waren für Marx „die stofflichen Träger des Tauschwerts” 
im Kapitalismus (MEW 23: 50). Marx insistiert darauf, dass sowohl menschli- 
che Arbeit als auch die Natur an der Produktion der Gebrauchswerte teilha- 
ben (ausführlich dazu Burkett 1999: 26). Bei der Analyse von Waren und Geld 
betont er daher, dass die physischen „Warenkörper (...) Verbindungen von 
zwei Elementen, Naturstoff und Arbeit (sind)“ (MEW 23: 57). Marx besteht 
ebenfalls darauf, dass „kein Ding Wert sein [kann], ohne Gebrauchsgegenstand 
zu sein. Ist es nutzlos, so ist auch die in ihm enthaltene Arbeit nutzlos, zählt 
nicht als Arbeit und bildet daher keinen Wert“ (MEW 23: 55). Anders gesagt: 
„Welcher Gebrauchswert ihn trägt, ist dem Wert gleichgültig, aber ein 
Gebrauchswert muß ihn tragen“ (MEW 23: 203). Da Waren also wie alle Ge- 
brauchswerte gleichermaßen Produkte von Arbeit und Natur sind, und weil 
Arbeit selbst eine Interaktion mit der Natur darstellt, ist die Produktion und 


ben ist die Daseinsweise der Eiweißkörper, deren wesentliches Moment im fortwährenden 
Stoffwechsel mit der äußeren sie umgebenden Natur besteht und die mit dem Aufhören die- 
ses Stoffwechsels auch aufhört und die Zersetzung des Eiweißes herbeiführt. (...) Stoffwechsel 
(ist die) charakteristische Tätigkeit der Eiweißkörper.“ (MEW 20: 559f, Hervorh. i. O.) 

11 Für historische Beispiele (inkl. der Stadt-Land Beziehung) aus einer Weltsystemperspektive 
siehe etwa die Arbeiten von Jason W. Moore (2000; 2003). 
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der Tausch von Waren sowohl eine soziale Beziehung (Mensch zu Mensch) 
als auch eine Stoffwechselbeziehung (Mensch zu Natur). Die Dialektik von 
Wert und Gebrauchswert in Marx’ Konzept ist nicht einfach nur eine Dicho- 
tomie, sondern eine Einheit-in-der-Differenz oder ein sich entwickelnder Wi- 
derspruch. Die kapitalistische Ausbeutung der Lohnarbeit ist vor allem wegen 
der Spannungen zwischen den materiellen Anforderungen der Wertakkumula- 
tion und den Stoffwechseleigenschaften sowohl der Lohnarbeit als auch der 
Lohnarbeiter mit Widersprüchen beladen. 


2.1 Der Wert der Arbeitskraft 


Marx versteht „unter Arbeitskraft oder Arbeitsvermögen (...) den Inbegriff der 
physischen und geistigen Fähigkeiten, die in der Leiblichkeit, der lebendigen Per- 
sönlichkeit eines Menschen existieren und die er in Bewegung setzt, sooft er 
Gebrauchswerte irgendeiner Art produziert“ (MEW 23: 181). Die Arbeitskraft 
„ist ein Naturgegenstand, ein Ding, wenn auch lebendiges, selbstbewußtes Ding“ 
(MEW 23: 217). Sie ist „vor allem in menschlichen Organismus umgesetzter Na- 
turstoff* (MEW 23: 229, Fußnote 27). Schon mit der Wahl des Begriffs Arbeits- 
kraft wird der Marxsche Bezug auf Energie- und Stoffwechselprozesse deutlich. 

Überlegungen hinsichtlich von Energieprozessen sind dem entsprechend zent- 
ral für die Marxsche Analyse des Werts der Arbeitskraft. Marx setzt den Wert 
der Arbeitskraft gleich mit dem Wert der Waren, die von den Arbeitern und 
ihren Familien konsumiert werden. Dabei werden zwei Aspekte dieses Kon- 
sums voneinander unterschieden: Eine physische Subsistenzkomponente und 
„ein historisches und moralisches Element” (MEW 23: 185). Unser Hauptinte- 
resse gilt hier dem Aspekt der physischen Substanz. Diese beginnt natürlich 
mit den „natürlichen Bedürfnisse selbst, wie Nahrung, Kleidung, Heizung, 
Wohnung“ die je nach den klimatischen und andren natürlichen Eigentüm- 
lichkeiten eines Landes verschieden sind (ebd.). Schon auf dieser einfachen 
Ebene berücksichtigt Marx sowohl die Rolle der Dissipation von Stoff und 
Energie, als auch die Energieerfordernisse für die Reproduktion der individuel- 
len Arbeiter. „Die Arbeitskraft existiert nur als Anlage des lebendigen Indivi- 
duums“ (MEW 23: 185), daher unterliegt sie notwendigerweise (und zwar un- 
abhängig davon, wie der Arbeitsprozess abläuft) „Abnutzung und Tod“ (MEW 
23: 186). „Der Eigentümer der Arbeitskraft ist sterblich“ und muss sich „durch 
Fortpflanzung verewigen“ (MEW 23: 185£.). Der Wert der Arbeitskraft schließt 
daher den Wert der „Lebensmittel der Ersatzmänner ein, d.h. der Kinder der 
Arbeiter, so daß sich diese Race eigentümlicher Warenbesitzer auf dem Wa- 
renmarkte verewigt.“ (MEW 23: 186). Es sollte also nicht verwundern, dass 


12 Marx weist explizit darauf hin, dass es nicht nur um die physischen Anforderungen an die 
Reproduktion des individuellen Arbeiters geht, sondern immer auch um (Arbeiter-)Familien. 
„Außer der zu seiner eignen Erhaltung erheischten Lebensmittel bedarf er einer andern Le- 
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Marx sich bei der Beschäftigung mit den physiologischen und energetischen 
Produktionsbedingungen immer auch des Zeitpfeils (d.h. des gerichteten Cha- 
rakters der Zeit) bewusst war. 

Die Relevanz des Stoffwechsels in der Marxschen Theorie tritt allerdings erst 
mit Marx’ Überlegungen zur Beziehung zwischen dem Arbeitsprozess und 
dem Wert der Arbeitskraft voll zu Tage. „Der Gebrauch der Arbeitskraft ist die 
Arbeit selbst. Der Käufer der Arbeitskraft konsumiert sie, indem er ihren Ver- 
käufer arbeiten lässt“ (MEW 23: 192). Dies gilt unabhängig davon, ob die Ar- 
beit für die Produktion von Gebrauchswerten oder von (Tausch-)Werten ver- 
ausgabt wird. Zwar ist es abstrakte Arbeit, welche die Wertsubstanz bildet 
(„gleiche menschliche Arbeit“, „Verausgabung menschlicher Arbeitskraft ohne 
Rücksicht auf die Form ihrer Verausgabung“, MEW 23: 52), doch hat die 
Wertbildung als Voraussetzung die Umwandlung von Arbeitskraft in Arbeit, 
also eine „produktive Verausgabung von menschlichem Hirn, Muskel, Nerv, 
Hand usw.“ (MEW 23: 58). Die Erhaltung dieser Voraussetzung stellt weitere 
Anforderungen an den Arbeiter: 

„Die Arbeitskraft verwirklicht sich jedoch nur durch ihre Äußerung, betätigt sich nur in der Ar- 
beit. Durch ihre Betätigung, die Arbeit, wird aber ein bestimmtes Quantum von menschlichem 
Muskel, Nerv, Hirn usw. verausgabt, das wieder ersetzt werden muß. Diese vermehrte Ausgabe 
bedingt eine vermehrte Einnahme. Wenn der Eigentümer der Arbeitskraft heute gearbeitet hat, 
muß er denselben Prozeß morgen unter denselben Bedingungen von Kraft und Gesundheit wie- 
derholen können. Die Summe der Lebensmittel muß also hinreichen, das arbeitende Individuum 
als arbeitendes Individuum in seinem normalen Lebenszustand zu erhalten.“ (MEW 23: 185, 
Hervorhebung durch die Autoren) 

Der von uns hervorgehobene Satz verweist auf ein Energieflusskonzept, ähn- 
lich dem des bedeutenden deutschen Physiologen Ludimar Hermann, mit 
dem sich Marx in den 1870er Jahren beschäftigte (siehe Baksi 2001: 378, vgl. 
MEGA IV/31). In seinem Grundriss der Physiologie des Menschen (1874), 
hatte Herman den Energieaspekt der menschlichen Arbeit aus einer biochemi- 
schen Perspektive untersucht. Dabei hatte er den Konsum von Energiequellen, 
die in Arbeit konvertiert werden können, (Energiezufuhr) dem Energieverlust 
des Arbeiters (Energieausgabe) gegenübergestellt. In den 1860er Jahren war 
Marx ohne Zweifel bereits mit Liebigs Arbeiten zur Anwendung der Thermo- 
dynamik in der Physiologie vertraut (Liebig 1864). 


bensmittelmenge, um eine gewisse Zahl Kinder aufzuziehn, (die ihn auf dem Arbeitsmarkt 
zu ersetzen und das Geschlecht der Arbeiter zu verewigen haben). (...) Um sich zu erhalten 
und zu reproduzieren, um ihre physische Existenz auf die Dauer sicherzustellen, muß die 
Arbeiterklasse die zum Leben und zur Fortpflanzung absolut unentbehrlichen Lebensmittel 
erhalten.“ (MEW 16: 131, 147) 

13 Marx hat stets betont, dass dabei keine neue Materie geschaffen wird, sondern dass die Stof- 
fe durch den Arbeitsprozess nur eine neue Form erhalten (siehe z.B. MEW 23: 229, die 
Fußnote über Lucretius). 
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Wie auch Hermann und Liebig lehnte Marx es ab, Energiezufuhr und Ener- 
gieverausgabung auf rein energetische Aspekte zu reduzieren. Für Hermann 
dient die Analyse biochemischer Prozesse von Energiezufuhr und -verausga- 
bung und ihre Kompatibilität mit den Stoffwechselfunktionen der Beurteilung, 
ob eine bestimmte Arbeitssituation mit der gesunden Reproduktion der Arbei- 
ter verträglich ist. Unterschiedliche Arten von Arbeit erfordern verschiedene 
biochemische Formen der Energiezufuhr. Darüber hinaus spielt die Erholung 
des Arbeiters von vorherigen Arbeitseinsätzen eine wichtige Rolle. Der Arbei- 
ter ist keine Dampfmaschine, die einfach läuft solange die erforderliche Menge 
an Kohlen in sie hineingeschaufelt wird. Diesen von Hermann diskutierten 
Aspekt, hatte Marx bereits in seine Analyse des Wertes der Arbeitskraft integ- 
riert, wenn er die Länge der täglichen Arbeitszeit diskutiert: 

„Mit verlängertem Arbeitstag kann der Preis der Arbeitskraft unter ihren Wert fallen, obgleich er 
nominell unverändert bleibt oder selbst steigt. Der Tageswert der Arbeitskraft ist nämlich, wie 
man sich erinnern wird, geschätzt auf ihre normale Durchschnittsdauer oder die normale Le- 
bensperiode des Arbeiters und auf entsprechenden, normalen, der Menschennatur angemessenen 
Umsatz von Lebenssubstanz in Bewegung. Bis zu einem gewissen Punkt kann der von Verlänge- 
rung des Arbeitstags untrennbare größere Verschleiß der Arbeitskraft durch größeren Ersatz 
kompensiert werden. Über diesen Punkt hinaus wächst der Verschleiß in geometrischer Progres- 
sion und werden zugleich alle normalen Reproduktions- und Betätigungsbedingungen der Ar- 
beitskraft zerstört. Der Preis der Arbeitskraft und ihr Exploitationsgrad hören auf, miteinander 
kommensurable Größen zu sein.“ (MEW 23: 549) 

In einer Fußnote zu dieser Passage zitiert Marx eine Arbeit des ‚Erfinders der 
Brennstoffzelle’ - dem englischem Juristen und Physiker Sir William Robert 
Grove: „Die Arbeitsmenge, die ein Mann im Laufe von 24 Stunden geleistet 
hat, kann annähernd durch eine Untersuchung der chemischen Veränderun- 
gen bestimmt werden, die in seinem Körper stattgefunden haben, da veränder- 
te Formen in der Materie die vorherige Anspannung von Bewegungskraft an- 
zeigen.“ Marx und Engels hatten Groves Buch mit dem Titel On the Correla- 
tion of Physical Forces bereits 1864-1865 im Rahmen ihrer Studien der me- 
chanischen Theorie der Wärme und der Konvertibilität unterschiedlicher E- 
nergieformen mit großem Interesse gelesen.'* Auch waren sie mit der vierten 
Ausgabe von Groves Arbeit von 1862 vertraut, die eine detaillierte Diskussion 
des zweiten Hauptsatzes der Thermodynamik beinhaltet (Grove 1864; vgl. 
MEW 31: 468). Für Marx waren diese Studien unmittelbar relevant für seine 
Analyse des Wertes der Arbeitskraft (Stokes 1994: 52£.; Baksi 2001: 385). 


14 In einem Brief an Lion Philips vom 17. August 1864 schreibt Marx: „Ein sehr bedeutendes 
naturwissenschaftliches Buch, Groves ‚Correlation of physical forces‘, ist mir kürzlich durch 
die Hände gegangen. Er zeigt nach, wie mechanische Bewegungskraft, Wärme, Licht, Elektri- 
zität, Magnetismus und Chemical Affınity, eigentlich alle nur Modifikationen derselben 
Kraft sind, sich wechselseitig erzeugen, ersetzen, ineinander übergehn usw.“ (MEW 30: 670). 
Zwei Wochen nachdem Marx diesen Brief verfasst hatte, schrieb er in einem anderen Brief 
an Engels, dass Grove „unbedingt der philosophischste unter den englischen (und auch 
deutschen!) Naturforschern“ sei (MEW 30: 424). Nur selten hat Marx einen Autor so gelobt. 
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Marx’ Analyse des Wertes der Arbeitskraft schließt eindeutig Aspekte des Ener- 
gieerhaltungssatzes und der Dissipation von Stoff und Energie ein. Im „Kapı- 
tal“ zitiert Marx Lucretius und verweist auf das grundlegende Prinzip der Er- 
haltung der Materie: „Aus nichts wird nichts“ (MEW 23: 229 Fußnote). Die 
Tatsache, dass Marx weder die Worte Entropie noch Thermodynamik benutzt, 
ist nicht verwunderlich, wurde dieses Vokabular doch gerade erst in die Physik 
eingeführt wurde und war selbst innerhalb wissenschaftlicher Debatten noch 
nicht sonderlich weit verbreitet. Der aus dem Griechischen stammenden Begriff 
Entropie wurde 1865, also zwei Jahre vor der Veröffentlichung des Kapitals, 
von Clausius eingeführt. Dessen Mechanical Theory of Heat erschien 1867, 
also praktisch zeitgleich mit dem Kapital. Der Begriff Thermodynamik tauchte 
zum ersten Mal 1868 in einem Buchtitel auf (siehe Smith 1998: 255; Lind- 
ley/Kelvin 2004: 110). 

Da das Entropiegesetz gerade erst entdeckt worden war, mussten seine voll- 
ständigen Konsequenzen erst noch erforscht werden. William Thomson, der 
führende britische Vertreter der Idee der Energie-Dissipation (die später als 
Entropie bezeichnet werden würde), argumentierte 1852, dass Tiere nicht als 
thermodynamische Maschinen im Sinne der Dampfmaschine bezeichnet wer- 
den könnten (Thompson 1976: Vol. I, 289). Insbesondere Engels war sich der 
kruden mechanistischen und energieredukionistiscchen Argumente bewusst, 
für die die Thermodynamik in einigen Arbeiten herhalten musste. So hielt er 
in seinen Notizen zur Dialektik der Natur fest: 

„Man verwandle doch irgendwelche skilled labour in Kilogramm-Meter und versuche darnach 
den Arbeitslohn zu bestimmen! Physiologisch betrachtet, enthält der menschliche Körper Orga- 
ne, die in ihrer Gesamtheit nach einer Seite hin, als thermodynamische Maschine betrachtet 
werden können, wo Wärme zugesetzt und in Bewegung umgesetzt wird. Aber selbst wenn für die 
übrigen Körperorgane gleichbleibende Umstände vorausgesetzt werden, fragt sich, ob getane 
physiologische Arbeit, selbst Hebung, sich ohne weiteres in Kilogramm-Metern erschöpfend aus- 
drücken läßt, da gleichzeitig im Körper inneres Werk vorgeht, das im Resultat nicht erscheint. 
Der Körper ist eben keine Dampfmaschine, die nur Reibung und Verschleiß erleidet. Physiologi- 
sche Arbeit ist nur möglich unter fortwährenden chemischen Umsätzen im Körper selbst, auch 
abhängig von dem Atmungsprozeß und der Arbeit des Herzens. Bei jeder Muskelkontraktion 
und -relaxation finden in Nerven und Muskeln chemische Umsätze statt, die mit denen der Koh- 
le der Dampfmaschine nicht parallel zu behandeln sind. Man kann wohl 2 physiologische Arbei- 
ten, die unter sonst gleichen Umständen stattgefunden, vergleichen, aber nicht die physische Ar- 
beit des Menschen nach der einer Dampfmaschine etc. messen: ihre äußerlichen Resultate wohl, 
aber nicht die Prozesse selbst ohne bedeutenden Vorbehalt.“ (MEW 20: 567f., Herv. im Original) 
Sieben Jahre nachdem Engels diese Bemerkung niedergeschrieben hatte, wurde 
er mit Podolinskys naivem Versuch konfrontiert, „die physische Arbeit eines 
Mannes gemäß der Arbeit einer Dampfmaschine“ zu berechnen, zum Beispiel 
durch den simplen Vergleich der Kalorien, die ein Arbeiter mit der Nahrung 
aufnimmt, mit der Energie, die im physischen Ergebnis des landwirtschaftli- 
chen Arbeitsprozesses verkörpert ist (Podolinsky 2004: 64-65; Foster/Burkett 
2004: 39-40). Engels’ Kritik an Podolinskys Versuch der Energieberechnung ist 
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im Grunde eine Wiederholung seiner Position gegenüber früheren reduktio- 
nistischen Ansätzen der Energieanalyse. Wie bereits angemerkt, wies Engels 
darauf hin, dass Podolinskys DBerechungen denjenigen Teil des 
Energiestoffwechsels ignorieren, der sich bei allen Arbeitern im Zuge der 
Aufnahme von Sonnenlicht vollzieht. Ebenso stellte er fest: Der Energieinhalt, 
der vom Arbeiter täglich verzehrten Lebensmittel, zur Veranschaulichung 
unterstellte er einen Wert von 10.000 WE (Wärmeeinheiten), „verliere in der 
Praxis bei der Umwandlung in andre Energieformen, wie bekannt durch 
Reibung etc. einen nicht nutzbar zu machenden Teil. Im menschlichen 
Körper sogar bedeutend. Die in der ökonomischen Arbeit geleistete 
physikalische Arbeit kann also nie = 10.000 WE sein, sie ist immer kleiner.“ 
NEW dibsetä3Verweis auf die Energie-Dissipation diskutiert Engels weitere 
Stoffwechselaspekte von Podolinskys Berechnungen der Energieproduktivität. 
Engels betont, dass (entgegen der Unterstellung Podolinskys) nicht alle „phy- 
sikalische Arbeit“ auch „ökonomische Arbeit“, da ein großer Teil der Energie- 
verausgabung des Arbeiters in „vermehrter und ausgestrahlter Körperwärme“ 
besteht und was von der ursprünglichen Energie noch nutzbar bleibt, ist die 
„Düngfähigkeit der Exkremente“ (ebd.). „Bei Jagd und Fischfang wird nicht 
einmal neue Sonnenenergie fixiert, sondern nur bereits fixierte nutzbar ge- 
macht. Dabei ist es klar, daß - normale Ernährung des Betreffenden vorausge- 
setzt, das Quantum Eiweiß und Fett, das er erjagt oder erfischt, unabhängig ist 
[logisch und zeitlich] von dem Quantum dieser Stoffe, das er verzehrt [wäh- 
rend er jagt oder fischt].“ (MEW 35: 134). Im Vergleich zu Podolinskys redu- 
zierten Verständnis von Energieumsatz ist Engels stärker stoffwechselorientier- 
ter Ansatz - in Übereinstimmung mit der Marxschen Analyse des Wertes der 
Arbeitskraft - sensibel für den komplexen und entropischen Charakters des 
Arbeitsprozesses. 

An dieser Stelle sollte man darauf hinweisen, dass Engels zuweilen für seine 
angebliche Skepsis gegenüber dem zweiten Hauptsatz der Thermodynamik kri- 
tisiert worden ist. So schreibt Martinez-Alier: 

„Engels erwähnt den zweiten Hauptsatz in einigen Notizen aus dem Jahr 1875. Nach seinem Tod 
erschienen sie in der Dialektik der Natur und erlangten einige Berühmtheit. Engels bezieht sich 
darin auf das Entropiegesetz von Olausius. Es scheint ihm im Widerspruch zum Energieerhal- 
tungssatz zu stehen, und er hofft, dass sich ein Weg finden lässt, die in den Raum strahlende 
Wärme wieder zu verwenden. Engels war verständlicher Weise besorgt über die religiöse Interpre- 
tation des zweiten Hauptsatzes. Nachdem er von dem Gesetz gehört hatte, klagte er in einem 
Brief an Marx vom 21. März 1869 über William Thomsons Versuch, Gott und die Physik mit- 
einander zu vermischen.“ (Martinez-Alier 1987: 221; vgl. auch 1995: 71) 

Das Fragment aus Engels’ Dialektik der Natur, auf das Martinez-Alier sich hier 
bezieht, trägt die Überschrift „Wärmestrahlung in den Weltraum“ und ist den 
kosmologischen Implikationen gewidmet, die sich aus dem zweiten Hauptsatz 
ergeben (MEW 20: 544f.). Dabei geht es um Fragen von Materialismus versus 
Idealismus und Religion, verbunden mit alternativen Konzeptionen der Ent- 
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stehung des Universums und seiner möglichen Zerstörung in der Zukunft. 
Engels legt in diesem Textteil einige der Schwierigkeiten der Debatte dar. Auf 
dieser Grundlage zu behaupten, Engels hätte hier seine Skepsis oder gar Ab- 
lehnung gegenüber dem zweiten Hauptsatz der Thermodynamik ausdrücken 
wollen, so wie Martinez-Alier und andere es tun, ist ziemlich vermessen. Eine 
solche Schlussfolgerung ist allein schon deshalb nicht plausibel, weil Engels an 
anderen Stellen der Dialektik der Natur seinen tiefen Respekt gegenüber den 
Arbeiten von Carnot und Clausius bekundet, und sich mit seinen eigenen Be- 
obachtungen und Analysen positiv auf den zweiten Hauptsatz bezieht. 

Ebenso irrig ist Martinez-Aliers Annahme (in dem obigen Zitat), dass Engels 
erst 1869, als er den besagten Brief an Marx verfasste, auf den zweiten Haupt- 
satz aufmerksam geworden wäre. Wir wissen heute, dass Engels Groves Corre- 
lation of Physical Forces bereits 1865 gelesen hat (vermutlich die vierte Aufla- 
ge von 1862) - kurz nachdem Marx sich mit dem Text beschäftigt hatte. Gro- 
ves Arbeit enthielt in dem zentralen Kapitel über „Wärme“ eine detaillierte 
Abhandlung über den zweiten Hauptsatz, und zwar im Kontext der Diskussi- 
on über die Entdeckungen von Carnot, Clausius und Thomson. Es ist so gut 
wie ausgeschlossen, dass Marx und Engels - die Groves Buch beide lobten - 
diese Diskussion übersehen haben sollten. Da Engels sich mehrfach auf 
Thomsons und Taits klassischen Text über die Physik A Treatise on Natural 
Philosophy von 1867 bezogen hat (und nicht etwa auf spätere Ausgaben), ist 
weiterhin davon auszugehen, dass er auch bei der Lektüre der Erstausgabe die- 
ses Buches auf den zweiten Hauptsatz gestoßen war. Als wenn das nicht genug 
wäre, gibt es in dem von Martinez-Alier zitierten Brief gar keinen direkten 
Verweis auf den zweiten Hauptsatz (und auch Thomson wird namentlich 
nicht erwähnt). Engels setzte sich in seinem Brief an Marx mit der Hypothese 
vom „Wärmetod“ des Universums auseinander, die von Helmholtz, Clausius, 
Thomson und anderen diskutiert wurde. Engels kritisierte daran, dass aus- 
schließlich auf dem Entropiekonzept basierende Behauptungen über den lang- 
fristigen „Wärmetod“ des Universums und über seine Ursprünge in einem „ur- 
sprünglichen heißen Zustand“ absurd wären, weil sich die Autoren dabei auf 
ein Naturgesetz bezögen, das „bis jetzt nur halb bekannt ist“ (MEW 32: 287). 
Aus allen diesen Überlegungen lässt sich jedenfalls nicht schließen, dass Engels 
die Gesetze der Thermodynamik in Zweifel gezogen hätte. 


2.2 Marx Antwort auf Podolinskys Frage 


Wenn sich also die Marxsche Perspektive auf Energie und Wert nicht mit der 
von Podolinsky deckt (welcher auch nur einige Andeutungen dazu macht), 
wie lautet dann Marx’ Antwort auf die Frage nach der Vereinbarkeit von 
Wertanalyse und Thermodynamik? An verschiedenen Stellen im Kapital und 
in den Vorarbeiten dazu diskutiert Marx die Produktion von Mehrwert auch 
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im Hinblick auf den Unterschied zwischen (1) dem Energieäquivalent des 
Wertes der Arbeitskraft, bestimmt durch den Wert der zur Reproduktion des 
Arbeiters notwendigen Waren, und (2) die mit der Arbeitskraft verausgabte 
Energie, insofern sie mit dem Energieinhalt der Waren korrespondiert, in de- 
nen der Wert verkörpert ist. Da für Marx jedoch Warenform und Wertgegen- 
ständlichkeit nicht unmittelbar mit den Energie- und Stoffwechselanforderun- 
gen der Arbeitskraft und der von ihr verausgabten Arbeit zusammenhängen, 
ist es sowohl falsch, die im Wert der Arbeitskraft verkörperte Energie mit der 
Energie gleichzusetzen, die zur Reproduktion der Arbeitskraft nötig ist, als 
auch den Energieinhalt der Warenwerte mit jener Energie gleichzusetzen, die 
im Produktionsprozess aufgewendet wurde. Podolinskys Ausgangsfrage, inwie- 
weit eine Steigerung des Energiegehalts des Arbeitsproduktes über die Energie 
hinaus, „die zur (Re-)Produktion der Arbeitskraft des Arbeiters aufgewendet 
wird“ (Podolinsky 2004: 61), mit dem ersten Hauptsatz der Thermodynamik 
vereinbar ist, ist insofern ein völliges Missverständnis der Marxschen Theorie. 
Für Marx ist die Mehrwertproduktion ein soziales Phänomen, spezifisch für 
den Kapitalismus, so dass es dabei nicht um einen rein naturwissenschaftli- 
chen Beweis gehen kann. Nichtsdestoweniger demonstriert Marx’ Berücksich- 
tigung der Energiezufuhr und des Energieverbrauchs des Arbeiters bei seiner 
Analyse des Mehrwerts, dass seine Theorie mit der Thermodynamik vereinbar 
ist. 

Für Marx ist die Möglichkeit der Mehrwertproduktion ein Ergebnis des spezi- 
fischen Gebrauchswerts der Arbeit, „Quelle von Wert zu sein und von mehr 
Wert, als sie selbst hat“ (MEW 23: 208). Dieser Gebrauchswert hat zwei wich- 
tige Charakteristika. Angesichts der im Kapitalismus vollzogenen Reduktion 
von „Wert“ auf abstrakte Arbeitszeit ist, wie Marx in den Grundrissen festhält, 
„der Gebrauchswert des Arbeitsvermögens als Wert selbst das wertschaffende 
Element, die Substanz des Werts ist und die wertvermehrende Substanz“ 
(MEW 42: 575). Jedoch sind „die vergangne Arbeit, die in der Arbeitskraft 
steckt, und die lebendige Arbeit, die sie leisten kann, ihre täglichen Erhal- 
tungskosten und ihre tägliche Verausgabung, (...) zwei ganz verschiedne Grö- 
ßen“ (MEW 23: 207f.). Der Wert der Arbeitskraft ist durch die Reprodukti- 
onskosten des Arbeiters bestimmt, doch: 

„Die Nutzung dieser Arbeitskraft ist nur begrenzt durch die aktiven Energien und die Körper- 


kraft des Arbeiters. Der Tages- oder Wochenwert der Arbeitskraft ist durchaus verschieden von 
der täglichen oder wöchentlichen Betätigung dieser Kraft, genauso wie das Futter, dessen ein 


15 Wir argumentieren hier auf der Grundlage der Marxschen Annahme aus dem ersten Band 
des Kapitals, dass der Preis der Ware gleich ihrem Wert ist, und dass die Konkurrenz zwi- 
schen den Kapitalisten im Moment der Auspreisung der Waren alle konkrete Arbeit in abs- 
trakte Arbeit verwandelt (vgl. Saad-Filho 2002: Kapitel 5). Bei unserer Analyse orientieren wir 
uns eng an Elmar Altvaters Arbeiten (siehe vor allem Altvater 1990: 20-25; 1993: 188-192; 
1994: 86-88). 
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Pferd bedarf, durchaus verschieden ist von der Zeit, die es den Reiter tragen kann. Das Arbeits- 
quantum, wodurch der Wert der Arbeitskraft des Arbeiters begrenzt ist, bildet keineswegs eine 
Grenze für das Arbeitsquantum, das seine Arbeitskraft zu verrichten vermag.“ (MEW 16: 133, 
Hervorhebung im Original) 

In Energiebegriffen: „Was der freie Arbeiter verkauft, ist immer nur ein be- 
stimmtes, besondres Maß Kraftäußerung; über jeder besondren Äußerung 
steht das Arbeitsvermögen als Totalität.“ (MEW 42: 377). Der Arbeiter, bei 
diesem Austausch, „verkauft sich als Effekt. Als Ursache, als Tätigkeit wird er 
absorbiert vom und inkarniert in das Kapital“ (MEW 42: 575). Das Ergebnis 
ist eine Energiesubvention für den Kapitalisten. Er eignet sich diejenigen Wa- 
ren an und verkauft sie, die während jenes Teils des Arbeitstages produziert 
werden, welcher über die zur Reproduktion des Arbeiters notwendige Arbeits- 
zeit hinausgeht und im Lohn repräsentiert ist. „So schlägt der Austausch in 
sein Gegenteil um, und die Gesetze des Privateigentums ... schlagen um in Ei- 
gentumslosigkeit des Arbeiters und Entäußerung seiner Arbeit“ (ebd.). Marx 
entwickelt diesen Punkt im Hinblick auf die Unterscheidung zwischen Mehr- 
arbeit und der „notwendigen Arbeit“, die in den kommodifizierten Sub- 
sistenzmitteln des Arbeiters verkörpert ist: 

„Die zweite Periode des Arbeitsprozesses, die der Arbeiter über die Grenzen der notwendigen 
Arbeit hinaus schanzt, kostet ihm zwar Arbeit, Verausgabung von Arbeitskraft, bildet aber keinen 
Wert für ihn. Sie bildet Mehrwert, der den Kapitalisten mit allem Reiz einer Schöpfung aus 
Nichts anlacht.“ (MEW 23: 231)" 

Natürlich wird der Mehrwert (bzw. die Mehrenergie) nicht wirklich aus dem 
Nichts heraus geschaffen. Stattdessen repräsentiert der Mehrwert die kapitalis- 
tische Aneignung von Teilen der Arbeit, die der Arbeiter potentiell leisten 
kann, weil er sich in seiner (unbezahlten) Freizeit regeneriert. Dies ist nur des- 
halb möglich, weil die Regeneration der Arbeitskraft in energetischer und bio- 
chemischer Hinsicht nicht nur den Konsum von Kalorien umfasst, die in den 
Lebensmitteln enthalten sind, die mit dem Lohn gekauft wurden, sondern 
auch frische Luft, Sonnenwärme, Schlaf, Entspannung und Aktivitäten wie 


16 „Die Sache kann auch so ausgedrückt werden: Wenn der Arbeiter nur einen halben Tag 
braucht, um einen ganzen zu leben, so braucht er, um seine Existenz als Arbeiter zu fristen, 
nur einen halben Tag zu arbeiten. Die zweite Hälfte des Arbeitstags ist Zwangsarbeit; surplus 
Arbeit. (...) In seiner Arbeitsfähigkeit - soweit sie in ihm als Lebendigem existiert, oder in 
ihm als lebendigem Arbeitsinstrument, ist vergegenständlicht nur ein halber Arbeitstag. Der 
ganze lebendige Tag (Lebenstag) des Arbeiters ist das ruhende Resultat, die Vergegenständli- 
chung eines halben Tags Arbeit. Der Kapitalist, indem er durch den Austausch gegen die im 
Arbeiter vergegenständlichte Arbeit - d.h. gegen einen halben Tag Arbeit den ganzen Tag 
Arbeit sich aneignet, und dann im Produktionsprozeß an dem Stoff, woraus sein Kapital be- 
steht, konsumiert, schafft so den Mehrwert seines Kapitals - im vorausgesetzten Fall einen 
halben Tag vergegenständlichte Arbeit.“ (MEW 42: 243f., 252, Hervorh. i. O.). Man beachte, 
dass Marx hier die zur Reproduktion des Arbeiters notwendige Arbeitszeit aus Sicht des Ka- 
pitalisten betrachtet, d.h. es geht um die Arbeitszeit, die das Äquivalent zu denjenigen Wa- 
ren bilden, die der Arbeiter von seinem Lohn kaufen kann. 
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Körperpflege, Essen und Wohnen. Insofern der Kapitalismus den Arbeiter 
zwingt, über die notwendige Arbeitszeit hinaus zu arbeiten, greift er auch auf 
diese zur Regeneration notwendige Zeit zu. 

„Aber die Zeit ist in fact das active Dasein des Menschen. Es ist nicht nur das Maaß seines Le- 
bens. Es ist der Raum seiner Entwicklung. Und mit encroachment of capital over time of labour 
ist Aneignung des Lebens, geistigen und physischen, des Arbeiters.“ (MEGA Il/3.6: 2016f., Her- 
vorhebungen im Original) 

In dieser Perspektive ist die Marxsche Betrachtung von Stoffwechsel und Ener- 
gieumsatz, die bei der Mehrwertproduktion stattfindet, ein wichtiges Funda- 
ment seiner Analyse, dass das Kapital „die Naturgrenzen der Arbeitszeit ins 
Tolle überschreitet“, eine Tendenz, die auch „die auf der capitalistischen Pro- 
duction beruhnde Gesellschaft ... zwingt gewaltsam den normalen Arbeitstag 
auf festbestimmte Grenzen einzuschränken.“ (MEGA II/3.6: 1909) Wenn sie 
nicht gewaltsam davon abgehalten wird, greift die kapitalistische Produktion 
nicht nur auf die Zeit über, die der Arbeiter „zur Befriedigung geistiger und 
sozialer Bedürfnisse“ benötigt, sondern verletzt auch „die physische Schranke 
der Arbeitskraft“: 

„Ein Mensch kann während des natürlichen Tags von 24 Stunden nur ein bestimmtes Quantum 
Lebenskraft verausgaben. So kann ein Pferd tagaus, tagein nur 8 Stunden arbeiten. Während eines 
Teils des Tags muß die Kraft ruhen, schlafen, während eines andren Teils hat der Mensch andre 
physische Bedürfnisse zu befriedigen, sich zu nähren, reinigen, kleiden usw. (...) Aber was ist ein 
Arbeitstag? Jedenfalls weniger als ein natürlicher Lebenstag. Um wieviel? Der Kapitalist hat seine 
eigne Ansicht über dies ultima Thule, die notwendige Schranke des Arbeitstags. Als Kapitalist ist 
er nur personifiziertes Kapital. Seine Seele ist die Kapitalseele. Das Kapital hat aber einen einzi- 
gen Lebenstrieb, den Trieb, sich zu verwerten, Mehrwert zu schaffen, mit seinem konstanten Teil, 
den Produktionsmitteln, die größtmögliche Masse Mehrarbeit einzusaugen.“ (MEW 23: 246, 
247) 

Der immanente Trieb des Kapitalismus, die Arbeitszeit über die stoffwechsel- 
und energiebedingten Grenzen der Arbeitskraft hinaus auszudehnen, ist eines 
der zentralen Themen im ersten Band des Kapitals. Aber der für unseren Zu- 
sammenhang wichtigere Punkt besteht darin, dass die Marxsche Mehrwertana- 
lyse die Frage von Podolinsky bereits beantwortet hat: Sie ist nicht nur mit 
dem ersten, sondern auch mit dem zweiten Hauptsatz der Thermodynamik 
vereinbar. Ironischerweise ist es Podolinsky, der bei der Beantwortung seiner 
Frage nach der Beziehung zwischen dem Arbeitsprozess und dem Transfer 
und der Transformation von Energie dem zweiten Hauptsatz widerspricht, 
und zwar gleich in doppelter Hinsicht: Zum einen, da er den Arbeiter als eine 
„ideale Maschine“ behandelt; zum anderen, da in der wirklichen Welt gerade 
der kapitalistische Versuch, die Arbeitskraft in eine Mehrarbeitsmaschine zu 
verwandeln, den Stoffwechsel und die Reproduktion des Arbeiters gefährdet: 
„Aber in seinem maßlos blinden Trieb, seinem Werwolfs-Heißhunger nach Mehrarbeit, über- 
rennt das Kapital nicht nur die moralischen, sondern auch die rein physischen Maximalschran- 


ken des Arbeitstags. Es usurpiert die Zeit für Wachstum, Entwicklung und gesunde Erhaltung des 
Körpers. Es raubt die Zeit, erheischt zum Verzehr von freier Luft und Sonnenlicht. Es knickert 
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ab an der Mahlzeit und einverleibt sie womöglich dem Produktionsprozeß selbst, so daß dem 
Arbeiter als bloßem Produktionsmittel Speisen zugesetzt werden wie dem Dampfkessel Kohle 
und der Maschinerie Talg oder Öl. Den gesunden Schlaf zur Sammlung, Erneurung und Erfri- 
schung der Lebenskraft reduziert es auf so viel Stunden Erstarrung, als die Wiederbelebung eines 
absolut erschöpften Organismus unentbehrlich macht. Statt daß die normale Erhaltung der Ar- 
beitskraft hier die Schranke des Arbeitstags, bestimmt umgekehrt die größte täglich mögliche 
Verausgabung der Arbeitskraft, wie krankhaft gewaltsam und peinlich auch immer, die Schranke 
für die Rastzeit des Arbeiters.“ (MEW 23: 280f.) 

Im Hinblick auf den nächsten Abschnitt soll hier schon angemerkt werden, 
dass die Analyse von Energie- und Stoffwechselprozessen Marx zu einem di- 
rekten Vergleich zwischen der Überausdehnung der Arbeitszeit und der Über- 
ausbeutung des Bodens führte. Intensiv beschäftigte er sich mit den Arbeiten 
der führenden Agrarwissenschaftler seiner Zeit, einschließlich Justus von Lie- 
big und James Johnston, die die zum Erhalt des Bodens notwendigen bio- 
chemischen Prozesse untersuchten (Krohn/Schäfer 1983: 32-39; Baksi 1996: 
272-274, 2001: 380-382; Foster 2000: 149-154). Aus Marx’ Sicht führt die Ten- 
denz des Kapitalismus, innerhalb eines gegebenen Zeitraums so viel Mehrwert 
wie möglich zu produzieren, zu einer systematischen Verletzung der Stoff- 
wechselbedingungen für den Erhalt der Produktivität von Boden und Arbeits- 
kraft (Burkett 1999: 88-90; Mayumi 2001: 81-84). Mit direktem Verweis auf die 
Arbeiten von Johnston argumentiert Marx im Kapital: 

„Aber die Abhängigkeit der Kultur der besondren Erdprodukte von den Schwankungen der 
Marktpreise, und der beständige Wechsel dieser Kultur mit diesen Preisschwankungen, der ganze 
Geist der kapitalistischen Produktion, der auf den unmittelbaren nächsten Geldgewinn gerichtet 


ist, widerspricht der Agrikultur, die mit den gesamten ständigen Lebensbedingungen der sich 
verkettenden Menschengenerationen zu wirtschaften hat.“ (MEW 25: 631, Fußnote 27) 


Ähnlich stellt Marx für den Fall der Forstwirtschaft fest: 


„Die lange Produktionszeit (die einen relativ nur geringen Umfang der Arbeitszeit einschließt), 
daher die Länge ihrer Umschlagsperioden, macht die Waldzucht zu einem ungünstigen Privat- 
und daher kapitalistischen Betriebszweig (...). Die Entwicklung der Kultur und Industrie über- 
haupt hat sich von jeher so tätig in der Zerstörung der Waldungen gezeigt, daß dagegen alles, 
was sie umgekehrt zu deren Erhaltung und Produktion getan hat, eine vollständig verschwinden- 


de Größe ist.“ (MEW 24: 246f.) 

Die Gemeinsamkeit zwischen der kapitalistischen Tendenz zur Übernutzung 
des Bodens und der Arbeitskraft besteht darin, nicht ausreichend Zeit (und 
biochemischen Energie-Input) für die Erholung der Produktivkräfte zu gewähr- 
leisten. Unter den Bedingungen freier Konkurrenz werden diese in beiden Fäl- 
len letztendlich erschöpft: 

„Das Kapital fragt nicht nach der Lebensdauer der Arbeitskraft. Was es interessiert, ist einzig und 
allein das Maximum von Arbeitskraft, das in einem Arbeitstag flüssig gemacht werden kann. Es 
erreicht dies Ziel durch Verkürzung der Dauer der Arbeitskraft, wie ein habgieriger Landwirt ge- 
steigerten Bodenertrag durch Beraubung der Bodenfruchtbarkeit erreicht.“ (MEW 23: 281) 
Daher betonte Marx bezüglich der englischen Fabrikgesetzgebung, die zur Be- 
schränkung der Arbeitszeit führte: 
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„Von einer täglich bedrohlicher anschwellenden Arbeiterbewegung abgesehn, war die Beschrän- 
kung der Fabrikarbeit diktiert durch dieselbe Notwendigkeit, welche den Guano auf die engli- 
schen Felder ausgoß. Dieselbe blinde Raubgier, die in dem einen Fall die Erde erschöpft, hatte in 
dem andren die Lebenskraft der Nation an der Wurzel ergriffen.“ (MEW 23: 253)" 


Diese Analogie wird durch die Analyse von Energiezufuhr und -verausgabung 
unterstützt, was in dem folgenden Abschnitt aus den Theorien über den 
Mehrwert deutlich wird, die nur wenige Jahre vor der Veröffentlichung des ers- 
ten Bandes des Kapitals geschrieben wurden: 


„Antizipation der Zukunft - wirkliche Antizipation - findet überhaupt in der Produktion des 
Reichtums nur statt mit Bezug auf den Arbeiter und die Erde. Bei beiden kann durch vorzeitige 
Überanstrengung und Erschöpfung durch Störung des Gleichgewichts zwischen Ausgabe und 
Einnahme die Zukunft realiter antizipiert und verwüstet werden. Bei beiden geschieht es in der 
kapitalistischen Produktion. (...) Was hier ist expended, exists als Kraft, und durch die forcierte 
Art der expenditure wird die Lebensdauer dieser Kraft verkürzt.“ (MEW 26.3: 303f.) 


Angesichts dieser Parallele ist es nicht überraschend, dass Marx eine entwickel- 
te ökologische Kritik des Kapitalismus geliefert hat. Die Ausbeutung der Ar- 
beitskraft und die des Bodens werden in der Marxschen Analyse des Energie- 
stoffwechsels zusammengeführt. Einen zentralen Platz in dieser Synthese 
nimmt die Mechanisierung der kapitalistischen Produktion ein. 

Übersetzung aus dem Englischen von Henrik Lebuhn und Anne Steckner 
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Hanno Pahl 


Marx, Foucault und das Projekt einer Wissens- 
soziologie der Wirtschaftswissenschaften 


Insbesondere den neueren Beiträgen aus dem Kontext der „Neuen-Marx- 


Lektüre“! 


ist es zu verdanken, dass heute ein vergleichsweise sicheres Wissen 
über den harten Kern der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie vor- 
liegt. Trotz nicht zu verleugnender Differenzen auch noch zwischen einigen 
maßgeblichen Protagonisten dieser Interpretationsrichtung ist es gelungen, we- 
sentliche Aspekte des kritischen Gehalts des Marxschen Theorieprogramms zu 
rekonstruieren und konzise aufzubereiten und aus der Amalgamierung mit Be- 
ständen traditions- und weltanschauungsmarzistischer Provenienz zu befreien. 
Es scheint aber, dass als eine Art Bedingung der Möglichkeit dieser „Auffors- 
tungsarbeiten“ eine Engführung des Marxschen Theoriebestandes unausweich- 
lich gewesen ist. Von einer umfassenden Gesellschaftstheorie sind wir heute 
noch genauso weit entfernt wie zu den Zeiten einer Hegemonie offizieller Par- 
teimarxismen. Der vorliegende Beitrag soll einen zuletzt nur wenig bzw. nur 
sehr selektiv aktualisierten Kernbestand der Marxschen Kritik der politischen 
Ökonomie wieder auf die Agenda setzen, die Frage einer systematischen Ana- 
lyse und Kritik des wirtschaftswissenschaftlichen Wissens. Es erscheint gebo- 
ten, Perspektiven zu skizzieren, wie in Fortführung der Kritik der politischen 
Ökonomie detailliert und differenziert zum gegenwärtigen Zustand der Diszip- 
lin der Wirtschaftswissenschaften Stellung bezogen werden kann, ohne auf 
Pauschaldiagnosen wie „Vulgärökonomie“ zurückzugreifen, die möglicherweise 
mehr verdecken als erklären. Hier soll das Argument unterfüttert werden, wo- 
nach ein solches Unterfangen nicht nur auf Marx rekurrieren, sondern zudem 
Schützenhilfe bei anderen Ansätzen in Anspruch nehmen sollte. In Potentiale 
und Schwierigkeiten eines solchen Verfahrens soll der Text einführen. Eine ers- 
te Sektion umreisst das bei Marx offerierte Interpretations- und Kritikverfah- 
ren, um von diesem Ausgangspunkt aus offene Fragen in drei Dimensionen zu 
nennen, die dann im Folgenden durch Rückgriff auf andere Theorietraditionen 
abgehandelt werden. 


1 Siehe für den deutschsprachigen Diskursraum etwa Backhaus (1997), Heinrich (2001), Rei- 
chelt (2008), Elbe (2008). Zu japanischen Beiträgen, die der Neuen-Marx-Lektüre zugerech- 
net werden können, siehe Kubota (2009) sowie Hoff (2009), bei Letztem findet sich auch ein 
Überblick über die angloamerikanischen Debatten. 
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1. Marx: Die kategoriale Kernstruktur der kapitalistischen 
Wirtschaft und das erscheinende Wissen der Ökonomen 


Im Zuge der Grundlagenarbeiten der Neuen-Marx-Lektüre wurde vor allem auf 
zwei Alleinstellungsmerkmale der Kritik der politischen Ökonomie hingewie- 
sen: Bei Backhaus (1969) wurde erstmals der Gedanke artikuliert, dass die tra- 
dierte Differenz von subjektiven und objektiven Werttheorien eher irreführend 
ist, um das Marxsche ökonomiekritische Theorieprogramm zu situieren.? Bei 
Reichelt (1970) wurde erstmals aufgezeigt, dass es sich bei der von Marx in 
den Grundrissen und (eingeschränkter) in den drei Bänden des Kapital prakti- 
zierten Methode um eine Formanalyse handelt, um einen Ansatz, der ökono- 
mische Kategorien wie Preis, Profit, Zins etc. nicht einfach empirisch aufgreift 
und der Modellbildung überantwortet, sondern der die Konstitution und den 
Zusammenhang dieser Kategorien selbst thematisiert.’ Beide Argument liefern 
Ansatzpunkte, um das Verfahren zu kennzeichnen, mittels dessen Marx die 
ihm vorangegangenen und zeitgenössischen ökonomischen Denkschulen einer 
systematisch angelegten (aber nur torsohaft durchgeführten) Analyse und Kri- 
tik unterzieht: Die Entwicklung ökonomischer Kategorien als systematische 
Rekonstruktion der Kernstruktur kapitalistischer Vergesellschaftung wird ver- 
standen als Einheit von Kritik und Darstellung, womit auch der Anspruch gel- 
tend gemacht wird, im Zuge der positiven Darstellung zugleich die Stand- 
punkte der konkurrierenden wirtschaftswissenschaftlichen Ansätze samt ihrer 
Defizite als Formen eines „erscheinenden Wissens“ zu rekonstruieren. Dieser 
Zugriff - der weitaus elaborierter und detaillierter verfährt als die tentativen 
Bemerkungen zum Zusammenhang von Sozialstruktur und Ideenevolution aus 
dem Frühwerk - zieht sich über den gesamten Darstellungsgang der drei Bän- 
de des Kapital hin um schließlich im Theorem der „trinitarischen Formel“ im 
dritten Band zu kulminieren (siehe MEW 25: 822ff.). Seine Pointe besteht - 


2 Mit dem Hinweis auf den konstitutiv monetären Charakter der Marxschen Werttheorie trat 
an die Stelle einer Unterscheidung verschiedener Varianten von objektiven und subjektiven 
Werttheorien eine dazu orthogonal gelagerte Unterscheidung: Nun finden sich auf einer Sei- 
te der Unterscheidung sowohl subjektive wie (traditionelle) objektive Werttheorien, insofern 
diese beiden Theorietraditionen ohne immanenten Bezug auf monetäre Strukturen gearbeitet 
sind. Auf der anderen Seite logiert die Marxsche Werttheorie, die in konstitutiver Weise mit 
geldtheoretischen Argumentationssträngen verbunden ist. 

3 Eine frühe Formulierung lautet wie folgt: „...was - so könnte man den Marxschen Ansatz in 
Form einer Frage zusammenfassen - verbirgt sich in den Kategorien selbst; was ist der eigen- 
tümliche Gehalt der ökonomischen Formbestimmungen, also der Warenform, der Geld- 
form, der Kapitalform, der Form des Profits, des Zinses usw.? Während die bürgerliche poli- 
tische Ökonomie generell dadurch charakterisiert ist, daß sie die Kategorien äußerlich auf- 
greift, besteht Marx auf einer strengen Ableitung der Genesis dieser Formen - eine Pro- 
grammatik, die unmittelbar an Hegels Kritik der Kantischen Transzendentalphilosophie er- 
innert“ (Reichelt 1970: 16). 

4 Vergleiche zu diesem der Hegelschen Phänomenologie des Geistes entnommenen Begriff 


Reichelt (2008: 34ff.). 
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auf einen Nenner gebracht - in dem Nachweis, dass sämtliche konkurrieren- 
den Theorieschulen den Wertbildungsprozess des Kapitals mit dessen stoffli- 
cher Seite konfundieren bzw. amalgamieren: Weil Kapital, Grundeigentum 
und Arbeitskraft für ihre jeweiligen BesitzerInnen Finkommensquellen darstel- 
len, wird auch der Wertbildungsprozess als Addition dieser - nun als Produk- 
tionsfaktoren gedachten - Elemente konzipiert (vgl. dazu auch Heinrich 2004: 
181ff.). Stellvertretend für das gesamte Marxsche Programm einer Wissensso- 
ziologie der Wirtschaftswissenschaften sollen einige systematische Charakteris- 
tika erörtert werden, die sich im zweiten Band des Kapitals finden lassen (siehe 
dazu ausführlicher Pahl 2008: 149ff.). Mit Blick auf den positiven Entwick- 
lungsgang geht es um die Formbestimmungen der Zirkulation des Kapitals, 
die Marx auf der entsprechenden Abstraktionsebene als Metamorphosenreihe 
von Geldkapital, Warenkapital und produktivem Kapital fortbestimmt. Je 
nach dem, welche Anfangs- und Endpunkte bei der Betrachtung gewählt wer- 
den, gibt es drei Möglichkeiten, diesen Zirkulationsprozess zu betrachten: Als 
Kreislauf des Geldkapitals, als Kreislauf des produktiven Kapitals und als 
Kreislauf des Warenkapitals (vgl. MEW 24: 31-117). Besteht das eine Ziel der 
Marxschen Entwicklung in dem Nachweis, dass sich alle drei analytisch unter- 
schiedenen Kreislaufgestalten wechselseitig voraussetzen und so einen neuarti- 
gen, „emergenten“ Ordnungszusammenhang konstituieren, fällt als Nebenpro- 
dukt der Begriffsentwicklung eine kritische Perspektive auf konkurrierende 
Theorieangebote ab. Murray (1998: 37) hat dazu festgehalten: „Indeed, toward 
the end of his treatment of each of the three forms and corresponding cir- 
cuits, Marx matches each with one or another school of political economy 
that fixates on that particular form and circuit: money capital with the mone- 
tary system and mercantilism, productive capital with classical political econ- 
omy, and commodity capital with Quesnay’s physiocratic Tableau economi- 
que“ (vgl. dazu auch Arthur 1998: 108ff.). Marx zeigt auf, dass die vorherr- 
schenden Gestalten ökonomischer Theoriebildung keinesfalls kontingent sind, 
sondern sich spezifischen einseitigen Abstraktionen verdanken. 

Zum Merkantilismus wird unter anderem festgestellt: „Wir finden daher bei 
Dolmetschern des Merkantilsystems (dem die Formel GW ..P.. W’-G’ zu- 
grunde liegt) sehr weitläufige Predigten darüber, daß der einzelne Kapitalist 
nur als Arbeiter konsumieren muß, wie die Kapitalistennation den andern 
dümmern Nationen das Verzehren ihrer Waren und überhaupt den Konsum- 
tionsprozeß überlassen, dagegen die produktive Konsumtion zu ihrer Lebens- 
aufgabe machen muß. Diese Predigten erinnern oft der Form und dem Inhalt 
nach an analoge asketische Ermahnungen der Kirchenväter“ (MEW 24: 64). 
Die am Beginn der Genesis des modernen Kapitalismus stehenden Merkanti- 
listen, so lautet das Argument etwas weiter entfaltet, stellen vorrangig ab auf 
die Dynamik der Zirkulationssphäre und den handelskapitalistischen Ge- 
winnmechanismus. Sie denken den Systemzusammenhang des industriellen 
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Kapitalismus noch als Nullsummenspiel, generalisieren aber in diesem Zuge 
die Geschäftspraxis der Handelskapitalisten - die Überschusserwirtschaftung 
qua „wohlfeilem“ Austausch - zur allgemeinen nationalökonomischen Maxi- 
me. Die Marxsche Diskussion des Merkantilismus stellt keinesfalls schlicht 
und einfach darauf ab, die dortigen Befunde als fehlgeleitete Irrlehren oder gar 
als inszenierte Täuschungsmanöver bestimmter gesellschaftlicher Gruppierun- 
gen abzutun, sondern es wird der Anspruch vertreten, die analytische Perspek- 
tive, die den wirtschaftspolitischen Empfehlungen der Merkantilisten zu 
Grunde lag, zu rekonstruieren: „Die Formel G-W ..P... W' - G', mit dem 
Resultat G' =G + g, schließt in ihrer Form eine Täuschung ein, trägt einen il- 
lusorischen Charakter, der aus dem Dasein des vorgeschoßnen und verwerte- 
ten Werts in seiner Äquivalentform, dem Geld, entspringt. Der Akzent liegt 
nicht auf der Verwertung des Werts, sondern auf der Geldform dieses Prozes- 
ses, darauf, daß mehr Wert in Geldform schließlich aus der Zirkulation gezo- 
gen wird, als ihr ursprünglich vorgeschossen ward, also auf Vermehrung der 
dem Kapitalisten gehörigen Gold- und Silbermasse. Das sogenannte Monetär- 
system ist bloß Ausdruck der begriffslosen Form G-W-G', einer Bewegung, die 
ausschließlich in der Zirkulation verläuft und daher die beiden Akte: 1) G-W, 
2) W-G' nur dadurch erklären kann, daß W im zweiten Akt über seinen Wert 
verkauft wird, daher mehr Geld der Zirkulation entzieht, als durch seinen Kauf 
in sie hineingeworfen wird“ (MEW 24: 66, Herv. H.P.). Marxens eigene Analy- 
se der Kernstruktur des Kapitalismus bestimmt Produktion und Zirkulation als 
Momente der Reproduktion des industriellen Kapitals, dessen Ziel die Verwer- 
tung des Werts bildet, der zugleich als Einheit des ökonomischen Systems be- 
stimmt wird. Die Darstellungsform der Merkantilisten wird als begriffslos be- 
zeichnet, weil sie nur partielle, nämlich zirkulationsseitige Formbestimmungen 
der Zirkulation des Kapitals thematisiert. Physiokratie und klassische politi- 
sche Ökonomie werden in analoger Weise diskutiert, es handelt sich um Para- 
digmen, die sich als Darstellungen des Kreislaufs des Warenkapitals bzw. des 
produktiven Kapitals interpretieren lassen. Pointe der Kritik ist aber auch hier 
der Befund, dass diese Denkschulen „von der bestimmten kapitalistischen 
Form“ des Gesamtprozesses abstrahieren und entsprechend die „Verwertung 
als Zweck des Prozesses“ (MEW 24: 96) nicht zureichend diskutieren können: 
Die klassische politische Ökonomie beispielsweise tendiert dazu, die Produk- 
tion als solche ins Zentrum zu rücken und als Zielbestimmung anzusetzen, 
monetäre Strukturen (Geld, Geldkapital) gelten ihr nur als verschwindende 
Zirkulationsmittel. Heinrich (2001: 310) geht - auch vor dem Hintergrund der 
oben skizzierten Sachverhalte - davon aus, dass Marx „nicht nur in einer wis- 
senschaftlichen Revolution mit dem theoretischen Feld der politischen Öko- 
nomie gebrochen“ hat, sondern dass er auch aufgezeigt hat, „wie die Bestim- 
mungen dieses Feldes als ‚objektive Gedankenformen‘ produziert“ werden. 
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2. Dimensionen einer Fortschreibung des Marxschen Projekts: 
offene Fragen und Baustellen 


Mir scheinen die Marxschen Argumentationsgänge grundsätzlich auch heute 
noch tragfähig und als Grundlage eines Forschungsprogramms tauglich, aller- 
dings ergeben sich einige offene Fragen, die hier im Rahmen dreier, sich über- 
schneidender Themenkomplexe zusammengestellt werden: Es ist erstens - 
nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Entwicklung sowohl des Kapitalismus 
wie der ökonomischen Theorie nach Marx - zu fragen, wie Prozesse von The- 
orieevolution, die kein unmittelbares Korrelat in sozialstrukturellen Entwick- 
lungen besitzen, analysiert werden sollen. Zweitens ist jenes Terrain zu bear- 
beiten, das bei Marx mit der Unterscheidung von klassischer politischer Öko- 
nomie und Vulgärökonomie bearbeitet wurde, also die Frage der Unterschei- 
dung wissenschaftlicher und ideologisch-legitimatorischer Anteile von Theo- 
riekonstruktion. Drittens schließlich ist eine metatheoretische Perspektive ein- 
zubeziehen, die danach fragt, wie wir sichergehen können, dass die Marxsche 
Theorie als valider Bewertungsmaßstab bei der Analyse wirtschaftswissenschaft- 
lichen Wissens fungieren kann. 

(1) Plausibel ist die Auffassung, dass die klassische politische Ökonomie in ei- 
ner Epoche entstanden ist, „in der sich der industrielle Kapitalismus gerade 
erst herausbildete und sich die Bourgeoisie noch gegen den grundbesitzenden 
Feudaladel und den von ihm kontrollierten Staat behaupten musste“ (Hein- 
rich 2001: 65). Insofern verwundert der durchgängige Rekurs auf Arbeit als 
zentraler ökonomischer Größe seitens der klassischen politischen Ökonomie 
nicht sonderlich, schließlich bestand hierin das Alleinstellungsmerkmal von 
Bürgertum und Proletariat gegenüber der wirtschaftlich unproduktiven Feu- 
dalelite. Auch die „marginalistische Wende“ lässt sich vor dem Hintergrund 
sozialstruktureller Faktoren erklären: „Dagegen hatte es der Marginalismus be- 
reits mit einem etablierten Kapitalismus zu tun, in den auch die ehemals feu- 
dalen Grundbesitzer eingebunden waren. Die zentrale gesellschaftliche Kon- 
fliktlinie verlief nicht mehr zwischen den von der Bodenrente lebenden 
Grundeigentümern und der industriellen Bourgeoisie, sondern zwischen der 
Bourgeoisie und dem schnell anwachsenden Proletariat“ (ebd.). Weil der Feu- 
daladel als ökonomisch selbständige Fraktion von der Bühne abgetreten, das 
Proletariat zugleich auf selbiger aufgetreten war, taugte der Bezug auf Arbeit 
nicht mehr als Legitimationsinstanz des Bürgertums, weshalb er durch ein ge- 
neralisiertes und insofern klassenunspezifisches Nutzenkonzept ersetzt wurde. 
Aber welche Optionen bieten sich von hier aus an, um den Fortgang neoklas- 
sischen Denkens im 20.Jahrhundert zu theoretisieren, also Aspekte von Theo- 
rieentwicklung zu interpretieren, die allesamt auf dem Boden des bereits 
durchgesetzten Kapitalismus stattfinden? 

(2) Hiermit eng verbunden ist eine Problemstellung, die bei Marx mit der 
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prominenten Unterscheidung von klassischer politischer Ökonomie und Vul- 
gärökonomie nur unzureichend abgesteckt ist: Wie verhalten sich genuin wis- 
senschaftliche Teile der Theoriekonstruktion zu solchen Elementen, denen vor 
allem eine politische bzw. legitimatorische Funktion zukommt? Dass schon 
diese Unterscheidung selbst mit einer ganzen Reihe an Problemen behaftet ist, 
hat u.a. Heinrich (2001: 78ff.) aufgezeigt: Einerseits rekurriert Marx auf die In- 
tentionen der jeweiligen Autoren, um das Feld abzustecken, andererseits wer- 
den klassische politische Ökonomie und Vulgärökonomie entlang verschiede- 
ner Theorietypen differenziert, als Vulgärökonomie fungieren hier vor allem 
solche Theorien, die davon absehen Preisbewegungen im Zuge einer werttheo- 
retischen Fundierung auf Arbeit zurückzuführen. Vor diesem Hintergrund ist 
die Frage zu stellen, ob die kompakte Differenz klassische politische Ökono- 
mie einerseits, Vulgärökonomie andrerseits nicht weiter aufzufächern wäre. 

(3) Marx rekurriert nicht länger auf einen abstrakt-emphatischen Wahrheits- 
begriff, wie er seitens klassischer Philosophien gepflegt wurde, sondern war 
sich über die historischen Bedingungen seines eigenen Theorieunternehmens 
im Klaren und hat teils explizit hierauf reflektiert. Gleichwohl beansprucht er 
für sein Theorieunternehmen gegenüber vorangegangener und zeitgenössischer 
Konkurrenz eine Art überbietendes Bewusstsein. Er operiert nicht nur auf Au- 
genhöhe mit diesen Paradigmen, sondern sieht sich immer schon im Rücken 
derselben. Solcherlei Ambitionen sind heute großer Skepsis ausgesetzt, nicht 
zuletzt vor dem Erfahrungshintergrund, dass die Geschichte neuzeitlicher Me- 
thodologie-Projekte sich kaum anders denn als eine Krisengeschichte lesen 
lässt, die von der Krise der transzendentalen Deduktion, der absolut- 
dialektischen Begründung, der logisch-empirischen Fundierung bis hin zur 
phänomenologisch-fundamentalontologischen Grundlegung reicht (vgl. dazu 
Nagl 2005: VII). Diese Tendenz zeigt sich auch auf dem Terrain der Wissens- 
soziologie: War es in älteren Varianten der Wissenschaftstheorie, etwa dem lo- 
gischen Positivismus oder dem Popperschen Falsifikationismus, gängig, wis- 
senschaftliche Theorieprogramme an bestimmten, vorher festgesetzten Krite- 
rien von Wissenschaftlichkeit zu messen,’ so wurde im Zuge der naturalisti- 


5 Hier kann ganz kursorisch vermerkt werden: In der klassischen Wissenssoziologie (Scheler, 
Mannheim) war die hochgradig formalisierte Wirtschaftswissenschaft ebenso ein Anathema 
wie in der klassischen Wissenschaftssoziologie (Merton). Ähnlich wie der Mathematik wurde 
den Wirtschaftswissenschaften ein epistemologischer Sonderstatus zugesprochen, das dort 
generierte Wissen wurde tendenziell als a-soziales Wissen begriffen, das einer spezifisch sozi- 
alwissenschaftlichen Untersuchung nicht zugänglich ist. Bis zur Mitte des 20.Jahrhunderts 
war die Reflexion wirtschaftswissenschaftlichen Wissens vor allem eine Domäne der Fachver- 
treter selbst (vgl. exemplarisch Schumpeter 2009). Die Arbeiten Alberts (1998) können hin- 
gegen als Beiträge gelesen werden, die Wirtschaftswissenschaft aus der Perspektive des kriti- 
schen Rationalismus zu beleuchten. Ein aktueller Vertreter eines solchen Zugriffs ist Blaug 
(2002), der vor allem die unrealistischen Prämissen und die mangelhafte empirische Validie- 
rung der allgemeinen Gleichgewichtstheorie wiederholt kritisiert hat. 
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schen Wende in der Epistemologie (van Quine 1969) und den verschiedenen 
Varianten einer Soziologisierung der Erkenntnistheorie (Pickering 1995) mehr- 
heitlich dazu übergegangen, den empirischen Verlauf wissenschaftlicher Para- 
digmen ins Zentrum des Interesses zu rücken und Fragen nach normativen 
oder kognitiven Kriterien zurückzustellen. Zu fragen ist also, inwiefern Marx 
durch seine Kategorialanalyse tatsächlich einen besonderen Beobachtungs- 
standpunkt reklamieren kann und wie dieser Anspruch im Spannungsfeld der 
verschiedenen Varianten von Erkenntnisrealismus und Erkenntnisrelativismus 
zu situieren ist. 

Im Folgenden sollen methodische Zugriffe und materiale Befunde dreier alter- 
nativer Theorieprogramme beleuchtet werden, die dazu beitragen können, 
obige Lücken zu füllen. Den Anfang (Abschnitt 3) macht ein Rekurs auf Fou- 
cault, als - neben Marx - sicherlich prominentestem Bezugspunkt kritischer 
Sozialwissenschaften. Anschließend werden zwei Ansätze vorgestellt, die einem 
Korpus an Literatur entstammen, der sich seit den 1970er Jahren in den Fel- 
dern der ökonomischen Methodologie und Dogmengeschichte sowie in den 
Social Studies of Science herausgebildet hat. Diskutiert wird zunächst Mirow- 
skis (1999) These, wonach sich die marginalistische Wende erheblichen Über- 
nahmen von Konzepten aus der Physik verdankte (Abschnitt 4). Hier interes- 
siert nicht allein die Frage der Validität dieser Kernthese, sondern auch die 
grundsätzliche Art und Weise des methodischen Zugriffs. Darauf folgend wird 
der auf die Akteur-Netzwerk-Theorie referierende Ansatz Yonays (1994, 1998) 
vorgestellt (Abschnitt 5). Empirisch bezieht sich diese Arbeit auf die Ausei- 
nandersetzung zwischen (älterem) ökonomischen Institutionalismus und neo- 
klassischer Wirtschaftswissenschaft in den USA der Zwischenkriegszeit, auch 
dort geht es mir nicht nur um die materialen Befunde, sondern ebenso um die 
Spezifik des Zugriffs. 


3. Foucault: Historische Apriori und Systeme der Veridiktion 
als Voraussetzungen ökonomischer Doktrinbildung 


Das Foucaultsche Forschungsprogramm verzichtet auf jeglichen emphatischen 
Wahrheitsbegriff. Folgende Textstelle, bei der die genannten Ärzte auch durch 
politische Ökonomen ersetzt werden können, bringt dies zum Ausdruck und 
deutet bereits das Alternativprogramm an: „Die Erinnerung daran, dass die 
Ärzte des 19. Jahrhunderts viele Dummheiten über die Sexualität gesagt ha- 
ben, ist politisch bedeutungslos. Von Bedeutung ist allein die Bestimmung des 
Systems der Veridiktion [des Wahr-Sagens, H.P.], das ihnen ermöglicht hat, ei- 
ne Reihe von Dingen als wahr zu behaupten, von denen man nun zufällig 
weiß, dass sie es vielleicht nicht waren“ (Foucault 2006: 61). Es geht Foucault 
also nicht um eine Diskriminierung wissenschaftlicher Aussagen entlang der 
Unterscheidung wahr/unwahr, sondern um eine Rekonstruktion der Bedin- 
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gungen, die die Unterscheidung wahr/unwahr jeweils reguliert haben. Anders 
ausgedrückt: Wahrheit wird nicht als Evaluationskriterium von Theorien in 
Anspruch genommen, sondern allein als im Objektbereich vorliegendes Struk- 
turmuster. An anderer Stelle führt Foucault das Konzept eines „historischen 
Apriori“ ein, das nicht, wie das formale Apriori der traditionellen Erkenntnis- 
theorie „Gültigkeitsbedingung für Urteile, sondern Realitätsbedingung für 
Aussagen“ betreffe (Foucault 2008: 184): „Es handelt sich nicht darum, das 
wiederzufinden, was eine Behauptung legitimieren könnte, sondern die Bedin- 
gungen des Auftauchens von Aussagen, das Gesetz ihrer Koexistenz mit ande- 
ren, die spezifische Form ihrer Seinsweise und die Prinzipien freizulegen, nach 
denen sie fortbestehen, sich transformieren, verschwinden“ (ebd.). Von einer 
solchen Warte aus ist es wenig verwunderlich, wenn sich Foucault auch ge- 
genüber jeglichen Ideologiekonzepten skeptisch positioniert. Ich möchte mich 
nicht daran beteiligen, die Theoriearchitekturen von Marx und Foucault ent- 
lang eines simplen Besser-/Schlechter-Schematismus zu sortieren. Natürlich 
kann man unterschiedliche Stellungen einnehmen und zum Beispiel - auf der 
Ebene einer Strukturtheorie der modernen Gesellschaft - von Marx aus mo- 
nieren, dass bei Foucault die moderne Ökonomie nicht formtheoretisch 
durchdrungen wird und er so immer schon die differentia specifica des mo- 
dernen Kapitalismus verfehlen muss (so etwa bei Schärer 2008); - aber eine 
umgekehrte, von Foucault ausgearbeitete Variante wäre ebenfalls denkbar: Bei 
de Goede (2005) wird im Zuge einer Genealogie of Finance demonstriert, dass 
Ansätze, die auf die opake Eigenlogik der kapitalistischen Ökonomie abstellen 
mitunter in nicht-intendierter Weise dazu beitragen, diesen Bereich - statt ıhn 
zu politisieren - selbst noch verdinglichen. Ertragreicher scheint es, wie von 
Lindner (2008: 208) vorgeschlagen, eine „ökumenische Haltung“ zu beziehen 
und das „Integrationspotenzial von Konstruktivismus und Realismus“ (ebd.: 
209), das sich im Zuge einer Konfrontation beider Theorietraditionen ab- 
zeichnet, positiv zu nutzen. Dazu ist es nötig, etwas präziser nachzusehen, wie 
Foucaults Interpretation und Behandlung des ökonomischen Wissens im De- 
tail aussieht. 

Eine erste materiale Auseinandersetzung findet sich im Band Die Ordnung der 
Dinge (Foucault 2003). Dort beschäftigt sich Foucault mit der Herausbildung 
moderner Wissensformen und Disziplinen, wobei er vor allem die These stark 
macht, dass es jeweils historisch dominante epistemische Grundfiguren 
(episteme) gibt, die einzelne Wissensbereiche bzw. Disziplinen übergreifen. Er 
diskutiert die auch bei Marx verhandelten Theorieschulen von Merkantilis- 
mus, Physiokratie und klassischer politischer Ökonomie, stellt aber nur beiläu- 
fig auf jenen Prozess ab, den man von Marx aus als Genese des modernen in- 
dustriellen Kapitalismus beschreiben würde. Und schon gar nicht findet sich 
bei Foucault ein Äquivalent zur positiven Durchdringung der kapitalistischen 
Ökonomie. Stattdessen wird herausgearbeitet, wie sich die sachlich ganz dispa- 
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raten Wissensgebiete von Biologie, Ökonomie und Philologie im Übergang 
zur modernen Gesellschaft konstituieren und mehrfach wandeln, und dass 
zwischen diesen Gebieten Strukturanalogien auf der Ebene basaler Begrifflich- 
keiten ausgemacht werden können. Das kritische Moment der Herangehens- 
weise wird man wohl vor allem darin erblicken können, dass die kontingenten 
Momente in der Herausbildung, Ausformulierung und Fortentwicklung des 
ökonomischen Wissens beleuchtet werden, Faktoren, die im Rahmen der in 
den Wirtschaftswissenschaften üblichen rationalen Rekonstruktionen zumeist 
vollständig unter den Tisch fallen und die auch bei Marx bestenfalls am Ran- 
de thematisiert werden. Ein zweiter materialer Rekurs, der weiter an die Ge- 
genwart heranreicht, findet sich in Die Geburt der Biopolitik (Foucault 2006). 
In dieser Vorlesungsmitschrift liegt der Fokus auf der Herausbildung verschie- 
dener Spielarten des Neoliberalismus in der Mitte des 20.Jahrhunderts, wobei 
Foucault insbesondere der Frage nachgeht, welche Kontinuitäten und Brüche 
im Vergleich mit dem klassischen Liberalismus des Laissez-faire existieren und 
welche Ursachen hierfür in Anschlag zu bringen sind. Er diskutiert die frühen 
neoliberalen Programme in Deutschland und den USA als Antworten auf die 
Krise des klassischen Liberalismus, mitunter als individualistisch ansetzende 
„Lösungen“ für das nicht mehr weg zu deutende Problem trans-individueller 
sozialer Strukturzusammenhänge: Die individualistische Zurechnungsweise des 
klassischen Liberalismus, wonach jeder Einzelne für sein Wohlergehen allein 
verantwortlich sei, versagt vor Phänomenen wie der statistischen Normalvertei- 
lung von Arbeitsunfällen oder der systematischen Pauperisierung ganzer Be- 
völkerungsschichten, die schließlich zur Herausbildung kollektiver, staatlich 
organisierter Absicherungssysteme führen. Der Neoliberalismus zeichnet sich 
dadurch aus, für solcherlei soziale Probleme wiederum individualistische Lö- 
sungen auszuarbeiten (vgl. Gertenbach 2007: 128ff.). Als Beispiel können fer- 
ner die Passagen zur Humankapitaltheorie angeführt werden (Foucault 2006: 
305ff.), in denen nachgestellt wird, wie die in der klassischen politischen Öko- 
nomie noch zentrale Differenz von Arbeit und Kapital im Gefolge der margi- 
nalistischen Wende desartikuliert und die Arbeit selbst als Form des Kapitals 
beschrieben wurde.* Wirft der erste Foucaultsche Zugriff auf das wirtschafts- 
wissenschaftliche Wissen eher metatheoretische Fragestellungen auf (es wird 
unten darauf zurückgekommen) lässt sich der zweite Forschungsstrang als his- 
torisch-spezifische Ergänzung Marxscher Herangehensweisen in Anspruch 
nehmen: Während die Kernstruktur kapitalistischer Vergesellschaftung iden- 
tisch bleibt, verändern sich ihre institutionellen Ausgestaltungen, die dann ih- 


6 Zum kapitalismustheoretischen Potential von Die Geburt der Biopolitik siehe Gertenbach 
(2007), instruktive und weiterführende Überlegungen zum kurz referierten Argumentations- 
gang aus Die Ordnung der Dinge finden sich bei Gertenbach (2010). Foucaults Beiträge zur 
Wissenssoziologie der Wirtschaftswissenschaften werden ferner bei Amariglio (1988), Birken 
(1990) sowie Guala (2006) diskutiert. 
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rerseits zu neuen Theoriemustern führen, die wiederum auf institutionelle Ar- 
rangements zurückwirken - und so weiter. 


4. Mirowski: Metaphernkomplexe als organisierende 
Strukturen von Wissenschaft 


Mirowski ist insbesondere durch seine Abhandlung More Heat Than Light 
(Mirowski 1999) einem größeren Publikum bekannt geworden. Die vieldisku- 
tierte und provokante Kernthese dieses Buches lautet in Kurzform, dass jene 
Theoretiker, die rückblickend als Initiatoren der marginalistischen Wende gel- 
ten, ihre Theorien in Engführung bzw. durch komplette Konzeptübernahmen 
aus der Physik (des 19. Jahrhunderts) gebildet haben: In Kurzform lautet das 
Argument, dass die Physik zwischen 1840 und 1860 im Zuge der Konstrukti- 
on des Energieerhaltungssatzes damit begann, potentielle Energie im Rahmen 
eines Vektorfeldes darzustellen, das die Richtung anzeigt, in der sich Teilchen 
bewegen, wenn sie nicht durch andere Kräfte beeinflusst werden. Die ökono- 
mische Analogie besteht darin, Individuen als Entitäten oder Teilchen in ei- 
nem Güterraum zu konzipieren, dessen räumliche Koordinaten die Quantitä- 
ten jeweiliger Güter darstellen. Der Nutzen zeigt in diesem Fall die Bewe- 
gungsrichtung an, in der sich die Individuen je nach der Beschränktheit ihrer 
Budgets bewegen können, was schließlich in den bekannten Angebots- und 
Nachfragekurven resultiert. Von hier aus ergeben sich mannigfaltige An- 
schlussoperationen, Mirowski bezweifelt zum einen die Stichhaltigkeit der ent- 
sprechenden Konzepte im ökonomischen Kontext, in einem anderen Strang 
wird der Frage nachgegangen, ob die Wirtschaftswissenschaften mit der Wei- 
terentwicklung der Physik im 20. Jahrhundert (Relativitätstheorie, Quanten- 
mechanik) Schritt gehalten haben. Er stellt zwar grundsätzlich auch sozial- 
strukturelle Entwicklungen in Rechnung, um Umorganisationen des semanti- 
schen Haushalts der Wirtschaftswissenschaften zu erklären (etwa: Aktien als 
abstrakte Formen des Reichtums, die doppelte Buchführung mit ihrem Rekurs 
auf den Bilanzausgleich als Inspirationsquelle für Gleichgewichtskonzepte), ar- 
gumentiert aber gegen Kausalschlüsse: Zu vermuten sei, dass Erfahrungen mit 
ökonomischen Sachverhalten zur Modifizierung der Wert-Metapher in der 
ökonomischen Theorie geführt haben, die dann ihrerseits Resonanzen in der 
Physik gezeitigt habe.’ 

Natürlich hat eine Arbeit mit einem so weitgehenden Erklärungsanspruch und 
provokanten Thesen eine ganze Reihe von Einwänden provoziert: es wurde 
bezweifelt, dass Mirowski sein erklärtes Ziel, kausale Abhängigkeitsverhältnisse 
zwischen physikalischer und ökonomischer Theoriebildung nachzuweisen, ü- 


7 Als Beispiel führt Mirowski (ebd.: 123) unter anderem eine bei Leibniz postulierte Analogie 
zwischen Geld als abstrakter Form ökonomischen Reichtums und Kraft als abstraktem Prin- 
zip phänomenologisch-empirisch zu beobachtender Bewegungen an. 
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berhaupt eingelöst habe, stattdessen habe er nur mehr oder minder vage Ana- 
logien zwischen beiden Diskursen aufgezeigt. Mit Bezug auf die Interpretation 
der marginalistischen Wende wurde vorgebracht, dass Mirowski die österrei- 
chische Schule - die bekanntermaßen ebenfalls ein subjektivistisches Nutzen- 
konzept vertreten hat, ohne sich aber den Axiomatisierungs- und Mathemati- 
sierungsbestrebungen der anderen Grenznutzentheoretiker anzuschließen - aus 
seiner Argumentation habe ausklammern müssen, weil deren Berücksichtigung 
seine Grundthese konterkariert hätte. 

Trotzdem ist zu fragen, ob mit diesen Einwänden das gesamte Theorieunter- 
nehmen zur Disposition gestellt werden muss, oder ob unabhängig von der 
Validität der materialen Befunde der in Anschlag gebrachten Heuristik ein ei- 
gener Erkenntnisgehalt zugesprochen werden kann, eine Option, der hier ver- 
suchsweise nachgegangen werden soll: Als Strukturmodell fungiert bei Mirow- 
ski (ebd.: 107ff.) eine Pyramide, die einen Komplex mehrerer miteinander ver- 
bundener Metaphern darstellen soll, die zusammengenommen die Architektur 
des Energiekonzepts ausmachen. Die drei Eckpunkte sind besetzt mit den 
Metaphern Körper (body), Bewegung (motion) und Wert (value), der Scheitel- 
punkt steht für das Energiekonzept als Zentrum der Metaphern. Die drei Sei- 
ten der Pyramide bilden entsprechend Kopplungen von zwei (etwa Kör- 
per/Wert, Bewegung/Wert) bzw. drei Metaphern (wenn der Scheitelpunkt hin- 
zugezogen wird). Dieses Strukturmodell wird durch die Einführung einer dia- 
chronen Dimension dynamisiert, der Fortgang der Wissenschaften wird ge- 
dacht als Expansion der Pyramide von einem einzigen Punkt aus. Der zeitli- 
che Nullpunkt markiert einen Zustand der Wissenschaftsentwicklung, an dem 
der Gehalt der einzelnen Metaphern noch kaum voneinander differenziert ist, 
darauf folgt eine Phase, in der die jeweiligen Metaphern in eigenen Diskursen 
sachspezifisch stärker durchgearbeitet und elaboriert werden, schließlich ein 
Zustand, an dem die einzelnen Metaphern so weit voneinander entfernt sind, 
dass die Wissensgebiete, die sie repräsentieren, als vollständig voneinander au- 
tonom gelten. Die Pointe soll darin bestehen, die Evolution basaler wissen- 
schaftlicher Begrifflichkeiten inklusive revolutionärer Brüche in einzelnen Wis- 
sensfeldern bzw. Disziplinen zu rekonstruieren, dabei aber immer in Sichtwei- 
te zu den angekoppelten Wissensgebieten zu bleiben. 

Was könnten diese Befunde bedeuten, wenn es um eine Reflexion der meta- 
theoretischen Stellung der Marxschen Kritik der politischen Ökonomie geht? 
Offensichtlich besitzt die Hegelsche Logik - ein Theorieprogramm, das auf 
dem Feld epistemologischer und ontologischer Grundlagenfragen generiert 
wurde - eine konstitutive Funktion für die Ausarbeitung und Darstellung der 
Marxschen Theorie der Wirtschaft, also von Überlegungen, die sich auf einen 
ganz anderen Objektbereich beziehen. Man kann sich trefflich darüber strei- 
ten, worin dieser Einfluss im Detail besteht, ob es beispielsweise sinnvoll ist, 
die drei Bände des Kapital entlang der Grobgliederung der Hegelschen Logik 
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zu rekonstruieren, ob also Produktions-, Zirkulations- und Distributions- bzw. 
Gesamtprozess des Kapitals Korrelate in der Seinslogik, Wesenslogik und Beg- 
riffslogik besitzen. Oder man kann mit Blick auf die Grundrisse deutliche Über- 
einstimmungen zwischen der Marxzschen Differenz einfache Zirkulati- 
on/vermittelte Zirkulation und der Hegelschen Unterscheidung von Seinslogik 
und Wesenslogik konzedieren. Man kann schließlich mutmaßen, dass es eine 
Art Isomorphie zwischen der Struktur des Geistes bei Hegel und derjenigen 
des Kapitals bei Marx gibt, Positionen, die sich allesamt im Diskurs der Neu- 
en-Marx-Lektüre finden lassen. Aber was folgt hieraus, wie wären obige Befun- 
de selbst noch theoretisch zu kontrollieren? Welche Gestalt hätte die Marx- 
sche Kapitalismustheorie genommen, wenn ihr Autor kein umfängliches He- 
gelstudium betrieben hätte, sondern auf eine andere der damals verfügbaren 
Logiken und Ontologien zurückgegriffen hätte? Mirowski offeriert meines Er- 
achtens immerhin eine Perspektive, solche Fragen anders zu diskutieren, in- 
dem er mit den objektübergreifenden theoriegrundierenden Metaphern eine 
Dimension von Theoriebildung anspricht, die jenseits interner Organisations- 
prinzipien dialektischer Theorien liegt. 


5. Yonay: Eine Akteur-Netzwerk-Perspektive 
auf die Wirtschaftswissenschaften 


Yonay (1994, 1998) hat eine Arbeit vorgelegt, die der Latourschen Akteur- 
Netzwerk-Theorie verpflichtet ist und mittels der dort entwickelten Heuristik 
die Konkurrenz zwischen dem (älteren) ökonomischen Institutionalismus und 
den neoklassischen Theoriesträngen in den USA der Zwischenkriegszeit analy- 
siert. Entgegen den in heutigen Dogmengeschichten dominierenden Fort- 
schrittserzählungen wird aufgezeigt, dass der Triumph der neoklassischen The- 
orieschulen nach dem Ende des 2. Weltkriegs weder vorprogrammiert noch 
Ausdruck eines intrinsischen Fortschritts von Wissenschaftlichkeit war. Die 
Akteur-Netzwerk-Theorie geht von der Wissenschaftspraxis aus und rekon- 
struiert die Allianzen bzw. Netzwerke, die die WissenschaftlerInnen einzelner 
Theorieprojekte aufbauen, um das eigene Wissen in black boxes zu transfor- 
mieren, in vermeintlich gesichertes Wissen, das nicht mehr ohne weiteres zur 
Disposition steht. Für den Methodenstreit der Zwischenkriegsjahre identifi- 
ziert Yonay (1994: 43f.) vor allem fünf Formen von Allianzen: (1.) philosophi- 
sche Weltanschauungen, (2.) die Methoden gut situierter wissenschaftlicher 
Disziplinen, (3.) Theorien aus angrenzenden Wissensbereichen, (4.) eine Rele- 
vanz gegenüber praktischen Problemen, (5.) die Vergangenheit der eigenen 
Disziplin. Hier soll nur kurz die letztgenannte Form von Allianzbildung an- 
diskutiert werden. Es kann auf Basis einer Auswertung einschlägiger methodi- 
scher Literatur aus den Jahren 1924-1930 gezeigt werden (vgl. dazu Yonay 
1998: 165ff.), dass eine Strategie neoklassischer Ökonomen darin bestand, ihre 
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institutionalistischen Widersacher als eine Denkrichtung ungestümer Radikaler 
zu stilisieren, die die Errungenschaften der klassischen politischen Ökonomie 
leichtfertig übergehen und damit hinter einen bereits erreichten Erkenntnis- 
stand zurückfallen würden. Die Institutionalisten werden mit der deutschen 
historischen Schule der Jahrhundertwende verglichen: deren Theoriefeindlich- 
keit habe die Disziplin nachhaltig geschädigt und schließlich dazu geführt, 
dass die deutsche Nationalökonomie den Anschluss an den internationalen 
Forschungsstand verloren habe. Andererseits lassen sich auf Seiten der Institu- 
tionalisten Strategien auffinden, gerade den eigenen Ansatz in die Tradition 
der klassischen politischen Ökonomie zu stellen und umgekehrt die Neoklas- 
siker zu bezichtigen, deren Erbe nicht gerecht zu werden. Ricardo etwa wurde 
als Vorläufer statistischer Verfahren stilisiert und sogar Gründerväter der Neo- 
klassik wie Marshall und Pareto wurden als Denker in die eigenen Reihen ein- 
gemeindet, insofern dort bereits induktive Verfahrensweisen aufzufinden seien. 
Ein hart umkämpftes Feld stellte die Frage dar, ob Laissez-Faire-Doktrinen 
dem Kernbestand klassischer politischer Ökonomie zuzurechnen sind. Von 
der Warte der Neoklassiker aus bestand hierin die zentrale Kontinuität zwi- 
schen dem eigenen Theorieprogramm und dem Pantheon der Klassik, wäh- 
rend die Institutionalisten argumentierten, die Aversion der klassischen politi- 
schen Ökonomen gegenüber staatlichen Eingriffen sei deren konkreter histori- 
scher Situation geschuldet: Ihr Eintreten für den Freihandel sei vor allem als 
Kampf gegen nicht mehr zeitgemäße, noch halb feudale Institutionen aufzu- 
fassen, die veränderte Situation im 20. Jahrhundert erfordere aber Neubewer- 
tungen. Yonay interessiert sich in allen oben genannten Formen der Allian- 
zenbildung kaum für Fragen kognitiver Validität, es geht ihm nicht um eine 
letzte Stichhaltigkeit der Argumente, sondern um die performativen Wirkun- 
gen, die von den jeweiligen diskursiven Strategien ausgegangen sind. 


6. Erträge und Baustellen 


In keiner der drei diskutierten Dimensionen konnte unmittelbar ein Master- 
plan für zukünftige Strategien einer Fortschreibung der Marzschen Theorie of- 
feriert werden, es sollte sich aber abgezeichnet haben, dass es Optionen gibt, 
den Diskurs der Neuen-Marx-Lektüre zu öffnen und ihm so neues Terrain zu- 
zuführen. Eine Aktualisierung der wissenssoziologischen Aspekte der Kritik 
der politischen Ökonomie kann als ein Beitrag verstanden werden, um die bei 
der Rekonstruktion der Argumentation des „Kapitals“ auf eine Thematisierung 
der Kernstruktur der kapitalistischen Ökonomie zusammengeschrumpfte Kriti- 
sche Theorie wieder stärker als Gesellschaftstheorie ins Spiel zu bringen, was an- 
hand der oben gewonnenen Befunde abschließend kurz verdeutlicht werden soll. 
Foucault konzentriert sich in beiden vorgestellten Argumentationslinien auf 
Phänomene eigengesetzlicher (diskursimmanenter) semantischer Entwicklun- 
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gen und verweist aus diesem Grund die Beziehung zwischen Semantik und 
Sozialstruktur ganz bewusst in die zweite Reihe. Damit werden Mittel und 
Wege bereit gestellt, um der strukturierenden Kraft des Sprechens über Öko- 
nomie gerecht zu werden: Der neoliberale Diskurs - um nur das augenschein- 
lichste Beispiel zu nennen - ist stets mehr als die schiere Reflexion einer vor- 
diskursiv gegebenen ökonomischen Struktur, er wirkt durch seine spezifische 
Weltsicht auf die institutionelle Gestaltung des Kapitalismus ein und zeitigt 
auf diesem Wege erhebliche materiale Konsequenzen. Ob handelnde Subjekte 
ihre eigene Arbeitskraft in kategorialer Differenz zum Kapital begreifen oder 
als Form desselben ist offensichtlich durch die Struktur der modernen Öko- 
nomie nicht eindeutig vorgegeben. 

Die referierten Arbeiten Yonays, die sich am weitesten von einer Analyse der 
kognitiven Gehalte entfernt und am stärksten auf den empirischen Entwick- 
lungsgang der Debatte Bezug genommen haben, lassen sich im gleichen Feld 
situieren: Sobald die hohe Abstraktionsebene der im „Kapital“ angestrebten 
Darstellung des „idealen Durchschnitts“ der kapitalistischen Produktionsweise 
(MEW 25: 839) überschritten wird, rekurrieren auch Beiträge in der Linie der 
Kritik der politischen Ökonomie regelmäßig auf institutionelle Faktoren und 
hegemoniale Strategien und führen beispielsweise die Ressourcenausstattung 
und politische Passförmigkeit als Elemente der Außenabsicherung neoklassi- 
scher Denkgebäude an. Ein Ansatz wie die Akteur-Netzwerk-Theorie kann als 
heuristische Ressource in Anspruch genommen werden, um solche Dimensio- 
nen ebenso empirienah wie theoretisch kontrolliert anzugehen.® In diesem Zu- 
ge ist auch die Unterscheidung von klassischer politischer Ökonomie und 
Vulgärökonomie zu diskutieren. Die Selbstbeschreibungen der Neoklassik fol- 
gen einem Fortschrittsnarrativ. In ihm erscheint „die Dogmengeschichte als 
Prozeß der fortwährenden Erweiterung des ökonomischen Wissens [...], zu 
dem die verschiedenen Theorien in dem Maße beigetragen haben, in dem sie 
allgemeingültige Einsichten enthalten“ (Söllner 2001: 332). Einige sich in der 
Linie von Marx verortende Ansätze tendieren dazu, diesem Fortschrittsnarrativ 
eine Art Negativversion entgegenzusetzen, der Entwicklungsgang des ökono- 
mischen Mainstreams erscheint von dort aus als Akkumulation vulgärökono- 
mischer Theoreme, mit anderen Worten: als anhaltende Verfallsgeschichte 
(siehe etwa Krätke 1999). Das ist wahrscheinlich nicht grundsätzlich falsch, 
doch besteht dabei die Gefahr, ein allzu lineares Bild der tatsächlichen Durch- 
setzungsgeschichte zu zeichnen, das die Komplexität des Geschehens unter- 


8 Dies berührt auch die Frage, wie das Fortbestehen vielfach als defizient ausgewiesener Theo- 
rieprogramme zu erklären ist, warum also beispielsweise die allgemeine Gleichgewichtstheo- 
rie, die den Kern der gegenwärtig herrschenden neoklassischen Ökonomie bildet, eine he- 
gemoniale Stellung innerhalb der Wirtschaftswissenschaften erringen und bis heute mehr- 
heitlich verteidigen konnte. 
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schätzt sowie Brüche und Ambivalenzen ausblendet.’ 

Es gibt allerdings auch Beispiele, Kompaktunterscheidungen der obigen Art 
selbst zu hinterfragen, wofür ein besonders signifikantes Beispiel aus dem Feld 
der allgemeinen Sozialtheorie genannt werden soll: Im Gefolge der Habermas- 
Luhmann-Kontroverse der 1970er Jahre wurde in weiten Teilen der akademi- 
schen Linken die Luhmannsche Theorie sozialer Systeme umstandslos als so- 
zialtechnologisches, durch und durch affırmatives Konstrukt aufgefasst, quasi 
als soziologische Variante von Vulgärökonomie. Die apriorische Einteilung des 
wissenschaftlichen Feldes hat eine ernsthafte Auseinandersetzung mit dieser 
Theorie kaum noch zugelassen, fundierte Gegenargumente hat es eigentlich 
nur auf dem Terrain von Luhmanns „Wirtschaft der Gesellschaft“ gegeben. 
Damit wurde aber die Möglichkeit verbaut, die wirklich relevanten Problem- 
komplexe wahrzunehmen: Dass - um ein einziges Beispiel zu nennen - das 
Theorem der operativen Geschlossenheit der basalen gesellschaftlichen Funk- 
tionssysteme auf den ersten Blick eine Passförmigkeit gegenüber neoliberalen 
Postulaten einer politischen Enthaltsamkeit gegenüber Eingriffen in die Wirt- 
schaft besitzt, kann konzediert werden. Dass Luhmann zuweilen solcherlei 
kurzfristig aus seinem eigenen Kategorienapparat generierte Befunde als Hand- 
lungsanweisungen empfohlen hat, ließe sich auch zeigen. Gegen den Katego- 
rienapparat als solchen ist damit gar nichts ausgesagt, erst eine Perspektive, die 
apriorisch gesetzte Befindlichkeiten hinter sich lässt, könnte zu relevanteren 
Problemen durchdringen und etwa die Frage bearbeiten, ob bestimmte analy- 
tische Begrifflichkeiten der Systemtheorie eine normative Imprägnierung besit- 
zen und warum dies so ist. 

Am unübersichtlichsten ist das metatheoretische Feld, wo es um die Frage 
geht, ob der Marxschen Theorie eine besonders exaltierte Beobachtungsposi- 
tion zukommt. Eine simplifizierende Dichotomie von Erkenntnisrealismus 
und Erkenntnisrelativismus, wie sie an den Schnittstellen von Kritischer Theo- 
rie und Poststrukturalismus immer noch vorhertscht, vernebelt die eigentlich 
relevanten Fragen. Bei Lindner (2008: 206) findet sich die ebenso einfache wie 
weiterführende Feststellung, dass die divergierenden Zugriffsweisen auch darin 
begründet sind, dass sich Marx und Foucault mit unterschiedlichen Typen 
von Theorie auseinandergesetzt haben: Marx arbeitet sich an einem etablierten 
Theorietypus mit starken Erklärungsansprüchen ab und muss sich aus diesem 
Grund vielen Fragen nach dem Wahrheitsgehalt dieser Ansätze stellen. Fou- 
cault fokussiert sich vornehmlich auf praxisnahes, aber kognitiv weniger abge- 
sichertes Wissen, weshalb er seinen Schwerpunkt auf Wahrheitseffekte legen 
kann. Die epistemologischen Differenzen von Marx und Foucault sind dem- 
nach mindestens auch ihren unterschiedlichen Erkenntnisobjekten geschuldet 


9 Dass der Aufstieg und die globale Diffusion des Neoliberalismus alles andere als ein Selbst- 
läufer war, wurde im Rahmen von Detailarbeiten hinlänglich gezeigt (vgl. Bockman 2002). 
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und sollten aus diesem Grund nicht zu unüberbrückbaren Gegensätzen stili- 
siert werden. Möchte man sich dennoch auf grundbegrifflicher Ebene über 
Ähnlichkeiten und Unterschiede beider Theoriegebäude verständigen, ist mit 
kaum zu vermeidenden Unschärfen zu rechnen, mindestens solange keine in- 
tegrierende Meta-Theorie zur Verfügung steht." Aus diesem Grunde wurde o- 
ben mehr auf die Methode denn auf die materialen Befunde Mirowskis abge- 
stellt, nämlich auf die der Wissenschaftstheorie Bachelards (1998) entnomme- 
ne These eines Nexus basaler, einzelne Theorien und Forschungsfelder über- 
greifender Metaphern. Einzelne Theorien mögen intern zwar entlang formaler 
Standards (wie Induktion, Deduktion oder Abduktion) organisiert sein, 
nichtsdestotrotz sind sie in kognitive Schemata eingebunden, die sie selbst 
nicht vollständig kontrollieren können.!' Mirowski (1999: 143) behauptet ne- 
ben der Affinität zwischen Feldphysik und Neoklassik bereits Strukturähnlich- 
keiten zwischen vorangegangenen Varianten von Physik und Ökonomie, bei- 
spielsweise zwischen der klassischen politischen Ökonomie und der um ein 
Medienkonzept des Äthers und Substanzvorstellungen herum organisierten 
Physik des frühen 19. Jahrhunderts: Als organisierendes Zentrum fungiere eine 
Konzeption von ökonomischem Wert als konservierbare Substanz, die Öko- 
nomie als Ganze wird jeweils in drei Bereiche eingeteilt, die mit Blick auf ihre 
funktionelle Rolle dem Wertbildungsprozess gegenüber bestimmt werden (die 
Produktion als Ort der Entstehung der Wertsubstanz, die Zirkulation als Ver- 
teilungsinstanz und die Konsumtion als Sphäre des Verbrauchs bzw. der Zer- 
störung).'” Auch wenn Marx in der Einleitung von 1857 die in der politischen 
Ökonomie vorherrschende scheinbar natürliche Dreiteilung von Produktion, 
Distribution und Konsumtion grundsätzlich kritisiert hat (vgl. MEW 42: 19ff.) 
und der Diskurs der Neuen-Marx-Lektüre überzeugend nachgewiesen hat, dass 
die Marxsche monetäre Werttheorie nicht deckungsgleich mit den arbeitswert- 
theoretischen Traditionen ist - ein Punkt, der Mirowski offensichtlich unbe- 
kannt geblieben ist und der obige Argumentation ein Stück weit schief er- 


10 Im Fall von Marx und Foucault wäre hier als Einsatzpunkt eine Arbeit gefordert, die das 
Hegelsche Theoriegebäude detailliert in Beziehung setzt zur Saussureschen Linguistik; zu klä- 
ren wäre beispielsweise, warım die Subjekt-Objekt-Relation ein grundlegendes Organisati- 
onsprinzip bei Hegel darstellt und warum sie bei Saussure verabschiedet wird. Soweit ich se- 
he liegt eine solche Arbeit nicht vor. 

11 In der dialektischen Tradition wurde dieser Perspektive bis dato nur selten in Rechnung ge- 
stellt, Hegel selbst rekurrierte nur auf die Dimension der Metapher als uneigentlicher Rede, 
als Ornament, das vom Pfad wissenschaftlicher Stringenz wegführt. Zimmer (2003) hingegen 
verweist auf Gemeinsamkeiten wissenschaftstheoretischer Metapherntheorien und dialekti- 
scher Logik insofern es in beiden Fällen darum geht, formale Logiken nicht zu verabschie- 
den sondern auf ihre Grenzen zu reflektieren. 

12 Entsprechend dieser Grundkonstellation besitzt in allen Theoriegebäuden der klassischen 
politischen Ökonomie die Unterscheidung von produktiver und unproduktiver Tätigkeit ei- 
nen zentralen Stellenwert, auch wenn die konkrete Machart jeweils variiert. 
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scheinen lässt - wird die Reflexion darauf gelenkt, dass selbstverständlich auch 
die Kritik der politischen Ökonomie einen historischen Index besitzt. Und es 
wird in Rechnung gestellt, dass dieser sich nicht zwangsläufig auf jene Traditi- 
onen beschränkt, die Marx intentional gegenwärtig waren und die er selbst als 
Inspirationsquellen des eigenen Denkens ausgegeben hat. 
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Jannis Milios, Dimitris P. Sotiropoulos 


Marxsche Theorie und Imperialimus 


Der Marxismus war immer schon durch einen doppelten Konflikt gekenn- 
zeichnet. Einerseits steht er im Gegensatz zu den vorherrschenden Formen der 
bürgerlichen Theorie und Ideologie, andererseits konstituiert er sich selbst als 
etwas Komplexes und Widersprüchliches, das durch eine Reihe von inneren 
Konflikten gekennzeichnet ist. Stets gab es im Marxismus verschiedene Ten- 
denzen und Schulen, die von unterschiedlichen theoretischen Grundlagen und 
Standpunkten her argumentierten. Dabei handelt es sich um ein universales 
Phänomen, das in allen Ländern anzutreffen ist, in denen sich eine marxisti- 
sche Diskussion entwickelte (vgl. dazu auch Milios 1994, 1995; Lapatsioras/ 
Milios/Sotiropoulos 2008, Althusser 2006). 

Die Phase des „klassischen Marxismus“ (vom Tod Engels’ bis zum Zweiten 
Weltkrieg) ist für die Geschichte des Marxismus von besonderer Bedeutung, 
hauptsächlich aus zwei Gründen. Zunächst war es gerade dieser Zeitraum, in 
dem sich der Marxismus in ideologische Kämpfe im eigentlichen Sinn zu ver- 
stricken begann, d.h. in dem er sich auch zur Massenideologie entfaltete, die 
im Hinblick auf die Organisation sozialer und revolutionärer Bewegungen 
besonderes Gewicht erlangte. Zweitens bildeten sich in jenem Zeitraum be- 
stimmte Grundtendenzen innerhalb des Marxismus heraus. Diese Tendenzen 
sollten von da an mehr oder weniger kontinuierlich Bestandteil der Debatte 
sein. 

Im Folgenden sollen die wichtigsten „Innovationen“, die durch die „klassi- 
schen“ Analysen und die zahlreichen darauf aufbauenden Ansätze Eingang in 
die Analyse des Imperialismus und der Konfiguration der kapitalistischen 
Ordnung fanden, einer kritischen Prüfung unterzogen werden. Dabei wird sich 
zeigen, dass die Mehrzahl dieser Ansätze gerade nicht innerhalb jenes theoreti- 
schen Rasters argumentiert, das von Marx im „Kapital“ und seinen anderen 
ökonomiekritischen Schriften des Spätwerks entwickelt wurde. 


1. Der gemeinsame Ausgangspunkt der Imperialismustheorien 


Es ist ein anhaltendes Interesse an den so genannten klassischen Imperialis- 
mustheorien festzustellen. In diesen Theorien sind die grundlegenden theoreti- 
schen Momente der marxistischen Debatte über den Imperialismus und die 
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kapitalistische Krise enthalten, die in den Jahren 1909-1925, d.h. nach dem Er- 
scheinen von Hobsons „Imperialismus“ (im Jahr 1902), formuliert wurden - 
in erster Linie sind es die Ansätze von Hilferding, Luxemburg, Bucharin und 
Lenin. Die klassischen Ansätze der Imperialismustheorie stimmen mit wenigen 
Ausnahmen - die im Wesentlichen die Ambivalenzen Lenins und bestimmte 
Aspekte des Ansatzes von Bucharin'! widerspiegeln - darin überein, dass der 
Kapitalismus einschneidende Strukturveränderungen durchlaufen hat, mit dem 
Ergebnis, dass die Marxsche Analyse für eine umfassende Beschreibung des 
Kapitalismus nicht mehr ausreichen würde. Es wurde implizit oder explizit 
davon ausgegangen, dass die „jüngste Etappe des Kapitalismus“ nicht mehr 
jenem Kapitalismus entspreche, den Marx im Kapital analysiert hat. 

Auch wenn es unter den klassischen Ansätzen Differenzen gab, lässt sich de- 
ren gemeinsamer Kern in den folgenden vier Punkten zusammenzufassen:? 

- Die Entwicklung der Produktivkräfte führt zu monopolistischen Produkti- 
onsstrukturen (Konzentration und Zentralisation des Kapitals). Durch diesen 
Prozess entsteht überschüssiges Kapital. 

- Die Produktion wird internationalisiert. „Nationale“ Einzelkapitale entwi- 
ckeln sich in einem geographischen Raum, der größer ist als das nationale 
Territorium. 

- Der Kapitalismus wird zu einem globalen System, das heißt, die „Gesetze“ 
des Systems funktionieren nun auf Weltebene. 

- In kapitalistischen Industrieländern leistet der Staat durch den (kolonialen) 
Imperialismus dem Kapital geopolitische Hilfestellung. Tendenziell ver- 
schmilzt der Staat mit den Monopolen. Die Welt wird in Einflusssphären auf- 
geteilt; die Konkurrenz zwischen „nationalen“ Einzelkapitalen wird damit zu 
einer geopolitischen Konkurrenz zwischen den mächtigen Staaten. 


Diese Überlegungen führen zu einigen grundlegenden Erkenntnissen, die in 
der einschlägigen Debatte bisher nicht hinreichend herausgearbeitet wurden. 
Folgt man Punkt (2), dann muss eingeräumt werden, dass die internationale 
Bewegung individueller Kapitale einen Wirtschaftsraum bildet, dessen Geogra- 
fie nicht mit der fragmentierten politischen Geografie der Nationalstaaten ü- 
bereinstimmt. Insofern kann man davon sprechen, dass das staatliche Territo- 


1 Weitere Einzelheiten dazu siehe unten, vgl. auch Milios/ Sotiropoulos (2009). 

2 Diese Thesen finden sich verstreut in den klassischen Ansätzen; so bei Hilferding (1910), 
Luxemburg (1913), Bucharin (1917), siehe dazu auch Milios/Sotiropoulos (2009), Milios 
(1988, 1996), Willoughby (1986), Brewer (1980). Wie später angeführt wird, wurden diese 
Feststellungen in gewissem Maße aber auch wieder in Frage gestellt, so z.B. in Lenins Theo- 
rie der „imperialistischen Kette“, als Kritik an der Theorie des Weltkapitalismus, oder in Bu- 
charins Kritik der Unterkonsumtions- und „Surplus-Kapital*-Theorien im Rahmen seiner Po- 
lemik gegen Rosa Luxemburg und schließlich auch in Lenins kritischen Betrachtungen zur 
Theorie des monopolistischen Kapitalismus in seiner Auseinandersetzung mit Bucharin. 


Marxsche Theorie und Imperialismus 261 


rium und die Reichweite des nationalen Kapitals nicht übereinstimmen. Dann 
lassen sich die „Bewegungsgesetze“ des Kapitals (von der Durchsetzung des 
Wertgesetzes bis zur Bildung der Durchschnittsprofitrate) aber auch nicht 
mehr auf den jeweiligen nationalen Rahmen beschränken. 

Es gibt nun zwei grundsätzliche Möglichkeiten mit dieser Erkenntnis umzu- 
gehen. Einerseits kann man jene „Nicht-Übereinstimmung“ der Reichweite 
von Staat und Kapital als Ausdruck einer mangelnden Kohärenz des Kapita- 
lismus auffassen und den Imperialismus als angemessene Lösung dafür be- 
trachten. Dies ist die Argumentationsweise der klassischen Imperialismustheo- 
rien: die so genannte „jüngste Etappe“ des Kapitalismus bringe aufgrund jener 
„Nicht-Übereinstimmung“ ein eminentes Problem für das Kapital hervor, das 
nicht aus dem Klassenkampf entspringt. Zur Lösung dieses Problems stellt der 
imperialistische Staat (der im „Zentrum“ des Weltsystems steht) in Form des 
Imperialismus eine geopolitische Hilfe für das Kapital bereit, das die nationa- 
len Grenzen überschreitet. Die Akkumulation des (nationalen) Kapitals auf 
Weltebene wird durch die imperialistische Politik des Nationalstaates ermög- 
licht und abgesichert. 

In der gleichen Weise argumentiert auch eine Reihe gegenwärtiger Analysen, 
die von einem „neuen Imperialismus“? sprechen. Sie stimmen zwar mit Punkt 
(2) überein, stehen jedoch dem Ökonomismus der klassischen Ansätze, der 
sich in Punkt (4) äußert, kritisch gegenüber. Ausgangspunkt des Arguments 
ist, dass die nach wie vor durch eine nationale Herkunft charakterisierten Ein- 
zelkapitale auf internationaler Ebene um Bereiche besonderer Rentabilität 
konkurrieren, sei es in Verbindung mit Krisenerscheinungen oder nicht. Nach 
dem Ende der Kolonialzeit sahen sich die mächtigsten Staaten aber mit dem 
Problem konfrontiert, dass die Rückflüsse der (nationalen) Einzelkapitale, die 
an Standorten außerhalb ihres politischen Einflussbereichs investiert werden, 
nicht sichergestellt sind. Das Kapital bewegt sich in einer politisch fragmen- 
tierten Welt und erlebt hier eine Reihe von Unsicherheiten und Gefährdun- 
gen. Der „neue Imperialismus“ wird (in zahlreichen Varianten, je nach Autor) 
als Lösung diese Problems aufgefasst. 

Andererseits wurde behauptet, dass das Problem jener „Nicht-Übereinstimmung“ 
der Reichweite von Kapital und Staat nur durch das allmähliche „Verschwinden“ 
der Staaten und das Entstehen neuer supranationaler Formen der politischen 
Organisation und der globalen Gouvernementalität gelöst werden kann. In dieser 
Perspektive besteht eine Entsprechung zwischen der globalen Kapitalbewegung 
und globalen Politikformen, welche die angenommene Unfähigkeit der Natio- 
nalstaaten, die Erfordernisse der ökonomischen Geografie des Kapitals zu ge- 
währleisten, überwinden. Ein solcher Ansatz geht implizit oder explizit von der 


3 Die am meisten diskutierten Beiträge in dieser Hinsicht sind von Harvey (2005), Callinicos 


(2007) und Wood (2005). 
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These aus, dass das internationalisierte Kapital etwas Autonomes ist, das auf 
Weltebene gebildet wird, ohne dabei in irgendeiner Verbindung zu einem mäch- 
tigen Herkunftsstaat zu stehen. Daher die Notwendigkeit neuer Politikformen, 
die Staaten und erst recht Nationen übergreifend existieren sollen. 

In Anlehnung an Foucault könnte man sagen, dass der Nationalstaat nicht 
mehr regierungsfähig ist, weil er den Anforderungen des Weltkapitals nicht ge- 
recht wird; folglich müssten neue (postmoderne) Formen der Souveränität für 
die Organisation der Beziehungen zwischen kapitalistischer Macht und politi- 
scher Lenkung Anwendung finden.‘ Die Ideen, die Hardt und Negri in ihrem 
Buch Empire entwickeln, weisen in eine solche Richtung, behaupten sie doch 
die Herausbildung einer neuen globalen Form der Souveränität auf Weltebene, 
„die eine Reihe nationaler und supranationaler Organismen verbindet, die eine 
einzige Herrschaftslogik eint“ (Hardt/Negri 2002: 10). Alternativ dazu könnte 
mit Gramsci argumentiert werden, dass das Konzept des „historischen Blocks“ 
nun auch auf Weltebene auszudehnen sei, da „global production and global 
finance now constitute distinct spheres of power relations which constrain the 
state system at least as much as they are influenced by it“ (Cox 1999: 515). In 
dieser Perspektive sind es Gruppierungen von Intellektuellen und politischen 
Entscheidungsträgern, die strategische Positionen in multinationalen Unter- 
nehmen, Banken, Universitäten, Denkfabriken, Medienunternehmen, Regie- 
rungen und internationalen Organisationen innehaben, die darauf abzielen, 
„to make transnational capital a class ‘for itself by theorizing the world order 
and by synthesizing strategy“ (Gill, 2003: 169, siehe auch Pijl 1998). 

Die beiden hier etwas schematisch charakterisierten Varianten - Theorien eines 
„neuen Imperialismus“ auf der einen Seite, Konzepte einer supranationalen Sou- 
veränität und Herrschaft auf der anderen Seite - sind lediglich verschiedene 
Antworten auf die festgestellte Nicht-Übereinstimmung der Reichweite von Staat 
und Kapital. Diese Nicht-Übereinstimmung bildet aber den gemeinsamen Aus- 
gangspunkt. Die verschiedenen Konzepte eines „neuen Imperialismus“, die neo- 
gramscianischen Analysen der „Weltordnung“, die postmodernen Varianten des 
„Empire“ und die traditionellen Theorien des Weltsystems sind alternative Ver- 
suche diesen gemeinsamen Ausgangspunkt theoretisch zu erfassen. Sie sind in 
erster Linie bestrebt eine konkretere Analyse der aktuellen Formen der Internati- 
onalisierung des Kapitals zu liefern und darüber zu Erkenntnissen über den Staat 
und sein Verhältnis zum internationalen Kapital zu gelangen. 

Alle angeführten Ansätze negieren jedoch faktisch, d.h. egal, ob sie sich dar- 
über im Klaren sind oder nicht, ein zentrales Konzept der Marxschen Analyse: 
das gesellschaftliche Gesamtkapital. Das hat erhebliche Konsequenzen für die 


4 Diese Lesart seines Werkes wird zwar von Foucault selbst nicht unmittelbar zum Ausdruck 
gebracht. Hinsichtlich der hier aufgeworfenen Fragen sei jedoch auf Deleuze (1988) und 
Foucault (2007) verwiesen. 


Marxsche Theorie und Imperialismus 263 


Art und Weise, wie Klassenherrschaft innerhalb einer Gesellschaftsformation 
aufgefasst wird und wie das Phänomen des Imperialismus zu begreifen ist. 


2. Das gesellschaftliche Gesamtkapital und die von 
Hilferding vorgenommene theoretische Verschiebung 


2.1 DieMarxsche Konzeption des gesellschaftlichen Gesamtkapitals 


Während die (klassische) bürgerliche Ökonomie, in der Konkurrenz der Kapi- 
tale die Ursache der Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen Produktionsweise 
sieht, betont Marx dagegen, dass „die immanenten Gesetze der kapitalisti- 
schen Produktion in der äußern Bewegung der Kapitale erscheinen, sich als 
Zwangsgesetze der Konkurrenz geltend machen und daher als treibende Moti- 
ve dem individuellen Kapitalisten zum Bewußtsein kommen“, woraus dann 
folgt: „Wissenschaftliche Analyse der Konkurrenz ist nur möglich, sobald die 
innere Natur des Kapitals begriffen ist“ (MEW 23: 335). 

Die „immanenten Gesetze“ von denen hier die Rede ist, sind Gesetze des ge- 
sellschaftlichen Gesamtkapitals. Die „individuellen Kapitale* sind nur 
Bruchstücke, Elemente des Gesamtkapitals, die ihren Platz in der kapitalisti- 
schen Dynamik eben dadurch erhalten, dass sie diesen Gesetzen unterworfen 
sind. Insofern hat das Gesamtkapital den Einzelkapitalen gegenüber Priorität. 
Diese Priorität des Gesamtkapitals ist keine bloß begriffliche Konstruktion, sie 
wird insbesondere beim Ausgleich der individuellen Profitraten zur gesell- 
schaftlichen Durchschnittsprofitrate praktisch wirksam. Die Ausbeutung der 
Arbeitskraft, die auf der Ebene der vielen individuellen Kapitale stattfindet, 
wird durch das Gesamtkapital vergesellschaftet, so dass jeder einzelne Kapita- 
list nicht nur von jener Ausbeutung profitiert, die er selbst organisiert, son- 
dern auch von der Ausbeutung, die alle anderen Kapitalisten ins Werk setzen.’ 
Indem ein Einzelkapital die Durchschnittsprofitrate erzielt, eignet es sich nicht 
den durch seinen eignen Ausbeutungsprozess erzielten Mehrwert an, sondern 
jenen Anteil am gesamtgesellschaftlich produzierten Mehrwert, der dem Anteil 
seines individuellen Kapitals am Gesamtkapital entspricht. Marx kann daher 
bei der Analyse des Profitratenausgleichs folgern: 

„Das Kapital kommt sich in dieser Form selbst zum Bewußtsein als einer gesellschaftlichen 


Macht, an der jeder Kapitalist teilhat im Verhältnis seines Anteils am gesellschaftlichen Gesamt- 
kapital“ (MEW 25: 205). 


5 Marx betont, „daß jeder einzelne Kapitalist, wie die Gesamtheit aller Kapitalisten jeder be- 
sondern Produktionssphäre, in der Exploitation der Gesamtarbeiterklasse durch das Gesamt- 
kapital und in dem Grad dieser Exploitation nicht nur aus allgemeiner Klassensympathie, 
sondern direkt ökonomisch beteiligt ist, weil, alle andern Umstände, darunter den Wert des 
vorgeschoßnen konstanten Gesamtkapitals als gegeben vorausgesetzt, die Durchschnittspro- 
fitrate abhängt von dem Fxploitationsgrad der Gesamtarbeit durch das Gesamtkapital“ 
(MEW 25: 207). 
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Zwar jagt jedes einzelne Kapital nach der jeweils höchsten Profitrate, doch in 
dieser Konkurrenz unterliegen die Einzelkapitale den Gesetzen des Gesamtka- 
pitals und konstituieren sich gerade dadurch zum gesellschaftlichen Gesamt- 
kapital; zu einer nicht bloß individuellen, sondern gesellschaftlichen Macht, 
die der Arbeiterklasse gegenübersteht und sie ausbeutet und das Resultat dieser 
Ausbeutung dann in Gestalt der Durchschnittsprofitrate vergesellschaftet. Die 
Tendenz zum Ausgleich der Profitraten ist daher ein grundlegendes Struktur- 
merkmal der kapitalistischen Produktionsweise. Mit dieser Argumentation 
grenzt sich Marx ganz bewusst von einer bloß historischen Konzeption des 
kapitalistischen Unternehmens ab, die das einzelne Unternehmen unabhängig 
vom gesellschaftlichen Gesamtkapital als ‚autonome Einheit’ auffasst. 


2.2 Der Paradigmenwechsel Hilferdings 


Auch wenn Hilferdings Buch Das Finanzkapital über fast acht Jahrzehnte als 
Ausdruck ‚marxistischer Orthodoxie’ galt, ist es eine Interpretation der Marx- 
schen Theorie mit eher ‚revisionistischem’ Charakter. Im Grunde war Hilferding 
der Erste, der bei der Untersuchung des Imperialismus und der kapitalistischen 
Krisen die Marxsche Konzeption des gesellschaftlichen Gesamtkapitals negierte. 

Mit der These von der „Aufhebung der freien Konkurrenz des Einzelkapitalis- 
ten durch die großen monopolistischen Vereinigungen“ geht Hilferding im 
Grunde von einem ‚mikroökonomischen’ Ansatz aus. Wenn er behauptet, 
dass die Merkmale des „Monopols“, als der „vorherrschenden Form“ des Unter- 
nehmens das gesamte kapitalistische System strukturieren und dessen Ent- 
wicklungs- und Veränderungsmuster festlegen, dann behauptet er nichts anderes, 
als dass die Merkmale der individuellen Kapitale das Gesamtkapital bestimmen. 
Es handelt sich hierbei um eine Umkehrung von Ursache und Wirkung im Ver- 
hältnis zwischen Gesamtkapital und individuellem Kapital - ein Paradigmen- 
wechsel innerhalb der marxistischen Wirtschaftstheorie. Dieser Paradigmenwech- 
sel öffnet erst den theoretischen Raum für die Begründung der bereits angeführ- 
ten These der Nicht-Übereinstimmung in der Reichweite von Staat und Kapital. 
In dieser Argumentationslinie kommt es jedoch nicht allein auf die Details der 
Hilferdingschen Analyse an. Die Vorstellung von Konkurrenz als einer äußer- 
lichen Form, die durch das Zusammenwirken der getrennten Einzelunterneh- 
men beseitigt werden kann’, öffnet den Weg zu einer radikalen Abkehr von 


6 In gewisser Weise ist die Argumentation Hilferdings eine Artikulation der allgemeinen insti- 
tutionalistischen Problematik jener Zeit, die mehr oder weniger deutlich in den Werken von 
Weber, Veblen, Schumpeter und Galbraith zum Ausdruck kommt, vgl. ausführlicher dazu 
Milios/ Sotiropoulos (2009). 

7  Hilferding argumentiert, dass der Rückgang der Profitrate aufgrund des Anschwellens des fi- 
xen Kapitals“ nur durch die Bildung von kapitalistischen Kombinaten überwunden werden 
könne, die die Konjunkturunterschiede ausgleichen und für eine größere Stetigkeit der Pro- 
fitrate sorgen würden. Die Ausschaltung der Konkurrenz diene zudem den Interessen der 
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der Marxschen Problemstellung. Die Organisation kapitalistischer Macht wird 
unabhängig von einer Betrachtung des Gesamtkapitals untersucht. Die Frage, 
wie die individuellen Kapitale überhaupt als eine einheitliche gesellschaftliche 
Kraft wirken können, wird gar nicht mehr gestellt. Aus der neuen Problemstel- 
lung ergeben sich vielmehr Fragen nach der Periodisierung und der Genealogie 
der Beziehungen zwischen unterschiedlich spezialisierten gesellschaftlichen In- 
stitutionen.® Dabei handelt es sich immer um das Verhältnis von einer Institu- 
tion zu einer anderen, hier des Monopolunternehmens zum Staat. Wichtig ist 
in diesem Zusammenhang nicht allein die spezifische Antwort, ausschlagge- 
bend ist vielmehr dass durch diese institutionalistische Perspektive der Bereich 
der theoretischen Möglichkeiten überhaupt zu Antworten zu kommen, in 
ganz bestimmter Weise vorstrukturiert wird. Dieser Bereich ist durch die „Ex- 
ternalisierung“ des Verhältnisses zwischen Staat und Kapital geprägt. Der Staat 
ist nicht länger Bestandteil der gesamten Kapitalherrschaft oder entscheidender 
Faktor für die Kapitalbewegung, er ist vielmehr eine externe Institution, die 
für den Einsatz des Kapitals erforderlich ist. 

Hilferding ging von einem instrumentalistischen Staatsbegriff aus: Vom Bür- 
gertum werde der Staat als ein Mittel benutzt. Der Staat leistet dem Finanzka- 
pital durch seinen (kolonialen) Imperialismus eine geopolitische Hilfestellung. 
Staat und Einzelkapital werden als getrennte Institutionen betrachtet, die in 
einem äußerlichen Verhältnis zueinander stehen. Dieses allgemeine Konzept, 
das wir in Hilferdings Ansatz finden, wird durch eine andere Gewichtung des 
Verhältnisses zwischen Staat und Kapital - etwa eines stärker interaktives Ver- 
hältnisses - nicht grundsätzlich in Frage gestellt. So ist es durchaus möglich, 
den Staat nicht länger als immobiles Instrument in der Hand des Finanzkapi- 
tals zu betrachten, sondern als eine steuernde Organisation mit einer eigenen 
autonomen Logik. Dies ist die Tendenz in vielen zeitgenössischen Arbeiten, 
die Theorien des „Neuen Imperialismus“ entwickeln, siehe z.B. Harvey (2005), 
Callinicos (2007), Wood (2005), Panitch/Gindin (2004). Der Ökonomismus 
Hilferdings kann auf diese Weise zwar umgangen werden, seine institutiona- 
listische Perspektive, die auf einer Ausblendung des Marxschen Konzeptes des 
Gesamtkapitals beruht, wird dabei jedoch beibehalten. 


3. Zurück zum Konzept des gesellschaftlichen Gesamtkapitals 


Indem das Marxsche Konzept des Gesamtkapitals ignoriert und faktisch ne- 
giert wird, wird auch die Analyse des Staates als „ideeller Gesamtkapitalist“ 
(Engels) in Frage gestellt. Das Einzelkapital wird zur autonomen Einheit, des- 


Banken: Großunternehmen könnten maximale Gewinne erzielen, ohne das Fremdkapital, 
das sie von der Bank aufgenommen haben, zu gefährden. 
8 Damit ist man auf dem theoretischen Feld des Institutionalismus angelangt, wie man es bei 


Weber (1980), Schumpeter (1951), Galbraith (1972) oder Atkinson (1998) findet. 
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sen Reichweite über die des Staates hinausgeht. Dass es der Staat ist, der den 
Zusammenhalt der kapitalistischen Gesellschaft sicherstellt, gerät in dieser Per- 
spektive aus dem Blick. Der Staat gilt hier nur als Summe bestimmter Funkti- 
onen, die den Interessen des Privatkapitals dienen oder auch nicht dienen. 
Staat und Kapital werden als von einander völlig gesonderte gesellschaftliche 
„Akteure“ aufgefasst. Damit wird aber der zentrale Sachverhalt verfehlt, dass 
Kapital ein gesellschaftliches Verhältnis ist, das in vielgestaltiger Weise (polı- 
tisch und ideologisch überdeterminiert) im Rahmen einer spezifischen (natio- 
nalen) Gesellschaftsformation reproduziert wird. Zweierlei ist in diesem Zu- 
sammenhang von Bedeutung: 

Erstens werden individuelle Kapitale oder Teile davon innerhalb einer Gesell- 
schaftsformation durch den Prozess der Konkurrenz und die dabei stattfin- 
denden Ausgleichsbewegungen (und nicht erst durch den von außen ausgeüb- 
ten politischen Einfluss des Staates, wie Hardt und Negri (2002: 315£.) be- 
haupten) in Elemente des gesellschaftlichen Gesamtkapital verwandelt. Durch 
diese Konstitution zum Gesamtkapital fungieren die individuellen Kapitale als 
eine einheitliche gesellschaftliche Kraft, die der Arbeit entgegengesetzt ist und 
sie beherrscht. Im Gegensatz zur Auffassung, die in historistischen Analysen 
entschieden vertreten wird (siehe z.B. Gill 2003: 168, Cox 1999: 137, Hardt/ 
Negri 2002: 315-333, Pijl 1998: 49-64, Panitch/ Gindin 2004), besteht durch- 
aus ein konkretes allgemeines Klasseninteresse des (nationalen) Gesamtkapi- 
tals, auch wenn das Potenzial für umfangreiche inner-kapitalistische Auseinan- 
dersetzungen vorhanden ist. Daher ist es Teilen eines nationalen Gesamtkapi- 
tals nicht möglich, sich von dieser Einheit einfach abzusetzen und eine 
„transnationale kapitalistische Klasse“ oder einen transnationalen historischen 
Block zu bilden oder zu einer freischwebenden Entität zu werden, die mit 
keinem nationalen Kapital mehr verbunden ist. Die Existenz des gesellschaftli- 
chen Gesamtkapitals ist nicht einfach ins Belieben einzelner Kapitalisten ge- 
stellt, sie ist eine strukturell hervorgebrachte, im Klassenkampf immer wieder 
von neuem reproduzierte Einheit. Anders ausgedrückt: der internationale kapi- 
talistische Raum bezieht seine Merkmale aus der Summe der Wirkungen der 
Klassenherrschaft im Rahmen der nationalen Gesellschaften. Die Reprodukti- 
on der Kapitalbeziehungen und des Klassenverhältnisses erfolgt auf eine je- 
weils spezifisch nationale Weise. 

Zweitens darf nicht außer Acht gelassen werden, dass es sich bei der Bildung 
des nationalen gesellschaftlichen Gesamtkapitals aus allen innerhalb der jewei- 
ligen Gesellschaft akkumulierten individuellen Kapitalen, um einen Prozess 
handelt, der nicht von der Eigentumsform (Staatseigentum, ausländisches Eı- 
gentum) des jeweiligen individuellen Kapitals determiniert wird. Viele Autoren 
sehen in den multinationalen Unternehmen und in der Internationalisierung 
der Finanzmärkte die entscheidenden materiellen Faktoren für das Entstehen 
einer globalen Produktionsweise. Die Vorstellung einer territorialen Nicht- 
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übereinstimmung von Staat und Kapital geht stillschweigend davon aus, dass 
ein individuelles Kapital entweder niemals jene Nationalität verliert, die es 
aufgrund seiner (nationalen) Rechtsform besitzt, so dass es auch im Ausland 
seine Nationalität behält, oder aber dass es einen Status besitzen kann, der 
gänzlich unabhängig von nationalen Kriterien ist und jenseits einzelstaatlicher 
Hoheitsbereiche liegt. 

Im Gegensatz zu solchen Vorstellungen hatte Marx betont, dass der reale Sta- 
tus eines Unternehmens gerade nicht mit den formellen Eigentumsverhältnis- 
sen zusammenfallen muss. Dies ist insbesondere bei Aktiengesellschaften der 
Fall, die formal allen Anteilseignern gehören, oder bei staatlichen Unterneh- 
men, die formal der gesamten Gesellschaft gehören. Unser Interesse gilt dem 
ähnlich gelagerten Sachverhalt, dass Unternehmen rechtlich gesehen einem 
ausländischen oder einem internationalen Konzern angehören, im Hinblick 
auf die Produktion jedoch innerhalb eines bestimmten Landes als Teil des (na- 
tionalen) Gesamtkapitals funktionieren. Marx hielt diesbezüglich fest: 

„Der Umstand jedoch, daß Arbeitsmittel lokal fixiert sind, mit ihren Wurzeln im Grund und 
Boden feststecken, weist diesem Teil des fixen Kapitals eine eigne Rolle in der Ökonomie der 
Nationen zu. Sie können nicht ins Ausland geschickt werden, nicht als Waren auf dem Welt- 
markt zirkulieren. Die Eigentumstitel an diesem fixen Kapital können wechseln, es kann gekauft 
und verkauft werden und sofern ideell zirkulieren. Diese Eigentumstitel können sogar auf frem- 
den Märkten zirkulieren, z.B. in der Form von Aktien. Aber durch den Wechsel der Personen, 
welche Eigentümer dieser Art von fixem Kapital sind, wechselt nicht das Verhältnis des stehen- 
den, materiell fixierten Teils des Reichtums in einem Land zu dem beweglichen Teil desselben“ 
(MEW 24: 163). 

Auch wenn ausländisches Eigentum am Kapital besteht, wird dieses Kapital in 
den Prozess der kapitalistischen Akkumulation im Gastland eingegliedert und 
in dessen Gesamtkapital integriert. Die Produktionsmittel gehören somit zum 
Gesamtkapital dieses Landes, und die heimische Arbeitskraft kommt zum Ein- 
satz (genau wie bei jedem anderen individuellen Kapital in diesem Land); der 
Wert der produzierten Waren wird in der Landeswährung ermittelt etc. Dazu 
bemerkt Neusüss zu Recht, dass, wenn Kapital ins Ausland exportiert wird, es 
„bestimmt ist, im Ausland als nationales Kapital zu fungieren, indem es dort 
als produktives Kapital fungiert“ (Neusüss 1972: 150). 


4. Die Organisation der kapitalistischen Macht 
im internationalen Milieu 


Vor dem Hintergrund unserer bisherigen Argumentation erweist sich jene 
„Nicht-Übereinstimmung“ in der Reichweite von Staat und Kapital als ein 
Scheinproblem. Jedes individuelle Kapital wird, ungeachtet des formell- 
rechtlichen Eigentümers zwangsläufig von Ausbeutungsstrategien geprägt, die 
dem Klassenkampf und der Geschichte des jeweiligen Landes entstammen, in 
dem es agiert. Die Funktionen des individuellen Kapitalisten und die Ent- 
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scheidungen, die er zu ‚treffen? hat, hängen in letzter Instanz von der Dyna- 
mik des Kapitals als einem gesellschaftlichen Verhältnis ab und nicht von psy- 
chologischen oder institutionellen Merkmalen, die eine bestimmte Gruppe 
von Personen angeblich besitzt. 


4.1 Staatstheoretische Konsequenzen des Konzepts „Gesamtkapital” 


Das Konzept Gesamtkapital zielt auf die die Einheit der bürgerlichen Klasse 
ab und verweist damit auf das „Herz“ der kapitalistischen Staatsmacht.’ Im 
Gegensatz zu weit verbreiteten Anschauungen, handelt es sich bei der Bezie- 
hung zwischen Kapital und (nationalem) Staat gerade nicht um ein „externes“ 
Verhältnis. Staat und Kapital sind keine getrennten und autonomen Einheiten 
deren (äußerliche) Beziehung zu untersuchen wäre. Dem Staat kommt viel- 
mehr eine in doppelter Hinsicht zentrale organisatorische Rolle zu: Er organı- 
siert sowohl die politische Einheit des Bürgertums wie auch gleichzeitig das 
Bürgertum als herrschende Klasse. Insofern ist der Staat samt seinen Instituti- 
onen und seinen Vermittlungs- und Verwaltungsfunktionen bei der Bildung 
der gesellschaftlichen Klassen und der Kapitalbewegung immer „anwesend“. 
Der Staat stellt nicht von außen eine Unterstützung für die Kapitalbewegung 
bereit, er ist vielmehr stets ein Teil von ihr. Ohne die ständige Vermittlerrolle 
des Staates wäre die Einheit der Kapitalisten, die Schlichtung zwischen ihren 
gegenläufigen Eigeninteressen, ihre Organisation zu einer kohärenten gesell- 
schaftlichen Kraft sowie die Ausübung entscheidender Funktionen bei der Or- 
ganisation der Ausbeutung undenkbar. Keine Ausbeutungsstrategie könnte 
umgesetzt werden ohne die Vermittlung des Staates, wobei der Staat allerdings 
auch „Bestandteil“ der arbeitenden Klasse ist, in dem Sinne dass er für die 
Kohärenz und erweiterte Reproduktion der ganzen Gesellschaft, als einer kapi- 
talistischen Gesellschaft sorgt." Diese prägende Funktion des Staates, seine 
Rolle als „ideeller Gesamtkapitalist* macht das nationale Terrain zum Austra- 
gungsort des Klassenkampfs und der Klassenbildung par excellence. 

Im Staat kommt auf diese Weise das „gemeinsame Interesse“ einer Gesellschaft 
als kapitalistisch bestimmtes Interesse zum Ausdruck. Zwischen dem nationa- 
len Staat und dem individuellen Kapital besteht insofern eine strukturelle in- 
nere Übereinstimmung, jenseits des individuellen Wollens der verschiedenen 
Akteure. „Politik“ und „Ökonomie“ sind insofern untrennbar miteinander ver- 
bunden (vgl. dazu Althusser/Balibar 1972, Milios/Sotiropoulos 2009, Teil I). 
Der Staat ist weder ein neutrales Instrument noch eine autonome Einheit, in 
die eine parasitäre Bürokratie angeblich erst Einheitlichkeit hineinbringt. Das 
Kapital stößt nicht auf eine äußere Staatsmacht, durch die es bedroht oder be- 


9 Hinsichtlich der Staatstheorie folgen wir hauptsächlich den Überlegungen von Althusser, 
(2006), Poulantzas (1974; 1980) und Balıbar (1977; 1988). 
10 Unsere Argumentation stützt sich hier auf Balibar (1988; Kap. 10) und Poulantzas (1980). 
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schützt wird. Diese innere strukturelle Verbindung zwischen Staat und Kapital 
hat eine doppelte Konsequenz. Einerseits verhindert sie die Selbstauflösung 
der nationalen Staatlichkeit hin zu einem globalen „Empire“, das angeblich 
gleichmäßig verteilte ökonomische Strukturen auf Weltebene überwacht. An- 
dererseits macht es jene Verbindung unmöglich, dass Kapital, welches nationa- 
le Grenzen überschreitet, seine „Nationalität“ beibehalten kann. 


4.2 Lenins Analyse der „imperialistischen Kette” 


Obwohl Lenin, insbesondere in seiner Schrift Der Imperialismus als höchstes 
Stadium des Kapitalismus, dem klassischen Imperialismusdiskurs folgt, und 
unsere oben entwickelte Kritik ebenfalls auf ıhn zutrifft, finden wir in Lenins 
Analysen aber noch einen zweiten Diskurs, der von der klassischen Imperia- 
lismusauffassung abweicht und zur Marxschen Problemstellung zurückkehrt. 
Die klassischen Imperialismustheorien entwickelten sich ın einer Periode, ın 
der in Europa und Russland welthistorische Veränderungen stattfanden. Der 
Erste Weltkrieg brachte gesellschaftliche Umwälzungen mit sich, welche die 
kapitalistischen Herrschaftsverhältnisse in den Krieg führenden Ländern ins 
Wanken brachten. Große Teile der Bevölkerung radikalisierten sich zuneh- 
mend: Die soziale Revolution kam auf die Tagesordnung. Für den revolutio- 
nären Flügel der Sozialdemokratie war angesichts dessen die Beantwortung 
von zwei Fragen besonders dringlich. Zum einen die Frage nach der revoluti- 
onären Strategie, unter welchen Bedingungen konnte die Arbeiterklasse die 
Macht erringen? Zum anderen die eher taktische Frage wie sich die Linke ge- 
genüber den Bewegungen für nationale Selbstbestimmung verhalten sollte, die 
sich in den einzelnen Ländern herausbildeten. 

Die im revolutionären Flügel der Sozialdemokratie vorherrschenden Positio- 
nen bestritten ein Recht der Nationen auf Selbstbestimmung auf die eine oder 
andere Weise. Diese Auffassungen ergaben sich unmittelbar aus der Theorie 
des Weltkapitalismus.'' Dabei wurden zwei Arten von Argumenten vorge- 
bracht: Erstens, dass die Selbstbestimmung der Nationen, die Gründung neuer 
Nationalstaaten im Zeitalter des Imperialismus unmöglich geworden sei; zwei- 
tens, dass die Tendenz der sozialistischen Revolution zwangsläufig in Richtung 
eines globalen bzw. multinationalen, sozialistischen Systems ging, ein Prozess, 
der mit der Forderung nach nationaler Selbstbestimmung unvereinbar sei. Un- 
ter den Imperialismustheoretikern lehnte Luxemburg eine politische Unter- 


11 Die Vorstellung des Kapitalismus als sozioökonomische Struktur auf Weltebene herrschte in 
den revolutionären marxistischen Strömungen zwischen 1910 und 1915 vor. Lenins Kritik an 
den Schlussfolgerungen aus dieser sind in seinen Schriften zur nationalen Frage und zum 
kapitalistischen Staat zu finden. Doch wurde das Konzept des Weltkapitalismus zu Beginn 
offenbar auch von ihm vertreten, wie es in der von ihm verfassten Einleitung zu Bucharins 
Werk über den Imperialismus im Dezember 1915 deutlich sichtbar wird (Lenin, Werke, Bd. 
22: 101-106). 
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stützung der Forderung nach nationaler Selbstbestimmung offen ab (Luxem- 
burg 1917). Ebenso Bucharin, der auch nach der russischen Revolution ge- 
genüber der Forderung nach nationaler Selbstbestimmung distanziert blieb.” 
Lenin sprach sich bekanntlich gegen diese Strategie aus. Seine Ablehnung 
führte ihn schließlich zum Bruch mit der Theorie des Weltkapitalismus und 
zur Formulierung des Begriffs der „imperialistischen Kette“. 

Lenin unterstützte die Forderung nach nationaler Selbstbestimmung nicht, 
weil er eine nationalistische Position vertreten hätte, sondern ganz im Gegen- 
teil, er unterstützte diese Forderung aus der Perspektive der proletarischen Re- 
volution (vgl. z.B. Lenin, Werke Bd. 19: 523). Bereits 1915 formulierte er die 
Theorie der sozialen Revolution als Gesamtergebnis der gesellschaftlichen An- 
tagonismen und Konflikte, wobei er als „Hauptfrage jeder Revolution ... die 
Frage der Staatsmacht“ betrachtete (Lenin, Werke, Bd. 25: 378). Der Staat ist 
aber Nationalstaat, „Nation“ ist Ausdruck des wirtschaftlichen, gesellschaftli- 
chen und kulturellen Gesamtergebnisses der jeweiligen (kapitalistischen) Konsti- 
tution des Zusammenhangs zwischen der herrschenden und der beherrschten 
Klasse einer Gesellschaftsformation. Mit der Form des Nationalstaates erhält die 
Nation eine politische Integration. Befinden sich weitere Nationalitäten inner- 
halb eines (multinationalen) Staates, so wird im Allgemeinen eine Nationalität 
(die dem betreffenden Staat sein „Nationalkolorit“ verleiht) die herrschende sein, 
die die anderen Nationalitäten unterdrückt und bei ihnen die Tendenz zur Ab- 
spaltung und zur Gründung eigenständiger Nationalstaaten befördert. 

Lenin wandte sich demnach von der herrschenden Vorstellung vom Imperia- 
lismus als einer einheitlichen globalen sozioökonomischen Struktur ab. Als 
Alternative entwarf er die Theorie der imperialistischen Kette auf Weltebene. 
Die Internationalisierung des Kapitalismus durch Außenhandel und die Schaf 
fung internationaler Märkte durch Kapitalexporte, die Gründung internationa- 
ler Konzerne usw. verbinden die verschiedenen kapitalistischen Gesellschafts- 
formationen, schaffen vielgestaltige, doch ungleiche Verbindungen zwischen 
ihnen und bilden auf diesem Weg eine einzige globale „imperialistische Ket- 
te“. Dies führt jedoch nicht zu einer einheitlichen globalen sozioökonomi- 
schen Struktur, sondern zur Verzahnung der verschiedenen (nationalstaatli- 
chen) wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Strukturen auf internationaler 
Ebene, von denen sich jede einzelne - vor allem aufgrund der unterschiedli- 
chen Kräfteverhältnisse auf politischer Ebene bzw. auf der Ebene der Klassen - 
in unterschiedlichem Tempo entwickeln. Diese These hat in zweierlei Hinsicht 
theoretische Folgen. 


12 In Lenins Worten: „[...] Ich will nur das Selbstbestimmungsrecht der werktätigen Klassen 
anerkennen‘, sagt Gen. Bucharin. Sie wollen also nur das anerkennen, was in Wirklichkeit in 
keinem Land außer Russland erreicht worden ist. Das ist lächerlich“ (Lenin, Werke, Bd. 29: 
156). 
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Erstens führt sie zu einem neuen Verständnis vom „Weltkapitalismus“: Dem 
vorherrschenden Standpunkt, dass es eine einheitliche kapitalistische ökono- 
mische Struktur auf Weltebene gibt (d.h. ein „globales Gesamtkapital“), stellt 
er die imperialistische Kette entgegen, deren Glieder nicht einfach National- 
ökonomien, sondern Staaten sind. Demnach kommt es nicht nur auf die 
„wirtschaftliche“ Entwicklung an, sondern auf die gesamte wirtschaftliche, po- 
litische, militärische Macht jedes Staates, der ein Glied in der Kette bildet. 
Zweitens ergibt sich eine Konsequenz für die materiellen inländischen und in- 
ternationalen Bedingungen für die Proletarische Revolution: es ist Lenins Auf 
fassung des schwächsten Glieds der Kette. Indem er sich von dem „imperialis- 
tischen Ökonomismus“ (Lenin, Werke Bd. 22: 328) lossagte, der auf die eine 
oder andere Art in der internationalen Sozialdemokratie vorherrschte, behaup- 
tete Lenin, der Sturz des Kapitalismus ergebe sich weder aus der Unfähigkeit 
des kapitalistischen Weltsystems, sich selbst weltweit zu reproduzieren, noch 
aus den Gegensätzen, die angeblich die übermäßige „Reife“ des Kapitalismus 
herbeiführen. Die sozialistische Revolution finde nicht in dem kapitalistischen 
Land mit dem höchsten Entwicklungsstand statt, sondern in dem Land, wel- 
ches das schwächste Glied in der imperialistischen Kette ist: in dem Land, wo 
die inländischen und internationalen Gegensätze verschmelzen und sich auf 
allen Ebenen derart intensivieren, dass der Zusammenprall zwischen Kapital 
und Arbeit und die revolutionäre Krise objektiv unausweichlich sind." 


5. Die Entwicklung einer Marxschen Konzeption des Imperialismus 


Das Konzept der imperialistischen Kette, das von Lenin unter speziellen poli- 
tischen Bedingungen entwickelt wurde, eröffnet ein fruchtbares theoretisches 
Terrain für die Erweiterung der weiter oben skizzierten Marxschen Problem- 
stellung. 

Im Gegensatz zu den klassischen Imperialismustheorien (einschließlich der 
Leninschen) geht die Konzeption der imperialistischen Kette gerade nicht von 
Nicht-Übereinstimmung der Reichweite von Kapital und Staat aus. Insofern 
stellt der eigentliche Kern des Konzepts sowohl einen Bruch mit den Vorstel- 
lungen eines „neuen Imperialismus“ als auch mit den zahlreichen Globalisie- 
rungstheorien dar. Es wird von einer Verbindung der verschiedenen (national- 
staatlichen) wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Strukturen auf internationa- 
ler Ebene ausgegangen, welche sich in unterschiedlichem, unstetem Tempo 
entwickeln. Dieses internationale Terrain lässt aber nicht auf eine Verdrängung 


13 „Wenn die Revolution so rasch und - dem Anschein nach, bei erster, oberflächlicher Be- 
trachtung - so radikal gesiegt hat, dann nur deshalb, weil sich dank einer außerordentlich o- 
riginellen historischen Situation völlig verschiedene Ströme, völlig ungleichartige Klassenin- 
teressen, völlig entgegengesetzte politische und soziale Bestrebungen vereinigten, und zwar 
bemerkenswert ‚einmütig‘ vereinigten“ Lenin Werke, Bd. 23: 316). 
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der Autonomie der Staaten schließen, die Glieder der imperialistischen Kette 
sind; diese wird allenfalls relativiert. 

Definiert man Imperialismus als den Inbegriff der expansionistischen Tenden- 
zen und Praktiken eines jeden gesellschaftlichen Gesamtkapitals, dann kann 
Imperialismus jederzeit aus den Strukturen der kapitalistischen Produktions- 
weise hervorgehen. Seine jeweilige historische Form hängt dann von der „äu- 
ßeren“ Situation, das heißt dem internationalen Kräfteverhältnis, und den aus 
der Entwicklung der Beziehungen zwischen den Klassen hervorgehenden Prak- 
tiken ab, die jedoch allesamt in Althusserschem Sinne „überdeterminiert“ 
sind.'* Die internationale Konstellation wirkt bestimmend auf den Schauplatz 
des Klassenkampfes ein, wenn auch in einer „speziellen Rolle“; in letzter In- 
stanz spielt der Klassenkampf, der jeder Gesellschaftsformation innewohnt, die 
entscheidende Rolle. 

Diese Überlegungen können wir auf die Gesamtheit der Glieder in der imperi- 
alistischen Kette anwenden. Diese ist auf komplexe Weise als ein sekundärer 
Gegensatz (d.h., dass sie keinen Vorrang vor dem Klassenkampf hat) in die 
Gesellschaftsformationen integriert - und macht dort ihren Einfluss geltend; 
das bedeutet, dass die Machtstellung jedes Staates, der Glied in der Kette ist, 
und sein imperialistischer Handlungsspielraum, durch die Gesamtheit der in- 
ternen Klassenbeziehungen determiniert sind, die wiederum bereits durch die 
internationale Konstellation überdeterminiert sind.'; Aus der Struktur der im- 
perialistischen Kette ergeben sich zwei Konsequenzen. 

Einerseits konstituieren sich auf diesem Schauplatz zahlreiche nationale Stra- 
tegien, die oft gegensätzlich sind und über ein ganz ungleiches Durchset- 
zungsvermögen verfügen. Diese Strategien sind mit den Interessenlagen des 
jeweiligen „ideellen Gesamtkapitalisten“ verbunden und tragen nicht selten zur 
Organisation der bürgerlichen Hegemonie bei. Solche Strategien stellen den 
kapitalistischen Charakter der internationalen Ökonomie nicht in Frage, es 
handelt sich aber um unterschiedliche Varianten die kapitalistischen Spielre- 
geln zu benutzen. Daraus resultierende Antagonismen zwischen den verschie- 
denen nationalen Gesamtkapitalen haben stets einen starken politischen As- 
pekt. Und insoweit militärische Macht eine Essenz - und ein Garant - jegli- 
cher politischer Macht ist, wird die ökonomisch-politische Konkurrenz auch 


14 Siehe Althusser (1968), insbesondere die Aufsätze: Widerspruch und Überdeterminierung 
und Über die materialistische Dialektik. 

15 Auf diese Weise ist es möglich, eine Interpretation für eine ganze Reihe von Entwicklungen 
der internationalen Konstellation zu finden, insbesondere diejenigen, an denen offensicht- 
lich andere Akteure beteiligt sind als die „Großmächte“: der Iran-Irak-Krieg, die Kriege in der 
ehemaligen Sowjetunion und in Jugoslawien sowie die Entstehung neuer Nationalstaaten, 
die syrische Militärpräsenz in Libanon von Mai 2000 bis April 2005, die vietnamesische Mi- 
litärpräsenz in Kambodscha von 1978 bis 1989, der Indien-Pakistan-Konflikt, das Zypern- 
problem usw. 
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in militärische Konkurrenz unterschiedlicher Form verwandelt. Insofern 
schließt die von uns skizzierte Konzeption von Imperialismus auch ein Ver- 
ständnis der Dynamik geopolitischer Antagonismen ein. 

Andererseits funktioniert das komplexe Spiel innerhalb der Parameter der im- 
perialistischen Kette auch umgekehrt bezüglich der Auswirkungen auf die 
Glieder. Das ist die Kehrseite der Medaille. Die ungleichen Glieder in der im- 
perialistischen Kette verfolgen ein bestimmtes gemeinsames Interesse: die Re- 
produktion des kapitalistischen Herrschaftssystems. Selbst bei größter Ver- 
schärfung der geopolitischen oder wirtschaftlichen Konflikte werden sie nie- 
mals so weit gehen, diese Konstante von selbst aufzuheben. Die Kette muss 
als kapitalistische reproduziert werden und jeder Staat trägt dazu bei, wenn er 
seine Strategie im internationalen Rahmen absteckt. In gewisser Weise verhält 
es sich hier ganz ähnlich wie bei Adam Smiths Konzept der „unsichtbaren 
Hand“. Indem jeder Staat sein „nationales“ Interesse verfolgt, trägt er gleich- 
zeitig zur Reproduktion des Kapitalismus als eines stabilen (nationalen und in- 
ternationalen) Systems bei. So wie Gesellschaft und Ökonomie nicht allein die 
„Summe individuellen Handelns“ sind,'° so ist auch die imperialistische Kette 
nicht einfach die „Summe“ oder das Ergebnis des „Handelns“ individueller 
Staaten, sondern der Schauplatz der erweiterten Reproduktion kapitalistischer 
Herrschaft, die in letzter Instanz in jeder kapitalistischen Gesellschaftsformati- 
on durch den Klassenkampf determiniert ist. Da der Charakter der Kette 
komplex und vielfältig ist, gehen mit dem nationalen Interesse der kapitalisti- 
schen Supermächte häufig auch „Pflichten“ einher, die für die Reproduktion 
der globalen kapitalistischen Ordnung entscheidend sind. So ist es heute bei- 
spielsweise gang und gäbe, die Rolle der Vereinigten Staaten eben wegen dieser 
Pflichten als imperial zu beschreiben. Wir müssen uns aber vor theoretischen 
Extrempositionen hüten. Es gibt weder ein globales Empire, das die „Kontrol- 
le“ über alle staatlichen Strukturen hätte, noch einen alles dominierenden Ein- 
zelstaat, auch die USA haben diese Rolle nicht. Natürlich sind die USA aus 
verschiedensten Gründen eine globale Hegemonialmacht, was auch in den 
Kapazitäten ihrer Militärmaschinerie zum Ausdruck kommt. Doch darf dabei 
nicht übersehen werden, dass das westliche Bündnis - mit den USA in der 
Führungsrolle -, zwar einerseits die spezifischen nationalen Interessen seiner 
„Gesamtkapitale“ vertritt, aber andererseits gleichzeitig ein Hegemonialprojekt 
für alle kapitalistischen Staaten verfolgt. Das einzige authentische „Empire“ ist 
somit die imperialistische Kette in ihrer Gesamtheit. 


16 Wie Rubin (1989: 174) treffend argumentiert, wird durch Smiths „unsichtbare Hand“ und 
die Bedeutung, die er den „natürlichen“ ökonomischen Phänomenen beimisst, die Formu- 
lierung einer Theorie der (kapitalistischen) Ökonomie und Gesellschaft möglich, welche ü- 
ber die Individuen hinausgeht und auf die (gesellschaftlichen und wirtschaftlichen) „Geset- 
ze“, die individuelles Handeln bestimmen, gerichtet ist. 
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Alex Demirovic 


Struktur, Handlung und der ideale Durchschnitt 


1. Marx lesen als Praxis 


Anlässlich der Veröffentlichung eines Buches zur neuen Marx-Lektüre spricht 
Norman Levine von einem neuen Zeitalter der Marx-Interpretation (Levine 
2007). Frieder Otto Wolf bestätigt diese Ansicht, wenn er feststellt, dass sich 
die Voraussetzungen der Kapital-Lektüre tiefgreifend verändert hätten. Das his- 
torische Ende des stalinistischen Sowjetblocks, die durchgreifende Krise des 
historischen Marxismus als zeitgenössische Philosophie und Wissenschaft, die 
weltweite Radikalisierung der Herrschaft der kapitalistischen Produktionsweise 
- das alles mache es heute wieder notwendig, das Kapital zu lesen, „um ohne 
Scheuklappen und ohne Zensur zu begreifen, welche Beiträge aus diesem Kern- 
stück der Marzschen Theorie für eine radikal zeitgenössische Philosophie der Be- 
freiung und ein wissenschaftliches Begreifen der globalen Herrschaft der kapita- 
listischen Produktionsweise gewonnen werden können“ (Wolf 2007, 193). 

Damit ist ein wesentliches Problem, das des Verhältnisses und der Modalitäten 
dieses Verhältnisses zu Marx angesprochen. Der Text von Marx ist zunächst 
Gegenstand einer konventionellen intellektuellen Praxis: Lesen, Diskutieren, 
Schreiben. Anders kann sich die Aneignung seiner Theorie nicht vollziehen 
(auch wenn die Nutzung anderer Medien wie des Films denkbar sind, wie es 
Sergej Eisenstein und Alexander Kluge projektiert haben). Aber in einer sol- 
chen Praxis geht sie nicht auf, denn es stellt sich die Frage, wer auf welche 
Weise unter welchen Umständen und mit welchen Zielen Marx’ Texte liest 
und diskutiert. Sind es SchülerInnen und Studierende, die sich für eine linke 
politische Praxis intellektuell schulen wollen? Kritische WissenschaftlerInnen, 
die sich auf Argumente von Marx beziehen, um sie analytisch und empirisch 
fruchtbar zu machen? Ist es der engagierte Zeitgenosse, der, von politischen 
Großereignissen beeindruckt, einen neuen Blick auf einen Klassiker wirft? Ist 
es die Lektüre des „Klerikers“, der sich hermeneutisch in den Text versenkt, 
seine Bedeutung erschließen und in der Erläuterung dessen eigentliche Wahr- 
heit offen legen möchte: eine Wahrheit, die im Text gleichzeitig enthalten ist 
und doch von niemandem zuvor je ausgesprochen wurde? Würde diese Wahr- 
heit „wieder“ gefunden, einmal noch klarer gedacht, was Marx vielleicht ge- 
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dacht haben mag, dann, so wird nahegelegt, würde sich die geheimnisvolle 
Logik der kapitalistischen Produktionsweise ein für allemal erschließen und 
könnte endlich einmal radikal und konsequent gehandelt werden. Demgegen- 
über plädiere ich für eine nicht-theologische, materialistische Form der Lektü- 
re, die die Theorie als ein Produktionsverhältnis begreift, in dem mit histo- 
risch vorgefundenen Begriffen auf spezifische Weise neue Begriffe zur kollekti- 
ven Aneignung und Bearbeitung der sozialen Verhältnisse ausgearbeitet wer- 
den; also als eine Praxis, die seit je mit anderen Praktiken verschränkt ist und 
die sich immer mit diesen Praktiken gemeinsam in einem konkreten histori- 
schen Zusammenhang bewegt. Es wäre eine Lektüre, die die Theorie von Marx 
als Intervention begreift, als einen „wissenschaftlichen Versuch zur Revolutio- 
nierung einer Wissenschaft“ (Marx an Kugelmann, 28.12.1862, MEW 30: 640). 
Die sozialen Akteure sollen qua „Macht der Wahrheit“ von der Notwendigkeit 
überzeugt werden, aus dem Alltagsverstand, aus der „Religion des Alltagsle- 
bens“ (MEW 25: 838) des Kapitalismus, aus der bloßen Gesinnungs- und mo- 
ralischen Kritik herauszutreten und sich auf das historische Niveau der Entfal- 
tung der kapitalistischen Produktionsweise einzulassen (vgl. Demirovic 1989; 
Demirovic 2008). 

Norman Levine erinnert daran, dass die Rede von der Erneuerung des Mar- 
xismus zwei mögliche Bedeutungen hat: eine „esoterische, als Rekonstruktion 
des Marxschen Denkens allein aus sich selbst heraus, und eine exoterische, der 
es darum geht, durch eine neue Interpretation begreiflich zu machen, wie auf 
grund einer Methodologie die Funktionsweise des gegenwärtigen Kapitalismus 
erklärt werden kann“ (Levine 2007: 192). Mir erscheint diese Trennung selbst 
ein grundlegendes Problem der an Marx anschließenden Diskussion und als 
eine Verkennung der Ansprüche der Theorie. So vor die Alternative gestellt, 
nehme ich mit dem Plädoyer für eine intervenierende Lektüre nicht in An- 
spruch, zu einer Rekonstruktion des Marxschen Denkens beizutragen. Doch 
es kann auch nicht darum gehen, wie Frieder Wolf vorschlägt, das Kapital un- 
ter dem Gesichtspunkt zu lesen, welche Beiträge es zur zeitgenössischen Philo- 
sophie der Befreiung und zum wissenschaftlichen Begreifen der kapitalisti- 
schen Produktionsweise enthalte. Dies unterstellt, dass es eine solche Philoso- 
phie oder ein solches Theorieprojekt jenseits der Theorie von Marx gäbe und 
dessen Theorie jetzt gleichsam wie ein Werkzeugkasten zu nutzen sei, aus dem 
die eine oder andere These als Instrument genommen werden könnte. Das legt 
nahe, dass es so etwas wie eine Supertheorie des Befreiungsdenkens oder eine 
Philosophie der Befreiung gibt, also ein Standpunkt, von dem das Ganze des 
Befreiungsdenkens in den Blick kommt. Doch auch das ist nur eine theoreti- 
sche Praxis. Intern ist keine Theorie pluralistisch, sie kann nicht sie selbst und 
eine andere Theorie sein. Die Marxsche Theorie erhebt den Anspruch auf eine 
umfassende Ausarbeitung und eine begriffliche Erweiterung auf andere Tra- 
ditionen des Befreiungsdenkens. Sie hat mehr als nur einzelne Überlegungen 
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oder Thesen zum Befreiungsdenken beigetragen, sondern die historische Tra- 
dition der radikalen europäischen Aufklärung in sich aufgenommen und stellt 
eine Art Wendepunkt in diesem Denken selbst dar. Es handelt sich bei Marx’ 
Revolutionierung der Wissenschaft darum - und darin folge ich Louis Althus- 
ser -, dass er den Kontinent der Geschichte entdeckt hat und eine historisch 
völlig neue Art des Wissens und der Praxis: die kritische Theorie der Gesell- 
schaft, die den inneren Zusammenhang der verschiedenen gesellschaftlichen 
Bereiche als historischen Prozess der permanenten Auseinandersetzung zwi- 
schen sozialen Klassen verständlich machen will. Diese Theorie verlangt auch 
die Bildung eines neuen Typus von Intellektuellen und trägt zu dessen Her- 
ausbildung bei, worauf sowohl Gramsci als auch die Kritische Theorie hinge- 
wiesen haben. Marx selbst hat von diesem theoretischen Projekt einer Analyse 
des Ganzen der „Gesellschaft, nach ihrer ökonomischen Struktur betrachtet“, 
selbst nur einen Bruchteil eingelöst (MEW 25: 827). Seine Absicht, das System 
der bürgerlichen Ökonomie darzustellen und mit der Darstellung auch 
sogleich zu kritisieren, konnte er nicht verwirklichen. Gar zu einer umfassen- 
den Ausarbeitung der Theorie der bürgerlichen Gesellschaftsformation, wie sie 
in der Deutschen Ideologie oder im Vorwort von Zur Kritik der politischen 
Ökonomie angedeutet wird, ist es nicht gekommen. Seitdem gab es zahlreiche 
Versuche, dieses Projekt fortzusetzen. Diese Bemühungen stießen jedoch auf 
mehrere Schwierigkeiten oder Herausforderungen: a) Die bürgerliche Gesell- 
schaftsformation ist, wie Gramsci im Anschluss an Marx betont, ein Organis- 
mus, der sich selbst permanent revolutioniert, so dass sich der Gegenstand der 
Analyse zu verändern scheint. b) In der Art und Weise, wie die kapitalistische 
Produktionsweise herrscht, werden bestimmte Lebensbereiche phasenweise 
wichtiger oder verlieren wieder an Bedeutung: die Frage der Natur, des Ras- 
sismus, der Organisation, des Individuums oder der Moral, um in einer ande- 
ren Konjunktur - in ein neues Licht getaucht - wieder aktuell zu werden. c) 
Der Modus der Herrschaftsausübung ändert sich, also dıe Formen der Aus- 
beutung, Herrschaft und Verwaltung von Menschen, die Klassenbeziehungen, 
die Art und Weise der Konflikte, die Themen und Subjekte sowie die Perspek- 
tiven der Emanzipation. Der Befreiungsprozess verläuft nicht linear, teleolo- 
gisch und nach geschichtsphilosophisch gewährleisteten Gesichtspunkten, 
sondern ist durch die Kontingenz sozialer Auseinandersetzungen bestimmt, 
die die sozialen Verhältnisse teilweise tiefgreifend verändern. d) Die Marxsche 
Theorie ist seit vielen Jahrzehnten selbst ein Bestandteil der historischen Aus- 
einandersetzungen und ausgesprochen umkämpft. Dadurch wurde jedes Wort 
und jeder Satz mit Bedeutungen aufgeladen. Seine, so wenig wie jede andere 
Theorie ist eine Substanz, sondern setzt sich aus semiotischen Momenten zu 
einem komplexen, historisch je spezifischen Diskursereignis zusammen. Im- 
mer werden Marx’ Sätze in konkreten Kontexten aufgegriffen und verwendet. 
Dies geschieht unter besonderen intellektuellen Arbeits- und Denkverhältnis- 
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sen, die von den Intellektuellen, die sich auf Marx beziehen, so wenig wie von 
allen anderen außer Kraft gesetzt werden können. Historisch lassen sich sehr 
pauschal die epistemischen Terrains unterscheiden, auf deren Grundlagen je- 
weils ein „marxistisches“ Verhältnis zu den gesellschaftlichen Widersprüchen 
eingenommen werden konnte: Für Marx selbst war charakteristisch, dass er 
seine Theorie außerhalb des offiziellen akademischen Lebens und als Beitrag 
zur Konstitution des Projekts der sozialen Revolution ausarbeitete. Die zweite 
Generation von marxistischen Theoretikerlnnen war in Parteien verankert und 
übte in diesem Kontext ihre intellektuelle Funktion aus. Dies schränkte 
zwangsläufig auch die theoretische Diskussion ein. Eine theoretische Kritik an 
vorherrschenden politischen Positionen in der Partei konnte für die Intellek- 
tuellen unmittelbare Folgen haben. Dies galt erst recht, wo der Marxismus zur 
offiziellen Staatsideologie wurde und Lehrmeinungen mit staatlicher Gewalt- 
ausübung verbunden waren. Für jede weitere Entwicklung des Marxschen Pro- 
jekts ist dies eine Schlüsselerfahrung: wie die Macht, die im Namen wissen- 
schaftlicher Wahrheit ausgeübt wird, sich mit Zensur, Marginalisierung, Ver- 
treibung oder Mord gegen die Theorie und ihre natürlichen Subjekte wenden 
kann. Die Frage, die sich stellt ist, wie die Theorie angelegt sein muss, dass sie 
sich durch ihre Praxis der Dynamik einer solchen polizeilichen Logik entge- 
genstellt. Nicht zuletzt aufgrund solcher negativer Erfahrungen war für eine 
dritte Phase das Streben kritischer Intellektueller nach Autonomie von Wirt- 
schaft und Politik prägend. Die Grundlage für eine gewisse intellektuelle Frei- 
heit schienen die Hochschulen zu sein. Doch wurden die Enge und Zwänge 
akademischer Produktionsverhältnisse und ihre Folgen für die kritische Theo- 
riebildung schon in den 1960er Jahren zum Gegenstand gesellschaftstheoreti- 
scher Kritik. Seit der zweiten Hälfte der 1990er Jahre wird kritisch- 
materialistisches Denken in der Tradition von Marx aus den Universitäten ge- 
drängt und eine vierte Phase der Ausarbeitung des Projekts deutet sich an. Je- 
de Fortsetzung des Marxschen Projekts kann also nur in der Spannung von 
realer Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaftsformation und konkreter 
materieller Existenz und Praxis der Fortentwicklung der Theorie durch kriti- 
sche Intellektuelle stattfinden (vgl. Demirovic 2006). Denn die Marxsche The- 
orie ist ein antagonistisches Moment der umfassenden Reproduktion der bür- 
gerlichen Gesellschaftsformation, darin enthalten und doch zugleich ihr Ande- 
res. Darin besteht eine ihrer Leistungen: sie öffnet den Horizont der bürgerli- 
chen Gesellschaft, indem sie den Gegensatz austrägt: dass diese Gesellschafts- 
formation mit sich identisch sein will und sich doch nicht in einer Identität 
abschließen kann, sondern immer wieder scheitert. Auf paradoxe Weise prägt 
dies auch das Projekt der an Marx anschließenden Theorie: sie repräsentiert 
den antagonistischen Widerspruch und insofern das Andere der kapitalisti- 
schen Logik. Doch sie scheitert dort, wo unterstellt wird, ihr Ziel sei das einer 
integralen und systematischen Theorie und Kritik der kapitalistischen Gesell- 
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schaftsformation. Die ältere Kritische Theorie hat daraus die Schlussfolgerung 
gezogen, dass der fragmentarische Charakter der Theorie kein Unvermögen 
der kritischen Intellektuellen ist, das sich durch mehr Ressourcen und noch 
energischere Arbeit überwinden ließe, sondern ein Problem im Gegenstands- 
bereich der Theorie selbst anzeigt. Das Programm einer Theorie im Sinne ei- 
nes kohärenten Systems ist nicht einlösbar, es ist ein falscher Anspruch. Das 
Marxsche Theorieprojekt ist nicht auf eine solche Identität zu bringen, es 
kann keine universelle Theorie mit einem eindeutigen Korpus von zusammen- 
hängenden Sätzen werden, weil es „mit Wahrheit“ und Erkenntnis zum Pro- 
zess der Emanzipation beitragen will und intern die Widersprüche austrägt 
und bearbeitet, von denen die bürgerliche Gesellschaftsformation durchzogen 
ist. Es kann aus Gründen der historischen Notwendigkeit nur bis an die Gren- 
zen dieser gegenwärtigen bürgerlichen Gesellschaftsformation denken und de- 
ren Identität und damit alle ihre konstitutiven Begriffe in Frage stellen. 


2. Die Einheit von Struktur und Handlung 


Aus der soziologischen Diskussion sind zwei eng miteinander verbundene 
Begriffspaare hervorgegangen, die das Ganze der Gesellschaft zu bestimmen 
suchen. Es geht um die Begriffe der System- und der Sozialintegration und um 
die Begriffe von Struktur und Handlung. In beiden Fällen wird unterschieden 
zwischen einem systemischen Bereich der Gesellschaft, der nicht vom Handeln 
der einzelnen Individuen, von ihrem Sinnverständnis, von ihren Zielen und 
Vorstellungen bestimmt ist, sondern sich sogar von dieser Praxis vollständig 
abzulösen scheint, und einem Bereich sozialen Handelns, in dem die Interak- 
tionen, die Kommunikationen, die moralischen Normen, die Vorstellungen, 
die die einzelnen von sich und anderen haben, zentral sind. Struktur oder Sys- 
tem erscheinen als der dauerhafte, beharrende, determinierende Aspekt der Ge- 
sellschaft. Mit ihnen wird Ordnung und Stabilität assoziiert. Demgegenüber er- 
scheint Handeln als die dynamische, die verändernde Seite einer Gesellschaft. 

Die Diskussion zu Struktur und Handlung hat zu ganz gegensätzlichen Theo- 
rietypen geführt, zur Systemtheorie auf der einen, zur Handlungstheorie auf 
der anderen Seite. Die Systemtheorie, prominent vertreten von Niklas Luh- 
mann, hält Handeln der Individuen für abgeleitet, für eine Zurechnung von 
systemischen Prozessen zu Personen: Kommunikationen des Systems erhalten 
durch diese Zurechnung zu Personen, die vermeintlich handeln, eine Adresse 
und erscheinen als Handlung einer Person. Auf der anderen Seite finden sich 
interaktive Ansätze, die die Gesellschaft als eine Verkettung von interaktiven 
Beziehungen zwischen handelnden Individuen verstehen. Ein solcher Ansatz 
wird von Anthony Giddens vertreten. Angesichts einer solchen gegensätzli- 
chen Konstellation können soziologische Gesellschaftstheorien auch so ange- 
legt sein, dass sie, wie die von Jürgen Habermas, beide Stränge nicht in die ei- 
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ne oder andere Richtung aufeinander reduzieren, sondern sich um eine theore- 
tische Kombination beider Theorietraditionen bemühen. In seiner Theorie 
wird der Versuch unternommen, eine Perspektive zu entwickeln, die beide Be- 
reiche zu einem komplexen Reproduktionsprozess der Gesellschaft als ganzer 
kombiniert. Die Frage wird allerdings in der soziologischen Theorie seit Max 
Weber nicht gestellt, warum überhaupt die Gesellschaftstheorie immer wieder 
mit diesem Widerspruch von hier System- und Strukturtheorie und dort 
Handlungstheorie zu tun hat, sondern unterstellt, dass es sich um eine wissen- 
schaftlich fortschrittliche Einsicht handele. Es ist der Widerspruch der Berei- 
che von Notwendigkeit und Freiheit, also der Bereiche, in denen auf der einen 
Seite die Erhaltung der Menschen, die natürlichen und gesellschaftlichen 
Zwänge und Notwendigkeiten liegen, auf der anderen Seite die Möglichkeiten 
des Sinns und der Kultur, der Bedeutung und der Begriffe, des Vorausdenkens 
und des verändernden Handelns. Die Bemühungen gehen dahin, diesen Wi- 
derspruch zu schlichten, entweder indem die eine Seite des Widerspruchs in 
die andere aufgelöst wird oder indem nahegelegt wird, der Widerspruch beru- 
he auf Missverständnissen und eine Integration beider Seiten in eine umfas- 
sende Theorie sei möglich. Im Fall beider Lösungsstrategien wird der Wider- 
spruch selbst nicht ausgetragen und als ein spezifischer, die kapitalistische 
Vergesellschaftung selbst kennzeichnender Antagonismus begriffen, der sich 
nicht durch bessere Theorie, sondern allein durch die Transformation der 
Verhältnisse selbst überwinden lässt. Aber um eine solche Überwindung den- 
ken zu können, muss das Problem, wie es aus soziologischer Sicht erscheint, 
selbst transformiert werden. Denn aus der herrschenden soziologischen Sicht 
scheint es sich bei diesem Widerspruch von Struktur und Handlung selbst 
wiederum um eine Art gesellschaftliches Naturgesetz zu handeln. Es bedarf al- 
so einer veränderten Fassung des Problems. Im Folgenden will ich dahinge- 
hend argumentieren, dass es in der von Marx ausgehenden Theorietradition 
eine alternative Problematik gibt, die eine paradigmatische Differenz zur So- 
ziologie markiert. 

Das erscheint auf den ersten Blick kontraintuitiv. Denn auch für die Theorie 
von Marx lässt sich dieser gesellschaftstheoretische Widerspruch von Struktur 
und Handlung feststellen. Es wird von ihm in den theoretischen Schriften die 
Ansicht vertreten, dass er die bürgerliche Gesellschaft wissenschaftlich analy- 
sieren wolle. Als wissenschaftlich gilt ihm die Beobachtung und die Analyse 
der Naturgesetze des Kapitals. So spricht Marx 1859 im methodischen Rück- 
blick auf seine bisherige Forschung davon, dass die Betrachtung von gesell- 
schaftlichen Umwälzungen zu unterscheiden habe zwischen „der materiellen, 
naturwissenschaftlich treu zu konstatierenden Umwälzung in den ökonomi- 
schen Produktionsbedingungen“ und den ideologischen Formen, in denen 
sich die Menschen dieser Umwälzungen bewusst werden. Diesen ideologi- 
schen Formen scheint angesichts dieser tieferen Gesellschaftsdynamik keine so 
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große Rolle zuzukommen. Diese Überlegung bekräftigt er noch einmal, wenn 
er im Vorwort zum Kapital von den „Naturgesetzen der kapitalistischen Pro- 
duktion“ und den „mit eherner Notwendigkeit wirkenden und sich durchset- 
zenden Tendenzen“ spricht, deren Enthüllung der Zweck seiner Untersuchung 
sei (MEW 23: 12). Im Nachwort zur zweiten Auflage des ersten Bandes des 
Kapital zitiert er zustimmend eine Rezension von LI. Kaufmann, der den qua- 
si naturwissenschaftlichen Aspekt von Marx’ Methode akzentuiert: „Demzu- 
folge bemüht sich Marx nur um eins: durch genaue wissenschaftliche Unter- 
suchung die Notwendigkeit bestimmter Ordnungen der gesellschaftlichen 
Verhältnisse nachzuweisen und soviel als möglich untadelhaft die Tatsachen 
zu konstatieren, die ihm zu Ausgangs- und Stützpunkten dienen. [...] Marx be- 
trachtet die gesellschaftliche Bewegung als einen naturgeschichtlichen Prozeß, 
den Gesetze lenken, die nicht nur von dem Willen, dem Bewußtsein und der 
Absicht der Menschen unabhängig sind, sondern vielmehr umgekehrt deren 
Wollen, Bewußtsein und Absichten bestimmen.“ (Kaufmann, zit. nach Marx, 
MEW 23: 26) Von daher stellte sich in der marxistischen Tradition denjeni- 
gen, die nicht alle sozialen Prozesse und politischen Kämpfe auf die Naturge- 
setze des Kapitals und damit auf einen Gegenstand der kritischen politischen 
Ökonomie reduzieren wollten, dann auch die Frage nach einer materialisti- 
schen Soziologie. Wenn Marx, wie er schreibt, in seinen Arbeiten nur eine 
Analyse der „Anatomie“ der bürgerlichen Gesellschaftsformation unternom- 
men hat, in der die kapitalistische Produktionsweise herrscht - in welcher 
Weise herrscht diese Produktionsweise dann in der bürgerlichen Gesellschaft, 
in welcher Weise formiert sie diese? Welche Möglichkeiten haben die Indivi- 
duen und die sozialen Gruppen, durch ihre Praxis überhaupt auf die mit na- 
turgesetzmäßiger Gewalt ablaufenden Prozesse der kapitalistischen Produkti- 
onsweise Einfluss zu nehmen oder diese gar zu ändern? Das berührt auch 
Marx’ Analyse selbst, denn zwangsläufig stellt sich die Frage, welche Bedeu- 
tung sie überhaupt haben kann, wenn dem Bewusstsein eine so geringe Rolle 
beigemessen wird: warum und für wen müssen die Tatsachen überhaupt fest- 
gestellt werden, wenn sich alles mit eherner Notwendigkeit vollzieht? Stellt 
sich Emanzipation hinter dem Rücken der Akteure her? Wäre es vielleicht so- 
gar besser, sie würden das Ziel der freien Assoziation nicht wollen, weil der 
gleichsam naturgesetzliche Prozess der Emanzipation nicht durch die nicht- 
intendierten Folgen von Absichten gestört würde? 

Es gibt Äußerungen von Marx, die in die genaue Gegenrichtung weisen und 
ins Zentrum der Theorie das menschliche Handeln stellen. In seinen Thesen 
über Feuerbach (1845) steht der Begriff der Praxis im Zentrum, kritisiert wird 
von ihm an Feuerbach, dass dieser die Wirklichkeit nur unter der Form des 
Objekts fasse, also gerade nicht als Ergebnis menschlicher Tätigkeit. In der elf 
ten These wird verändernde Praxis zu einem Imperativ erhoben. Im Kommu- 
nistischen Manifest wird betont: „Die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft 
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ist die Geschichte von Klassenkämpfen.“ (MEW 4: 462) Das Moment von 
Freiheit menschlichen Handelns wird von ihm herausgehoben, wenn er davon 
spricht, dass das Reich der Freiheit dem Reich der Notwendigkeit entgegen- 
stehe. „Das Reich der Freiheit beginnt in der Tat erst da, wo das Arbeiten, das 
durch Not und äußere Zweckmäßigkeit bestimmt ist, aufhört; es liegt also der 
Natur der Sache nach jenseits der Sphäre der eigentlichen materiellen Produk- 
tion.“ (MEW 25: 828) Diese Formulierung könnte so verstanden werden, dass 
die kapitalistische Gesellschaft durch naturgesetzliche Abläufe bestimmt sei, 
diese Naturnotwendigkeit jedoch durch Emanzipation immer weiter zurück- 
gedrängt werden könnte bis allein noch Freiheit übrig bliebe. Fine zukünftige 
Assoziation freier Individuen wäre durchgängig durch freies Handeln ausge- 
zeichnet. Wenn die kapitalistische Produktionsweise derart naturgesetzlich be- 
stimmt ist, dass sie vom Bewusstsein, dem Wollen und den Absichten der In- 
dividuen unabhängig ist, dann könnte im Umkehrschluss gefolgert werden, im 
Reich der Freiheit würde alles vom Bewusstsein und den Absichten der Indi- 
viduen bestimmt und es könnte keine eigenmächtigen gesellschaftlichen Ge- 
setzmäßigkeiten geben. Doch Marx ist offensichtlich nicht an der Tradition 
der Bewusstseinsphilosophie orientiert, in der Freiheit mit Transparenz der so- 
zialen Verhältnisse assoziiert wird und ein direkter Zusammenhang zwischen 
Absichten und Folgen nahe gelegt wird. Die Arbeiterklasse wisse, dass die „Er- 
setzung der ökonomischen Bedingungen der Sklaverei der Arbeit durch die 
Bedingungen der freien und assoziierten Arbeit nur das progressive Werk der 
Zeit sein kann“; sie wisse, „daß das gegenwärtige ‚spontane Wirken der Natur- 
gesetze des Kapitals und des Grundeigentums’ nur im Verlauf eines langen 
Entwicklungsprozesses neuer Bedingungen durch ‚das spontane Wirken der 
Gesetze der gesellschaftlichen Ökonomie der freien und assoziierten Arbeit’ 
ersetzt werden kann“ (MEW 17: 546; Herv. von mir). Diese Formulierung von 
Marx verstehe ich so, dass er nicht die Ansicht vertritt, dass Notwendigkeit 
und Freiheit sich äußerlich gegenüber stehen, hier ein anonymes System, dort 
das freie, bewusste Handeln der Individuen, so dass im Fall kommunistischer 
Vergesellschaftung die Freiheit als ständiger freier Willensakt der Individuen 
außerhalb aller gesellschaftlichen Verhältnisse zur Geltung käme. Vielmehr 
sind die gesellschaftlichen Gesetzmäßigkeiten beider Formen von Produkti- 
onsverhältnis mit dem Handeln, der Praxis vermittelt - allerdings in einer ra- 
dikal verschiedenen Art und Weise, so dass sowohl die Gesetzmäßigkeiten des 
Handelns als auch das Handeln selbst anders beschaffen sind. Die Menschen, 
so lässt sich Marx verstehen, handeln immer frei, allerdings nicht immer unter 
selbstgewählten Verhältnissen (vgl. MEW 8: 115). Auch im Fall der emanzi- 
pierten Form des Zusammenlebens handeln sie nach spontanen sozialen Ge- 
setzmäßigkeiten. Soweit es sich um spontane Gesetzmäßigkeiten handelt, ste- 
hen sie nicht ständig zur Disposition und sind nicht willkürlich von Einzel- 
nen zu verändern. In beiden Fällen, der kapitalistischen Produktionsweise und 
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der freien Assoziation, werden Menschen von den objektiven Gesetzmäßigkei- 
ten bestimmt. Kommt es unter kapitalistischen Bedingungen jedoch zu einem 
Gegensatz von Notwendigkeit und Freiheit, von Struktur und Handeln, so be- 
steht der emanzipierte Zustand darin, dass die Individuen ihre Verhältnisse aus 
freien Stücken wählen und gemeinsam ihre gemeinsamen Lebensverhältnisse 
erzeugen und bestimmen, unter denen sie leben. 

Marx geht es also nicht - im Sinne einer universellen soziologischen Theorie - 
um den Unterschied von Struktur und Handlung, diesen gibt es nicht ın ei- 
nem abstrakten Sinn, sondern wenn überhaupt nur in der historisch besonde- 
ren Konstellation der kapitalistischen Produktionsweise, in der sich Freiheit 
und Notwendigkeit als Gegensatz von Struktur und Handlung, als Gesell- 
schaftssystem und Praxis von Einzelnen oder Kollektiven darstellen, weil es 
keine personale Autorität mehr gibt, sondern die gesellschaftlichen Verhältnis- 
se als Rechts- und Willensverhältnisse erscheinen, die als gewollte auch selb- 
ständige Form anzunehmen scheinen. Aber Marx geht noch weiter. Das, was 
als „Struktur“ als das Bestimmende und Erste erscheint, wird von ihm als et- 
was Abgeleitetes begriffen. Kommen wir noch einmal auf die methodologi- 
schen Bemerkungen von Marx zurück. Was Kaufmann als Marx „wirkliche“ 
Methode bezeichnet, was Marx, dies positiv aufgreifend, als seine „dialekti- 
sche“ Methode bezeichnet, verweist auf den historischen Charakter der Na- 
turgesetze selbst. In ihnen ist eine doppelte Bewegung enthalten. Kaufmann 
zufolge geht es Marx nicht allein um das Gesetz der Phänomene, sondern 
mehr noch um das „Gesetz ihrer Veränderung, ihrer Entwicklung, d.h. der 
Übergang aus einer Form in die andre, aus einer Ordnung des Zusammen- 
hangs in eine andre“ (MEW 23: 26). Genau diese Überlegung legt Marx auch 
nahe, wenn er im Vorwort zur ersten Auflage des Kapital schreibt, dass den 
herrschenden Klassen die Ahnung aufdämmere, „daß die jetzige Gesellschaft 
kein fester Kristall, sondern ein umwandlungsfähiger und beständig im Prozeß 
der Umwandlung begriffener Organismus ist“ (MEW 23: 16). Völlig richtig 
zieht Kaufmann also die Konsequenz, dass die Naturgesetze des Kapitals von 
Marx nicht als ewige, sondern selbst als historische verstanden werden. Jede 
historische Periode besitze ihre eigenen Gesetze. Trete das Leben aus einem 
gegebenen Stadium in ein anderes, beginne es auch durch andere Gesetze ge- 
lenkt zu werden. Noch einmal Kaufmann: „Die alten Ökonomen verkannten 
die Natur ökonomischer Gesetze, als sie dieselben mit den Gesetzen der Phy- 
sik und Chemie verglichen.“ 

Diese Ausführungen können so verstanden werden, dass Marx der Ansicht ist, 
er habe die Gesetzmäfßigkeiten bestimmt, nach denen sich die kapitalistische 
Produktionsweise und bürgerliche Gesellschaftsformation intern ständig trans- 
formierten. Doch könnten demnach immer noch die Gesetzmäßigkeiten des 
Kapitals selbst als stabil unterstellt werden, weil es sich um die Analyse der 
Struktur handelte, die die Veränderungen im doppelten Sinne determiniert: 
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Anstoß gibt für Veränderungen, aber auch die Grenzen zieht, innerhalb deren 
sie stattfinden müssen. Es entsteht dann das Problem, den Prozess der Verän- 
derung auf das zu beziehen, was identisch bleibt. Eine Art „verhüllte Kernge- 
stalt“ (MEW 25: 219) oder „Kernstruktur“ (Ritsert 1973: 32) organisiert diesen 
Prozess der Veränderung und gewährleistet die Stabilität noch in der Verände- 
rung selbst, bestimmt also, in welcher Weise überhaupt Veränderung stattfin- 
den kann. Historische Veränderungen wären nur Veränderungen an der Ober- 
fläche, in der Erscheinung des Kapitalverhältnisses. Die Erkenntnis der Kern- 
gestalt wäre dann die ganze Erkenntnis der Struktur der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise. Tatsächlich konnte in der Marxphilologie die Ansicht vertreten 
werden, die Analyse der ökonomischen Zelle, der Warenform, wäre ausrei- 
chend für das Verständnis des Gesamtprozesses des Kapitals und der bürgerli- 
chen Gesellschaftsformation. Die Analyse nach einer mit sich identischen 
Kernstruktur würde auf die systemtheoretische Frage danach verweisen, ab 
wann Selbsttransformationen eines Systems bestimmte Sollwerte überschreiten, 
ab wann ein System seine Identität verliert und in die Krise gerät. Eine Ge- 
fährdung des Systems würde zunächst nur an den Rändern auftreten, dort, wo 
jene Sollwerte überschritten werden. Entsprechend muss es dann darum gehen, 
einen festen identitären Kern des kapitalistischen Systems zu bestimmen, um 
den es Marx in seiner Analyse gegangen ist und der deswegen auch das para- 
digmatische Definiens der Theorie ist. Ist dieser Kern festgelegt, dann handelt 
es sich um die kapitalistische Produktionsweise, die Marxsche Analyse würde 
sich demnach in der Spannung von ökonomischer Kernstruktur, von Wesens- 
logik auf der einen Seite, und Oberfläche, Erscheinung, Bewusstsein auf der 
anderen Seite bewegen. Krisen werden nur in der Alternative von Systemkrise 
oder Adaption wahrgenommen. Die sozialen Kämpfe selbst hätten keinen Ein- 
fluss auf die Kernstruktur selbst und die Art und Weise, wıe diese für Stabilität 
und Kontinuität sorgt. Andere gesellschaftliche Bereiche der bürgerlichen Ge- 
sellschaftsformation, also Staat und Ideologie, werden dann allein unter dem 
Gesichtspunkt relevant, dass sie funktional den Kern stabilisieren: die Bedin- 
gungen der Reproduktionsbedingungen. So weiß man alles, was man wissen 
muss, wenn man weiß, dass sie zur Aufrechterhaltung des Kapitals beitragen. 
In den Blick kommt nicht die Dynamik des politischen Prozesses, der Staat 
als das gesellschaftliche Verhältnis, in dem sich herrschende soziale Akteure 
darum bemühen, Konflikte weniger still zu stellen, als vielmehr in einer Weise 
zur Austragung gelangen zu lassen, dass sie die weitere Reproduktion der kapi- 
talistischen Produktionsweise nicht gefährden. Für beide Positionen finden 
sich Anhaltspunkte bei Marx und Engels (vgl. Heinrich 2004: 193ff). Ebenso 
bleiben die kulturell-diskursiven Prozesse der alltäglichen Organisation der Le- 
bensführung in einem weit gegliederten zivilgesellschaftlichen Dispositiv außer 
Betracht, in dem, wie Marx (MEW 13: 9) sagt, die gesellschaftlichen Konflikte 
bewusst und ausgetragen werden. 
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Marx verknüpft in seiner Argumentation Strukturgesetzmäßigkeiten und Han- 
deln intern, zwischen ihnen besteht ein inneres Band. Das Kapitalverhältnis ist 
die Voraussetzung einer Art von Produktion, die gleichzeitig auch dieses Ver- 
hältnis als Voraussetzung reproduziert. „Wie alle seine Vorgänger, geht der ka- 
pitalistische Produktionsprozeß unter bestimmten materiellen Bedingungen 
vor sich, die aber zugleich Träger bestimmter gesellschaftlicher Verhältnisse 
sind, welche die Individuen im Prozeß ihrer Lebensreproduktion eingehn. Jene 
Bedingungen, wie diese Verhältnisse, sind einerseits Voraussetzungen, andrer- 
seits Resultate und Schöpfungen des kapitalistischen Produktionsprozesses; sie 
werden von ihm produziert und reproduziert.“ (MEW 25: 827) Marx erklärt 
nun aber auch noch, warum sich so etwas wie „System“ als gegenüber den In- 
dividuen verselbständigtes herausbilden kann. Denn diese Reproduktion der 
Voraussetzungen der Produktionsverhältnisse findet ın einer spezifischen Weı- 
se statt, nämlich derart, dass die Bildung von Reichtum als eine besondere Ei- 
genschaft des Kapitals erscheint, nicht als das Ergebnis der Aneignung des le- 
bendigen Arbeitsvermögens durch das Kapital. In dieser Reproduktion kommt 
es zu einer „Versachlichung der Produktionsverhältnisse und ihrer Verselb- 
ständigung gegenüber den Produktionsagenten“, zu einer „Herrschaft der Pro- 
duktionsbedingungen über die Produzenten“ (MEW 25: 839). Dieser Objekti- 
vitätsüberhang der Produktionsverhältnisse gegenüber den Produktionsagenten 
könnte nun als ein Verhältnis von Struktur und Handeln begriffen werden, in 
dem die Struktur das Handeln determiniert, eine genetisch strukturierte Struktur, 
die sich nun vom Handeln der Akteure systemisch verselbständigt und im weite- 
ren das Handeln bestimmt. Demgegenüber wird von Marx das Produktionsver- 
hältnis als ein Prozess bestimmt, in dem diese Herrschaft der Produktionsbedin- 
gungen über die Produzenten selbst immer wieder reproduziert werden muss. 
Anders gesagt, die determinierende Struktur bleibt vermittelt und abgeleitet. Aber 
mehr noch, darin ist das entscheidende Moment von Klassenherrschaft enthal- 
ten, denn die Verselbständigung ist eine, die nicht für alle sozialen Klassen in 
gleicher Weise gilt, sondern in besonderer Weise für die Lohnarbeiterklasse. Das 
Kapital sei nicht die Summe der materiellen und produzierten Produktionsmit- 
tel, sondern sind „die von einem bestimmten Teil der Gesellschaft monopeolisier- 
ten Produktionsmittel, die der lebendigen Arbeitskraft gegenüber verselbständig- 
ten Produkte und Betätigungsbedingungen eben dieser Arbeitskraft, die durch 
diesen Gegensatz im Kapital personifiziert werden“ (MEW 25: 823). Das Maß 
der Verteilung von Freiheit und Notwendigkeit ist also für die verschiedenen 
Klassen unter kapitalistischen Bedingungen sehr verschieden; und das Ziel von 
Marx ist es, diese Dynamik der Verselbständigung sozialer Handlungszwänge 
durch eine Wiederaneignung der gesellschaftlichen Verhältnisse zu überwinden, 
so dass für alle Bedingungen positiver Freiheit bestehen. 

Wenn die Voraussetzungen des kapitalistischen Verwertungsprozesses selbst in 
diesem Prozess noch reproduziert werden müssen, dann tritt das Wollen und 
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Bewusstsein ebenso wie die Kritik nicht von außen hinzu. Diese Reproduktion 
wird nicht unabhängig vom Wissen, den Diskursen, den Erwartungen der Ak- 
teure organisiert, sondern die Verhältnisse werden durch ihr individuelles und 
gemeinsames Handeln reproduziert bzw. nicht reproduziert. Marx selbst ist in 
diesem Punkt nicht so eindeutig. Denn auch wenn er offensichtlich die Äuße- 
rung Kaufmanns, dass es ihm nicht auf das Wollen und die Absichten der In- 
dividuen ankomme und diese als Personifikationen ökonomischer Kategorien 
analysiert würden, für richtig erachtet, misst er kulturell-ideologischen Fakto- 
ren eine nicht zu vernachlässigende Bedeutung zu. Schon allein die Rede von 
der „Personifikation“ und der „Charaktermaske“ wirft die Frage nach den be- 
sonderen Subjektivierungsformen auf, die es Individuen erträglich macht, nach 
Gesichtspunkten ökonomischer Rationalität zu handeln, so dass sie überhaupt 
zur Verfügung stehen. Marx spricht auch davon, dass der Begriff der Gleich- 
heit die „Festigkeit eines Volksvorurteils“ angenommen haben muss, bevor 
überhaupt das „Geheimnis des Wertausdrucks“ entziffert werden kann (MEW 
23: 74). Soll es also nicht zu einer Tautologie kommen, kann die Herausbil- 
dung solcher Volksvorurteile nicht selbst wiederum durch den Warentausch 
erklärt werden, sondern es bedarf weiterer politischer und kulturhistorischer 
Gesichtspunkte. 

Offensichtlich nimmt Marx an, dass sich auch die Faktoren, die vermeintlich 
die Stabilität, Kontinuität und Identität festlegen, ebenfalls ändern. Ihm zufol- 
ge transformiert sich die Gesellschaft ständig, weil sie in sich durch Wider- 
sprüche und damit von Dynamiken gegensätzlichen Handelns bestimmt ist, 
die auf ihre Überwindung gehen. Theorie sei nicht nur positives Verständnis 
des Bestehenden, sondern „zugleich auch Verständnis seiner Negation“ (MEW 
23: 28). Diese Negation findet als Kritik statt, die von einer sozialen Klasse, 
dem Proletariat, vertreten wird - insofern ist die Theorie parteilich (MEW 23: 
22). Die Feststellung der Tatsachen meint demnach, dass die Widersprüche ei- 
ner Gesellschaft nicht als äußerlich hinzutretende begriffen werden, sondern 
zu den von der Theorie festzustellenden gesellschaftlichen Tatsachen gehört 
auch die von innen bestimmende Dynamik der ständigen Transformation. Die 
Widerspruchsdynamik der kapitalistischen Produktionsweise ist derart, dass sie 
sich auch noch in sich selbst verändert. Dies ist möglich, weil sie das Ergebnis 
der sozialen Kämpfe von gegensätzlichen Klassen und ihrer Kompromisse ist, 
die sich als gegensätzliche Klassen in diesem Prozess selbst reproduzieren. Es 
bliebe unangemessen, diesen Prozess systemtheoretisch als den eines Systems 
zu begreifen, dem System des sich selbst verwertenden Werts, das sich selbst 
einfach nur neuen Gegebenheiten und Herausforderungen anpasst, ansonsten 
aber mit sich identisch bleibt. Widerstände oder Kritiken schienen dann von 
außen zum System hinzuzukommen und von solchen Menschen oder beson- 
deren Eigenschaften von Individuen auszugehen, die nicht systemisch integ- 
riert sind. Sozialer Protest erscheint als eine Abweichung von systemischen 
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Imperativen solange, bis auch er in das selbstadaptive System integriert wor- 
den ist. Damit jedoch werden die Veränderungen der sozialen Kämpfe, der 
Akteure, der Gegenstände des Konflikts, der Art der Austragung zugunsten ei- 
ner wesenslogischen Betrachtung zur Seite geschoben, die nahelegt, dass es 
sich immer um gesellschaftliche Verhältnisse und Klassenkämpfe des Typus 
handelte, die Marx vor Augen hatte. Gelegentlich wurde die neoliberale Glo- 
balisierung so interpretiert als bringe sich der Kapitalismus nun auf den Beg- 
riff. Entsprechend kann dann auch die Erwartung entstehen, es müssten auch 
ein bestimmtes Klassensubjekt und eine bestimmte Art der Kämpfe sich wie- 
derbeleben. 

Das Besondere an der Theorie von Marx ist, dass er die Dynamik der Verän- 
derung in der „Kerngestalt“ der kapitalistischen Produktionsweise selbst ver- 
ankert sieht. Es sind ihm zufolge zwei Merkmale, die die kapitalistische Pro- 
duktionsweise definieren. Erstens ist charakteristisch, dass ihr Produkt als Pro- 
dukt des Kapitals erscheint und vorwiegend die Form der Ware annimmt. Da- 
zu gehört, dass auch die Arbeitskraft selbst eine Ware ist und der Arbeiter als 
freier Lohnarbeiter auftritt. Alle Warenbesitzer wollen ihre Waren so teuer wie 
möglich verkaufen. Die Gesellschaftlichkeit der je individuellen Arbeitsleistun- 
gen, die als Wertbestimmung in die Ware eingehen, kann erst auf dem Markt 
in der Konkurrenz zur Geltung gelangen. Ob und in welchem Umfang die 
Ware Arbeitskraft überhaupt einen Wert hat, ob also und in welchem Umfang 
in ihre Herstellung gesellschaftlich nützliche Arbeit eingegangen ist, erweist 
sich erst am Markt. Hier bildet sich in der Vielzahl von einzelnen Angebots- 
und Nachfragehandlungen etwas heraus wie ein Durchschnitt dessen, was als 
gesellschaftlich nützlich verausgabte Arbeitszeit gelten kann. „Gesellschaftlich 
notwendige Arbeitszeit ist Arbeitszeit, erheischt, um irgendeinen Gebrauchs- 
wert mit den vorhandenen gesellschaftlich-normalen Produktionsbedingungen 
und dem gesellschaftlichen Durchschnittsgrad von Geschick und Intensität 
der Arbeit darzustellen.“ (MEW 23: 53) Ein Durchschnitt besteht solange, bis 
es jemandem gelingt, die zur Produktion der Ware benötigten Arbeitszeit wie- 
derum unter den gesellschaftlichen Durchschnitt zu drücken. Aber was zu ei- 
nem Zeitpunkt der Durchschnitt ist, weiß niemand, der Durchschnitt bildet 
sich aus der unendlichen Zahl von Transaktionen zwischen Kapital und Ar- 
beit, keine konkrete Arbeit muss oder kann ihm entsprechen. „Nur als inneres 
Gesetz, den einzelnen Agenten gegenüber als blindes Naturgesetz, wirkt hier 
das Gesetz des Werts und setzt das gesellschaftliche Gleichgewicht der Pro- 
duktion inmitten ihrer zufälligen Fluktuationen durch.“ (MEW 25: 887) Die- 
ses Gleichgewicht ist der Durchschnitt, eine Normalität, die eine Abstraktion 
darstellt, weil es in der Wirklichkeit keinen Nullpunkt gibt, von dem aus diese 
Normalität zu messen wäre. 

Zweitens ist die kapitalistische Produktionsweise dadurch bestimmt, dass die 
Produktion von Mehrwert ihr direkter Zweck ist. Dies bestimmt auch das 
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Verhältnis zwischen den „Hauptagenten“ der kapitalistischen Produktionswei- 
se. Der Kapitalist übt seine Autorität als „Personifizierung der Arbeitsbedin- 
gungen gegenüber der Arbeit“ unpersönlich in Gestalt eines als „Hierarchie 
gegliederten, gesellschaftlichen Mechanismus des Arbeitsprozesses“ aus (MEW 
25: 888). Diese Autorität über das Unternehmen und die dort für Lohn Arbei- 
tenden ist notwendig, damit dem Kapitalisten bei der Aneignung von Mehrar- 
beit keine Nachteile entstehen, die ıhn in der Konkurrenz nach außen be- 
nachteiligen könnten, wenn er anderen Warenbesitzern gegenübertritt und sich 
auf dieser Stufe erneut der gesellschaftliche Zusammenhang der Produktion als 
„übermächtiges Naturgesetz der individuellen Willkür gegenüber geltend 
macht“ (ebd.). In beiden Fällen aber greifen die Lohnarbeiter in den spe- 
zifischen Modus des kapitalistischen Produktionsverhältnisses ein. Die Lohn- 
arbeiter produzieren Waren und produzieren damit, mit dem in diesen enthal- 
tenen Mehrwert, gleichzeitig die Bedingungen dafür, dass die Kapitaleigner im 
nächsten Zyklus auf einer höheren Stufenleiter noch mehr lebendiges Arbeits- 
vermögen anzueignen vermögen. Dies kann aufgrund von Rationalisierung 
einhergehen mit einer Veränderung der technisch-beruflichen Struktur oder 
mit einem Abbau von Arbeitsplätzen. Die Konsequenz in beiden Fällen ist die 
Veränderung des Durchschnitts der gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit, 
also eine Entwertung von gesellschaftlicher Arbeit bei der Erzeugung der Ware 
Arbeitskraft und Arbeitslosigkeit sowie daraus resultierender Nachfrage. Die 
Autorität in den Fabriken kann zu Ineffizienz, zu Kämpfen gegen Vorgesetzte, 
zu Sabotage führen. Da die Produktion von Mehrwert ein Zweck ist, können 
solche Prozesse der Arbeitslosigkeit, der Lohnkämpfe, des Nachfrageausfalls, 
der Autoritätskonflikte aufgrund von Erfahrungen antizipiert werden. Erwar- 
tungen können stabilisiert, das Eintreten der blinden Naturgesetzmäßigkeit 
verzögert, ihre Wirkungen gemildert werden. 

In seinen Analysen betont Marx immer wieder, dass ihn nicht die endlose 
Zahl von Einzelfällen, die Oszillationen am Markt, die konkrete Konkurrenz, 
das Entstehen und der Untergang von Unternehmen oder einzelnen nationa- 
len Ökonomien, nicht die konkreten Arbeitskämpfe interessieren. Relevant ist 
für ihn, dass es sich - im Unterschied zu voran gegangenen Produktionsweisen 
- um Vorgänge handelt, die zahlreich und regelmäßig wiederkehrend stattfin- 
den und an denen jeweils sehr viele Individuen beteiligt sind. Die wirkliche 
Bewegung der Konkurrenz liege außerhalb seines Plans und er habe „nur die 
innere Organisation der kapitalistischen Produktionsweise, sozusagen in ihrem 
idealen Durchschnitt“ darzustellen (MEW 25: 839). Es gibt zwei Möglichkei- 
ten, diese Formulierung zu verstehen. Im einen Fall wird „Durchschnitt“ als 
etwas historisch Unspezifisches verstanden, so wie die Dinge im Regelfall ide- 
alerweise stattfinden. Doch da Marx auf jeder Stufe seiner Darstellung immer 
wieder darauf hinweist, dass sich die Gesetzmäßigkeiten des Kapitals als Pro- 
zesse einer Durchschnittsbildung durchsetzen, lässt sich der Begriff des „idea- 
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len Durchschnitts“ auch als eine Art Durchschnitt der Durchschnitte begrei- 
fen. In diesem Sinn wäre der „ideale Durchschnitt“ das, was Marx als „Begriff“ 
oder „allgemeinen Typus“ des Kapitalverhältnisses charakterisiert, wenn er 
schreibt: „In solcher allgemeinen Untersuchung wird überhaupt immer vor- 
ausgesetzt, daß die wirklichen Verhältnisse ihrem Begriff entsprechen, oder was 
dasselbe, werden die wirklichen Verhältnisse nur dargestellt, soweit sie ihren 
eignen allgemeinen Typus ausdrücken.“ (MEW 25: 152) Es geht also nicht 
darum, welche Einzelereignisse auftreten, sondern allein um eine Masse von 
Ereignissen; auch nicht darum, dass an jedem Punkt des Kapitalkreislaufs Stö- 
rungen auftreten können und damit schon das Gelingen des Kapitalkreislaufs 
selbst etwas Unwahrscheinliches und Krisenhaftes ist. Für Marx ist entschei- 
dend die Perspektive des Durchschnitts. Aus seiner Sicht kommt im Durch- 
schnitt aller Bewegungen der Kapitalkreislauf zustande. Dazu gehören die 
Konkurrenz der Einzelkapitale, die Arbeitskämpfe und sozialen Proteste, die 
unterschiedliche Autonomie des Staates vom Kapitalkreislauf. Nur durch alle 
diese Bewegungen hindurch kommt die Verwertung des Kapitals zustande. In- 
sofern gehört zu diesem Kreislauf die Utopie der immerwährenden Prosperität 
ebenso wie die ständige Erwartung darauf, dass Krisen und Konflikte ausbre- 
chen, die den Kreislauf unterbrechen. Für Marx ist die Frage, was in der lan- 
gen Tendenz, also im Durchschnitt vieler Einzelereignisse und Pendelaus- 
schläge der Produktionsweise insgesamt geschieht: Phasen der Prosperität und 
der Krise, die in kurzen und langen Rhythmen wechseln, soziale Kämpfe, in 
denen über Jahrzehnte hinweg zyklisch soziale Akteure in historisch spezifi- 
schen Identitätsformen langanhaltende Konflikte austragen. Im Durchschnitt 
der Bewegungen wiederholen sich die Probleme auf jeweils höherer Stufenlei- 
ter: das Thema des Wahlrechts und der Art der Demokratie, das Verhältnis zur 
Natur, die Frage des Rassismus, das Geschlechterverhältnis. Im idealen Durch- 
schnitt kreist die kapitalistische Produktionsweise in langen Rhythmen um 
sich selbst und löst keines der von ihr geschaffenen Probleme. Allerdings 
nimmt Marx an, dass sich langfristig im Durchschnitt dieser Bewegungen 
auch eine Tendenz zur Emanzipation behauptet. Denn es gibt die stetige 
Tendenz zur Akkumulation des gesellschaftlichen Reichtums, der in kapitalis- 
tischer Form nicht mehr reproduziert werden kann, also eine Tendenz zur 
Vergesellschaftung der privaten Produzenten, die die Menschheit über die ka- 
pitalistischen Produktionsweise und die Logik des idealen Durchschnitts hi- 
nausführt. Die Bildung von Durchschnitten ist ein entscheidendes Merkmal 
des Kapitalverhältnisses selbst, da es sich um eine auf privater Warenprodukti- 
on beruhende Produktionsweise handelt. Im Einzelfall handeln alle frei, sie 
beobachten sich wechselseitig, bilden Erwartungen und Erwartungserwartun- 
gen über das Handeln anderer aus und versuchen, ihre Chancen zu optimie- 
ren. Weil ihnen alles als ungewiss erscheint, versuchen, sie die Eintrittswahr- 
scheinlichkeit von Ereignissen zu berechnen, also Durchschnitte und Risiken 
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zu antizipieren und sich darauf einzustellen. Erst indem sie in bestimmten 
Quanten vorkommen, bilden die Einzelereignisse Durchschnitte. Der Durch- 
schnitt selbst wird gerade zur Macht über den unmittelbaren Produzenten: ih- 
re einzelne Arbeitsverausgabung soll aus ihrer individuellen Sicht ein Produkt 
mit einem Wert schaffen, aber ob und welchen Wert es hat, erweist sich erst, 
wenn am Markt durch den Vergleich der einzelnen Waren ein Durchschnitt 
gebildet wurde, ein Durchschnitt, der sich im Vorgang Ware gegen Geld her- 
stellt. In gleicher Weise verkehrt sich der von einem Kapitalisten angeeignete 
Mehrwert durch die Konkurrenz der Einzelkapitale in einen Durchschnitts- 
profit und gewinnt als solcher wiederum eine Eigendynamik. Der Durch- 
schnitt ist demnach eine wesentliche Bestimmung des Wertgesetzes. Allein, 
indem sich in einer Vielzahl von einzelnen Handlungen und Vorgängen ein 
Durchschnitt bildet, setzt sich das Wertgesetz durch. Die Blindheit des Natur- 
gesetzes besteht also in der Form der Durchschnittsbildung. Anders gesagt, die 
Individuen handeln frei und sind, in logischer Hinsicht, gezwungen, frei zu 
handeln, aber sie werden in dieser Freiheit immer wieder von ihren spezifi- 
schen gesellschaftlichen Verhältnissen eingeholt, insofern sie, ohne es ex ante 
immer zu wissen, Teil eines Prozesses der Durchschnittsbildung sind, den sie 
mit ihrem Handeln vollziehen. Mit Blick auf unsere Fragestellung lässt sich 
demnach sagen, dass Struktur und Handlung nicht gleichsam vertikal ange- 
ordnet sind und die Struktur das Primäre, das Handeln das Abgeleitete sind; 
vielmehr befinden sich beide logisch auf einer Ebene. Das Handeln der Indi- 
viduen in der bürgerlichen Gesellschaftsformation ist gesellschaftstheoretisch 
hier zunächst einmal insofern relevant, wie es „Struktur“ wird; und es wird zur 
„Struktur“, insofern es durch die Bildung von Durchschnitten eingeholt wird. 
Die Struktur ist nichts Drittes, die das Handeln determiniert, sondern das 
Handeln aller anderen bildet für die einzelnen, frei Handelnden die Struktur, 
da sie erst durch ihr Handeln die Verhältnisse reproduzieren, unter denen sie 
selbst wieder auf eine bestimmte Art und Weise handeln müssen. Marx ver- 
sucht also deutlich zu machen, dass aus seiner theoretischen Sicht die Begriffe 
Struktur und Handeln keinen Gegensatz darstellen, da nicht das Handeln von 
etwas Drittem, einer Struktur, determiniert wird. Die Rede von der „Struktur“ 
ist eine Abkürzung für den komplexen Sachverhalt, dass das Handeln der Ein- 
zelnen, das sich zu einem kollektiven Muster aggregiert, füreinander zur De- 
terminante wird. Das Wertgesetz bezeichnet also keine zugrunde liegende 
Struktur, sondern gibt den Begriff für den Vollzug und die Wirkungen kollek- 
tiven Handelns. 
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3. Das Gesetz der großen Zahl und seine Überwindung 


Marx’ Überlegungen, so meine Vermutung, sind in der Geschichte der Gesell- 
schaftstheorie einzigartig, weil er nicht nur den dinglichen Charakter von ge- 
sellschaftlichen Phänomenen in Verhältnisse auflöst, sondern zudem in Relati- 
onen, die sich im und durch das Handeln der Individuen selbst noch ständig 
ändern. Ungewiss ist in jedem Einzelfall, ob die Terms dieser Relationen er- 
neuert werden. Entscheidend für den gesellschaftlichen Prozess ist, was im 
Durchschnitt der Fall ist. Entsprechend ist Gegenstand der Theorie der Pro- 
zess der Bildung von Durchschnitten und deren Folgen. Meinem Eindruck 
nach wurde die Bedeutung der Marxschen Auffassung, wonach die bürgerliche 
Gesellschaftsformation in ihrer Gesamtheit eine von statistischen Ereignissen, 
Normalverteilungen und Durchschnitten bestimmte Form der Vergesellschaf- 
tung ist, nur wenig zum Gegenstand der gesellschaftstheoretischen Diskussion. 
Es gibt jedoch einzelne Hinweise. Auf einige von ihnen möchte ich im Fol- 
genden zu sprechen kommen. Studien zur Normalisierung lasse ich hier außer 
Betracht, weil sie trotz zahlreicher innovativer Überlegungen nicht die kapita- 
listische Gesellschaftsformation als Ganze zum Gegenstand nehmen (vgl. ins- 
besondere Link 2006; Sohn/Mehrtens 1999; Schmidt-Semisch 2000). 

Michel Foucault hat in seiner 1978 gehaltenen Vorlesung über „Sicherheit, 
Territorium, Bevölkerung“, die sich mit der Genealogie der Politischen Öko- 
nomie als Technologie der Regierung befasst, nachgezeichnet, wie sich die Lo- 
gik der Regierung von Einzelereignissen vermittels statistischer Verteilungen, 
Normalitätskurven und Durchschnitten gebildet und zur Formierung entspre- 
chender Regierungsobjekte geführt hat: also die Bevölkerung, die Ökonomie, 
die Gesellschaft. Er zeigt, dass der Entstehung der Politischen Ökonomie im 
18. Jahrhundert eine neue Haltung zugrunde liegt, die das Phänomen des 
Nahrungsmangels nicht mehr in moralischen Begriffen versteht und deswegen 
verhindern will, sondern als „ein Arbeiten im Element dieser Wirklichkeit 
selbst“ verstanden werden kann (Foucault 2004: 63). Die Dinge ereignen sich, 
auch wenn man sie nicht für wünschenswert hält. Es geht darum, die Dinge 
laufen zu lassen, die Zirkulationen zu begünstigen und dann nach den Geset- 
zen und Prinzipien der Realität selbst zu steuern. Entsprechend soll der Nah- 
rungsmangel nicht mehr verhindert werden, sondern andere Elemente der 
Wirklichkeit sollen im Verhältnis zu ihm in Gang gesetzt werden, die ihn auf- 
heben. Vergleichbares findet im Verhältnis zu Krankheiten statt. Die Krankheit 
wird nicht mehr gefürchtet, sondern es wird die Verteilung der Fälle in einer 
Bevölkerung beobachtet. Damit wird das Risiko für die einzelnen Individuen 
berechenbar, von einer Krankheit betroffen zu werden. Es wird erkennbar, 
dass die Risiken variieren und für die Individuen sehr ungleich verteilt sind. Es 
lassen sich wahrscheinliche Morbiditäts- und Mortalitätskoeffizienten berech- 
nen und Normalitätserwartungen hinsichtlich der Häufigkeit ausbilden. Es las- 
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sen sich verschiedene Normalitäten unterscheiden und selbst wiederum in ein 
Verhältnis zueinander setzen, so dass sich abweichende Normalitäten von ei- 
ner normalen, allgemeinen, durchschnittlichen Kurve der Normalität unter- 
scheiden lassen. Die Regierungstechnologie besteht dann darin, die ungünsti- 
gen Kurven den günstigeren anzunähern. „Wir haben hier also etwas, das vom 
Normalen ausgeht und sich bestimmter Aufteilungen bedient, die für norma- 
ler als die anderen, jedenfalls für günstiger als die anderen gehalten werden. Es 
sind diese Aufteilungen, die als Norm dienen. Die Norm ist ein Spiel im Inne- 
ren der Differential-Normalitäten. Das Normale kommt als erstes, und die 
Norm leitet sich daraus ab ...“ (Foucault 2004: 98) Damit entsteht neben der 
Souveränitäts- und der Disziplinarmacht, die darauf beruhen, den Willen des 
einen kontinuierlich und erschöpfend an einen anderen weiterzugeben, eine 
dritte Form der so genannten Bio-Macht, die die Bevölkerung als ganze zum 
Gegenstand hat. Diese Macht stimme die Menschenakkumulation mit der 
Kapitalakkumulation ab. Sie „war gewiß ein unerläßliches Element bei der 
Entwicklung des Kapitalismus, der ohne kontrollierte Einschaltung der Körper 
in die Produktionsapparate und ohne Anpassung der Bevölkerungsphänomene 
an die ökonomischen Prozesse nicht möglich gewesen wäre“ (Foucault 1977: 
168). Zur regulierenden Kontrolle der Bevölkerung entstanden eine Vielzahl 
von Wissen-Macht-Techniken, die die „großen Zahlen“ verwalten und regieren, 
die Fortpflanzung, die Geburten und Todesfälle, das Gesundheitsniveau, die 
Lebensdauer zum Gegenstand hatten: die Statistik, die Demographie, die Epi- 
demiologie oder die Ökonomie (vgl. dazu auch Desrosieres 2005). 

Wenn Foucault die Entstehungsphase der Logik des Durchschnitts und damit 
verbunden der Ökonomie und Gesellschaft als Gegenstände des Regierungs- 
wissens untersucht, so haben Horkheimer und Adorno bestimmte Aspekte in 
den Blick genommen, die sie als Merkmale einer neuen Form der Beherr- 
schung der Individuen durch ihre Reduktion auf konformierende Angehörige 
von Massen zu bestimmen versuchten. Beherrschung der Individuen findet 
demnach nicht primär repressiv statt. Auf einer neuen historischen Stufe der 
Kapitalakkumulation wird noch die freie Zeit der Individuen, in der sie sich 
zuvor der Logik des Verwertungs- und Arbeitszwangs entziehen konnten, als 
Freizeit der Kapitalverwertung unterworfen. Mit den konsumtiven Verhaltens- 
mustern während der Freizeit - also Mediennutzung, Sport, Inneneinrichtung 
ihrer Wohnungen oder Automobilität (Ausflüge am Wochenende, Autokino) 
- tragen die Individuen dazu bei, dass sich neue Bereiche der Kapitalverwer- 
tung und Kapitalfraktionen bilden können. Damit wird die Sphäre der Kultur 
von einer Sphäre, in der Distanz, Muße und Reflexion möglich war, zu einer 
Sphäre der Herrschaft. Die Lenkung der Individuen findet durch das „Gesetz 
der großen Zahl“ statt: also dadurch, dass viele das Gleiche tun und sich 
wechselseitig daran orientieren, was die anderen tun oder haben (das Haus, 
das Auto, den Urlaub) und alles preiswert überhaupt nur zu erhalten ist, wenn 


Struktur, Handlung und der ideale Durchschnitt 171 


es in großen Mengen zur Verfügung steht: der Kinofilm, der Gewinn nur 
bringt, wenn Millionen ihn sehen; die Millionen, die alle dieselben TV- 
Programme schauen, das standardisierte Reihenhaus, das Automodell, das sich 
nur geringfügig in der Ausstattung oder dem Design unterscheidet, der einsa- 
me Strand, an dem sich alle Mitreisenden desselben Reiseunternehmens wieder 
treffen. Die ‚Masse’ wird zur Rechtfertigung von Produkten, die die ‚Masse’ 
erst herstellen. „Die Logik ist demokratisch, in ihr haben die Großen vor den 
Kleinen dabei nichts voraus. Jene gehören zu den Prominenten wie diese zu 
prospektiven Gegenständen der Wohlfahrtspflege. Wissenschaft im allgemei- 
nen verhält sich zur Natur und zu den Menschen nicht anders als die Versi- 
cherungswissenschaft im besonderen zu Leben und Tod. Wer stirbt, ist gleich- 
gültig, es kommt aufs Verhältnis der Vorfälle zu den Verpflichtungen der 
Kompanie an. Das Gesetz der großen Zahl, nicht die Einzelheit kehrt in der 
Formel wieder.“ (Horkheimer, Adorno 1947: 107) Gleichwohl werden der freie 
Wille und die Entscheidungsfreiheit des Konsumenten, sein je klassenspezifi- 
scher Geschmack, der Spaß und das Vergnügen angereizt, um den Verkauf zu 
fördern. In Foucaultschen Begriffen gedacht, geht es darum, die Streuung in 
den Verhaltensweisen der Individuen zu vergrößern und diese zirkulieren zu 
lassen, so dass sie glauben können, sie verfolgten ihre aufgeklärten Ziele als 
freie Bürger. Sie werden ständig dazu aufgefordert, sich als Besondere zu se- 
hen: Teilnahme an Schönheitswettbewerben, Song-Contests, Preisausschreiben, 
Lotterien. Alle machen mit, damit einzelne das Glück trifft. Die Besonderheit 
wird egalisiert in der Form des Glück-Habens, des Zufalls. „Vergnügen heißt 
allemal: nicht daran denken müssen, das Leiden vergessen, noch wo es gezeigt 
wird. Ohnmacht liegt ihm zu Grunde. Es ist in der Tat Flucht, aber nicht, wie 
es behauptet, Flucht vor der schlechten Realität, sondern vor dem letzten Ge- 
danken an Widerstand, den jene noch übriggelassen hat. Die Befreiung, die 
Amusement verspricht, ist die von Denken als von Negation. ... Trotzdem ist 
es mit dem bei der Stange Halten immer schwieriger geworden. Der Fort- 
schritt der Verdummung darf hinter dem gleichzeitigen Fortschritt der Intelli- 
genz nicht zurückbleiben. Im Zeitalter der Statistik sind die Massen zu gewit- 
zigt, um sich mit dem Millionär auf der Leinwand zu identifizieren, und zu 
stumpfsinnig, um vom Gesetz der großen Zahl auch nur abzuschweifen. Die 
Ideologie versteckt sich in der Wahrscheinlichkeitsrechnung. Nicht zu jedem 
soll das Glück einmal kommen, sondern zu dem, der das Los zieht, vielmehr 
zu dem, der von einer höheren Macht - meist der Vergnügungsindustrie sel- 
ber, die unablässig auf der Suche vorgestellt wird - dazu designiert ist. Die von 
den Talentjägern aufgespürten und dann vom Studio groß herausgebrachten 
Figuren sind Idealtypen des neuen abhängigen Mittelstands.“ (Ebd.: 170f) 

Horkheimers und Adornos Analyse bewegt sich im Horizont der fordistischen 
Regulierung von Marktprozessen. Die Überlegungen von Marx gelten im 
Prinzip, müssen jedoch modifiziert werden. Marx nahm an, dass sich der 
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Durchschnitt erst ex post bildet und sich das Wertgesetz hinter dem Rücken 
der Akteure durchsetzt, diese also die Durchschnittsbildung nicht antizipieren. 
Doch trifft dies für den Fordismus nicht zu. Vielmehr können sich die Akteu- 
re auf die Bildung des Durchschnitts selbst einstellen, und sie können sein 
Eintreten versuchen, ex ante selbst noch zu organisieren (vgl. Lipietz 1985). Es 
geht also darum, bestimmte Regelmäßigkeiten nicht nur zu beobachten und 
zu erwarten, sondern das Eintreten bestimmter Ereignisse zu fördern: Häufig- 
keit, Intervalle, Rhythmus, Intensität, Dauer. Die Arbeit des gesellschaftlichen 
Gesamtarbeiters und die kollektiven Gewohnheiten der Bevölkerung werden 
dahingehend aufeinander abgestimmt und reorganisiert, dass erwartbare und 
kalkulierbare Regelmäßigkeiten eintreten. Der Durchschnitt setzt sich dann 
nicht einfach nur blind durch, sondern wird von einer Vielzahl von gesell- 
schaftlichen Akteuren selbst wiederum zum Gegenstand einer Praxis gemacht: 
sozialstaatliche Agenturen, Schulen, Medizin, Psychologie, Soziologie. Ent- 
sprechend werden Ressourcen, Infrastrukturen, Ausbildungseinrichtungen, das 
Steueraufkommen und die staatlichen Ausgaben geplant. Der Staat bemüht 
sich, durch Infrastrukturförderung, Besteuerung und Transferleistungen, durch 
politische Appelle und konkrete Programme die Bevölkerung zu bestimmten 
Gewohnheiten zu erziehen und eine regelmäßige Nachfrage zu erzeugen, so 
dass die Unternehmen in einer berechenbaren Größenordnung - economies of 
scale - mittelfristige Perspektiven für Kapitalvorschüsse, Arbeitskräftebedarf, zu 
erwartende Rückläufe, für Produkte und Produktionsverfahren entwickeln 
können. Die Konsumenten werden durch Konsumforschung, Meinungsbefra- 
gung, Kundenprofilbildung, Werbung, Fernsehprogramme, medizinische Bera- 
tung und durch das Ganze kulturindustrialisierter Lebensgewohnheiten zu re- 
gelmäßigen Gewohnheiten auf hohem Aggregationsniveau angehalten. Auf 
diese Weise wird ein bestimmtes arbeitsteiliges Verhältnis von Unternehmen 
und Branchen, den entsprechenden Arbeitskräften, Ausbildungen, Wohnun- 
gen, Verkehrswegen und Konsum geschaffen. Die Dynamik ist gering, die Pro- 
fitraten sind langfristig stabil und auf einem niedrigen Niveau - was über ei- 
nen längeren Zeitraum nach dem Zweiten Weltkrieg von den Kapitaleignern 
hingenommen wurde (vgl. Harvey 2007). Denn aufgrund staatlicher Maßnah- 
men tragen auch solche Unternehmen zur Bildung der Durchschnittsprofitrate 
bei, die dem fortgeschrittenen Stand der Produktivitätsentwicklung nicht ent- 
sprechen. Dem wird von neoliberaler Seite ein Begriff von Planung entgegen 
gestellt, demzufolge mit dem Markt geplant werden soll, d.h. Kapital, dessen 
Produktivität sich in der Konkurrenz nicht gering erweist, soll nicht durch 
staatliche Maßnahmen gerettet, sondern antizipierend zerstört werden, um den 
Markt ‚proaktiv’ zu bereinigen. Doch trotz solcher Planungen, die den Durch- 
schnitt der gesellschaftlichen Verhältnisse betreffen, ist der Durchschnitt nicht 
unter der Kontrolle der gesellschaftlichen Akteure, sondern bleibt eigenmäch- 
tig. Die Freiheit der Individuen bleibt also eine eingeschränkte. 
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Weder Foucault noch die Vertreter der älteren Kritischen Theorie sprechen so 
klar die politische Konsequenz der Analyse des Gesetzes der großen Zahl und 
der Normalverteilungen an wie Gramsci in seinen Gefängnisnotizen. Gramsci 
hat das Problem der rationalen Proportionen in der Bevölkerungszusammen- 
setzung vor Augen, also das, was Marx unter dem Blickwinkel des Zusam- 
menhang von technischer und wertmäßiger Zusammensetzung des Kapitals 
diskutiert. Um von einer bestimmten Ware eine größere Menge als zuvor er- 
zeugen zu können, kann die Quantität sehr plötzlich einen qualitativen As- 
pekt aufweisen. Es bedarf für den Produktionsprozess größerer Gebäude oder 
größerer Mengen an Rohstoff, einer größere Zahl von Arbeitskräften oder ei- 
ner veränderten Organisation des Arbeitsprozesses, der Aufsicht und Kontrol- 
le, Infrastrukturen für die Distribution etc. Die mengenmäßigen Anforderun- 
gen, die der Produktionsprozess stellt, stehen in einem proportionalen Ver- 
hältnis zueinander, das gestört werden und zu Konflikten führen kann (vgl. 
MEW 23: 366ff). Für eine bestimmte Menge von anzuliefernden Rohstoffen 
bedarf es im Durchschnitt einer bestimmten Menge an Transportkapazitäten 
oder im Durchschnitt einer bestimmten Menge an Arbeitskräften mit einer 
bestimmten Qualifikation. Die Bevölkerung kann also dem Alter oder Ge- 
schlecht, der Region, der Ausbildung oder Arbeitsmoral nach falsch zusam- 
mengesetzt sein, so dass sie sich für die Ausdehnung der Produktion als eine 
Grenze erweist. Da in der bürgerlichen Gesellschaftsformation solche Vertei- 
lungen nicht systematisch geplant sind und geplant werden sollen, setzen sie 
sich nur im Sinne von statistischen Regelmäßigkeiten durch, also wiederum in 
Durchschnittsgrößen. Gramsci spricht deswegen vom Gesetz der großen Zahl, 
das er selbst wiederum als eine Metapher für gesellschaftliche Kräftekonstella- 
tionen deutet. „Man kann diese Überlegungen zum Anlaß nehmen, um fest- 
zustellen, was ‚Regelmäßigkeit’, ‚Gesetz’, ‚Automatismus’ bei den historischen 
Tatsachen bedeutet. Es handelt sich nicht darum, ein metaphysisches Gesetz ä 
la ‚Determinismus’ zu ‚entdecken’, und nicht einmal darum, ein ‚allgemeines’ 
Kausalitätsgesetz festzustellen. Es handelt sich darum, zu sehen, wie sich in der 
allgemeinen Entwicklung relativ ‚dauerhafte’ Kräfte bilden, die mit einer gewis- 
sen Regelmäßigkeit und einem gewissen Automatismus wirken. Auch das Ge- 
setz der großen Zahl, obwohl es sehr nützlich ist als Vergleichsgröße, kann 
nicht als das »Gesetz« der gesellschaftlichen Tatsachen unterstellt werden.“ 
(Gramsci 1991ff.: 1015) Das politische Ziel ist Gramsci zufolge, diese Logik 
des Durchschnitts und damit vor allem das Gesetz der großen Zahl zu über- 
winden, wie sie für die Logik der Kapitalverwertung charakteristisch sind: „In 
der Tat ist in der Politik die Übernahme des statistischen Gesetzes als schick- 
salhaft wirkendes Wesensgesetz nicht nur wissenschaftlicher Irrtum, sondern 
wird politischer Irrtum in actu; außerdem begünstigt sie die Denkfaulheit und 
die programmatische Oberflächlichkeit. Es muß bemerkt werden, daß die po- 
litische Handlung gerade darauf gerichtet ist, die großen Massen aus ihrer Pas- 


174 Alex Demirovid 


sivität hervortreten zu lassen, also das Gesetz der großen Zahl zu zerstören; 
wie kann dies also für ein soziologisches Gesetz gehalten werden?“ (Ebd.: 
1424). 

Das die angeführten Autoren von Marx bis Foucault vereinigende Ziel ist es, 
das Gesetz der großen Zahl historisch zu überwinden. Dies wirft die Frage der 
Politik auf. Alle vertreten sie ebenfalls die Ansicht, dass auch die Politik selbst 
als Handlungssphäre zu überwinden sei. Auch das Verhältnis zwischen der Po- 
litik und der Ökonomie unterliegt den Gesetzmäßigkeiten des Durchschnitts: 
Politiker können glauben, unabhängig zu handeln, bis sie wieder daran erin- 
nert werden, dass der Staat ein Ausschuss der gesamten bürgerlichen Klasse ist. 
Aber was bedeutet dies für das emanzipatorische Handeln selbst. Denn immer 
wieder wurde diesen Autoren vorgeworfen, dass sie letztlich eine systemtheore- 
tische Sicht vertreten, die ein radikales emanzipatorisches Handeln nicht wirk- 
lich denkbar macht und am Ende zu Pessimismus führen muss. Umgekehrt 
stellt sich bei vielen, die eine emanzipatorische Praxis verfolgen, die Enttäu- 
schung und Sorge ein, dass alles nur zur erneuten Stabilisierung des Systems 
beiträgt, das scheinbar die unerschöpfliche Fähigkeit zum Lernen und zur 
Selbstadaption besitzt. Es nicht so aporetisch, und dennoch ändert dies nichts 
an der Forderung von Foucault und Gramstci, ultrarealistisch zu sein. 

Da die Individuen frei sind, orientieren sie sich wohl oft an den durchschnitt- 
lich zu beobachtenden Handlungen der anderen, brechen aber auch mit die- 
sen kollektiven Gewohnheiten. Denn eine solche konformistische Orientie- 
rung, das zu tun, was alle tun, weil alle es tun, wird zwar in vielen Hinsichten 
gefordert und mittels Disziplinartechniken eingeübt, trägt aber wiederum oft- 
mals zu einer Verschlechterung der eigenen Wettbewerbschancen bei. Indivi- 
duen weichen von der Normalität des Durchschnitts ab und probieren Neues 
und Anderes aus, weil auch das zu den Normalitätserwartungen der kapitalisti- 
schen Gesellschaftsformation gehört. Sie sind aufgefordert, frei zu sein und 
abweichend zu handeln. Ein Durchschnitt kann sich nur bilden, wenn es eine 
gewisse Streuung der Verhaltensweisen gibt. Öffentlich geäußerte Kritik und 
Protest, Bemühungen um ökonomische Selbständigkeit, Bildungsaufstieg, 
Kampf um höhere Löhne und Streik, Fabrikbesetzungen und Versuche der 
unmittelbaren Produzenten, die Produktionsmittel in eigener Regie zu nutzen, 
Eskapismus oder Ausstieg. Diese Freiheit, etwas Neues auszuprobieren, stellt 
zunächst einen gewissen Bruch mit vorhandenen Reproduktionskreisläufen 
dar. Dies hat zur Folge, dass es in der „Kerngestalt“ der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise selbst ständig zu Veränderungen kommt, zu Transformationen 
der transformierenden Dynamik, damit sie gleich bleiben kann: neue Kon- 
summuster, Wohn- und Besiedlungsformen, Alltagsgewohnheiten wie Sport, 
Kino, Musik, neue Arbeitsformen und Herrschaftstechniken, in denen sich in 
veränderter Gestalt das Wertgesetz als Gesetz der großen Zahl wieder behaup- 
tet. Die bürgerliche Klasse ändert ihre Identität und ihre Lebensweise ebenso 
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wie die Art und Weise, wie sie die Produktionsprozess organisiert, den Mehr- 
wert auspresst und aneignet. Die bürgerlich-kapitalistischen Verhältnisse sind 
gerade derart, dass sie sich permanent ändern. Die Prozesse gesellschaftlichen 
Handelns und die daraus hervorgehenden gesellschaftlichen Regelmäßigkeiten 
lassen sich nicht von den ökonomischen Kreisläufen trennen und greifen in 
deren Gestalt selbst ein. Gleichzeitig stabilisieren sich die Veränderungen wie- 
derum auf der Grundlage neuer Durchschnitte, an denen Differential- 
Normalitäten gemessen und ausgerichtet oder stärkere Abweichungen be- 
kämpft werden. Entscheidend ist, dass die herrschenden Kräfte die Möglich- 
keit haben, die Radikalität der Streuung und das Tempo der Veränderung 
selbst noch zu kontrollieren, um Kontinuität herzustellen. Dies gelingt ihnen 
aber nur, wenn sie sich und ihre Herrschaftstechniken im Durchschnitt selbst 
noch ändern. 

Die Logik des Wertgesetzes und des Durchschnitts bringt also den Wider- 
spruch hervor, dass es Veränderung und Dynamik ebenso wie Statik und 
Ordnung gibt, dass es ohne diese Bewegung zwischen beiden unter den gege- 
benen Verhältnissen nicht geht. Weder kommt es zum geschlossenen System 
durch zu viel Integration, noch zu einem Zustand freier Assoziation. Gerade 
die Logik des Durchschnitts verlangt als nicht selbstbestimmtes Verhältnis die 
ständige Veränderung der gesellschaftlichen Verhältnisse und die Abweichung 
von diesen. Daraus erwächst auch regelmäßig die Tendenz zu emanzipatori- 
schem Handeln, es selbst ist ein fester und regelmäßiger Bestandteil im gesam- 
ten Reproduktions- und Selbsttransformationsprozess der bürgerlichen Gesell- 
schaft. Die Radikalisierung der Praktiken, die kritisch die kollektiven Ge- 
wohnheiten in Frage stellen, polarisiert die Gesellschaft, stellt eine Situation 
der offiziellen Nichtidentität dieser Gesellschaft her und führt wiederum re- 
gelmäßig und auf immer neuen historischen Niveaus zu Ansätzen des Bruchs. 
Versuche zu diesem Bruch wiederholen sich in immer neuen Konstellationen. 
Die Emanzipationsversuche selbst vergesellschaften sich historisch und rei- 
chern sich an: sie erfassen weitere räumliche Gebiete, mehr Menschen, be- 
schränken sich nicht mehr auf Staaten, Unternehmen und nationale Ökono- 
mien, sondern umfassen viele soziale Verhältnisse: die Ausbeutungs-, die Na- 
tur-, die Geschlechter-, die rassifizierten und nationalisierten Verhältnisse. Aber 
anders als Adorno vermutete, bleibt auch das Scheitern nicht einmalig, die 
Katastrophe und die Barbarei haben nicht ein für allemal stattgefunden, son- 
dern auch das Scheitern wiederholt sich im Durchschnitt: Rückfall hinter die 
Menschenrechte auch in zivilisierten Staaten, Hunger und Krankheit bei Mil- 
liarden, Völkermorde, menschengemachte Naturzerstörung planetarischen 
Ausmaßes. Wie das ausgeht, ist ungewiss - aber auch das ist kein Trost. Der 
Durchschnitt ist Barbarei, weil die unverwechselbaren Ansprüche aller Indivi- 
duen und diese selbst geopfert werden. 
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Editorial: Marx! 


Mit der Finanzkrise von 2008 und der 
Wirtschaftskrise, die 2009 folgte, wuchs 
geradezu schlagartig das öffentliche Inte- 
resse an Marx. Nachdem es an den öko- 
nomischen genauso wie an den meisten 
sozialwissenschaftlichen Fachbereichen 
deutscher Universitäten schon lange kei- 
ne Lehrveranstaltungen mehr zur Marx- 
schen Theorie gegeben hatte, nachdem 
man in den Medien des Mainstreams 
Marx seit Jahren nur dann noch hervor- 
kramte, wenn man ihm aufs Neue be- 
scheinigen wollte, dass er überholt sei, 
war dieses erneute Interesse zwar bemer- 
kenswert, aber bei näherem Hinsehen 
doch nicht so ganz überraschend. Wäh- 
rend die herrschende neoklassische Theo- 
rie seit Jahrzehnten das Hohelied effi- 
zienter Märkte sang, die - wenn sie nur 
ausreichend dereguliert und flexibilisiert 
seien - nie und nimmer eine Krise her- 
vorbringen würden, war die Krise plötz- 
lich wieder da. Und die Regierungen, de- 
nen die Glaubenssätze des Neoliberalis- 
mus längst als unbestreitbarer common 
galten, griffen zu 
nistischen Maßnahmen bis hin zur Ban- 


sense interventio- 
kenverstaatlichung, um wenigstens die 
unmittelbaren Krisenfolgen abzumildern, 
waren aber genauso wie die Vielzahl der 
sie beratenden Experten unsicher, ob das 
dicke Ende nicht erst noch bevorsteht. 
In dieser Situation konnte sich einem 
schon die Frage aufdrängen, ob der alte 
Mann mit dem Rauschebart nicht viel- 
leicht doch recht gehabt hatte, mit seiner 
Diagnose, dass Krisen keine Betriebsun- 


fälle, sondern notwendige Begleiterschei- 
nungen des Kapitalismus seien? Und 
wenn er schon mit dieser Diagnose recht 
behalten hatte, 
auch am Rest seiner Kapitalismuskritik 
etwas dran sein? Bei einem Großteil der 
medialen Auseinandersetzung mit Marx 
konnte man den Eindruck gewinnen, 
dass es vor allem darum ging einen sol- 
chen Verdacht auszuräumen: Ja, mit der 
Krise habe Marx vielleicht einen Punkt 
erwischt, aber trotzdem könne man mit 
der Marxschen Theorie insgesamt heute 
nicht mehr viel anfangen - so der Tenor 
vieler Beiträge. Warum man aber mit der 
schon mehr als einmal an der Wirklich- 


sollte dann vielleicht 


keit gescheiterten neoklassischen Theorie, 
deren Vertreter in den letzten 40 Jahren 
so viele Nobelpreise abgeräumt hatten 
und die nach wie vor den Standardlehr- 
stoff an den wirtschaftswissenschaftlichen 
Fachbereichen ausmacht, besser fahren 
würde, konnte einem niemand erklären. 
In so manchen studentischen und auch 
in einigen gewerkschaftlichen Gruppen 
wurden die Fragen nach der Erklärungs- 
kraft der Marxschen Theorie dagegen 
zum Anlass für eine vertiefte Auseinan- 
dersetzung mit Marx genommen. Kapı- 
tal-Lektüre Kurse (in der Regel fernab je- 
der institutionellen Anbindung) hatten 
eine Zeitlang Hochkonjunktur und exis- 
tieren zum Teil auch jetzt noch. 

Mit dem vorliegenden Heft der PRO- 
KLA wollen wir Marx allerdings nicht als 
Krisentheoretiker diskutieren, dies erfolgt 
bereits in einer ganzen Reihe von Bü- 
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chern und Artikeln, sondern eher nach 
den Potentialen seiner Theorie jenseits 
der Kritik der politischen Ökonomie im 
engeren Sinne fragen. So wichtig die Kri- 
tik der politischen Ökonomie auch sein 
mag, sie bildet nur einen Teil eines um- 
fassenderen, herrschaftskritischen Projek- 
tes, das eine ökonomietheoretische Eng- 
führung nicht verträgt. Eine auf Emanzi- 
pation Gesellschaftstheorie 
muss weiter gehen. Nach unserem 
Schwerpunktheft Gesellschaftstheorie nach 
Marx und Foucault (PROKLA 151, Juni 
2008) will die PROKLA mit dieser Aus- 
gabe einen weiteren Beitrag dazu leisten, 
weitere Theorieschwerpunkte werden im 
nächsten Jahr folgen. 

Im vorliegenden Heft diskutiert Alex 
Demirovie zunächst das Verhältnis von 


abzielende 


Handlung und Struktur. Dabei wendet er 
sich gegen eine verkürzte soziologische 
Auffassung dieser Problematik und ver- 
sucht insbesondere das Wertgesetz als 
Logik einer kollektiven Praxis zu refor- 
mulieren. 

Urs Marti untersucht Marx als politi- 
schen Denker. Nicht selten wird bestrit- 
ten, dass Marx überhaupt etwas zur poli- 
tischen Philosophie beigetragen hat. 
Demgegenüber wird in Auseinanderset- 
zung mit Kant, Tocqueville, Rawls und 
Habermas aufgezeigt, dass Marx Erhebli- 
ches zum Verständnis der Widersprüch- 
lichkeit des liberalen politischen Den- 
kens beigesteuert hat. 

Mit neueren gesellschaftstheoretischen 
Ansätzen von Axel Honneth und Ulrich 
Beck, die „Paradoxie“ und „Ambivalenz“ 
als Schlüsselbegriffe einführten, setzen 
sich Jörg Stadlinger und Dieter Sauer 
auseinander. Sie machen die theoretisch 
fragwürdigen Grundlagen dieser Konzep- 
te deutlich und konfrontieren sie mit 
Marx’ dialektischem Freiheitsbegriff. 
Dem oft wiederholten Vorwurf, dass 
Marx und Engels ökologische Problema- 
tiken und insbesondere die Bedeutung 


der Thermodynamik in ihren Untersu- 
chungen ignoriert hätten, begegnen Paul 
Burkett und John Bellamy Foster mit ei- 
ner breit angelegten Untersuchung. Sie 
zeigen nicht nur auf, welche Autoren 
und welche ökologisch relevanten The- 
men Marx und Engels rezipierten, sie 
machen auch deutlich, dass diese The- 
men in ihren Analysen in vielfältiger 
Weise anwesend sind. 

Hanno Pahl setzt sich mit der schon von 
Marx angeschnittenen Frage einer Wis- 
senssoziologie der Wirtschaftswissenschaf- 
ten auseinander. Er diskutiert neuere Bei- 
träge zur Debatte und fragt, inwiefern sie 
für die Fortsetzung der von Marx angeris- 
senen Probleme brauchbar sein können. 
Jannis Milios und Dimitris P. Sotiropou- 
los wenden sich schließlich älteren und 
neueren Ansätzen der Imperia 
lismustheorie zu. Sie zeigen auf, dass so- 
wohl die verschiedenen imperialismus- 
theoretischen Konzepte als auch deren 
scheinbare Überwindung in Hardt/ Negris 
Konstruktion eines „Empire“ sich glei- 
chermaßen einer Verabschiedung des 
Marxschen Konzeptes des gesellschaftli- 
chen Gesamtkapitals verdanken, das zu- 
gunsten einer bloß äußerlichen Bezie- 
hung von Staat und Kapital aufgegeben 
wird. Damit, so ihre These, wird eine we- 
sentliche Dimension der Analyse des Ka- 
pitalismus auf Weltebene verfehlt. 
Außerhalb des Schwerpunkts beschäfti- 
gen sich Klaus Müller und Rudi Schmidt 
mit den Hintergründen sowohl der Krise 
Griechenlands als auch der Krise des Eu- 
ro und der EU. 


Am 24. April fand in Berlin die Mitglie- 
derversammlung der „Vereinigung zur 
Kritik der politischen Ökonomie e.V.“ 
statt. Die PROKLA wird von der Verei- 
nigung herausgegeben, auf der jährlichen 
Mitgliederversammlung werden Redaktion 
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und Redaktionsbeirat gewählt. Aufgrund Auch im Redaktionsbeirat gab es Verän- 
beruflicher und familiärer Belastungen derungen: Unser langjähriges Vereinsmit- 
kandidierte Christina Deckwirth leider glied Bodo Zeuner kandidierte aus per- 
nicht mehr für die Redaktion. Neu in die sönlichen Gründen leider nicht mehr, 
Redaktion gewählt wurden Silke van Dyk neu in den Beirat gewählt wurde Ulf 
und Stefan Schmalz. Kadritzke. 


PROKLA 160: Kulturkämpfe (September 2010) 


Es mehren sich die Anzeichen eines neuen Kulturkampfes für die Wiederbelebung 
„bürgerlicher“ Vorstellungen von Freiheit und Gleichheit, gegen die sozialen Rechte 
und Alltagspraktiken der „Unterschichten“. In Verlängerung der wissenschaftlich- 
publizistischen Aktivitäten von Vertretern der jüngeren (allen voran Paul Nolte) wie 
älteren Generation (an vorderer Front etwa Arnulf Baring) hat der Fernsehphilo- 
soph Peter Sloterdijk ein „bürgerliches Manifest“ veröffentlicht, das die politische 
Weltanschauung und die gesellschaftlichen Ordnungsvorstellungen einer selbster- 
nannten deutschen Neobourgeoisie widerspiegelt. Zu den Bausteinen neuen Bürger- 
lichkeitskults gehören die ressentimentgeladene Polemik auch noch gegen die Rest- 
bestände eines Steuerstaates, der die gesellschaftlichen „Leistungsträger“ zum Zwe- 
cke der Umverteilung „ausbeuten“ würde; eine offensive Entwertung der stereotyp 
als unproduktiv und parasitär dargestellten Lebensweisen von - migrantischen wie 
eingeborenen - Transferempfängerhaushalten, verbunden mit einer aggressiven, auf 
diese Schichten zielenden gesellschaftlichen Umerziehungsprogrammatik; schließ- 
lich eine offen elitäre Attitüde in Verbindung mit einem (nicht immer nur) latenten 
Antiparlamentarismus. All das ist mehr als nur die intellektuelle Begleitmusik zu 
„Schwarz-Gelb“. Er zeugt von einem gesellschaftlichen Klimawandel: bürgerliche 
Distinktion von (sub)proletarischer Lebensführung ist wieder gefragt. Dieses neue 
Selbstbewusstsein der bourgeois erleben wir nicht nur im Feuilleton der einschlägi- 
gen Medien. Es drückt sich auch in den immer häufigeren Fällen fristloser Entlas- 
sung langjährig verdienter Angestellter aufgrund von (angeblichen) Bagatellschädi- 
gungen ihrer Arbeitgeber aus, die von der Renaissance einer radikalen, rechtlich ge- 
deckten Eigentumsideologie künden. Und es offenbart sich etwa in der Hamburger 
Bürgerbewegung gegen die - von bürgerlichen Parteien - beabsichtigte Verlänge- 
rung des gemeinsamen Schulbesuchs von Kindern aus heterogenen Sozialmilieus. 
In der PROKLA wollen wir diese Prozesse analysieren, ideologiekritisch nach den 
zugrundeliegenden Deutungsmustern und Wertprogrammatiken fragen, dem Phä- 
nomen neu-bürgerlicher Kulturkämpfe in unterschiedlichen gesellschaftlichen Le- 
bensbereichen nachgehen und nicht zuletzt die Optionen und Realitäten wider- 
ständiger sozialer Praktiken gegen die Kultur neuer Bürgerlichkeit untersuchen. 


Klaus Müller, Rudi Schmidt 
Von der griechischen zur europäischen Krise 


1. Einleitung 


Die von den USA ausgehende Finanzkrise hat in atemberaubender Geschwin- 
digkeit auf mehrere Kontinente und Länder unterschiedlichster Charakteristik 
übergegriffen. Keine ‚Varietät’ des Kapitalismus blieb verschont. Ihr Verlauf 
und ihr Tiefgang hat selbst zynische Charaktere überrascht, die Krisen nur als 
Korrektur von Übertreibungen, als Neubewertung von investments, als Chan- 
ce zur ‚Restrukturierung’ begreifen. Die gegenwärtige Krise folgt offenbar nicht 
den bekannten Mustern. Die „erste Finanzkrise des 21. Jahrhunderts“, als die 
Michel Camdessus die Peso-Krise von 1994 bezeichnete, die Asienkrise von 
1997, die Rubelkrise von 1998, die Argentinienkrisen der Jahre 1998/1999 und 
2002 waren regional begrenzt. Zwar war in diesen Jahren von zunehmenden 
‚Ansteckungseffekten’ die Rede, über die sich länder- oder regionenspezifische 
Ungleichgewichte zu ‚systemischen Risiken’ aufschaukeln könnten. In der 
Clinton-Ära wurde daher die Forderung nach einer neuen ‚globalen Finanzar- 
chitektur’ laut: mehr Transparenz, surveillance und accountability lauteten die 
Formeln zahlloser Reformpapiere internationaler Arbeitsgruppen (Goldstein et 
al. 1999). Die Ursachen der seit den 1980er Jahren dramatisch zunehmenden 
Finanzkrisen wurden gleichwohl in wirtschaftspolitischen Fehlern, unzulängli- 
chen Entwicklungsmodellen, in der Verfilzung politischer und wirtschaftlicher 
Eliten oder unzureichenden Reformen uneinsichtiger Regierungen gesucht. 
Die Krisen um die Jahrtausendwende erschienen als Folge „schwacher Öko- 
nomien, schwacher Bankensysteme und schwacher Finanzen“ (Eichengreen 
1999: 162). 

Genau deshalb erschien die sich 2008 globalisierende Krise so beunruhigend. 
Sie begann an den fortgeschrittensten Finanzplätzen der Welt, entzauberte ei- 
nige europäische Vorzeigeländer und griff auf Ökonomien mit scheinbar soli- 
der Industriestruktur und konsolidierten Haushalten (wie die Bunderepublik) 
über. Sie hat den postkommunistischen Osten erreicht und hier einige der ge- 
rade erst zu EU-Mitgliedern ‚graduierten’ Staaten wie Ungarn und Rumänien 
in das rückverwandelt, was sie am Tiefpunkt der Transformationskrisen schon 
einmal waren: in Klienten des IWF. Im Herbst 2008 zeichnete sich für die Eu- 
ro-Zone der schärfste Einbruch seit ihrer Entstehung ab; zehn Jahre nach Ein- 
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führung des Euro wurde ihre Tragfähigkeit ernsthaft infrage gestellt (Atkins 
2008; Feldstein 2009). 

Wie konnte die ‚amerikanische Krise’ so massıv in den Euro-Raum durch- 
schlagen? Warum hat sich die gemeinsame Währung, mit der sich die EU von 
der notorisch unkooperativen Wirtschaftspolitik der USA emanzipieren wollte, 
nicht als Schutzschirm erwiesen? Warum wird eine marginale Ökonomie wie 
die Griechenlands, die gerade einmal 2,6 % zum Sozialprodukt und 2 % zur 
Gesamtverschuldung der Euro-Zone beträgt, zu einer ‚Gefahr für den Euro’ sti- 
lisiert? 

Die Zuspitzung der Krise auf Griechenland, wie wir im Folgenden zeigen wer- 
den, ist einerseits zwar ein casus sul generis, andererseits aber auch ein europä- 
isches Symptom und dies in zweifacher Hinsicht. Sie zeugt zum einen von der 
(Selbst-JÜberschätzung der europäischen Integrationspolitik, die meinte durch 
supranationale Rechtsnormen, Elitenkonsens und ‚benchmarking’ die Staat- 
lichkeit und die politische Kultur der Mitgliedsländer ‚europäisieren’ zu kön- 
nen. Gerade aufgrund des Weiterbestehens patronagestaatlicher Strukturen 
und einer klientelistischen politischen Kultur in Griechenland haben rechte 
wie linke Regierungen seit dem Beitritt des Landes in die Europäische Ge- 
meinschaft im Jahr 1981 zahlreiche Modernisierungschancen verspielt, da- 
durch Handlungsspielraum verloren und somit die Wirksamkeit einer forcier- 
ten Integrationspolitik dementiert. Zum anderen waren die Regierungen der 
Euro-Zone unfähig zu einer adäquaten Antwort auf die von Griechenland am 
wenigsten zu verantwortende Finanzmarktkrise.' Allen voran deutsche Politiker 
und Medien haben das konventionelle Erklärungsmuster für Finanzkrisen re- 
aktiviert, indem sie die prekäre Lage des Landes auf unverantwortliches Staats- 
handeln reduzierten, über das die Finanzmärkte nun einmal ihr Urteil fällen. 
Unter der Hand wurde die ‚amerikanische’ zu einer ‚griechischen Krise’ umde- 
klariert und die Kausalität des globalen Spekulationszusammenhangs aufgelöst. 
Wir werden zeigen, dass die Analyse tiefer ansetzen muss. 

Die Unfähigkeit der EU zu nachhaltigen europäischen Lösungen außerge- 
wöhnlicher Problemlagen verleiht der griechischen Krise eine weitere Dimen- 
sion, die einen Schatten auf die Zukunft der europäischen Integration wirft: 
Das Sanktionsregime der Währungsunion wird gegen die Integrität der europä- 
ischen Gemeinschaft ausgespielt, welche nach 83 des Unionsvertrags auf den 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt und die Solidarität zwischen den 
Mitgliedern zielt. Zum ersten Mal wurde gegen ein Mitglied die Drohkulisse 
von Strafgeldern, Stimmrechtsentzug oder gar Ausschluss aufgebaut und wird, 
wenn es nach der Bundesregierung geht, auch nach der verspäteten Gewäh- 
rung von Beistandskrediten aufrechterhalten. Das stellt nicht allein die Grund- 


1 „Greek banks were free of toxic mortgage securities that felled others“, wie der Economist 
vom 6.2. 2010, S. 71, konzediert. 
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lagen des Einigungsprozesses infrage, sondern zugleich die Verantwortlichkei- 
ten für die Ungleichgewichte in der EU auf den Kopf. Wie es scheint, versucht 
die Berliner Regierung, auf Griechenlands Rücken die überfällige Neuausrich- 
tung der europäischen Geldpolitik, nämlich eine wirtschafts- und finanzpoliti- 
sche Flankierung des Euro, durch ein verschärftes Sanktionsregime zu unter- 
laufen - und so zugleich ihre Verantwortung für das Auseinanderdriften der 
Eurozone abzuwälzen. Dennoch wäre es zu kurz gegriffen, der nationalisti- 
schen Stimmungsmache rechtspopulistischer Blätter von Bild zu Focus und 
Stern schlicht die These der Einkreisung Griechenlands durch den globalen 
Finanzkapitalismus entgegenzustellen. Natürlich gibt es auch interne Defekte, 
die gerade Griechenland zum Krisenfall und zur Probe auf den Zusammenhalt 
der Eurozone machten. 


2. „Der griechische Patient” 


Ein differenzierender Blick auf Griechenland ist zunächst erforderlich, um die 
Strukturprobleme des Landes von dessen Weg in die aktuelle Krise zu 
unterscheiden. Zweifellos ist die Handlungsfähigkeit Griechenlands durch eine 
politische Kultur gefesselt, die sich in einem klientelistisch deformierten Staat 
artikuliert, der weit in die griechische Geschichte zurückweist, und durch eine 
heterogene Gesellschaftsverfassung, in der sich kapitalistiche mit 
vormodernen Elementen verbinden. Die wirtschaftlichen Defizite Griechen- 
lands hätten im normalen Konjunkturverlauf nicht in ein Desaster führen 
müssen, haben jedoch aufgrund politischer und sozialstruktureller Blockaden 
ungeahnte Ausmaße angenommen. Die globale Finanzmarktkrise hat diese 
Konstellation schonungslos aufgedeckt und in einen Test auf die 
Handlungsfähigkeit einer in sich inkonsequenten Währungsunion gewendet. 


a. Strukturelle Probleme Griechenlands: 
vom Armutskapitalismus in die Eurozone 


Die strukturellen Schwächen des griechischen Staates haben gesellschaftliche 
Ursachen, die bis in die Zeit der vierhundert Jahre währenden Osmanischen 
Herrschaft zurückreichen. Sie sind nicht einfach mit einer traditionellen 
Staatsferne der Bevölkerung zu erklären - aus einer verinnerlichten Distanz ge- 
genüber den ehemaligen Okkupatoren - mit der der Staat als fremde steuer- 
eintreibende Zwangsmacht wahrgenommen wurde. Erhebliche Unterschiede 
zur westeuropäischen Gesellschaftsentwicklung und damit zusammenhängende 
Modernisierungsblockaden sind tiefer in der Herrschaftsgeschichte angelegt, 
wobei wir hier fünf Elemente hervorheben. 

Damit ist zum ersten die in die Herrschaftstechnik des osmanischen Reichs 
zurückreichende Praxis des Ämterkaufs gemeint. Um die Entstehung konkur- 
rierender Machtpole zu verhindern, waren die Ämter der osmanischen Büro- 
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kratie nicht erblich, sondern wurden nur auf Zeit besetzt. Die neuen Amtsin- 
haber suchten dann das dafür ausgelegte Kapital bei Vergabe der nachgeordne- 
ten Posten wieder einzutreiben, woraus eine Schmiergeldkaskade bis in die un- 
tersten Ämter entstand. Zum zweiten partizipierten auch die oberen Repräsen- 
tanten der orthodoxen Kirche, denen neben religiöser auch zivile Macht über- 
tragen worden war, an diesem System, das sie bis heute konservieren (Clogg 
1997:29); als größter Grundbesitzer und reichste Institution des Landes ent- 
richtet die Kirche keine Steuern und lässt sich obendrein ihre Priester und ver- 
schiedene Privilegien vom Staat bezahlen. 

Hinzu kam zum dritten, ein zutiefst korruptes Verwaltungssystem, in dem 
Schutz vor Willkür und Rechtssicherheit erkauft werden musste. So entwickel- 
te sich in der Gesellschaft auch von unten her ein System von Gefälligkeiten, 
Patronage und Klientelismus, das als informelles Substitut für einen modernen 
Verwaltungsapparat fungierte, wie er sich in den westeuropäischen Staaten im 
18. und 19. Jahrhundert herausgebildet hatte. Die nach Gründung des griechi- 
schen Staates im Zuge des Befreiungskampfs ab 1832 importierten französi- 
schen und bayerischen Rechts- und Verwaltungsprinzipien legten sich nur wie 
eine zweite Ebene über die informelle Praxis des bewährten Klientelismus. 
Zum vierten unterschied sich die Klassenstruktur signifikant vom entwickelte- 
ren Westen. Neben der kleinen administrativen Elite bildete sich eine Han- 
delsbourgeoisie heraus. Griechische Reeder beherrschten im 18. Jahrhundert 
den Schiffsverkehr auf der Ägäis. Bei relativer kultureller Autonomie und weit- 
gehender ökonomischer Freiheit waren sie wenig an Veränderungen des status 
quo interessiert. Die Befreiungsbewegung wurde vor allem von der griechi- 
schen Diaspora getragen, von ausgewanderten Intellektuellen, Studenten an 
westeuropäischen Universitäten, Schriftstellern etc., unterstützt von den Phil- 
hellenischen Vereinen und von der Begeisterung für das antike Griechenland, 
die um 1800 in Westeuropa aufkam. 

Da es keinen Adel gab, musste sich die griechische Bourgeoisie nicht im 
Kampf gegen den Adel und gegen Willkür, Geburtsprivilegien, Recht- 
sungleichheit etc. emanzipieren, was die Basis der politischen Klassenidentität 
und die Grundlage moderner europäischer Parteien im 19. Jahrhundert bilde- 
te. Die wichtigsten Institutionen eines modernen Staates wurden nicht vom 
Bürgertum erkämpft, sondern importiert. Hieraus leitet sich bis heute die ge- 
ringe Gestaltungskompetenz des Staates ab, z.B., eine moderne Infrastruktur- 
und Wirtschaftspolitik zu implementieren (Meynaud 1969: 9). 

Mangels einer Industrialisierung nach westeuropäischem Muster, blieben die 
Lohnarbeiter marginal, wodurch bis weit ins 20. Jahrhundert hinein die klaren 
Klassenlinien fehlten, die die großen europäischen Industriestaaten prägten. 
Interessengegensätze formierten sich entlang einer Dichotomie von ‚unten’ 
und ‚oben’, zwischen der bäuerlichen Bevölkerung bzw. den abhängig Be- 
schäftigten und der Bourgeoisie, die aber immer wieder durch nationalistische 
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Themen überformt und durch klientelistische Beziehungen abgeschwächt 
wurden. Nationale Konstitutionsprobleme des Staates überblendeten allzu oft 
die Aufmerksamkeit für dringende soziale und ökonomische Fragen. 

Zum fünften war die territoriale Identität Griechenlands bis in die Gegenwart 
ungesichert. Der 1822 verkündete und 1830 international anerkannte Staat 
umfasste damals nicht einmal die Hälfte seines heutigen Territoriums. Erst 
1947 wurde das heute allgemein anerkannte Staatsgebiet definiert. Doch bis in 
die Gegenwart leistet sich Griechenland zuweilen bizarr anmutende Konflikte 
mit seinen Nachbarn - wie z.B. eine mehrjährige Grenz- und Wirtschafts- 
blockade gegen Mazedonien, das so gezwungen wurde, seine Herkunft aus 
dem früheren Jugoslawien in seinem Namen auszuweisen. Im Zentrum außen- 
politischer Spannungen stehen zweifellos Interessenkonflikte mit der Türkei, 
die sich heute neben der Zypernfrage vor allem um Grenzstreitigkeiten in der 
Ägäis, den Verlauf des Festlandssockels, aber auch um die Betätigungsfreiheit 
der orthodoxen Kirche in der Türkei drehen? 

Griechenland war bis weit ins 20. Jahrhundert bäuerlich geprägt, der ergän- 
zende Handel und der Seetransport wirkten sich nur wenig auf die soziale 
Strukturierung und die Alltagskultur aus. Wichtige Attribute des modernen 
Industriekapitalismus wie technischer Funktionalismus, Sachrationalität, ein 
strenges Zeitregime, kulturelle und regionale Nivellierung, kapitalistisches Res- 
sourcenkalkül und Profitabilitätsdenken etc. blieben unterentwickelt. So gese- 
hen ist die griechische Gesellschaft in Teilbereichen vormodern geblieben. 
Trotz ihrer großen sozialen Bedeutung ist die Landwirtschaft ökonomisch 
nicht sonderlich effektiv, sondern eher Ausdruck struktureller Unterbeschäfti- 
gung. Bis zur Mitte dieses Jahrzehnts waren ca. 12% der Erwerbsbevölkerung 
in der kleinbetrieblich zersplitterten Landwirtschaft tätig (Durchschnittsgröße 
der Betriebe: 0,7 ha, in der EU: 15 ha), der auch der EU-Beitritt kaum Impulse 
verlieh (Zouboulidis 2006: A1ff.). Mangels strukturpolitischer Aktivität ist eine 
Modernisierung der Anbaumethoden oder Vermarktung ausgeblieben. Der 
Beitrag des primären Sektors zum Sozialprodukt ist im europäischen Vergleich 
zwischen 1995 und 2007 überproportional gesunken (von 8,9% auf 3,8%, 
OECD 2009a: 61). Griechenland ist zum Nettoimporteur von Lebensmitteln 
geworden. Wohl aber hat die klientelistische Gratifikationspolitik der Regie- 
rungsparteien zur großzügigen sozialen Abfederung prekärer ländlicher Le- 
bensbedingungen geführt (Zouboulidis 2006: 53). 

Die Industrie konnte diese Mängel nicht ausgleichen, allein der Schiffsbau 
hat eine bedeutsame Tradition, aber die Werften sind wie überall in Europa 


2 Beide Staaten sind NATO-Mitglieder, so dass kein gegenseitiger Angriff zu befürchten ist. 
Eine Reduktion der Militärausgaben auf das durchschnittliche Niveau der OECD könnte 
bei intelligenter Umlenkung der Mittel zusätzliches Wachstum von 0,25 Prozent bewirken 
(Athanassiou et al. 2002: 115). Für 2011 und 2012 will man die Rüstungsausgaben absenken 
und hat vertrauensbildende Maßnahmen mit der Türkei vereinbart. 
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längst unter dem Druck asiatischer Konkurrenz geschrumpft. Seit dem 19. 
Jahrhundert hatte sich eine regional relevante Weiterverarbeitungsindustrie 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse herausgebildet, allerdings ohne ausgeprägtes 
Exportpotential. Nur im Bereich der Konsumgüter- und in der Baumittelin- 
dustrie wurde der inländische Bedarf gedeckt. Mangels einer vorgelagerten 
Investitionsgüterindustrie konnte sich keine integrierte Industriestruktur mit 
Betrieben von angemessener Größe und Fertigungstiefe ausbilden (Zoubou- 
lidis 2006: 55ff.). Im Jahr 2006 hatten nur 0,2% der Industriebetriebe mehr 
als 250 Beschäftigte und 35,3% arbeiten in Kleinbetrieben von weniger als 
20 Beschäftigten, der höchste Wert in den OECD-Ländern (OECD 2009a: 
69). Nach einem starken Industrialisierungsschub, der erst nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg einsetzte und zu einigen Großbetrieben in Schlüsselindustrien 
führte, hat sich nur die Petrochemische Industrie (incl. Raffinerie) mit 
nachgelagerten Produktionsstufen, z.B. der Düngemittelproduktion, als 
konkurrenzfähig erwiesen. 

Aufgrund einer schwachen Industrie und einer subsistenzorientierten Land- 
wirtschaft ist die griechische Handelsbilanz chronisch defizitär. Im vorigen 
Jahrhundert wies sie zuletzt 1913 einen (geringen) Überschuss auf (Maull 
1926: 898). Von 1994 bis 2007 hat sich der Warenimport fast vervierfacht 
(von 20,9 Mrd. Euro auf 76,1 Mrd. Euro), der Export hingegen stieg nur um 
das Zweieinhalbfache (von 9,2 Mrd. Euro auf 23,5 Mrd. Euro) (OECD 2009a: 
76f.)°. Bemerkenswert ist, dass die Zunahme des Defizits zwischen 1994 und 
2000 um 20%, sich nach Einführung des Euro in Griechenland stark be- 
schleunigt hat (von 10,3 Mrd. auf 23,5 Mrd. Euro) (OECD 2009a: 77). Ein 
Indikator abnehmender Wettbewerbsfähigkeit sind auch die seit Jahren über- 
proportional steigenden Lohnstückkosten: mit durchschnittlich 3% jährlich 
zwischen 1996 und 2006; in den Euro-Ländern hingegen stiegen sie nur um 
0,9% (OECD 2009a: 159, eigene Berechnung). Die Löhne sind sehr unter- 
schiedlich, in einigen Bereichen liegen sie auf deutschem Niveau, manchmal 
auch darüber, in den meisten deutlich darunter. 

Griechenland kann seine Defizite im primären und sekundären Sektor nicht 
durch neue, technologisch avancierte Wirtschaftsbereiche ausgleichen. Bei den 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung, liegt Griechenland am unteren 
Ende der OECD-Länderskala und wird inzwischen von der Türkei und Südaf- 
rika überboten. Das ganze Bildungssystem ist höchst reformbedürftig, auch 
deshalb, weil weitgehend am Bedarf vorbei ausgebildet wird (OECD 2009b: 
123ff.). Bei einer offiziellen Arbeitslosigkeitsquote von 8,3% im Jahr 2007 (O- 


3 Zwar hat die Reintegration der südosteuropäischen Ostblockstaaten in die kapitalistische 
Marktwirtschaft nach 1989 auch griechischen Produkten neue Absatzchancen eröffnet, was 
vor der aktuellen Finanzmarktkrise ein Viertel des Gesamtexports ausmachte (OECD 2009b: 
24); allerdings ohne nachhaltige Wirkung auf die defizitäre Handelsbilanz. Stärker profitiert 
davon haben jedoch die griechischen Banken (Pagoulatos/Triantopoulos 2009: 37). 
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ECD 2009a: 149) konnten gleichwohl viele Stellen nicht mit den gesuchten 
Fachleuten besetzt werden‘. 

Der Wertschöpfungsanteil der Dienstleistungen erreichte 2007 den hohen 
Wert von 76% (OECD 2009a: 62f., eigene Berechnung), was allerdings nicht 
als Indikator für erfolgreiche Tertiarisierung angesehen werden kann. Mangels 
industrieller Basis fehlen die wertschöpfungsstarken, unternehmensnahen 
Dienstleistungen. Der größte Wirtschaftssektor ist der Öffentliche Dienst, ge- 
folgt von einem ertragsschwachen, zersplitterten Handel, der noch deutlich 
vor dem Verarbeitenden Gewerbe liegt.” Fasst man die kommerziellen Dienst- 
leistungen Handel, Verkehr und Gastgewerbe zusammen, erwirtschaftet dieser 
Bereich ein Drittel des Sozialprodukts, womit Griechenland an der Spitze der 
OECD-Länder liegt (OECD 2009a: 62, der OECD-Durchschnitt liegt bei gut 
20%). Der Dienstleistungssektor bietet also ein sehr heterogenes Bild, auch 
deshalb, weil im Wesentlichen nur zwei Bereiche zur Aufbesserung der Zah- 
lungsbilanz beitragen, nämlich die Schifffahrt und der Tourismus. Die griechi- 
sche Handelsflotte ist ein besonderer Aktivposten der griechischen Wirtschaft 
und der einzige Superlativ des Landes; mit 38% des Gesamtbestandes ist sie 
die größte in der EU (Zouboulidis 2006: 68). 

Das Strukturproblem Griechenlands besteht darin, dass zu wenige Wirt- 
schaftsbereiche Überschüsse erwirtschaften und die Leistungsbilanz insgesamt 
chronisch defizitär ist. Mehr noch, diese Defizite haben sich in den letzten 
zehn Jahren ständig erhöht; sie stiegen von -3,6% 1999 auf -14,7 im Jahr 
2008 (Pagoulatos/Triantopoulos 2009: 36). 

Das fiskalische Hauptproblem, nämlich die Ausgaben zu verringern und die 
Einnahmen zu steigern, wird von der Regierung üblicherweise mit neuen Ge- 
setzen und ostentativen Durchsetzungswillen zu lösen versucht. Viel schwieri- 
ger stellt sich auf der gesellschaftlichen Ebene die Aufgabe dar, wie man die 
sozial-ökonomischen Ursachen für die enorme Differenz in der Leistungsbi- 
lanz bewältigen und die Zustimmung der Bürger für die dazu erforderlichen 
Reformen gewinnen kann. Denn die ökonomische Misere Griechenlands, die 
durch die EU-Transferzahlungen und durch die Euro-Zugehörigkeit lange ge- 
dämpft wurde, ist nicht nur ein klassischer Klassenkonflikt, in dem sich die 
Oberschicht an den Mittel- und Unterschichten schadlos hält, sondern Pro- 
dukt eines informellen Klassenkompromisses auf Kosten des Staates zwischen 
den gesellschaftlich relevanten Gruppen und politischen Parteien. Die faktisch 
weitgehende Steuerbefreiung der Oberschicht wird hingenommen und durch 
das Verlangen nach umfangreichen staatlichen Transfers an vertretungsstarke 


4 Der Mangel an größeren, F&E-intensiven Unternehmen drückt sich auch darin aus, dass von 
den 2006 in der Wirtschaftstriade (USA,EU, Japan) zugleich angemeldeten 14 795 Patenten 
der 27 EU-Staaten nur 15 (!) auf Griechenland entfielen (OECD 2009a: 171). 

5 2005 betrug die Wertschöpfung im Öffentlichen Dienst 23,6 Mrd. Euro (OECD 2009a: 63), 
im Handel 19,3 Mrd. und im Verarbeitenden Gewerbe 14,3 Mrd. (Eurostat 2009: 300). 
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Gruppen von Lohnabhängigen und durch ertrotzte Zugeständnisse an die 
Gewerkschaften kompensiert - mit dem Effekt, dass der Klientelismus und die 
Perspektive der Gruppeninteressen die Klassengegensätze überlagern und diese 
zur bloß rhetorischen Chiffre verblassen lassen. Daher bleiben die beiden de- 
zidiert linken Parteien in ihrer Schuldzuweisung meist abstrakt und benennen 
als Krisenverursacher gern ‚das Kapital’ oder ‚die Plutokratie’ (vgl. zur Krisen- 
beschreibung Kadritzke 2010a). 


b. Parteiklientelismus und gesellschaftliche Patronage 


Die politischen Parteien, die nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und ins- 
besondere nach dem Ende der Militärdiktatur 1974 die Regierungen stellten, 
waren eher Sammlungsbewegungen verschiedener Gruppen und Cliquen, die 
sich um markante Führer scharten; für die konservative Variante (vor dem Mi- 
litärputsch von 1967 die Nationale Radikale Union - Ethniki Rizopastiki E- 
nosis ERE, seit 1974 Nea Dimokratia ND) die Familien Mitsotakis und Ka- 
ramanlis und für die anfangs liberale, später sozialdemokratische Variante (von 
1961-1967 Zentrumsunion - Enosis Kentrou EK, nach 1974 Panhellenische 
Sozialistische Bewegung PASOK) die Familie Papandreou. Dezidiert linke Par- 
teien, wie die 1922 gegründete Kommunistische Partei (KKE) oder die Demo- 
kratische Sozialistische Bewegung (vor 1967 die Vereinigte Demokratische 
Linke - Eniea Dimokratiki Arıstera EDA) spielen meistens nur eine geringe 
Rolle. 

Für Wählertreue revanchieren sie sich regelmäßig durch Wahlgeschenke, zu 
denen neben einer lässigen Steuerpolitik vor allem die Beschaffung von Jobs 
im Öffentlichen Dienst gehört. So gibt es in Griechenland kein Berufsbeam- 
tentum wohl aber eine personell aufgeblähte Bürokratie, die überdurchschnitt- 
liche Gehälter zahlt (Zouboulidis 2006: 64f). Die Parteien haben beim Regie- 
rungswechsel vollen Zugriff auf den Apparat. Sie können Beamte beliebig ver- 
setzen, eigene Anhänger auf begehrte Posten schieben und vor allem neue 
Posten schaffen und sei es in neuen Ämtern von Potemkinschem Format. In 
einem solchen Apparat, der den jeweiligen Regierungsparteien als Hausmacht 
dient, fällt es schwer, die Logik sachrationalen Staatshandelns gegen den Par- 
teiopportunismus durchzuhalten. Seine Anfälligkeit für Günstlingswirtschaft 
jenseits von Kompetenz macht ihn schwerfällig und ineffizient, wogegen aus 
der Sicht der Klienten wiederum das Schmiergeld hilft. 

Der Sammlungscharakter der beiden großen politischen Blöcke bedeutet die 
programmatische und praktisch-politische Repräsentanz breiter Wählerschich- 
ten. Auch bei der PASOK gehören Selbständige und der gewerbliche Mit- 
telstand zur traditionellen Basis. Diese von beiden großen Parteiblöcken um- 
worbenen Mittelschichten sind neben den Beziehern von Kapitaleinkommen 
die Hauptnutznießer des asymmetrischen und ineffizienten Steuerstaates. 
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Während die Lohnabhängigen in privaten und öffentlichen Diensten mit ih- 
ren regulären Einkünften erfasst werden, nutzen die Freiberufler und kleine 
Gewerbetreibende alle Techniken der Steuervermeidung. Zur wohlwollenden 
Schätzung durch den Steuerprüfer greift die bewährte Praxis reibungsfreier In- 
teressenregulierung: es wird ein angemessenes Schmiergeld gezahlt. Die Kor- 
ruption begünstigt die Vermögenden, die naturgemäß kein Interesse an der 
Änderung des status quo aufbringen. 

Warum haben dann aber die dezidiert linken Parteien, die immerhin 10-15% 
der Wählerstimmen auf sich vereinigen können, keine systematische Kampag- 
ne gegen die Privilegierung der Besitzenden durch den ineffizienten Steuerstaat 
geführt? Ein Teil der Linken hat anarchistische Traditionen, von daher auch 
kein Interesse an einem effizienten Steuerstaat. Und für den Rest gilt vermut- 
lich das schizophrene Staatsverhältnis, das die meisten Bürger praktizieren: viel 
zu erwarten ohne zu zahlen. Kennzeichnend dafür ist, dass das linkssozialisti- 
sche Bündnis ‚Syriza’ vor allem von linken Freiberuflern getragen wird. Insge- 
samt ist der Anteil von Selbständigen (Rechtsanwälten, Ärzten etc.) unter den 
Parlamentariern mit ca. 60% ungewöhnlich hoch (Zouboulidis 2009: 72) und 
erklärt auch das parlamentarische Desinteresse an der Änderung der asymmet- 
rischen Steuerpolitik. Im Übrigen flüchtet man sich in eine abstrakte System- 
kritik. Als die Vorsitzende der Kommunistischen Partei, Aleka Papariga, ge- 
fragt wurde, woher denn das Geld für die Begleichung der Schulden kommen 
solle, wenn nicht von den Bürgern des Staates, antwortete sie: „Aus den 
Schatzhöhlen der internationalen Plutokratie“. 

Die Gewerkschaften, lange Zeit Nutznießer ihrer Parteinähe (vor allem zur 
PASOK) und der Schwäche des Staates, und weitgehend durch Mitglieder des 
Öffentlichen Dienstes geprägt verlegen sich in der Krise auf partikularistische 
Defensivstrategien. Sie fordern z.B., dass die Jahreszulage in Höhe eines hal- 
ben Monatslohns der Staatsdiener (das sog. „13. und 14. Monatsgehalt“ wie es 
fälschlich genannt wird) erhalten bleiben müsse, was die Privatbeschäftigten 
indes als Privileg ansehen und sich daher nur wenig an den monatlichen ‚Ge- 
neralstreiks’ beteiligen, die seit Anfang des Jahres stattfinden. Symptomatisch 
für die gruppenspezifische Interessenpolitik ist der fünftägige Streik der Zöll- 
ner im Februar, mit dem sie den Außenhandel lahm legten. Sie forderten, von 
den Lohnkürzungen ausgenommen zu werden, weil sie mit ihrer Arbeit zu den 
Einnahmen des Landes beitrügen. 

In der Steuerverweigerung wirken jahrzehntelange Erfahrungen mit der struk- 
turellen Schwäche des Staates nach, auch bei den unteren Schichten. Man will 
dem Staat nichts geben, weil er ineffizient ist und er bleibt ineffizient, weil zu 
viele ihm nichts geben wollen - was nicht nur die Steuern betrifft. Korruption 
ist tief in die politische Kultur und die Alltagserfahrung eingelassen und er- 
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scheint als Normalität®. Weite Bereiche der Wirtschaft und der Einkommen 
wurden erst im Verlauf der 1980er Jahre überhaupt administrativ erfasst. Das 
Steuersystem blieb auch dann unvollständig und ist noch heute hinsichtlich 
der Verwaltungskosten und des erzielten Aufkommens das ineffizienteste unter 
den OECD-Ländern. Wiederholte Steueramnestien, Steuersätze auf Grundei- 
gentum, Zinsen und Dividenden weit unterhalb des EU-üblichen Niveaus 
führten zu einer Steuerquote, die um 4,5 % unter dem OECD-Durchschnitt 
liegt. Allein 2007 gingen Steuern in Höhe von 1,5% des Sozialprodukts durch 
‚Terminverfall’ verloren (OECD 2009b, Kap. 2). 


c. Griechenlands Weg in die Krise 


Nichts also lag näher, als das Bild eines Staats, der sich durch Klientelwirt- 
schaft, Korruption und Intransparenz selbst in die Krise hinein gewirtschaftet 
habe. Dieses Image hat die Athener Regierung selbst zu verantworten, denn sie 
hat ihre Haushaltsdefizite seit vielen Jahre durch ‚kreative Buchführung’ ge- 
schönt. Die Offenlegung des tatsächlichen Defizits von 13,6% des BIP für das 
Jahr 2009 nach der Regierungsübernahme durch die PASOK im Oktober des 
Jahres markierte nur den Höhepunkt einer langen Reihe von Datenmanipula- 
tionen. Bereits 2004 musste Athen konzedieren, nur durch zu niedrig ausge- 
wiesene Budgetdefizite für das Jahr 2000 in einem zweiten Anlauf den Eintritt 
in die Euro-Zone erschlichen zu haben. Auch in den folgenden Jahren wurden 
die Maastricht-Kriterien allein durch fehlklassifizierte Ausgaben und Einnah- 
men eingehalten, welche die Defizite um bis zu 3,5% herunter rechneten. Bei 
der Europäischen Statistikbehörde EUROSTAT, die über die Zuverlässigkeit 
der von den Mitgliedern eingereichten Daten wacht, galten die griechischen 
Angaben als die schlechtesten in der EU.’ Der deutschen Regierung lieferte die 
desorganisierte griechische Politik eine willkommene Vorlage, ihre Mitverant- 
wortung für die aufgestauten Ungleichgewichte im Euro-Raum (siehe dazu 
Heine/Herr 2006: 364ff.) auf eine nahezu handlungsunfähige Regierung abzu- 
wälzen. 

Allerdings hält die populäre Erklärung der aktuellen Krise durch hausgemach- 


6 Bei Transparency International wird Griechenland zusammen mit Bulgarien und Rumänien 
an der Spitze der europäischen Korruptionsskala geführt. 

7 Aufgrund eines überhöhten Defizits wurde Griechenlands erster Antrag auf Mitgliedschaft 
denn auch abgewiesen: „We did send a mission to Greece, but they had a lot of problems of 
getting their numbers right. We had to establish a small [working] group which reviewed all 
of their statistics. All the figures contradicted“ (zit. in Savage 2008: 137). Andererseits lag 
auch das (durch Eurostat bereits korrigierte) Defizit Griechenlands über mehrere Jahre unter 
dem der Bundesrepublik (ebd.: 164). Und man sollte hinzufügen, dass auch die großen Staa- 
ten die Maastrichtkriterien nur durch statistische Kunstgriffe erfüllt hatten: „By 1997, still 
only four nations met the target: Finland, France, Luxembourg, and the United Kingdom. 
Simply put, if the 60 percent debt barrier had been strictly observed, as had the deficit tar- 
get, the EMU most likely would never have come into being” (ebd.: 2006: 136). 
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tes Reformversagen einem differenzierenden Blick nicht stand. Trotz eines ho- 
hen Haushaltsdefizits hat Griechenland nämlich von 2001 bis 2008 mit 
durchschnittlich 4% ein deutlich höheres Wachstum erzielt als die Eurozone, 
die Arbeitslosigkeit um 2% reduziert und bis 2007 die Staatsschuld leicht zu- 
rückgeführt. Die unterdurchschnittliche Kreditfinanzierung der Haushalte 
passt kaum zum Mythos vom luxurierenden Griechen; auch die Unternehmen 
haben das abfallende Zinsniveau nach dem Beitritt zum Euro nicht zur leicht- 
fertigen Überschuldung genutzt (IMF 2009: 5). In diesem Kontext relativieren 
sich auch höhere Inflationsraten und Lohnsteigerungen: zwischen 2000 und 
2008 stieg die griechische Arbeitsproduktivität stärker als die in der Bundesre- 
publik, Italien oder Spanien; allerdings stiegen auch die Lohnstückkosten ü- 
berdurchschnittlich. Eine Reihe administrativer Reformen wurde auf den Weg 
gebracht (OECD 2009b: 52-56). Einige Indikatoren zeigten also einen Auf 
wärtstrend an, der erst mit Einsetzen der globalen Krise abknickte (IMF 2009: 
69). 

Entscheidend für den relativ spät im Jahr 2008 einsetzenden Einbruch der 
Exporte und den Rückgang der Produktion war eine Kombination mehrerer 
Faktoren, die sich der Reichweite der griechischen Politik entzogen. Den Auf- 
takt gab ein externer Schock. Die Kontraktion des Welthandels schlug direkt 
auf die Frachtraten der griechischen Handelsflotte durch, die als größte der 
Welt 4% zum Sozialprodukt und ein Drittel zu den Exporten beitrug; die 
weltweite Konsumzurückhaltung verringerte den Tourismus, der mit 18% in 
das Sozialprodukt und mit über einem Drittel in den Export einging, um ein 
Sechstel (OECD 2009b: 22). Der Wertverfall von Schiffen und ein Auftrags- 
rückgang um ein Drittel belasteten die Kreditversorgung von Frachtunterneh- 
men und Tankerflotten. Hinzu kam ein zweiter externer Schock aus der Bal- 
kan-Region. Seit Beginn des Jahrtausends hat Griechenland die von der EU in- 
tendierte Rekonstruktion des südlichen Balkan mit Investitionen, Infrastruk- 
turprojekten und Technologietransfer unterstützt und den Handel intensiviert. 
Nachdem mehr als 12 Mrd. Euro in die Region investiert waren und die grie- 
chischen Banken sich mit 53 Mrd. Euro engagiert hatten, drehte sich der 
Wind. Noch 2007 als heißer Anlagetipp gehandelt (Rose 2007), nahm man 
angesichts verringerter Liquidität an den globalen Finanzmärkten eine Neube- 
wertung der Risiken vor: „The perception of vulnerability to the crisis was 
heightened by the close economic links that Greece had forged with the e- 
merging countries of Southeast Europe“ (OECD 2009b: 18). Mit dem Kapi- 
talabfluss internationaler Anleger konfrontiert untersagte die Griechische Zent- 
ralbank den Banken des Landes die Stabilisierung ihrer Filialen in der Region. 
Zum dritten zählte Griechenland zu den Verlierern einer unzureichend finan- 
zierten Österweiterung. Die Staatschefs der alten EU weigerten sich, dem von 
der Europäischen Kommission erkannten Finanzierungsbedarf nach- 
zukommen und bestanden darauf, die absehbar kostspielige Integration der 
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neuen Mitglieder aus dem vorhandenen Budget zu bestreiten. Die Kohäsions- 
politik in Richtung Süden wurde zurückgefahren. Die seit 2007 greifende Re- 
duktion der Netto-Transfers, die sich für Griechenland auf mehr als 3% des 
Sozialprodukts beliefen (Berend 2006: 210), hinterließ ihre Spuren in der Zah- 
lungsbilanz. 

Schließlich ist Griechenland durch das taktierende Verhalten einiger europäi- 
scher Regierungen ins Fadenkreuz der Spekulation gerückt. Unklarheit über 
die Antwort der EU auf den im Dezember 2009 verstärkten Abwärtstrend 
griechischer Staatsanleihen hat die Refinanzierungskosten des Landes in die 
Höhe getrieben. Die EU-Regierungen, von Anfang an nicht zu einer gesamteu- 
ropäischen Antwort auf die Finanzkrise fähig, agierten nicht, sie reagierten auf 
die Signale der Marktmacher an den Finanzmärkten. Die lange hinaus gezö- 
gerten Kreditzusagen vom 11. April 2010 über 30 Mrd. Euro wurden zwei Ta- 
ge nach einer weiteren Herabstufung der griechischen Schuldtitel durch die 
Ratingagentur Fitch abgegeben. In kaum zu überbietendem Dilettantismus 
sind die europäischen Regierungen der durchsichtigen Spekulation auf die 
‚trigger-dates’ griechischer Anleihen nachgelaufen: Da bekannt war, dass der 
Umschuldungsbedarf Athens im zweiten Quartal 2010 besonders hoch sein 
würde, war abzusehen, dass dann die allgemein verschlechterte Liquidität der 
internationalen Märkte gegen Griechenland ausgespielt werden würde. Statt 
den erhöhten Zinsforderungen den Wind aus den Segeln zu nehmen, ist die 
europäische Politik ‚dem Markt’ gefolgt. Unfähig, die Lehren aus der ersten 
Spekulationswelle Anfang 2009 zu ziehen, die exakt dieses Muster aufwies, ha- 
ben sie die Warnung des IWF ausgeschlagen: „to avoid a replay of the spike in 
spreads in an already weakened real/financial environment.“ (IMF 2009: 12).? 
Hier also hätte eine Kredithilfe ansetzen müssen. Das deutsche Beharren auf 
‚marktnahen Zinssätzen’ aber trieb den künftigen Schuldendienst in eine Hö- 
he, die interessierte Kreise zu fortgesetzten Wetten auf einen Staatsbankrott 
animierten (Economist 17.5.2010: 65). In ihrer Regierungserklärung vom 5. 
Mai rechnete sich die deutsche Regierung als Stärke an, bewusst gewartet zu 
haben, bis „Griechenland nicht mehr in der Lage ist, sich selbst auf den inter- 
nationalen Kapitalmärkten zu refinanzieren“; und sie rühmte sich, den IWF 
auch gegen die Mehrheit der Euro-Länder und den Präsidenten der EZB ein- 
geschaltet zu haben (Merkel 2010). 


8 Weiter hieß es dort: „If external financing weakens again, the current account deficit could 
unwind rapidiy and growth could falter badly.“ Die Standarderklärung für spreads, nämlich 
das Verhältnis von im ausländischen Besitz befindlichen öffentlichen Schuldtiteln zum 
Sozialprodukt, hat für Griechenland gerade nicht gegriffen: „As of early March, the regres- 
sion significantly under-predicted Greek spreads, which arguably reflected heightened liquid- 
ity concerns and policy uncertainty not captured in the model“ (IMF 2010a: 6, Fn. 6, unsere 
Hervorh.). 
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2. Defekte der Euro-Zone 


Wie konnte die Euro-Zone, der noch am Anfang der Finanzkrise zugetraut 
wurde, „größere Stabilität in das ökonomische Herz Europas gebracht zu ha- 
ben“ (Thornhill 2008), eine solche Entwicklung zulassen? Warum haben die 
immer wieder beschworenen Überwachungsmechanismen zur Verhinderung 
systemischer Krisen nicht wenigstens im Rahmen der Euro-Zone gegriffen, 
obwohl seit Einführung des Euros klar war, dass vertiefte Kapitalmärkte auch 
erhöhte Risiken in sich bergen? Warum hat die Euro-Zone nicht geeignete Ver- 
fahren zur Abfederung asymmetrischer externer Schocks entwickelt, die spezi- 
fische Regionen - wie jetzt Griechenland - besonders hart treffen? Warum ris- 
kierten die europäischen Regierungen, dass nicht nur Griechenland und die 
südliche Balkanregion weg bricht, sondern gefährdeten auch ihr eigenes Ban- 
kensystem, das 58% der griechischen Staatsanleihen hält (Economist, 17.5. 
2010: 65)? All diese Fragen stellen sich unabhängig von der strukturellen Prob- 
lematik Griechenland; sie sind gewiss nicht neu, erlangen im Kontext der eu- 
ropäischen Krise jedoch unvermutete Schärfe. 

Sie verweisen zunächst auf Fehlkalkulationen über die Integrationswirkung der 
Gemeinschaftswährung. Der Entwurf des Euro-Regimes war minimalistisch an- 
gelegt: er verzichtete darauf, der EZB supranationale Institutionen der Finanz- 
aufsicht, der wirtschaftspolitischen Kooperation oder gar eine gemeinsame 
Wirtschaftspolitik zur Seite zu stellen. Die evolutionäre Erwartung, dass die 
Stabilitätserfordernisse des Euro vertiefende Schritte in Richtung einer politi- 
schen Union bewirken würde, lief ins Leere. Selbst im engeren Bereich syste- 
mischer Stabilität blieben die Flanken offen. Es war abzusehen, dass grenz- 
überschreitende Fusionen transeuropäische Finanzinstitute schaffen würden, 
die sich nationaler Aufsicht entziehen. Liquiditätshilfen, die Einlagensiche- 
rung, das Management öffentlicher Fonds, die Banken- und Börsenaufsicht 
etc. aber verblieben in nationaler Regie. 

Die Problematik einer national fragmentierten Regulation war rechtzeitig be- 
kannt (vgl. CEPT 1999; OECD 2000: 67-72). Wie sollten etwa die deutschen 
Behörden, die gemäß dem ‚Prinzip der Kontrolle durch das Heimatland’ zu- 
ständig für die Aktivitäten von Banken mit deutscher Zentrale im gesamten 
Euro-Raum sind, sich hinreichend über die Risikoexpositionen deutscher Ban- 
ken in Griechenland informieren? Und welche Form der Zusammenarbeit soll- 


9 Das war die in der deutschen Politik vorherrschende Sicht: „Die Politische Union ist das 
unerlässliche Gegenstück zur Wirtschafts- und Währungsunion. Die jüngere Geschichte und 
zwar nicht nur die Deutschlands, lehrt uns, dass die Vorstellung, man könne eine Wirt- 
schafts- und Währungsunion ohne Politische Union auf Dauer erhalten, abwegig ist“ (Hel- 
mut Kohl 1991, zit. nach Hacker 1999: 31f.). Dem entspricht Kohls Kommentar zur gegen- 
wärtigen Führung seiner Partei: „Ich habe kein Verständnis, ... für Leute, die so tun, als ginge 
sie Griechenland nichts an. ... Natürlich ist das alles schwierig, aber man muss alles tun“ 
(Fichtner 2010). 
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ten die Finanzbehörden der Mitgliedsstaaten nutzen, um systemischen Risiken 
für die Euro-Zone als ganzer zu begegnen? In welchem Verhältnis sollte die 
Liquiditätsversorgung auf europäischer und auf nationaler Ebene zueinander 
stehen? Während Frankreich und Italien für eine einheitliche europäische Auf- 
sicht plädierten, zogen es Großbritannien und Deutschland vor, nationale 
Praktiken gegenseitig anzuerkennen. Einige übergreifende Komitees folgten 
demselben Prinzip der ‚Subsidiarität’, das einen gemeinsamen makroökonomi- 
schen Rahmen für die Eurozone ausschloss: ohne einer zusätzlichen Bürokra- 
tie zu bedürfen, würde der Regulierungswettbewerb zwischen den Mitglieds- 
staaten früher oder später zur Konvergenz führen. 

Wichtiger als die technischen Details dieser Konstruktion und ihrer Mängel 
sind die Gründe, aus denen sie über ein Jahrzehnt konserviert wurde. Nicht 
Naivität stand im Hintergrund, sondern eine fortgesetzte Aversion gegen sup- 
ranationale Lösungen, sei dies, um die nationalen Finanzplätze zu festigen, ei- 
gene Banken zu protegieren oder den Vorteil einheimischer regulatorischer 
Routinen zu nutzen (de Larosiere et al. 2009: 75-77). Nicht zuletzt war kein 
Mechanismus zur Lastenverteilung in potentiell EWU-weiten Krisen vorgese- 
hen, da diese der offiziellen Philosophie zufolge allein von nationalen Regie- 
rungen zu verantworten und zu verarbeiten seien. 

Kollektives Handeln oder gar institutionelles Lernen fiel unter diesen Voraus- 
setzungen schwer. Der latente ökonomische Nationalismus, der sich in der 
Regulation des Euro-Regimes festgesetzt hatte, wurde mit Beginn der Finanz- 
krise manifest und behinderte europaweite Lösungsansätze. Dem von Irland 
ausgehenden Wettbewerb um Einlagensicherungen und Investorengarantien 
folgten nationale Konjunkturprogramme. Die Berliner Regierung wies im Na- 
men deutscher Steuerzahler die Idee eines Europäischen Krisenfonds zurück. 
Der französische Präsident, der Mitterands Idee einer Europäischen Wirt- 
schaftsregierung wieder belebt hatte, brachte sogleich kulturelle Differenzen 
ins Spiel, um zu erklären, dass jedes Land seine Banken mit eigenen Mitteln 
beschütze. Selbst der erste massive Angriff auf die Refinanzierungsbedingun- 
gen von acht Euroländern im Januar 2009 führte nicht zur Besinnung. 
Offenbar ist der vergemeinschaftende Effekt der Wirtschafts- und Währungs- 
union (EWWU), heute charakteristischerweise zur Währungsunion (EWU) 
verkürzt, ausgeblieben. Die politische Intention des als ‚Projekt’ ausgegebenen 
Kompromisses zwischen der deutschen und französischen Führung, nämlich 
die Zinsführerschaft der Bundesbank gegen die Zustimmung zur Vereinigung 
beider deutscher Staaten abzugeben, basierte auf der riskanten Annahme, dass 
das in der EZB institutionalisierte geldpolitische Regelwerk realwirtschaftliche 
Konvergenz herbeiführen würde. Realwirtschaftliche Konvergenz wäre dann 
das Fundament, um die vorauslaufende monetäre Integration mit der politi- 
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schen Vertiefung des gemeinsamen Europas zu resynchronisieren.' 

Von politischer Vertiefung ist heute wenig zu hören. Die nachlassende Intensi- 
tät der ‚europäischen Idee’ wird gerne dem reaktivierten Nationalismus osteu- 
ropäischer Regierungen zugeschrieben. Tatsächlich aber verdankt sich die poli- 
tische Lähmung Europas einer Neubewertung der Währungsunion. Diese er- 
scheint nicht länger als Stadium eines weiterlaufenden evolutionären Prozesses, 
sondern als „radikaler Wandel in der Struktur Europas“, wie der erste Chef- 
theoretiker der EZB, Issing, der aus alten Bundesbanktagen noch Rechnungen 
mit dem politischen Establishment offen hat, postuliert. Die Währungsunion 
tritt an die Stelle weiterer politischer Formen der Integration, indem „implizit 
koordinierte Ergebnisse ex-post“ die „Notwendigkeit explizit koordinierter Po- 
litik“ substituieren (Issing 2002: 348). Das hat ein überraschendes Ergebnis: 
„Europe’ has perhaps become closer to a “final state” than many would ad- 
mit“ (Issing 2008: 240). Der Vorteil einer monetären Verfassung besteht aus 
dieser Sicht in institutioneller Sparsamkeit und einem ‚depolitisierten’ Geld. 
So gesehen bedarf es keines neu zu schaffenden politischen Überbaus, um 
Länder wie Griechenland auf ‚Stabilitätskurs’ zu bringen. Die ‚strukturelle An- 
passung’ der griechischen Gesellschaft an die Regeln des Stabilitätspakts er- 
schien hinreichend, wobei die seinerzeit auf Drängen Frankreichs hinzugefügte 
Wachstumskomponente des Stabilitäts- und Wachstumspakts stillschweigend 
herausgekürzt wurde. Korrekturen des Euro-Regimes werden dezentralen Hay- 
ek’schen Suchprozessen anheim gestellt (Issing 2008: 234)." 

Unter diesen Voraussetzungen ist der Marktkonformismus der EU zu verstehen, 
der Kapitalmärkten und Rating-Agenturen ein Urteil über Griechenland und die 
Euro-Zone insgesamt einräumt. Die fatale Rolle dieser privatwirtschaftlichen Un- 
ternehmen am Zustandekommen der globalen Krise ist inzwischen anerkannt,’ 
so dass die vorrangige Frage wiederum lautete: ‚Greek bail-out: are investors con- 


10 Damit wäre die „effektive Parallelität“ zwischen monetärer und politischer Integration ein- 
geholt, die allen Programmen der europäischen Integration bis Maastricht zugrunde lag und 
die in der oben zitierten Äußerung Helmut Kohls nachhallte; siehe zu diesen Zusammen- 
hängen Müller (1999: 17.) 

11 Man kann in diesen Äußerungen unschwer den Versuch einer Rückabwicklung der Wäh- 
rungsunion als Weg zur politischen Vertiefung Europas erkennen: den Versuch, die DM- 
Hegemonie unter anderem Namen zu restaurieren. Schlichtere Gemüter sprechen dies 
hemmungsloser aus, sie denunzieren die Währungsunion als eine „französische Erpressung“ 
und weisen die Kreditierung Griechenlands aus „Verantwortung vor unserem Volk“ zurück 
(so der Nationalhistoriker Arnulf Baring in einer Themensendung der ARD am 25. 4. 2010). 

12 Alle drei Rating-Agenturen hatten Lehman Brothers bis zum Vorabend des Zusammen- 
bruchs die höchste Bewertung gegeben. Die Methodologie und die Interessenverflechtung 
dieser Agenturen ist einer vernichtenden Kritik seitens des Financial Stability Forum unter- 
zogen worden (de Larosiere et al. 2009: 75-77). Die EZB selbst hatte der Rating-Industrie 
(‚external credit assessment institutions’) allerdings Einfluss auf die Entscheidungsfindung 
der angeblich autonomen Zentralbank verschafft, indem sie diese als ‚Marktinitiativen zur 
Selbstregulation’ anerkannte (ECB 2009: 110). 
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vinced? (Financial Times, 15.4.2010). Statt den Größenvorteil der Euro-Zone 
marktkorrigierend einzusetzen, wählte man ‚marktnahe Zinssätze’ für Beistands- 
kredite und versucht die Marktmacher gnädig zu stimmen. 

Wenn wir es richtig sehen, geht es hier weniger um eine technokratische Ex- 
pertenlösung für die griechische Krise: Die ‚Rettung Griechenlands’ ist das 
Feld, auf dem die Auseinandersetzung zwischen den Regierungen der Euro- 
Zone um die strukturellen Defekte eines monetären Regimes beginnt, das seit 
einem Jahrzehnt für wachsende Ungleichgewichte verantwortlich ist. Dabei 
geht es zum ersten um explizit institutionalisierte Lösungen für Krisensituati- 
onen, die das Anpassungspotential einzelner Länder überfordern. Das betrifft 
zum zweiten Abwertungswettläufe, die auch innerhalb einer Währungsunion 
möglich sind. Die französische Vorstellung, die DM-Hegemonie durch Ent- 
thronung der Bundesbank zu brechen, erwies sich als Illusion des ‚monetaris- 
tischen Paradigmas’ der Integration. In Deutschland wurde die realwirtschaftli- 
che Grundlage der DM-Hegemonie umso eifriger ausgebaut. Hinter dem 
Schutzschirm des Euro wurden die Lohnstückkosten unter den Durchschnitt 
der Euro-Zone gedrückt, indem die Einkommenszuwächse konsequent hinter 
dem Produktivitätswachstum zurückblieben, ohne dass wie in früheren Zeiten 
eine Aufwertung der DM diesen Effekt zumindest teilweise kompensiert hätte. 
Denn der Wechselkurs war nicht nur der „entscheidende Sanktionsmechanis- 
mus“ (Issing 2008: 195) für Defizit-, sondern auch für Überschussländer. Die 
hierzulande immer schon kultivierte Bescheidenheit wurde durch mehrere, le- 
gislative wie situative Techniken des Lohndumping systematisiert - durch die 
Rot-Grüne Agenda 2010, einen großen Pool ostdeutscher Arbeitsloser, gewerk- 
schaftsfreie Zonen im Osten, die Ablehnung von Mindestlöhnen, Abwande- 
rungsdrohungen seitens der Industrie und die eifrig genutzte Erweiterung der 
EU. Der reale effektive Wechselkurs der deutschen Exportwirtschaft, ausge- 
drückt in der relativen Entwicklung der Arbeitskosten, unterlief den aller Euro- 
länder zwischen 1998 und 2007 um 13%, eine Entwicklung, die sich bis in die 
Krise hinein fortsetzte (Europäische Kommission 2010: 7, OECD 2010: 46). 
Diese Gefahr hatte das Delors-Papier über die Einführung des Euro durchaus 
antizipiert. Geschäftsgrundlage der gemeinsamen Währung sollten daher nicht 
nur eine gleichgerichtete Wirtschaftspolitik und strukturelle Maßnahmen ge- 
gen Peripherisierung sein, sondern auch eine gleichermaßen an die Produktivi- 
tät gekoppelte Tarifpolitik (Delors et al. 1989: 18-20). Deutschlands Regierun- 
gen haben sich nicht an diesen Leitlinien orientiert. Ihre ‚Reformen’ liefen da- 
rauf hinaus, die Lohnstückkosten massiv zu senken, auch um den Preis, den 
heimischen Konsum einzuschränken, um desto kompetitiver zu exportieren: 
man erwartet Nachfrage, ohne selbst nachzufragen. Hinter der Produktivitäts- 
entwicklung zurückbleibende Finkommen werden durch den Primat nationa- 
ler Arbeitsplätze legitimiert (Issıng 2008: 217). So wird die Solidarität ın der 
Euro-Zone nicht nur durch die Konkurrenz zwischen Deutschlands notori- 
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schem ökonomischen Nationalismus (Müller 2005) und Frankreichs dirigisti- 
schen Ambitionen (Cliff 2006), sondern auch durch einen Nationalismus der 
vulgäreren Art unterhöhlt. Rechtspopulistische Medien haben den tugendhaf- 
ten deutschen Rentner, Arbeiter und Steuerzahler gegen die ‚faulen Griechen’ 
aufgebaut. Von der deutschen Regierung brauchte man zurechtweisende Worte 
nicht zu erwarten. Denn sie profitiert zweifach von diesem Treiben: es erzeugt 
nationalen Stolz auf die eigenen Entbehrungen und leitet die Aggressionen auf 
seit zehn Jahren stagnierende Einkommen nach außen ab. 


3. Von Griechenland zur ‚systemischen Krise’ der Euro-Zone 


Die griechische Krise ist eine lokale Artikulation der globalen Finanzkrise und 
hat zugleich weit gefächerte Implikationen für deren Verarbeitung, die wir hier 
nur in zwei Richtungen andeuten. Zum einen hinsichtlich der oben beschrie- 
benen innenpolitischen Konstellation: Könnte unter dem Krisendruck das 
Machtkartell der politischen Lager und das Muster klientelistischer Politik 
aufbrechen? Zum anderen war die Vorstellung, die ‚griechische Krise den Grie- 
chen zu überlassen’ (Economist, 18.2. 2010), eine grandiose Fehleinschätzung, 
die die Augen vor dem übergreifenden Kontext der Krise verschloss, und 
zugleich symptomatisch für das Kernproblem der Euro-Zone. Die entschei- 
dende Frage lautet hier, ob der am 9. Mai 2010 im Eilverfahren beschlossene 
‚Europäische Stabilisierungsmechanismus’ lediglich auf eine dramatisch ver- 
schärfte Marktsituation reagiert oder den Auftakt zu einer Neuausrichtung der 
europäischen Wirtschaftspolitik gibt. 


a. Das griechische Dilemma 


Die unmittelbaren Auswirkungen der griechischen Krise treffen in erster Linie 
Griechenland selbst und hier jene Bevölkerungsgruppen, denen die Hauptlast 
aufgebürdet wird; sie geht mit dem tiefsten Ansehensverlust einher, den eine 
Regierung der EU je hinnehmen musste. Die Gründe für Regierungen, den 
IWF zu Hilfe zu bitten, sind komplex. Neben der Überbrückung von Notsi- 
tuationen versuchen sie zugleich, innenpolitische Gegner mit der Autorität ei- 
ner multilateralen Institution auszustechen und unpopuläre Maßnahmen 
durchzusetzen (Vreeland 2007: 62ff.). Kann äußerer Druck die gegenwärtige 
Extremsituation auflösen? 

In der Vergangenheit blieben die griechischen Regierungen gleich welcher 
Couleur „immun gegen den Einfluss der internationalen Umgebung und ihrer 
eigenen negativen ökonomischen Erfahrungen“ (Maravall 1997: 84). Ebenso 
wenig wie die PASOK-Regierung Papandreous von 1981-1989 und die Nea 
Demokratia-Führung unter Mitsotakis seit 1989 konnte die 1993 an die 
Macht zurückgekehrte PASOK das Blatt zu wenden. Die Absicht der Simitis- 
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Regierung, das Euro-Regime als externen Reformanker zu nutzen," konnte im 
Treibsand der griechischen politischen Kultur nicht greifen, und so blieb 
Griechenland das einzige Land, das keine Konvergenz an EU-Verhältnisse zu- 
stande brachte. Die Überwindung einer partikularistischen politischen Kultur 
und der in ihr verwurzelten Interessen, aber benötigt andere Zeiträume und 
folgt anderen Regeln, als die Beherrschung von Zahlungsbilanzkrisen; hierzu 
bedarf es der Überzeugung und der kollektiven Einsicht, dass von Systemen 
mit nahezu universeller Korruption gleichwohl nur eine Minderheit dauerhaft 
profitiert. In die Überwindung dieser Konstellation werden unweigerlich Ge- 
fühle einer gerechten Lastenverteilung hineinspielen, was Konflikte mit den 
Hauptnutznießern des alten Systems einschließt. Ein kollektives shame pu- 
nishment, die Ausstellung ‚der Griechen’ in der europäischen Öffentlichkeit 
als „Bittsteller und Aussätzige Europas“ (Münchener Merkur, 26.04.2010: 2), 
ist solchen Lernprozessen kaum förderlich. 

Ob die PASOK-Regierung die Auflagen von IWF und EU durchsetzen kann, 
wird von der innenpolitischen Konstellation abhängen - ob sie, in der Spra- 
che des Post-Washingtoner Konsenses, ‚ownership’ reklamieren kann, oder ob 
Theorien einer Verschwörung von IWF, EZB und USA zur ‚Abschaffung des 
griechischen Volks’ (Mikis Theodorakis) Fuß fassen. Das ‚Memorandum of 
Understanding’ des IWF wurde parlamentarisch akzeptiert: Bis Ende 2013 ist 
beabsichtigt, das Haushaltsdefizit unter 3% zu drücken und 36,4 Mrd. Euro 
einzusparen, indem öffentliche Gehälter und Pensionen eingefroren, Zulagen 
gekürzt, das Rentenalter heraufgesetzt und die indirekten Steuern erhöht wer- 
den!*. Angesichts der oben dargestellten Defekte der Steuererhebung erscheint 
die Steigerung des Steueraufkommens um 4% und angesichts des überdimen- 
sionierten öffentlichen Sektors und des Militärs scheinen Finsparungen von 
5,3% bis 2013 zumindest rechnerisch möglich. Den Erfahrungen der letzten 
zwei Jahre nach würde diese ‚Stabilisierung’ allerdings auf einem niedrigeren 
Niveau stattfinden. Die Baltischen Staaten haben nach ähnlich harten Anpas- 
sungen zweistellige Rückgänge des Sozialprodukts und wegbrechende Steuer- 
einnahmen zu verkraften. Für Griechenland erwartet der IWF zwar bereits für 
2012 wieder Wachstum, aber eine langdauernde Arbeitslosigkeit von fast 15% 
(IMF 2010c). Da das BIP zu 70% vom Binnenkonsum bestimmt wird, werden 
sich Einkommenskürzungen von über 20% stark kontraktiv auswirken - was 
die Wachstumsperspektive höchst fraglich macht. 


13 „The move was a triumph for the modernizing policies of Prime Minister Costas Simitis, 
who in a few short years managed to rescue the Greek economy from high inflation and ex- 
cessive debt, and hoist it up close to the standards in most of the rest of Europe,“ hieß es in 
der New York Times vom 20. Juni 2000. Ähnliche Illusionen hatte offenbar auch der Minis- 
ter-Rat der EU, der dem Beitritt zustimmte, obwohl ihm die Defekte der griechischen Ad- 
ministration aus einer langen Liste von OECD-Berichten bekannt waren. 

14 Eine ausführliche Darstellung der Maßnahmen findet sich bei Kadritzke (2010b). 
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So befindet sich Griechenland in einer Münchhausen-Situation: ohne externe 
Hilfen zur strukturellen Modernisierung seiner defekten Ökonomie wird es 
sich nicht aus der ihm drohenden Stagnationsphase befreien können. Für die 
vorzeitige Auszahlung weiterer Strukturhilfen aber hat Athen das europäische 
Vertrauen darauf verspielt, diese sachgerecht zu verwenden. Wahrscheinlich 
wird die Informalisierung der Wirtschaft und der Druck auf die Arbeits- 
migranten aus der Balkanregion zunehmen; und sicherlich wird, wie in Irland 
und im Baltikum, die alte Tradition der Emigration in weniger zerrüttete Län- 
der aufleben - mit dem Unterschied, dass dort die Zeiten beschäftigungsinten- 
siver Industrien vorüber sind. 


b. Europas Weg in die ‚systemische Krise’ — 
Machtverschiebungen im Euro-Regime? 


Der verengte Blick auf Griechenland war von vornherein eine gefährliche Illu- 
sion. In fast allen OECD-Ländern verschob man die Krisenfolgen schlicht in 
die Staatsfinanzen, ohne ernsthafte Reformen der Kapitalmärkte und Banken 
in Angriff zu nehmen. Erodierende Staatshaushalte haben sich so zu einem 
Risiko für das globale Finanzsystem aufgebaut. Steuerausfälle, Konjunkturpro- 
gramme und vor allem die Übernahme von Risikopositionen des Bankensek- 
tors haben die öffentliche Schuld der G7-Staaten auf das höchste Niveau seit 
60 Jahren anschwellen lassen (IMF 2010a: 8). Weltweit haben Regierungen 
und Zentralbanken bis Ende letzten Jahres 11,4 Billionen Dollar für die Stabi- 
lisierung des globalen Finanzsystems aufgewendet, die nun als offene Posten in 
ihren Haushalten stehen. Da durchgreifende Reformen dieses Systems aus- 
geblieben sind, konnten sich dessen Akteure die nächsten Spekulationsobjekte 
sogleich unter diesen Regierungen aussuchen. Im verkehrten Bewusstsein des 
Finanzkapitalismus geht die Gefahr nämlich nicht von den weiterhin frei wal- 
tenden Finanzmarktakteuren aus, sondern von ‚unsoliden Staaten’ - einer 
recht flexiblen Kategorie. Und das ist auch der vorgeschobene Grund gegen 
eine Besteuerung von Finanzmarkttransaktion: die Märkte könnten dann nicht 
mehr das Ausgabeverhalten der Staaten kontrollieren. 

Ganz oben auf der Gefährderliste für die Stabilität der Euro-Zone standen im 
letzten Jahr neben Irland und Italien zeitweilig drei Kernländer der EU, näm- 
lich Österreich, Belgien und die Niederlande. Griechenland war also zunächst 
ein kleiner, relativ spät hineingeworfener Stein in einem weltweiten Spiel, in 
dem der Euro-Zone eine Abwehrstrategie fehlte. Entschiedenes kooperatives 
Handeln hätte das Land aus der Abschusszone nehmen können, so aber ka- 
men noch ım April 2010 Portugal und Spanien auf die Liste, für die zudem 
Belgien, Italien und Großbritannien vorgemerkt sind. Sieht man über Europa 
hinaus, dann sind desweiteren die USA und Japan im Visier." 


15 „Moody’s, Standard & Poor’s, and Fitch warned that they might have to downgrade the 
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Von der EU hätte man erwarten können, die Zeichen der auf sie übergreifen- 
den Krise frühzeitig zu erkennen. Der oben beschriebene Dissens über die 
wirtschaftspolitische Ausrichtung der Eurozone aber blockierte die Entschei- 
dungsprozesse und problemangemessene Lösungsformen. Die deutsche Seite 
insistierte auf einem verschärften Stabilitäts- und Wachstumspakts, der das 
beste Mittel gegen den Aufbau explosiver Ungleichgewichte sei. Im Taktieren 
gegenüber Athen versuchte die Bundesregierung ihre Vorstellungen von einer 
Revision des Pakts gegenüber Frankreich und den ‚Südländern’ durchzusetzen, 
die sie traditionell inflationärer Krisenlösungen verdächtigt. Der alte DM- 
Imperialismus meldete sich im Namen eines ‚harten Euro’ mit dem Ruf nach 
Stimmrechtsentzug für Defizitländer zurück und drohte mit dem IWF als Al- 
ternative.'‘ 

Diese Operation verschätzte sich allerdings in der Dimension des auf Europa 
zukommenden Problems. Die zweite Spekulationswelle testete anhand einzel- 
ner Länder die Handlungsfähigkeit der Union als ganzer. Anfang Mai 2010 
wurde klar, dass es nicht mehr um Länderpakete und auch nicht um den Au- 
ßenwert der Gemeinschaftswährung ging,” sondern um deren Existenz. Die 
unter Politikern und in den Medien zirkulierenden Vorschläge, ‚Defizitsün- 
dern’ den Austritt aus der Euro-Zone nahe zulegen, und Gedankenexperimen- 
te, einen harten Kern von Nordländern auszugründen, waren eine erstklassige 
Einladung, hierauf Wetten abzuschließen. 

Erst die Anzeichen, dass diese Wetten aufgehen könnten, veranlassten den 
Präsidenten der EZB, eine „systemische Krise“ der Euro-Zone auszurufen und 
Maßnahmen gegen ‚dysfunktionale Märkte’ zu fordern; erst die Liquiditäts- 
probleme des Euro-Systems als Ganzem mobilisierten in kürzester Zeit ein 
Notfallprogramm, das durch eine konzertierte Aktion von EZB, Federal Reser- 
ve, der Bank of Japan, der Kanadischen Zentralbank, der Schweizerischen Na- 
tionalbank und der Bank of England flankiert wurde (Economist, 15.5.2010: 
36 u. 71-73). Die bloße Tatsache, dass diese Aktion im Hintergrund ablief, 
zeigt, wie weit sich die Posen der europäischen Regierungen vom realen Fi- 
nanzmarktgeschehen entfernt hatten. Ein zweitklassiges politischen Schauspiel 


triple-A debt of the United States“ schreibt die New York Times vom 21.3.2010 und sieht 
dahinter die kollektive Drohung des Finanzsektors gegen ihn einschränkende Gesetzes- 
vorhaben. Zum Regulationsversagen der Regierungen der EU wie der USA, insbesondere 
hinsichtlich der überfälligen Trennung zwischen Geschäfts- und Investmentbanken siehe 
Blundell-Wignell et al. (2010). 

16 „Außerdem sehen diese Länder, dass der Weg Griechenlands mit den strengen Vorgaben des 
IWF nicht einfach ist“ (Merkel-Interview in der Bild am Sonntag vom 2.5.2010). 

17 Der immer noch 10 Prozent oberhalb des ‚europhorischen’ Ausgangskurses von 1.18 Dollar 
im Jahr 1999 lag (OECD 2000: 47) und weit über dem Tiefstwert von 0,83 Dollar. Abgese- 
hen davon verfolgt die EZB ein Inflations- und kein Wechselkursziel, so dass man in der 
Diskussion um den ‚schwachen Euro’ unschwer eine Projektion vom üblicherweise steigen- 
den Wechselkurs der DM auf die Gemeinschaftswährung vermuten kann. 
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wurde vom outward-spillover der ‚griechischen Krise’ in die europäischen Ban- 
ken und von hier aus in das globale Finanzsystem in die Realität zurückgeholt. 
Mit dem Umfang dieses Programms erkannten die europäischen Regierungen 
erstmals die Größenordnung der nur gemeinsam abzuwehrenden Gefahren an. 
In das Gesamtpaket von 750 Mrd. gehen 500 Mrd. Euro Kreditzusagen seitens 
der EU-Staaten sowie die IWF Anteile der beteiligten Länder ein (die damit 
anderen Krisenregionen entzogen sind). Aufschlussreicher als die genannten 
Beträge ist der ‚„Mechanismus’, über den sie bedrohten Defizitländern zur Ver- 
fügung gestellt werden sollen. Die Regierungen waren nicht bereit, der Europä- 
ischen Kommission mehr als die bereits im Budget vorhandenen 60 Mrd. Eu- 
ro für zur Vergabe von Notfallhilfen zu überlassen; 440 Mrd. Euro werden 
durch bilaterale Verträge vergeben. Die deutsche Regierung insistierte wieder- 
um auf einem verschärften Überwachungssystem unter Co-Regie des IWF. Der 
Aktionsspielraum der EZB wird um den direkten Ankauf gefährdeter Staatsan- 
leihen erweitert. 

Dieser ‚Europäische Stabilisierungsmechanismus’ (ESM) ist alles andere als 
unpolitisch, und die Deutungen, was er für die Zukunft der europäischen In- 
tegration impliziert, gingen noch vor seiner Ratifizierung auseinander. Die 
französische Führung inszenierte ihn als den Durchbruch zu einer ‚echten 
Wirtschaftsregierung’, eine ‚systemische Antwort auf eine systemischer Krise’, 
die über die aktuelle Notsituation hinaus neue Parameter für die europäische 
Politik definiert. Aus deutscher Sicht scheint es sich dagegen um eine größer 
dimensionierte Kreditfazilität der Art zu handeln, wie sie der IWF unter wech- 
selnden Namen immer wieder auflegt. Das wäre dann eher der Einstieg in ein 
verschärftes Sanktionsregime, in dem externe Institutionen ın die Haushaltspo- 
litik nahezu aller Eurostaaten eingreifen. Die Europäische Kommission hat 
sich dies zueigen gemacht und vorausgreifende Kontrollen der nationalen 
Haushaltentwürfe gefordert (FTD 12.5.2010). Ob das als ‚postnationales Regie- 
ren’ einer neuen Art durchgeht, ist zweifelhaft, zu deutlich ist die Handschrift 
dieses Regimes: „The result could be a Europe in which Germany, through 
EU institutions, imposes controls over welfare states, labor markets and other 
policy areas in other euro-zone countries“ (Walker/Karnitsching 2010). Wel- 
che Interpretation des ESM sich durchsetzt, wird von den Diskussionen und 
Ratifizierungsprozessen in den europäischen Parlamenten abhängen, und es ist 
ungewiss, wie viele der europäischen Regierungen ihrer Entmächtigung zu- 
stimmen würden. 

Die temporäre Legitimität des ESM ist die einer Notstandsregierung, die sich 
in Momenten der Gefahrenabwehr über demokratische Verfahren und so auch 
über die vertragliche Grundlage der EU hinwegsetzt. Tatsächlich aber könnte 
das Verfahren und der vorgeschlagene ‚Mechanismus’ die Legitimation der EU 
insgesamt unterminieren. In der gegenwärtigen Krise wurde das Prinzip der So- 
lidarität zwischen Mitgliedsstaaten verletzt; Merkels Vorschläge für verschärfte 
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Sanktionen einschließlich der Suspension von Stimmrechten würden die 
Gleichheit der Mitglieder vor den Verträgen aushebeln. In der sich abzeich- 
nenden Krisenbewältigung importiert die EU Strukturanpassungsprogramme 
nach dem Muster des IWF, die das ‚soziale Europa’ ad absurdum führen. 
Wenn Dominique Strauss-Kahn verkündet, dass der „griechische Fall eine gute 
Lektion ist und gewisse Länder beeinflussen wird“ (Thomas 2010), wenn der 
IWF nun Spanien und Portugal dieselben Programme zusichert wie Ungarn, 
Lettland, Rumänien und Griechenland (IMF 2010c), kann man wissen, was die 
Gleichheit vor den Konditionen dieser Institution beinhaltet. „Was die Grie- 
chen von Lettland lernen können“(FTD 11.5.2010) ist, wie man Krankenhäu- 
ser, Schulen und Teile des Nahverkehrs auch ohne Widerstand auf der Straße 
schließen und die Lohnstückkosten innerhalb kürzester Zeit um ein Drittel 
senken kann. Und was ‚gewisse Länder’ dem griechischen Beispiel absehen sol- 
len ist, dass auch von ihnen ‚interne Abwertungen’ vergleichbarer Art erwartet 
werden. Dass Deutschland ihnen mit einer ‚internen Aufwertung’ zur Ent- 
schärfung der innereuropäischen Gleichgewichte entgegenkommt, ist nicht zu 
erwarten. 

So ist die große Abrechnung mit dem anglo-amerikanischen Kapitalismus, die 
europäische Politiker von Sarkozy über Brown zu Putin auf dem G-20 Treffen 
im März 2009 angekündigt hatten (Burns/Thomas 2009; Thornhill 2009) in 
das konventionelle Muster zurückgefallen. Die systemischen Ursachen der Kri- 
se werden den in die Krise geratenen Ländern zugeschrieben; die exorbitant 
gestiegene Verschuldung zur Alimentierung der Finanzsektoren wird vermeint- 
lich überspannten Sozialhaushalten in Rechnung gestellt. In dieser abenteuerli- 
chen Konstruktion meldet sich der Kapitalismus ohne Einschränkungen zurück. 
„As a period of loose credit gives way to an era of austerity, the social cohesion 
of many nations will be put to the test. Not all countries will pass” (Economist, 
4. 3. 2010). Diese Entwicklung abzuwenden, ist in der Tat ein Test: auf die Rest- 
vernunft der europäischen Parlamente und die Sinnhaftigkeit Europas. 
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